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    Vorwort


    46 Milliarden Euro haben Bund und Kommunen allein im Jahr 2011 für Hartz IV ausgegeben – der Sozialetat ist mit Abstand der größte Posten im Bundeshaushalt. Doch werden diese Mittel wirklich sinnvoll investiert? Und sind die Leistungsempfänger auch die Gewinner, wenn es um Fördermaßnahmen geht? Wer die Verlierer?


    In diesem Buch begebe ich mich auf eine Reise durch den deutschen Behördendschungel und entdecke dabei mehr und mehr, dass das Geschäft mit der Arbeitslosigkeit boomt und für viele Firmen ein durchaus lohnender Wirtschaftszweig ist. Denn trotz Eurokrise und Staatsverschuldung wird eine Hartz-IV-Industrie am Leben gehalten, die viel kassiert, aber wenig Nutzen stiftet – am allerwenigsten denen, die echte Unterstützung brauchen. Einmal entdeckte Abkassiermöglichkeiten werden stetig ausgebaut und immer neue Bedürfnisse künstlich geschaffen. Denn: Der Selbsterhaltungstrieb all der Organisationen, die über die Abschaffung von Armut, über die Notwendigkeit von Bildung und »Teilhabe« räsonieren, ist das größte Hindernis dabei, dass die Fürsorgeempfänger wieder auf die Beine kommen und auf eigenen Füßen stehen. Zwar hat die Konjunktur insgesamt Bewegung in den Arbeitsmarkt gebracht, bei den Langzeitarbeitslosen tut sich jedoch so gut wie nichts.


    Über die Hälfte von ihnen ist »nicht mehr vermittelbar«. Bildungsträger kümmern sich um sie und machen so ein Milliardengeschäft. Es gibt Strickseminare, Supermärkte mit Gummieiern, Theaterkurse und Telefonausbildungen – Maßnahmen, angeboten von einem Wirtschaftszweig, dem es umso besser geht, je mehr Menschen auf staatliche Hilfe angewiesen sind. Im Jahr 2012 kassierten diese Bildungsträger monatlich 500 bis 800 Euro pro Teilnehmer von den Jobcentern für mehrmonatige Kurse wie diese. Mancher Arbeitslose saß bereits zum zehnten Mal im Seminar »Wie bewerbe ich mich richtig?«


    Die Hartz-Maschine brummt. So werden Fernfahrer mit Geldern des Jobcenters aus Steuermitteln ausgebildet, Spediteure können sich die teuren Ausbildungsmaßnahmen sparen, der Steuerzahler springt garantiert ein. Bundesweit sammeln etwa 4500 Tafel-Fahrzeuge in Supermärkten und Geschäften welkes Gemüse und abgelaufene Lebensmittel ein – überwiegend gegen Spendenquittung. Die Spender bestehen darauf, dass alles abgeholt wird, selbst wenn es schimmelt und fault, denn so sparen sich die Betriebe teure Entsorgungskosten. Es entsteht eine Parallelwelt, das Lebensmitteltauschgeschäft mit Tafeln als subventionierte Billig-Food-Kette.Auch Rechtsanwälte machen Kasse mit Hartz IV. Selbst wenn der Hartz-IV-Empfänger seinen Prozess verliert, garantiert ihm die Prozesskostenhilfe, sprich der Steuerzahler, das Geschäft. Für die Immobilienbranche sind Hartz-IV-Bezieher solvente Mieter, denn das Amt zahlt prompt und pünktlich. Deutschland scheint sich einzurichten mit einem System der Transferleistungen.


    Ein typisch deutsches Problem? Ja, könnte man sagen, denn ganz anders sieht es beispielsweise im Nachbarland Holland aus. Nach radikalen Reformen sank dort im Jahr 2008 die Arbeitslosenquote zeitweilig auf drei Prozent, bis 2011 lag sie bei vier Prozent und stieg infolge der Finanzkrise auf fünf Prozent an. Das Prinzip dort heißt: Wer nicht arbeitet, der kriegt auch kein Geld vom Amt. Und wenn es nur gemeinnützige Tätigkeiten sind, wie Schneeschippen, Stadtparkreinigen oder als Einkaufshelfer für Alte und Schwache – zu Hause bleiben dürfen Arbeitslose in Holland nicht. Auch wir in Deutschland können es uns nicht mehr leisten wegzuschauen. Die demografische Uhr tickt. Und schon in wenigen Jahren werden immer weniger junge Leute ein Heer von Alten ernähren müssen. Es muss also radikal umgedacht werden. Der Staat darf nicht länger nur ein Umverteiler von Geldern sein, denn sonst ersticken wir an der Schuldenlawine, die uns bereits überrollt hat.

  


  
    Anstelle einer Einleitung


    Als Jugendliche hörte ich die Antrittsrede des amerikanischen Präsidenten John F. Kennedy. Vor allem eine Aussage elektrisierte mich. »Frage nicht, was dein Land für dich tun kann, sondern was du für dein Land tun kannst!«, waren die berühmten Worte, die er seinen Landsleuten 1961 zurief. Diese Aufforderung wurde damals auch bei uns in Deutschland regelmäßig wiederholt. Sie passte in die Zeit des Aufbruchs nach dem katastrophalen Zweiten Weltkrieg. Alle versuchten rund um die Uhr, wieder auf die Beine zu kommen, etwas aufzubauen. Die vielen Kriegswitwen hängten ihren Kindern einen Schlüssel um und gingen arbeiten. Es gab noch nicht die Heerschar Kümmerer und Sozialpädagogen von heute, die voraussagte, dass aus Kindern nie etwas wird, wenn sie nicht von der Mutter, im Hort oder im Kindergarten ständig betreut würden.


    Viele Mütter meiner Schulfreunde schlugen sich mit Putzen durch, und wenn ich sagte: »Gehen Sie doch zum Sozialamt, da hilft man Ihnen. Sie haben doch einen Anspruch auf Hilfe!«, entgegneten sie stets: »Ich gehe niemals zum Amt. Das schaffe ich allein!« Man wollte nicht, dass der Staat sich ständig in alles einmischte, sich um alles kümmerte, sich für die Befriedigung aller Bedürfnisse und Lösung aller Schwierigkeiten verantwortlich zeigte. Irgendwann in den Siebzigerjahren schlug diese Haltung um. Auf einmal sagten alle: »Ja, da habe ich einen Anspruch drauf!«, »Das steht mir schließlich zu«, »Da nehm’ ich doch, was ich kriegen kann!« Auch eine Variante: »Ich hol’ mir nur zurück, was der Staat mir nimmt!«


    Von der neuen Haltung erzählt dieses Buch. Es ist entstanden aus Eindrücken der letzten zehn Jahre, als ich zusammen mit einem Team aus Kameramann und Toningenieur Dokumentarfilme machte. Beispielsweise ging es um die verzweifelte Suche eines Bauern, der 3500 Erntehelfer auf seinen Salat- und Kohlfeldern beschäftigt, darunter trotz drei Millionen Arbeitsloser nicht ein einziger Deutscher. Ich berichtete über die Hartz-IV-Reformen, und als wir unser Stativ im Jobcenter aufbauten, stellte ich verblüfft fest, dass es ein Mythos ist, alle Arbeitslosen suchten verzweifelt und dringend einen Job. Vielmehr hat sich eine nicht unbedeutende Anzahl von Arbeitslosen – natürlich nicht alle – mit Hartz IV gut eingerichtet. Ich vernahm den Alarmruf: »Armut in Deutschland«, las und hörte von Jugendlichen, die angeblich Hunger litten, begleitet von dem empörten Aufschrei »und das mitten im reichen Deutschland«. Ich fuhr zusammen mit dem Kamerateam zu Suppenküchen und fand viele Kinder vor, deren Eltern nicht arm, aber überfordert waren. Wir besuchten Jugendliche, die nie einen Schulabschluss gemacht, aber die Verantwortung für sich selbst schon lange abgegeben hatten. Und wir entdeckten eine florierende Hartz-IV-Maschinerie, die nicht nur Arbeitslose am Laufen hält, sondern auch die »Fürsorgekonzerne« quer durch die Republik. Denn das Heer der Kümmerer und Anbieter von Maßnahmen, jene Fürsorgekonzerne und die »Arbeitslosenindustrie« können ja nur so lange existieren, wie ihre Klientel bedürftig ist – und es vor allem bleibt. Also werden unsinnige Bildungsmaßnahmen für Arbeitslose angeboten, die nichts bringen, schon gar keine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, die aber aus Steuergeldern gut bezahlt werden.


    Auch Firmen und Konzerne haben entdeckt, dass die Hartz-IV-Industrie für sie lukrativ ist. Sie bilden Arbeitnehmer nicht mehr im eigenen Betrieb aus, sondern lassen sich die Ausbildung ihrer Arbeitskräfte vom Staat finanzieren. Auch hier lautet das »Argument«: »Darauf haben wir doch einen Anspruch, das können wir doch mitnehmen, wenn der Staat es sowieso bezahlt oder bezuschusst.« Es gibt Unternehmen, die an ihrer Wohltätigkeit sogar verdienen, und manche von ihnen kassieren wiederum Kopfprämien für die Vermittlung von Arbeitslosen, die ein halbes Jahr später erneut auf der Matte stehen, damit das Spiel wieder von vorne losgehen kann. Davon später mehr.


    Haltungen wie diese sind gefährlich, weil sie in naher Zukunft dazu führen werden, dass der Staat den Karren an die Wand fährt. Wir sind zu Recht stolz auf unser leistungsfähiges Sozial- und Gesundheitssystem. Es garantiert, dass niemand sterben muss, weil Krankenhäuser sich weigern, einen Menschen aufzunehmen, der die Kosten nicht tragen kann. Niemand muss obdachlos auf der Straße sitzen, wenn er das nicht will. Für jeden wird gesorgt mit einer Grundsicherung, die Nahrung, ein Dach über dem Kopf, etwas zum Anziehen und kostenlose Schulbildung für Kinder garantiert.


    Doch über diese Grundsicherung hinaus bestehen weitere Begehrlichkeiten: Da ist der Ruf nach »sozialer Teilhabe«, unter der der eine Theater- und Kinobesuche versteht, der andere einen gelegentlichen Restaurantbesuch oder die Möglichkeit, Geburtstagsgeschenke zu machen. Die Diskussion kulminiert in der Regel in der Behauptung, wer das alles nicht könne, sei »ausgegrenzt«; der Staat, die Gesellschaft nähme diesen Menschen so die Würde, die nur durch höhere Zuwendungen wiederhergestellt werden könne. Durch Diskussionen in Talkshows entsteht auch oft der Eindruck, der Wohlfahrtsstaat schraube seine Leistungen zurück. Es ist dann die Rede von zunehmender Armut, einer angeblich tief klaffenden Gerechtigkeitslücke. Auch sehr beliebt ist das Bild von der sich immer weiter öffnenden Schere zwischen »Arm und Reich«.


    Dabei gibt der Staat jährlich rund 160 Milliarden Euro für Sozialleistungen aus. Das ist mehr als die Hälfte des gesamten Bundeshaushalts. Und die Reichen werden längst zur Kasse gebeten: Die zehn Prozent der Steuerzahler mit einem durchschnittlichen Jahreseinkommen von mehr als 63 478 Euro tragen laut Statistischem Bundesamt rund 60 Prozent (58,1 Prozent) des Lohn- und Einkommensteueraufkommens. Auf 50 Prozent der steuerpflichtigen Bevölkerung gehen gerade mal rund vier Prozent (3,6 Prozent) des Steueraufkommens zurück.


    Gabor Steingart, bis 2012 Chefredakteur des Handelsblatts und seit dem 1. Januar 2013 Herausgeber und Mitglied der Geschäftsführung der Verlagsgruppe Handelsblatt, unterstreicht dies eindrucksvoll in seinem Buch Das Ende der Normalität: »Wahr ist, der Wohlfahrtsstaat verdreifachte seine Ausgaben allein in den vergangenen 25 Jahren … Deutschland wird also immer sozialer. Die Steuer hat man den Armen nahezu komplett erlassen, das Arbeiten zum Teil auch. Jeder zweite Deutsche geht keinerlei Beschäftigung nach, sei es, dass er zu jung oder zu alt oder zu krank ist. Oder sich auch nur so fühlt … 80 Prozent der Einnahmen aus der Lohn- und Einkommensteuer stammen vom ›oberen Drittel‹ der Steuerbürger. Es handelt sich um jene Menschen, die man vorwurfsvoll die ›Besserverdiener‹ nennt. Die Wahrheit verhält sich also umgekehrt proportional zur Wahrnehmung: Täglich findet in Deutschland eine Umverteilung von oben nach unten statt. Die Kundschaft des deutschen Sozialstaats erfährt eine Fürsorglichkeit, wie wir sie sonst nur bei den Großfamilien der Urvölker antreffen, wo einer den anderen füttert.«


    In Diskussionen wird gerne die These beschworen, der soziale Frieden stehe auf dem Spiel, sollte nicht umgehend der Hartz-IV-Satz erhöht und Menschen mehr »soziale Teilhabe« gewährt werden. Aber was genau ist soziale Teilhabe? In den meisten Theatern und Opernhäusern sind verbilligte Karten für Schüler, Studenten und Arbeitslose zu haben. Das gilt auch für städtische Schwimmbäder, in die der Eintritt oder für Bibliotheken, wo die Ausleihe von Büchern ermäßigt ist. Und was ist mit dem Cappuccino im Café, dem Geschenk für die Freundin oder dem Urlaub? Hartz IV bedeutet jedoch Grundsicherung und kann nicht heißen: Es gibt ein Rundum-sorglos-Paket. Denn das wäre ungerecht denen gegenüber, die jeden Tag zur Arbeit zuckeln und die »Grundsicherung« für andere mit ihren Beiträgen erarbeiten.


    »Soziale Gerechtigkeit« lautet der Schlachtruf nicht nur der Linken, sondern auch der etablierten bürgerlichen Parteien. Und das bedeutet stets: die Forderung nach weiterer Umverteilung, ein ständiges Drehen an der Steuerschraube zugunsten der angeblich Zurückgebliebenen und Zukurzgekommenen. Menschen in Deutschland müssen für ihr Leben keine Verantwortung mehr übernehmen, sich nicht klar machen, dass es schwierig wird mit einer Lehrstelle, wenn sie die Schule ohne Abschluss verlassen. Und dass es wenig Aussicht auf einen Arbeitsplatz gibt, falls sie keinen Beruf erlernen. Oder dass eine Schwangerschaft ohne Partner eine schwere Belastung ist, ebenso wie es schwer werden könnte, zwei Haushalte zu finanzieren, wenn man sich scheiden lässt. Bei Problemen im Leben findet sich stets staatliche Unterstützung: ein Familienhelfer, Sozialpädagoge oder Jobmanager, der für die Erfüllung aller Bedürfnisse die Verantwortung übernimmt und auch gleich eine Entschuldigung dafür liefert, warum es bisher nicht klappen konnte mit dem Schulabschluss oder einer Berufsausbildung. Die schwere Kindheit, der verständnislose Lehrer, die kleine Wohnung, die bildungsferne Umgebung usw., usw.


    Jeder zweite Langzeitarbeitslose hat keine Berufsausbildung. Und diese werden nicht mit Nachdruck ermuntert oder gar aufgefordert, einen Schulabschluss oder eine Ausbildung zu machen, weil sonst die Unterstützung gestrichen würde. Stattdessen wird eine breite Diskussion über bedingungsloses Grundeinkommen und Grundsicherung geführt. Davon völlig abgekoppelt wird die Frage, wer die erforderlichen Mittel eigentlich erarbeiten soll. Wenn dann aber doch mal danach gefragt wird, lautet die wohlfeile Antwort in der Regel: »Einkommensmillionäre und Wohlhabende müssen eben mehr abgeben.« Dabei wird gern übersehen, dass schon für Angehörige des Mittelstands mit einem Bruttomonatseinkommen von 3500 Euro aufgrund des progressiven Steuertarifs die Steuerbelastung bei einer dreiprozentigen Gehaltserhöhung so steigt, dass netto von der Gehaltserhöhung um 105 Euro gerade mal 48 Euro im Geldbeutel bleiben, die Steuerbelastung um 4,8 Prozent steigt und das Nettojahreseinkommen nur um 2,4 Prozent. Einkommensverlust trotz Gehaltserhöhung – das ist also möglich. Ursache ist die kalte Progression: Liegt das resultierende Netto-Plus unterhalb der Inflationsrate, sinkt der Reallohn.


    »Besserverdiener« ist ein Stigma, das beim Moderator von Talkshows und seinen Gästen, die in der Eröffnungsrunde als »Armutsforscher«, »Sozialpädagogen« oder »Streetworker« vorgestellt wurden, zu hochgezogenen Augenbrauen führt. Im Laufe der Diskussion reagiert das Publikum oft mit empörtem Geraune auf diese »Besserverdiener« und »Unternehmer«, was dann wieder meist hilflose Rechtfertigungen der Eingeladenen nach sich zieht. Der Begriff »Unternehmer« wird auch gern mit Adjektiven wie profitorientiert oder gierig versehen. Dagegen wird die alleinerziehende Mutter von fünf Kindern, die seit Jahren von Sozialhilfe und Hartz IV lebt, meist mit »hilflos«, »arm« und »bedürftig« etikettiert. So gut wie nie wird nachgefragt, worin ihre Verantwortung für diese Situation besteht, warum sie keinen Schulabschluss und keine Ausbildung, aber fünf Kinder in die Welt gesetzt und letztlich eine Lebensentscheidung getroffen hat, für die sie selber und nicht der Steuerzahler die Verantwortung übernehmen muss.


    Doch wenn Solidarität immer mehr zur Einbahnstraße wird, wenn die, für die gesorgt wird, immer mehr beanspruchen und immer weniger von Pflichten halten, und wenn Firmen Leistungen, die sie selber erbringen können, auf den Staat abwälzen, dann stimmt etwas nicht mehr. Es ist absehbar, dass so ein System irgendwann nicht mehr bezahlbar ist. Was ist mit unserer Solidarität gegenüber den Bürgern der Mittelschicht? Müssen nicht auch jene, die durch ihre Arbeit die staatlichen Leistungen erst ermöglichen, geschützt werden?


    Wenn unser Land eine Zukunft haben soll, dann müssen Aufgaben gemeistert werden, die unsere ganze Kraft und viel Geld kosten werden: einmal die Integration der vielen hier lebenden Migranten. Wenn das nicht bald geschieht, fliegen uns die Probleme nur so um die Ohren. Wir müssen dringend die Bildungschancen verbessern, damit Hartz IV nicht mehr »vererbt« wird. Weil Kinder der einzige echte »Rohstoff« sind, den wir haben. Auch die Bewältigung der Folgen der Alterspyramide gehört dazu, immer weniger junge Menschen werden immer mehr Alte in Zukunft ernähren müssen.


    Eines möchte ich von Anfang an klarstellen: Es gibt natürlich Firmen, die eine sinnvolle Weiterbildung anbieten, die wiederum zu einem sozialversicherungspflichtigen Job führt oder Arbeitslosen mit einer Zusatzqualifizierung weiterhilft, damit sie eine Perspektive haben und eine neue Stelle finden. Es gibt selbstverständlich auch Hartz-IV-Bezieher, die ihr Leben lang gearbeitet haben – ob 30 Jahre bei Nokia, bei Schlecker oder Opel. Die jetzt intensiv und verzweifelt einen neuen Job suchen und sich mit Ende 50 sagen lassen müssen, sie seien zu alt. Die eine intakte Familie haben, ihre Kinder in die Schule schicken und sie dazu anhalten, einen Schulabschluss und eine Berufsausbildung zu machen. Die sind in diesem Buch ausdrücklich nicht gemeint.


    Dieses Buch beschreibt vielmehr die Erfahrungen mit den Folgen der Haltungsänderung und zu welchen Absurditäten die Abkehr von Kennedys Forderung geführt hat. Es zeigt, was passiert, wenn die Grundeinstellung in unserem Land immer häufiger beschrieben werden kann mit: »Ich frage nur – und vor allem –, was mein Land für mich tut. Und nicht, was ich für mein Land tun kann.« Es gibt das wieder, was mein Team und ich erlebt haben. Gespräche und Eindrücke aus Wohnungen zwischen Berlin-Hellersdorf und Hamburg-Mümmelmannsberg, Begegnungen in Suppenküchen und auf Gemüsefeldern, Treffen mit Putzbrigaden und im Rahmen von »Maßnahmen« von Bildungsträgern, in Strickkursen und Supermärkten, Immobilienbüros und Rechtsanwaltskanzleien, Jobcentern und Tafeln.


    Hamburg, im Januar 2013

  


  
    Wie Firmen den Staat ausnutzen


    Das Thyssen-Casting


    Die Idee klingt verheißungsvoll und verspricht Vorteile für alle Seiten – auf Neudeutsch eine Win-win-Situation: ThyssenKrupp Xervon will Arbeitslose als Gerüstbauer einstellen. Die werden nämlich dringend gesucht. Einzige Bedingung dafür ist die Teilnahme der Bewerber an einer Qualifizierungsmaßnahme. Dass es bei diesem Geschäft aber vor allem einen Gewinner gibt, wird mir ziemlich schnell klar, als ich mich an einem verregneten Februarmorgen im Betriebsgebäude von ThyssenKrupp Xervon einfinde, um 50 junge Männer bei ihrem Casting zu begleiten – so der euphorische Name der Veranstaltung. Hier sitzt aber keine Heidi Klum, die »Germany’s next Topmodel« sucht, sondern Eckart Hauschild, ein Mann von ThyssenKrupp. In Gruppen von bis zu 20 betreten die Bewerber einen kleinen Raum mit zwei Tischen, an denen der Betriebsleiter, ein Betriebsratsmitglied und ein Ausrüster Platz genommen haben. Hauschild hält erst mal eine kleine Rede: »Wir brauchen für große Bauvorhaben in Norddeutschland sehr dringend Gerüstbauhelfer.« Er guckt die vor ihm stehenden Männer dabei eindringlich an. »Und genau deswegen haben wir uns mit dem Jobcenter zusammengesetzt. Wir bieten Ihnen eine viermonatige Ausbildung. Zwei Monate üben plus Theorie, dann folgt ein Praktikum. Wer sich gut anstellt, bekommt anschließend einen Arbeitsvertrag – erst mal für ein Jahr.«


    Was der Thyssen-Mann unter den Tisch fallen lässt: die Firma zahlt den Praktikanten kein Ausbildungsgeld, ja nicht einmal der Ausbilder steht auf der Gehaltsliste von ThyssenKrupp. Für die ersten zwei Monate theoretische Vorbereitung ist ein sogenannter Bildungsträger zuständig. In diesem Fall die Hamburger Stiftung für berufliche Bildung, kurz SBB. Als Unternehmen kümmert sie sich um die Qualifizierung zukünftiger Arbeitnehmer und stellt dafür Konzepte und entsprechendes Personal zur Verfügung. Die Rechnung übernimmt großzügig Vater Staat in Gestalt des Jobcenters. ThyssenKrupp muss unter den Bewerbern nur noch die richtigen herauspicken.


    Die 50 Kandidaten werden im Schnellverfahren an der »Jury« vorbeigeschleust. Jeder soll in drei Sätzen erklären, warum er sich für geeignet hält und welche Vorbildung er hat. Philip Kay, der Mann vom Jobcenter Hamburg, ist heute nur Zuschauer. Er steht breitbeinig da, betrachtet das Casting und ärgert sich über seine Kollegen aus der Arbeitsvermittlung, die nicht genau zugehört haben, als er die Anforderungen beschrieb. Motivierte, kräftige junge Männer würden gesucht, hat er ihnen ausdrücklich gesagt. Da fällt so mancher Bewerber schon auf den ersten Blick durchs Raster. Mit denen hält sich Eckart Hauschild auch nicht lange auf. »Ich glaube«, sagt er und schaut einem Kandidaten mit roter Nase und verquollenem Gesicht in die Augen, »mit uns hat es keinen Zweck.« Wortlos erhebt dieser sich und geht. Auch wer kein Deutsch kann, wird nicht zugelassen. »Das ist ein Sicherheitsrisiko«, brummt der Thyssen-Mann und schüttelt resigniert den Kopf. Warum bloß schickt das Jobcenter solche Leute überhaupt zum Casting? Frage klar, Antwort nebulös.


    Einige Bewerber, die infrage kommen, wollen jetzt wissen, ob sie eine Ausbildungsbeihilfe bekommen und irgendwann einen unbefristeten Arbeitsvertrag. »Nein«, erklärt Eckart Hauschild ohne Umschweife, »es gibt kein Gehalt und keine Ausbildungsvergütung von Thyssen. Auch nicht, wenn Sie das Praktikum machen. Sie bleiben auf der Payroll des Jobcenters.« Die Stahlindustrie lässt sich die Ausbildung ihrer zukünftigen Mitarbeiter also ohne adäquate Gegenleistung vom Jobcenter finanzieren. Noch nicht einmal ein Teil der Kosten wird von Thyssen übernommen, obwohl die Gerüstbauhelfer nach ihrer Ausbildung schließlich für den Konzern arbeiten sollen und dringend gebraucht werden.


    Warum zahlt Thyssen die Ausbildung der künftigen Arbeitskräfte nicht selbst, will ich von Philip Kay wissen. Er druckst ein bisschen herum: »Natürlich könnte man dem Arbeitgeber sagen: mach’s selber. Aber die sind auf uns zugekommen, haben gesagt, dass sie Bedarf an Arbeitskräften haben und haben gemeint: Bitte qualifiziert die Leute. Wir nehmen sie Ihnen ab. Ich habe herausgehört, dass Sie das nicht selbst können.« Wirklich nicht? Freimütig räumt Eckart Hauschild ein: »Wir haben gern die Situation, fertig ausgebildete Leute zu bekommen. Da gibt’s die Möglichkeit der Kooperation mit der Jobagentur, und das nutzen wir eben aus.« Er ist sichtlich zufrieden. Ist ja auch kein Wunder, denn die Bewerber werden frei Haus geliefert. Es müssen keine teuren Anzeigen geschaltet, es muss nicht umständlich nach geeigneten Leuten gesucht werden. Auch wenn zum Casting nicht viele gekommen sind, die für die harte und zum Teil gefährliche Arbeit als Gerüstbauer geeignet zu sein scheinen, ein paar werden sich schon finden. Und wenn die am Ende doch nicht gefallen, schickt das Jobcenter eben wieder neue Kandidaten vorbei. Eine Garantie, dass die angehenden Gerüstbauer nach ihrer Ausbildung übernommen werden, wird ja schließlich nicht verlangt.


    Die anwesenden Bewerber reißen sich förmlich um das Angebot, doch einige, wie Viktor Schneider, ahnen bereits, was auf sie zukommt: »Ich will arbeiten und Geld verdienen. Ich habe schon oft auf dem Bau gearbeitet und will nicht schon wieder einen Kurs machen, um dann hinterher zu hören, dass es doch nichts wird.« Ich werde hellhörig. Spricht er aus Erfahrung? Ein bisschen resigniert blickt er mich an: »Ja, klar«, sagt er dann und holt aus seiner abgeschabten Aktentasche einen ganzen Stapel Zettel hervor. Teilnahmebescheinigungen aus den letzten Jahren. Für ihn wäre das hier schon der sechste Kurs. Obenauf liegt gleich der Nachweis über die Kursteilnahme bei der Beschäftigungs-, Qualifizierungs- und Strukturförderungsgesellschaft, kurz BQS. Acht lange Monate hat Viktor Schneider dort verbracht. Blumig klingt es, was da angeblich alles so geleistet wurde: »Ziel des Projekts«, heißt es, war die »Integration in eine Arbeitsgruppe, um die Teamfähigkeit und das Verantwortungsbewusstsein im Sinne der Gesellschaft zu fördern.« Außerdem erhielten die Teilnehmer »eine Qualifizierung im Holzhandwerk und konnten somit ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten erweitern«. Klingt so, als wäre den Lernenden richtig was geboten worden. Einen festen Job hat das Ganze aber trotzdem nicht gebracht. Das muss es auch nicht, wie wir später hören.


    Wie viele Menschen nach Abschluss einer Maßnahme eine feste Arbeit bekommen, wird beim Bildungsträger nicht nachgefragt. Davon hängt noch nicht einmal ab, ob die BQS weiterhin Kurse anbieten darf. Und so ging Viktor Schneiders Reise durch die schöne Welt der Bildungsmaßnahmen weiter: Es folgte eine zweimonatige Bautrainingsmaßnahme. Dort – so jubelt der Bildungsanbieter – habe er »Basisqualifikationen erworben«, darunter »handlungsorientiertes Verhalten, Motivation zur Erarbeitung von Handlungsalternativen, Eignungsfeststellung«.


    Doch all diese prima Qualifikationen haben nicht dazu geführt, dass Viktor Schneider eine Arbeit bekam. Er hat, wie er drastisch sagt, die Schnauze voll. Arbeiten wolle er, und zwar sofort. Nicht noch eine Qualifikation und keine Kurse mehr, die doch zu nichts führten. »Der Staat hat schon so viel Geld für mich rausgeschmissen«, sagt er dem Thyssen-Mann ins Gesicht. »Damit muss jetzt Schluss sein.« Und dann zieht er unverrichteter Dinge wieder von dannen, als er hört, dass die Teilnahme an dem viermonatigen Kurs Voraussetzung für den Arbeitsvertrag sei. Ohne den laufe nämlich gar nichts.


    Immerhin: zehn junge Männer werden genommen. Die treffen wir später beim Training wieder, und zwar bei der Gemeinnützigen Gesellschaft für Beschäftigungsförderung, denn für das Qualifizieren ist nicht das Jobcenter selbst zuständig, sondern ein sogenannter Bildungsträger – gegen Bares. Im Fall der »Gerüstbaumaßnahme« sind es sogar zwei: die Gemeinnützige Gesellschaft für Beschäftigungsförderung aus Duisburg und die Stiftung für berufliche Bildung, ansässig in Hamburg.


    Wie aber ist Thyssen ausgerechnet auf die Gemeinnützige Gesellschaft für Beschäftigungsförderung gekommen? Das wiederum erklärt deren Geschäftsführer: Man kenne sich eben. Thyssen sei ja auch im Ruhrgebiet ansässig, und außerdem seien einige Mitarbeiter der GfB vorher in dem Unternehmen angestellt gewesen. Im Ruhrgebiet sei es eben so wie in einer Familie, nach dem Motto: Der Onkel gibt dem Cousin einen Auftrag und stellt sich der Arbeitsagentur als »eine Familie« vor.


    Bei beiden Bildungsträgern arbeiten Hunderte von Ausbildern, Sozialpädagogen und Trainern. Es gibt Büros, Hallen, Schulungssäle – ein Riesenkomplex. Das muss alles unterhalten und finanziert werden. Der Journalist Walter Wüllenweber zitiert in seinem Buch Die Asozialen einen Unternehmensberater, der bezeichnenderweise anonym bleiben will, mit den Worten: »Der deutsche Wohlfahrtsstaat ist ein idealer Wachstumsdünger für Sozialunternehmen. Da wollen wir dabei sein.«


    Die Sozialbranche sei in den vergangenen 15 Jahren verglichen mit der Gesamtwirtschaft sechs- bis siebenmal schneller gewachsen als diese, stellte Walter Wüllenweber fest. Deutschland erlebe einen beispiellosen Hilfeboom: »Unbekanntes Wirtschaftswunder Sozialbranche«, so könnte man das Phänomen bezeichnen. Unter diesem Oberbegriff wurde denn auch im März 2012 ein Kongress in Berlin veranstaltet, unter anderem vom Paritätischen Wohlfahrtsverband. Natürlich ging es da auch um Kitas, Pflege- und Gesundheitseinrichtungen, aber auch um die Bildungsbranche und darum, »Ethik und Effizienz in die richtige Balance zu bringen«. Hinter den wohlklingenden Worten verbirgt sich knallharte Geschäftstüchtigkeit.


    »Hilfsunternehmen sind fast immer gemeinnützig«, stellt Walter Wüllenweber fest, und das sei keine moralische Kategorie, sondern ein rein steuerrechtlicher Tatbestand, wenn sie dem Finanzamt gegenüber erklärten, ihre Tätigkeit sei darauf gerichtet, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern. Selbstlos? Gemeinnützig? Die Konkurrenz für Bildungsfirmen dieser Art ist groß. Es wird mit harten Bandagen, mithilfe ausgefeilter Kalkulationen, um jeden Auftrag gerungen und versucht, andere »gemeinnützige« Firmen mit günstigen Angeboten im Preis zu unterbieten. Immerhin gibt es circa 40 000 freie Bildungsträger in Deutschland. Und die kämpfen um ihre Existenz. Auch gemeinnützige Helfer haben also eigene Interessen.


    So sind insgesamt gleich drei Vertreter der beiden Bildungsanbieter angerückt, zwei von der »Gemeinnützigen Gesellschaft für Beschäftigungsförderung«, einer von der »Stiftung für berufliche Bildung«. Sie betrachten die Dreharbeiten meines Teams interessiert. Weniger interessiert sind sie allerdings daran, mit Zahlen aufzuwarten. »Was kostet es, die Gerüstbauhelfer auszubilden?«, will ich wissen.


    »Das habe ich nicht im Kopf. Das kann ich Ihnen nicht sagen. Das ist auch ein Betriebsgeheimnis!« Nun bin ich doch ein bisschen verblüfft und wende ein: »Aber das ist doch öffentliches Geld. Sie müssen doch wissen, was das kostet?«


    »Ja, natürlich wissen wir, was das kostet. Aber alle Zahlen können und dürfen wir Ihnen nicht mitteilen.«


    »Aber ich dachte, Sie erwirtschaften keinen Gewinn, sind gemeinnützig?«


    »Aber wir sind unserem Auftraggeber, dem Jobcenter, gegenüber zu Verschwiegenheit verpflichtet.«


    Zum Schluss ermannt sich der Vertreter des einen Bildungsträgers: »Also nicht in die Kamera, aber ich kann Ihnen sagen, die Sätze sind in der Regel so: Sie liegen für einen Teilnehmer pro Monat zwischen 300 und 600 Euro bei dieser Fortbildungsmaßnahme.«


    »Und wie viele Teilnehmer haben Sie in Ihrem ganzen Komplex?«


    »Es sind 1400 Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die hier täglich rein- und rausgehen.« Und der Vertreter des anderen Bildungsträgers ergänzt: »Wir haben einen Stand von 1400 bis 1500 Teilnehmern.« Gelingt es also den beiden Bildungsanbietern, ihre Säle und Hallen zu füllen, sind das Einnahmen von jeweils etwa 9 Millionen Euro pro Jahr.


    Wie man an einen Auftrag kommt, schildert uns der Mitarbeiter der Stiftung für berufliche Bildung: »Die Arbeitsagentur schreibt Maßnahmen aus. Darauf bewirbt man sich. Und zwar mit einem Preis und einem Konzept. Dann geht das rund, und dann muss man das blumig formulieren, weil die Entscheidungen über den Zuschlag einem Zentralinstitut der Bundesagentur für Arbeit obliegen. Und davon hängt unser Überleben als Bildungsträger ab.«


    Mit anderen Worten: Bestimmte Schlagwörter und Versprechungen gehören dazu, bevor es einen Zuschlag gibt. Deswegen wimmeln alle Präsentationen der Bildungsträger nur so von Begriffen wie Teamfähigkeit, Integration, Erwerb von Basisqualifikationen, handlungsorientiertes Verhalten, Motivation zur Erarbeitung von Handlungsalternativen, Eignungsfeststellung und Verantwortungsbewusstsein im Sinne der Gesellschaft, Erweiterung der Fähigkeiten und Fertigkeiten usw.


    Jeder Bildungsträger beschäftigt eine eigene Projektabteilung, die an neuen Konzepten feilt, neue Kurse austüftelt, blumige Formulierungen findet. Blumig muss es auch deswegen sein, damit sich die Arbeitslosen entscheiden, bei diesem und nicht bei einem anderen Bildungsträger ihren »Bildungsgutschein« vom Jobcenter einzulösen. Das Überleben aller Bildungsträger sichern »Kurssurfer«, die schon etliches gemacht haben, frei nach dem Motto: Mal sehen, was zu mir passt. Bezahlt hat stets das Jobcenter.


    Ein Mann Mitte 30 krabbelt beim Thyssen-Training für die angehenden Gerüstbauhelfer auf dem Gelände der SBB, der Stiftung für berufliche Bildung, über das Übungsgerüst. »Wie viele Kurse und Bildungsmaßnahmen haben Sie denn vor diesem hier schon gemacht?«


    »Oh, etwa sechs, sieben Kurse.«


    »Und welchen Inhalts? Was haben Sie da gelernt?«


    »Tja, Maler, Garten- und Landschaftsbau, Maurer auf dem Bau, Gebäudereiniger, das war’s dann.« Ein Job ist bisher nicht dabei herausgekommen. Aber die Bildungsträger wird das Kurs-Hopping gefreut haben.


    Ein Supermarkt für Micky Maus


    Hier war er noch nicht – beim TÜV Nord. Den meisten Menschen in Deutschland ist er als Verein zur technischen Überprüfung von Automobilen ein Begriff. Der TÜV Nord weist stolz darauf hin, dass »die Erfolgsgeschichte der TÜV-Nord-Gruppe ihre Wurzeln in den traditionellen Überwachungsvereinen hat, die 1869 damit begannen, die Betriebssicherheit von Dampfkesseln unabhängig und kompetent zu überwachen und sicherzustellen«.


    Inzwischen geht es nicht mehr allein um Dampfkessel und Automobile: Der TÜV Nord mischt mit im Millionengeschäft »Bildungsmaßnahmen für Arbeitslose«.


    Im Geschäftsbericht 2011 jubelt das Unternehmen: »Milliardengrenze übersprungen – TÜV-Nord-Gruppe erzielt höchsten Umsatz seit Bestehen … Erstmals in seiner Geschichte übersprang der weltweit agierende technische Dienstleister die Milliardengrenze. Durch eine Steigerung von 11,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr wuchs der Umsatz auf 1,025 Mrd. Euro.(010 922,6 Mio. Euro). Innerhalb von fünf Jahren gelang damit ein Umsatzsprung von ca. 40 Prozent.«


    Einen Teil dieses Umsatzsprungs verdankt der TÜV Nord auch den »Geförderten Maßnahmen«.


    Mit Plastikgemüse und Gummieiern lassen sich offenbar prima Geschäfte machen, auch wenn das Ganze vollkommen sinnlos ist. Der TÜV Nord führt nämlich einen Übungssupermarkt mit Gemüse, das nur auf dem Papier existiert, mit Käse, der nur auf Ansichtstafeln angepriesen wird, Konservendosen, die leer sind. Hier kauft auch kein echter Kunde, und an der Kasse wird mit Spielgeld bezahlt.


    Zehn Monate lang sollen Teilnehmer mit sogenannten multiplen Vermittlungshemmnissen lernen, wie man kassiert, Lager auffüllt, Warenkörbe arrangiert, einkauft. Ein Kinderkaufmannsladen für Große also. Was Schüler, die etwa bei Rewe an der Kasse sitzen und ihr Taschengeld aufbessern, an einem Nachmittag lernen, dauert hier ganze zehn Monate, gut bezahlt vom Jobcenter. Eigentlich wollte mir weder das Jobcenter noch der TÜV Nord Zutritt in die Welt des Pseudo-Supermarkts gewähren. In verschiedenen Fernseh- und Zeitungsberichten hatte man sich bereits über Gummikäse und Papiergemüse lustig gemacht. »Völlig unverständlich«, sagt der Pressesprecher des Jobcenters in Hamburg, denn die Vermittlungsquote aufgrund dieser Maßnahme sei gar nicht mal so schlecht. Der Lebensmitteleinzelhandel suche schließlich wegen der verlängerten Öffnungszeiten bis 22 und 23 Uhr händeringend Arbeitskräfte.


    Doch weit gefehlt, wenn man nun annimmt, der Einzelhandelsverband selbst schule Arbeitslose zu Verkäuferinnen und Verkäufern um. Denn auch seine Vertreter finden, der Staat eigne sich wunderbar als Kostenträger von Ausbildung.


    Nach langem Hin und Her darf ich dann doch in besagten Supermarkt. Für diese »Bildungsmaßnahme« hat der TÜV Nord in einer zugigen Gewerbehalle ein paar »Waren« und Lagerregale aufgebaut, drei Schreibtische mit Computern eingerichtet sowie eine Ladenkasse aufgestellt. Eine Ausbilderin überwacht, ob die Kassiererin auch richtig kassiert. Sie wird zwar vom Jobcenter bezahlt, kommt aber vom Verband des Lebensmitteleinzelhandels – eine komfortable Lösung, zumindest für den Verein zur Förderung des Einzelhandels. Dessen Vorsitzender kommt ab und zu vorbei und schaut sich das Ganze an. Dass der Verein die Ausbildung selbst bezahlen soll, zumal er ja von der Ausbildung der Arbeitskräfte profitiert, sieht Hermann Meier ganz und gar nicht ein. Das übersteige die Möglichkeiten des Lebensmitteleinzelhandels, meint er ein wenig weinerlich. Der sei ohnehin schon an der Schmerzgrenze. Ausbilden solle der TÜV Nord, bezahlen der Staat, also der Steuerzahler.


    Doch der Steuerzahler finanziert wieder einmal eine völlig unsinnige Maßnahme, denn hier sitzt zusammen, was nicht zusammen gehört: ein 18-jähriger Schüler ohne Schulabschluss, der grimmig erklärt, er habe zu diesem Mist hier keine Lust, und der davon träumt, Abitur zu machen, vielleicht sogar zu studieren. Jedenfalls hat er nicht die Absicht, irgendwann Käse zu verkaufen. Seinen Namen will er nicht nennen, denn sonst bekomme er Ärger mit seinem Fallmanager. »Vielleicht kürzt der sonst die monatliche Unterstützung«, murmelt er wütend in sich hinein, »dann hocke ich hier eben meine Zeit ab.«


    Betont lässig schiebt derweil ein Mittvierziger einen Einkaufswagen durch den »Supermarkt« – wie sich herausstellt, ein Langzeitarbeitsloser und Lebenskünstler. »Ich mache einen Testeinkauf«, erklärt er. Auf die Nachfrage, was das sei, erklärt er beflissen: »Ich will mal gucken, ob das hier was für mich ist.«


    »Wo wollen Sie sich denn bewerben mit dem, was Sie hier gelernt haben?« Der Mann guckt tief erstaunt. »Tja, mal sehen«, ringt er sich dann ab. »Das werden verschiedene Anbieter sein. Das wird sich zeigen, was sich ergibt.«


    »Na ja, es ergibt sich ja nur das, was Sie in Angriff nehmen. Von selbst kommen Arbeitgeber nicht«, wende ich ein. »Gut, man schreibt eben verschiedene Bewerbungen, mal hier und da …« Mal hier? Mal da? Man versteht: Auch dies wird kein leidenschaftlicher Einzelhandelskaufmann.


    Eine Frau kreuzt virtuelle Bestellungen an. Eigentlich ist sie Altenpflegerin, doch der Job wurde ihr irgendwann zu viel. »Ich bin ausgebrannt«, räumt sie ein.


    »Aber ist denn der Einzelhandel was für Sie?« Sie zuckt mit den Achseln: »Keine Ahnung. Mal sehen. Die Fallmanagerin hat mir das vorgeschlagen.«


    »Warum hat Sie das Jobcenter hergeschickt?«, will ich von einem anderen wissen, ein Glaser, der seit zehn Jahren arbeitslos ist. »Na ja, die Fallmanagerin hat gesagt, ich soll mal gucken. Sie habe da was im Bereich Handel, Lager und Logistik. Ich solle mal reinschnuppern, ob das was für mich ist.«


    Ein Schnupperkurs für Arbeitslose also, als ginge es um einen Tangokurs im Ferienklub. Nur mit dem Unterschied, dass hier jeder Cent des Schnupperkurses aus Steuergeldern finanziert wird und dass das Schnuppern sich vor allem für den TÜV Nord lohnt. Der Leiter des TÜV-Nord-Schulungszentrums, Rainer Westerwelle, hat das Geschäft mit den Bildungsgutscheinen vom Jobcenter jedenfalls als höchst profitabel erkannt. Im Übungsladen wurden bisher 561 Teilnehmer geschult. Nur 93 fanden hinterher eine Stelle. Das Hamburger Jobcenter fand übrigens, das sei schon eine prima Quote: Mehr als 15 Prozent seien somit vermittelt worden. Oft sind es viel weniger, gerade mal fünf Prozent.


    Trotzdem verweist der TÜV Nord stolz auf das Qualitätsniveau seiner Bildungsmaßnahmen: »Unser TÜV®-Qualitätsniveau wird durch ein nach DIN EN ISO 9001 / 2008 zertifiziertes Qualitätsmanagement-System und unsere Anerkennung als Bildungsträger gemäß Anerkennungs- und Zulassungsverordnung Weiterbildung (AZWV) gewährleistet.« Alles klar?


    Mit dem, was das Ganze eigentlich kostet, will der sonst so eloquente Geschäftsführer nicht so recht rausrücken. Als ich hartnäckig nachfrage, bequemt er sich dann doch, ein paar Zahlen zu nennen: »Wir haben das Projekt in einer Ausschreibung gewonnen«, um dann schnell hinzuzufügen: »›Gewonnen‹ ist das falsche Wort. Wir haben uns darum beworben, ein Konzept geschrieben und einen Preis dazu gemacht. Nur damit Sie eine Vorstellung bekommen: Der Markt für solche Dienstleistungen liegt zwischen 500 und 800 Euro pro Teilnehmer pro Monat.«


    Er nickt, höchst zufrieden, denn das sind bisher rund 2,8 Millionen Euro für die Teilnahme am Supermarkt-Kurs, bei dem alle gewinnen – der Einzelhandelsverband, der TÜV Nord, ein Heer von Sozialarbeitern und Ausbildern – nur nicht die Arbeitslosen, und der Steuerzahler schon gar nicht.


    Wie Speditionen ihre Lkw-Fahrer preiswert rekrutieren


    Auch Spediteure nehmen gern die Leistungen des Jobcenters in Anspruch. Sie bilden nicht etwa selbst aus – sie lassen ausbilden, wie zum Beispiel das Speditionsunternehmen Heisterkamp. Man suche regelmäßig Lkw-Fahrer, so steht es im Internet unter der Rubrik »Stellenangebote«. Bis zum Ende der Wehrpflicht war die Bundeswehr verlässlicher »Zulieferer« von Lkw-Fahrern. Sie hatte den Speditionen lange Zeit die Leute kostenlos ausgebildet – eine sehr bequeme Lösung. Da ist es für die Branche schön, dass das Jobcenter für die Bundeswehr in die Bresche springt. Schon vorher wurden Arbeitslose zu Lkw-Fahrern umgeschult, aber seitdem die Bundeswehr als Ausbilder gänzlich weggebrochen ist, ist das Jobcenter noch stärker gefragt. Und Spediteur Heisterkamp weiß auch gleich, wer am besten ausbilden könne, nämlich die DEKRA. Der Spediteur und die DEKRA bieten sich gemeinsam dem Jobcenter als neuer Partner an – eine lukrative Allianz. Die einen stellen ein – vielleicht. Die anderen bilden zuverlässig aus – gegen Bares vom Amt.


    Wie der TÜV Nord hat auch die DEKRA mal ganz anders angefangen: mit Führerscheinprüfungen-, Produkt-, und Maschinenzertifizierung sowie der Überprüfung von Gerätesicherheit. Und ebenso wie der TÜV-Nord hat auch die DEKRA die Zeichen der Zeit erkannt und mittlerweile eine Bildungsakademie gegründet. Seitdem bietet sie vollmundig an, Arbeitsuchende zu Berufskraftfahrern umzuschulen und schwärmt: »Teilnehmern eröffnen sich so neue Perspektiven im Speditions- und Transportgewerbe oder im Werksverkehr.«


    Ein junger Mann arbeitet gerade an seiner neuen Perspektive, kurbelt am Lenkrad eines Riesenlasters und fährt vorsichtig über den Hof der DEKRA-Akademie in Lübeck. Er hat soeben die Lkw-Führerscheinprüfung bestanden und soll seinem neuen Chef von der Spedition Heisterkamp mal zeigen, was er kann. Die Firma ist kein kleiner Krauter, sondern ein großes Unternehmen, das stolz in einer Werbebroschüre erklärt: »In den vergangenen 30 Jahren hat Heisterkamp ein besonderes Wachstum durchlebt. Ein Fuhrpark von einem Lastwagen ist zu einem Fuhrpark von 1000 Lastwagen und einem Personalbestand von ungefähr 1600 Angestellten angewachsen. In den letzten Jahren wurde auch das Angebotspaket von Heisterkamp gewaltig ausgebreitet. Wir wollen jedes Jahr Besseres leisten als im Jahr davor. Heisterkamp – der europäische Marktführer auf dem Gebiet des Trailertruckings. Wir wollen mit den Kunden wachsen, um Sie weiterhin bedienen zu können, auf dem Niveau, das Sie von Heisterkamp gewohnt sind.«


    Jedes Jahr Besseres zu leisten und mit den Kunden zu wachsen – nicht schwer, wenn man das Jobcenter zuverlässig an seiner Seite hat. Ein Lkw-Führerschein kostet 10 000 Euro, doch diese Summe schlägt bei Heisterkamp nicht zu Buche, denn das Jobcenter finanziert die Fahrerausbildung und serviert der Speditionsbranche die frisch Ausgebildeten frei Haus. Der Geschäftsführer betont noch einmal: »Wir suchen Lkw-Fahrer.«


    »Warum bilden Sie denn nicht aus?«


    »Wir bilden nicht aus, weil wir mit der DEKRA zusammenarbeiten und wir einfach sagen: Das ist ein Job, den die DEKRA gut macht – und das seit Jahren.«


    »Seit Jahren? Also Sie kriegen seit Jahren auf diese Weise gut ausgebildete Lkw-Fahrer?«


    »Ja, deswegen bilden wir auch nicht selber aus. Das wäre für uns viel zu weitgreifend. Wir müssten viel mehr Personal einstellen.«


    »Beteiligen Sie sich denn wenigstens an den Kosten für die Ausbildung?«


    »Das steht im Augenblick nicht zur Debatte.«


    Auch das steht nicht zur Debatte: Kein Vertreter des Jobcenters steht heute hier auf der Matte und fordert das Speditionsunternehmen auf, den jungen Mann, der aus der Fahrerkabine krabbelt und seine Fahrprüfung bestanden hat, nun auch fest einzustellen und nach Tarif zu entlohnen. Im Gegenteil: der Mann wird weiter Hartz IV vom Jobcenter beziehen. Der Vertreter des Speditionsunternehmens ist zwar zufrieden mit dem, was er eben auf dem Hof gesehen hat. Der junge Mann beherrscht den Lkw. Einen Einstellungsvertrag bekommt er aber trotzdem nicht, obwohl der Vertreter der Firma vorher eingeräumt hatte, dass sie händeringend Lkw-Fahrer suchten. Jetzt folgt nämlich erst mal ein Praktikum – eine unschlagbare Finanzierungsstrategie, denn der Mann muss zwar während seines »Praktikums« malochen wie jeder andere im Speditionsunternehmen auch, aber er bekommt dafür keinen Lohn, noch nicht einmal eine kleine Praktikumsvergütung. Seinen Lebensunterhalt bestreitet er weiterhin mithilfe des Steuerzahlers. Er bleibt nämlich im Hartz-IV-Bezug! Der Spediteur findet das völlig normal: »Er wird jetzt noch ein Praktikum bei uns machen und innerhalb des Praktikums werden wir feststellen, was er kann.«


    »Und ist das ein bezahltes Praktikum oder wird er während der Zeit vom Jobcenter finanziert?«


    »Während der Praktikumszeit wird er noch vom Jobcenter finanziert.«


    60 Fahrer – bundesweit sind es weitaus mehr – werden allein hier in Lübeck im Jahr geschult. Das macht 600 000 Euro, die die Firma Heisterkamp und andere Speditionsunternehmen einsparen – dem Steuerzahler sei Dank.


    Die Tafel-Story oder Gutes tun und Geld verdienen


    Es gibt viele Möglichkeiten, die Hartz-IV-Maschine in Gang zu halten. Wenden wir uns einer anderen Branche zu. Ich bin unterwegs mit der Berliner Tafel, einer von vielen hundert Tafeln im Bundesgebiet. Ein Dutzend Kleintransporter sind heute Morgen vom Parkplatz aus gestartet. Am Steuer und auf dem Beifahrersitz Ehrenamtliche oder Ein-Euro-Jobber, wie Janine und Michael. Sie haben eine Liste mit Straßennamen und Supermärkten vor sich, die sie in den nächsten Stunden anfahren werden. Der erste Laden ist ein Biomarkt. Die Verkäuferin wartet schon auf uns mit einer Kiste Lebensmittel. Michael wuchtet sie in den Kleintransporter und gibt der Verkäuferin eine Bescheinigung. »Wozu dient die Bescheinigung eigentlich?«, will ich wissen. »Na, ich habe jetzt drei Kisten an die Tafelmitarbeiter übergeben, und das steht dann hier drauf«, antwortet die Verkäuferin. »Und wozu brauchen Sie die?«


    »Na, für die Steuer, für die Spendenbescheinigung!«


    Die nächste Station ist ein Gemüsehändler, der Kohl, Tomaten und Äpfel mit ein paar braunen Stellen an die Tafelleute übergibt und ebenfalls anschließend einen Zettel in Empfang nimmt. »Das ist ein Zettel von der Tafel, worauf steht, dass wir was Gutes getan haben. Wir geben immer Obst und Gemüse an die Tafel. Dann schreiben wir das alles auf.«


    »Und dann kriegen Sie hinterher eine Spendenquittung für jede Kiste und können das beim Finanzamt geltend machen?«


    »Richtig, genau so ist es.«


    In einem Lidl-Markt lande ich »aus Versehen«. Die Pressestelle hatte extra vorher angerufen und durchgegeben, wohin wir kommen sollten: In einen Markt, der sonst nicht angesteuert wird, sich aber auf meinen Besuch vorbereitet hat: das Lager sauber aufgeräumt mit Kisten voll wunderbarer Lebensmittel. Alles appetitlich und essbar. Doch offenbar ist die vorsorgliche »Umleitung« der Lidl-Pressestelle nicht bei den beiden Tafel-Fahrern angekommen, und so lande ich an diesem Vormittag in einem ganz normalen Markt der Discounter-Kette. Vom grellen Verkaufsraum durch einen Plastikvorhang abgetrennt das Lager, in dessen hinterster Ecke übereinandergestapelt Kisten mit Obst und Gemüse stehen. »Das ist nicht mehr verkaufsfähige, aber dennoch verzehrbare Ware«, behauptet und betont der Filialleiter.


    Verzehrbar?


    Michael, der junge Tafel-Mitarbeiter, wirft nur einen kurzen Blick auf die Lebensmittel und lädt sie dann wortlos auf seine Karre. Janine krabbelt hinterm Steuer hervor und hilft beim Verladen. Beim Einräumen in den Tafel-Bus sehe ich erst, was Michael so sprachlos gemacht hat: Der Brokkoli ist schon gelb und fällt auseinander, die Tomaten sind matschig »Das, was sie uns hinstellen an Lebensmitteln, müssen wir auch mitnehmen«, erklären die beiden Tafelleute und schieben die Kisten im Laderaum hin und her, um Platz zu schaffen. »Wir haben aber auch schon schlimmere Lebensmittel gehabt. Eine so dicke Schimmelschicht auf den Früchten.« Janine zeigt mit Daumen und Zeigefinger, wie hoch die Schimmelschicht manchmal schon war. »Sie können also nicht sagen, die Kiste nehme ich und die nehme ich nicht?«


    »Nee, das können wir nicht.«


    Dann klingelt mein Handy. Die Dame aus der Pressestelle ruft an. Wo wir denn blieben, fragt sie. Der Supermarkt warte schon auf uns. Ein kurzes Hin und Her klärt das Missverständnis. Also ändern die Tafel-Mitarbeiter ihre Route und steuern den nächsten Lidl-Markt in einem anderen Stadtteil an. Hier stehen drei Lehrlinge in blütenweißen Kitteln und mit einem Käppi bereit. Vor ihnen sauber gestapelt auf der Laderampe warten schon mehrere Kisten auf ihre Abholung. Nach einem kurzen Blick ist klar: Diese Lebensmittel hätte man sicher noch verkaufen können. Die Trauben sind prall, die Äpfel rotbackig, das Gemüse knackig. Wohlwollend beobachtet der Marktleiter an der Ladestelle seine Lehrlinge, die diensteifrig die Kisten ins Tafel-Auto wuchten. »So etwas haben wir ja noch nie erlebt«, sagt Janine grinsend. »Und solche dollen Lebensmittel auch noch nicht.« Ich melde Vollzug an die Pressestelle. Die Dame ist beruhigt. Ob ich denn auch schöne Bilder bekommen hätte, will sie wissen. »Sehr schöne«, beruhige ich sie.


    Nächste Station Penny. Hier darf ich nicht mit hinein, und auch das Filmen hat uns die Pressestelle vorher am Telefon barsch verboten. Ich verstehe schnell, warum. Etwa 4500 Tafel-Fahrzeuge sind bundesweit unterwegs, um Lebensmittel abzuholen, deren Verfallsdatum zwar abgelaufen ist, die also nicht mehr verkäuflich, aber durchaus noch essbar sind. Doch das, was ich hier sehe, ist definitiv ungenießbar: schimmlig, zerdrückt, zermatscht. »Das ist ja kostenlose Entsorgung für Penny«, schimpft Janine, während sie die Kisten ins Auto wuchtet. »Wenn wir sagen, das nehmen wir nicht mit, dann sagen die: ›Na gut, dann brauchen Sie ja offenbar unsere Waren nicht‹.«


    Wütend klemmt sie sich hinters Steuer und fährt weiter Richtung Kurfürstendamm. Die Krönung an diesem Morgen: ein schickes italienisches Yuppie-Restaurant. Die Mitarbeiterin kramt eine dünne Plastiktüte hervor. Darin befinden sich vermatschte Pizzen, die offenbar am Abend vorher übrig geblieben sind. »Würden Sie das noch essen?«, frage ich Janine. »Bestimmt nicht«, sagt sie energisch und lädt das Ganze mit Schwung in den Wagen. Die Runde ist zu Ende. Wir fahren zurück auf den Hof des gemeinnützigen Vereins Berliner Tafel.


    Inzwischen ist es Mittag, und ein Fahrzeug nach dem anderen trudelt ein. Für viele, die hier Kisten wuchten, ist das ein Ein-Euro-Job. Das heißt, sie bekommen vom Jobcenter neun Euro am Tag dazu und dürfen sich eine Tüte mit Lebensmitteln mitnehmen. Unter ihnen finden sich aber auch eine Menge Freiwillige, Rentner und Hausfrauen, die mithelfen wollen: Kiste um Kiste wird in einen großen Raum geschafft. Zehn Leute sind damit beschäftigt, deren Inhalt zu sortieren. Manchen steht der Ekel ins Gesicht geschrieben. Ein Teil der Lebensmittel wandert sofort in riesige Abfalltonnen. Einige stehen schon geöffnet am Ausgang, umkreist von dicken Brummern, Wespen und Fliegen. Auch die Pizza vom Nobelitaliener verschwindet in der Abfalltonne, so wie viele andere edle Spenden. Die Vorstellung, dass es hier nur um Mildtätigkeit geht, schminkt man sich schnell ab. Offenbar sparen Lebensmittelhändler bundesweit Abfallgebühren in Millionenhöhe, was Robert Hedram von der Berliner Tafel bestätigt: »Ungefähr 220 Tonnen Biomüll haben wir pro Monat. Wir verteilen 660 Tonnen. Ein Viertel der Lebensmittel, die wir bekommen, ist also Müll.«


    »Und können Sie den Firmen nicht sagen: Wir sind keine Müllstation, sondern wollen armen Leuten helfen?«


    »Wir haben schon mal versucht, den Läden und Firmen zu erklären, dass wir keine Entsorger sind. Aber viele machen das natürlich, um die Entsorgung ihres Biomülls einzusparen. Das ist nicht bei allen so. Viele geben auch super Sachen, aber die großen Ketten nutzen uns schon als Entsorger. Das heißt: Wir zahlen 40 000 Euro im Jahr an Entsorgungskosten, die wir aus unseren Spendengeldern aufbringen müssen.« Noch lukrativer wird das Ganze, wenn die Tafel eine Spendenquittung ausstellt.


    Am nächsten Morgen um sechs Uhr kommt wie jeden Tag die Berliner Müllabfuhr – und tatsächlich: Die Tafelmitarbeiter haben 20 Bio-Tonnen bis zum Rand gefüllt. 40 000 Euro allein in Berlin. Bundesweit lassen sich daraus einige Millionen Euro hochrechnen.


    Das, was tatsächlich verzehrbar ist, wird von der Tafel an Kirchengemeinden und Wohlfahrtsorganisationen weitergegeben. An der Tür einer Kirchengemeinde hat sich eine lange Schlange aufgebaut. Am Eingang wird jeder registriert, der kommt. Wer hier eine Tüte mit Lebensmitteln für einen Euro mitnehmen will, muss vorweisen, dass er Hartz IV bezieht oder nur eine sehr kleine Rente hat. Der Mitarbeiter am Eingang fragt, wie viele Mitglieder einer Familie Hartz IV bekommen. Dann wird mit einer Wäscheklammer eine Karte am Pullover oder an der Jacke des Abholers befestigt. Darauf steht, wie viele Tüten er mitnehmen darf. Pro Person gibt es eine Tüte. Manche Hartz-IV-Großfamilien holen aber offenbar auch schon mal für Schwester, Schwager, Kinder, Bruder und Onkel gleich mit Nachschub. Am Eingang müssen sie dann nachweisen, dass auch die Hartz-IV-Empfänger sind und damit die Berechtigung haben, Lebensmittel in Empfang zu nehmen.


    Einige Tafel-Besucher erweisen sich als Stammkunden. Auf Nachfragen erklärt beispielsweise eine Frau, sie habe es im Rücken, ihr Mann Sausen im Kopf. Ihre erwachsenen Kinder zwischen 20 und Mitte 30 seien »irgendwie arbeitsuchend«, erklärt die Mutter, die für die Großfamilie Lebensmittel abholt. Sie habe »Arbeitsverbot«, erklärt sie strahlend. Der Grund: ein Bandscheibenvorfall. Dass viele andere Menschen mit derselben Diagnose umschulen oder nach einer Reha-Maßnahme wieder arbeiten, hat sich bei ihr und in ihrer Familie wohl noch nicht herumgesprochen.


    Wer am Ende was und wie viel bekommt, ist auch nicht wirklich nachzuvollziehen. Diese Kirchengemeinde etwa verteilt nur einmal in der Woche Lebensmittel. Daneben gibt es zahlreiche andere Ausgabestellen in der Stadt. Das Problem: Sie alle sind untereinander nicht vernetzt. Dass sich also jemand schon am Montag in Charlottenburg oder am Dienstag im Wedding Lebensmittel besorgt hat, wird nicht festgehalten. So räumt ein Mann ein, dass er jede Woche hierher in diese Kirchengemeinde komme, wenn nötig, gehe er an den anderen Tagen auch zu Ausgabestellen in anderen Stadtteilen. »Das ist bares Geld«, sagt er. »Draußen müsste ich ja für diese Sachen richtig bezahlen.« Da hat er zweifellos recht: Der Hartz-IV-Status ermöglicht ihm Zutritt in den Gratis-Supermarkt. Warum sollte man sich also um eine Arbeitsstelle bemühen? Denn sobald jemand Geld verdient, darf er hier keine Lebensmittel mehr beziehen.


    Sabine Werth, der Chefin der Tafel, ist die fehlende Transparenz ein Dorn im Auge. »Darin liegt eine Gefahr, dass Menschen diesen Tourismus von einer Organisation zur anderen betreiben. Damit können sie sich super rundumversorgen. Sie haben super viel Geld für andere Dinge übrig. Und das ist genau das, was nicht passieren darf. Es darf nicht vorkommen, dass sich die Menschen zurücklehnen und sagen: ›Ach, prima, ich geh’ mal dahin und mal dorthin, und es geht mir saugut dabei.‹ Wenn man von staatlicher Seite mitkriegt, welche unendlich guten Versorgungsmöglichkeiten in dieser Stadt existieren, dann kann das zum echten Problem werden.« Soll heißen: Wenn den Politikern klar würde, dass der Satz, der im Hartz-IV-Betrag für Lebensmittel vorgesehen ist, von manchen gar nicht benötigt wird, weil sie sich jeden Tag bei jeweils unterschiedlichen Lebensmittelausgabestellen versorgen, würden sie sicherlich mit Kürzungen reagieren.


    Die mit Brot, Käse, Obst und Gemüse vollgestopfte Tüte würde nämlich draußen, im normalen Supermarkt, eben nicht nur einen Euro, sondern mindestens 20 Euro kosten. Nimmt man jeden Tag eine andere Ausgabestelle ins Visier oder geht man mittags auch noch in die Suppenküche, sind die Hartz-IV-Sätze plus Wohn- und Heizungsgeld nur auf den ersten Blick ein schmales Einkommen. Addiert man alles zusammen, lebt ein Angestellter mit kleinem Gehalt, der Frau und zwei Kinder ernährt, eine Wohnung und den vollen Eintrittspreis für Schwimmbad und Theater bezahlen muss und außerdem das Geld für die Klassenreise seiner Tochter übers Jahr irgendwie zusammensparen muss, während die Kosten für Hartz-IV-Empfänger übernommen werden, vergleichsweise schlechter von seiner Vollzeitstelle.


    Die Lichtenberger Hilfe e.V. ist auch so eine Ausgabestelle, besser eine Art kleiner Supermarkt, in dem die Kunden jeden Artikel einzeln auswählen können. Bei der Lichtenberger Hilfe e.V. läuft es anders als bei der Berliner Tafel. Nur Obst und Gemüse wird tütenweise für einen Euro abgegeben. Der Chef der Lichtenberger Hilfe ist geschäftstüchtig. Er selbst, erzählt er, sei Hartzer und könne nicht arbeiten – aber er ist imstande, bundesweit Lebensmittelspenden mit gespendeten Kleintransportern abholen zu lassen. Mal 1000 Büchsen Fisch, mal ein Zentner Butter oder Käse. Nur das Benzin fürs Abholen kostet etwas, denn seine Helfer beziehen auch Hartz IV, bekommen also keinen Lohn. Die Fischkonserven aus Cuxhaven und die Wurst aus Osnabrück werden einzeln kalkuliert, von den Kunden einzeln ausgewählt und kosten auf jeden Fall mehr als einen Euro. Auch die Preise für Salat, Käse und Butter variieren. Sie sind zwar niedrig, aber auf welcher Grundlage der Chef sie festlegt, will er nicht offenlegen. Die Lichtenberger Hilfe e.V. hat sich mehrfach um den Status der Gemeinnützigkeit bemüht, bisher vergeblich, denn man lässt sich dort nicht in die Karten gucken. Wie der Chef kalkuliert und wie viel bei der Lichtenberger Hilfe e.V. letztlich hängen bleibt, ist nicht herauszufinden. Schon morgens drängen sich die Kunden in den Verkaufsräumen. Zum Beispiel ein gelernter Koch. Fachmännisch wählt er französischen Käse, Steinpilze und Pastete. Der Käse kostet 1,50 Euro, die Pilze 2 Euro, die Wurstpastete 1,30 Euro. Je früher man komme, desto größer sei die Auswahl, sagt der Mann und packt seinen Einkauf in eine Tüte. »Köche werden doch gesucht«, erkundige ich mich. »Warum sind Sie denn arbeitslos?« Als habe er auf eine Frage wie diese geradezu gewartet, bricht aus dem Mann geballte Wut heraus: »Mich erbost, dass viele Arbeitgeber an der Hartz-IV-Schraube drehen, um Sozialabgaben und Steuern zu sparen.« Ständig biete man ihm Arbeit an, jedoch nur auf 400-Euro-Basis für den Fall, dass die Leute von der Zollkontrolle kommen, um nach Schwarzarbeitern zu fahnden. »Denen sagst du einfach«, habe ihm ein Gaststättenbesitzer vorgeschlagen, bei dem er sich letzte Woche vorgestellt habe, »dass du nur ein paar Stunden pro Monat hier beschäftigt bist.« So nach dem Motto: »Och, gerade eben erst habe ich hier angefangen.« Hinter diesen Trick kämen die Prüfer nicht, habe der ihm weiter versichert. Denn »denselben Betrieb drei Tage hintereinander zu kontrollieren, das schaffen die gar nicht.«


    »In Wirklichkeit aber«, so fährt der Koch verbittert fort, »sollte ich Vollzeit arbeiten, im Schichtdienst, samstags und sonntags.« Den Rest zahle er ihm schwarz aus, habe der Chef gesagt. »Da hätten wir beide was davon. Er spare die Steuern und Sozialabgaben und ich bekäme das Geld von ihm bar auf die Kralle. Ich hätte ja auch noch Hartz IV, bekäme meine Wohnung und die Heizungskosten bezahlt. Und die Lebensmittel könnte ich ja dann auch weiter bei der Tafel holen, denn offiziell arbeite ich ja nur als geringfügig Beschäftigter.«


    Ein unschlagbares Modell, betont er noch mal resigniert. Doch der Koch ist nicht naiv: »Auf diese Weise wird für meine Rente natürlich praktisch nichts eingezahlt«, sagt er. Im Klartext: Wenn er irgendwann nicht mehr Töpfe rücken und Saucen rühren kann, droht ihm die Altersarmut. Für die hat Ursula von der Leyen ja auch schon ein Rezept: die Lebensleistungsrente, natürlich aus Steuermitteln finanziert! Im Weggehen ruft er mir noch nach: »Wenn Sie mir ein Restaurant in Berlin zeigen, wo alle Mitarbeiter richtig angestellt sind, alle Steuern und Sozialabgaben bezahlt werden, arbeite ich ein Jahr ohne Entlohnung!«

  


  
    Von zweifelhaftem Nutzen, doch der Steuerzahler finanziert


    Wer braucht eigentlich Socken für die liebe Verwandtschaft?


    Ein großer Saal in einem hohen Schulgebäude. Etwa 25 Leute sitzen herum, ein paar von ihnen arbeiten unlustig an einem kleinen Stück Stoff, eine Nähmaschine rattert. Andere stricken und häkeln. In einer Ecke klimpert ein Mann auf einer Gitarre. Ein paar Frauen blättern gelangweilt in Zeitschriften, unterhalten sich oder feilen ihre Nägel. Drei Nähkurse wie diesen bietet die Stiftung für berufliche Bildung, die SBB Kompetenz gGmbH an, die Stiftung für berufliche Bildung. Stiftung klingt nach Gemeinnützigkeit und Edelmut. Fragt sich nur, für wen hier genäht und was hier gelernt wird. Zumindest die SBB Kompetenz gGmbH ist von sich und ihrem Angebot überzeugt: »Die Umschulungen der SBB Kompetenz […] basieren auf einem erfolgreichen Konzept: Mit dem Betrieblichen Umschulungssystem, kurz BUS, erhalten Erwerbslose im ALG-Bezug eine erstklassige Qualifizierung in nachgefragten Berufen, verbunden mit einer hohen Übernahmebereitschaft der Unternehmen, die die Umschulung in der Praxis unterstützen. Eine persönliche Eignungsanalyse und intensive Vorbereitung ist inklusive.« Na bitte: eine erstklassige Qualifizierung. Da kann ja wohl nichts schiefgehen, vor allem, wenn der Übernahmevertrag sozusagen schon am Ausgang bereit liegt. Oder haben wir was falsch verstanden?


    Die Teilnehmer des Nähkurses seien Ein-Euro-Jobber, klärt uns der Geschäftsführer auf. Und rattert herunter, was diese Maßnahmen Langzeitarbeitslosen bringen: »Die Ein-Euro-Aktiv-Jobs der SBB Kompetenz bieten eine sinnvolle Beschäftigung, eine kleine Erhöhung der finanziellen Bezüge – und eine berufliche Perspektive, denn vielfältige Tätigkeiten, integrierte Weiterbildung, persönliche Aktivierung und Vorbereitung für eine anschließende Wiedereingliederung in die Arbeit machen die Ein-Euro-Aktiv-Jobs der SBB zu einer echten Chance.« Echte Chance heißt: Die Teilnehmer sollen die Theaterarbeit an Schulen unterstützen und dafür Kostüme herstellen. Von Kostümen ist jedoch weit und breit keine Spur, was die Kursleiterin entschuldigend damit erklärt, dass es wenig Schulen gibt, in denen noch Theater gespielt werde und somit immer weniger Kostüme benötigt würden. Es werden aber nicht nur keine Kostüme gebraucht. Auch »die berufliche Perspektive«, die »integrierte Weiterbildung« und »persönliche Aktivierung« der Teilnehmer werden nicht offensichtlich. Die meisten sitzen herum, trinken Kaffee, schreiben am PC, lesen Zeitschriften und quatschen ein bisschen. »Was wollen Sie hier lernen?«, will ich wissen. »Ich bin schon das dritte Mal in diesem Kurs«, erklärt eine ältere Teilnehmerin mit strahlendem Lächeln, eine Aussiedlerin aus Russland. »Haben Sie denn noch andere Kurse gemacht?« »Na ja, Deutschkurse und Computerkurse.« »Und warum machen Sie diesen Kurs jetzt zum dritten Mal?« »Meine Arbeitsberaterin fand, es tue mir gut, mal rauszukommen. Hier treffe ich nette Menschen und bin nicht so allein.«


    Kurse als Lebenshilfe also? Davon steht nichts im Angebot der SBB Kompetenz gGmbH. Dass die nette Fallmanagerin vielleicht nicht nur menschenfreundlich und fürsorglich ist, sondern auch im Sinn hatte, ihre Vermittlungsquote aufzubessern, weiß die Aussiedlerin wahrscheinlich nicht. Denn alle Teilnehmer einer »Umschulungsmaßnahme« fallen aus der Arbeitslosenstatistik heraus, was sich für jedes Jobcenter gut macht. Die Zahlen suggerieren schließlich eifriges Arbeiten und eine erfolgreiche Vermittlung.


    Ein Mann mit Rastalocken und einer Art Lederhelm klimpert versonnen auf einer Gitarre. »Was machen Sie hier?«, will ich wissen. »Ich lerne nähen«, bringt er in kaum verständlichem Deutsch hervor. »Woher kommen Sie denn?«»Aus Havanna.«»Und was haben Sie dort gemacht?« »Ich war Hafenarbeiter.«»Und warum machen Sie das nicht auch hier im Hamburger Hafen?« »Hier sind zu viele Container. In Havanna war nur Handarbeit im Hafen gefragt.«Wieso der Mann, der sich ohnehin nur radebrechend verständigen kann, ausgerechnet in einem Nähkurs gelandet ist, bleibt das Geheimnis seiner »Fallmanagerin«. Aber die schickt ja auch Russlanddeutsche her, denen zu Hause die Decke auf den Kopf fällt.


    In einer Ecke sitzt eine Mittvierzigerin und strickt. »Sie stricken hier gerade so eifrig. Was wird das?«»Ein Pullover.«»Für wen?«»Für meine Tochter!«»Und was wollen Sie später mal mit dem, was Sie hier lernen, anfangen?« »Keine Ahnung, weiß ich nicht. Na ja, für zu Hause ein bisschen nähen!«»Was würden Sie denn am liebsten machen?« »In Rente gehen!«»Warum werden Sie denn nicht Altenpflegerin? Die werden doch gesucht.« »Nee, das kann ich nicht!«»Warum nicht?«»Das ist viel zu schwer!«


    Warum alle dann doch brav ihre Zeit absitzen, der Gitarrenspieler mit Rastalocken, die freundliche Spätaussiedlerin aus Russland, die Pullover strickende Mittvierzigerin? Hier ist es sicher besser, als zu Hause allein vor dem Fernseher zu sitzen. Viele reden miteinander, tauschen sich aus, und es gibt, wenn man täglich kommt, 8,40 Euro zusätzlich pro Tag. Nicht viel natürlich, aber wenn zu Hause nur die Jungs vom Großstadtrevier oder die Rosenheimcops zu Besuch kommen, ist das hier vielleicht eine Alternative. Allerdings eine teure – zumindest für den Steuerzahler. Und außerdem wirbt die SBB Kompetenz auf ihrer Internetseite, auf der sie Langzeitarbeitslosen den Nähkurs schmackhaft macht, nicht etwa mit der viel versprechenden Aussicht auf einen Arbeitsplatz, wenn man nur den Kurs besuche, sondern mit dem verlockenden Angebot einer verbilligten Fahrkarte: »Durch die Teilnahme sind Sie außerdem berechtigt, sich eine ermäßigte Fahrkarte für den HVV-Großbereich (›AGH mobil‹) zu kaufen (auch privat nutzbar!).«


    Na, denn! Dann können ja die Teilnehmer nach dem Stricken, Häkeln und Nähen wenigstens preiswert durch die Stadt gondeln. Ohnehin findet der Geschäftsführer, dass es keineswegs seine Aufgabe sei, die Kursteilnehmer sofort in den Arbeitsmarkt zu vermitteln. Hier gehe es um gänzlich anderes. Im Hartz-IV-Chinesisch klingt das so: »Der Auftrag des Jobcenters heißt: Bitte, profilen, schau nach: Was haben die Menschen für Potenziale? Und das hier ist so ein Kursus. Ich habe dafür 80 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Das sind unter anderem die sogenannten Coachs. Es geht eben darum, Leute zu fördern, damit sie in den Arbeitsmarkt kommen.«


    Auch die Kursleiterin bestätigt: »Aufs Nähen kommt es gar nicht an. Es ist unser Hauptziel, dass die Leute in den Ersten Arbeitsmarkt kommen – und dafür versuchen wir, ihnen eben so viel Unterstützung zu geben wie möglich. Das Nähen ist dabei der kleinere Anteil. Wichtig ist das Coaching: Wie bewerbe ich mich? Wie kriege ich es zeitlich hin, immer pünktlich zu kommen, bis zum Arbeitsende zu bleiben, also wie schaffe ich es, so einen ganzen Tag auch wirklich durchzuhalten?«


    Also eine Art Kreuzung aus Telefonseelsorge, Erziehungsanstalt und Lebenshilfe. Aber wieso braucht eine Fallmanagerin so ein Angebot, um herauszufinden, ob die Menschen, die sie betreut, auch wirklich pünktlich kommen können? Sie könnte sie zum Beispiel nicht nur alle sechs Wochen, sondern mehrmals pro Woche zu sich einbestellen, zu unterschiedlichen Zeiten, an unterschiedlichen Tagen. Und wieso kann man nicht innerhalb einer Woche herausfinden, ob jemand einen Arbeitstag durchhält oder vorzeitig aufgibt? Braucht es dazu wirklich sage und schreibe einen einjährigen Kurs, der 6000 Euro kostet? Das Coachen und Profilen bringt immerhin der SBB Kompetenz gGmbH Geld in die Kasse: 1,8 Millionen Euro kosten allein die drei Nähkurse. Hinzu kommt natürlich noch weiterhin Hartz IV, das die Teilnehmer beziehen, plus Wohngeld und Heizkostenzuschuss. Kosten, die das Jobcenter und die Kommunen übernehmen.


    Die SBB Kompetenz gGmbH wirbt übrigens auf ihrer Internetseite damit, dass sie ein seriöses Unternehmen sei, geprüft und »zertifiziert«, und zwar »nach den neuen Standards der Arbeitsagentur (Anerkennungs- und Zulassungsverordnung Weiterbildung AZWV/SGB III)«. Sie sei darüber hinaus »Mitglied der Institutionen: Bundesverband der Träger beruflicher Bildung (BBB), Bundesarbeitsgemeinschaft Arbeit e.V. (bag arbeit e.V.), der Gesellschaft für Dienstleistung und Qualitätsmanagement mbH (DQG)«, die seit 1997 ein Qualitätsmanagement nach DIN EN ISO 9001:2008 durchführe, wiederum zertifiziert durch DQS. Na bitte, bei Berücksichtigung von DIN EN ISO und DQS kann ja nichts schiefgehen …, auch wenn die Vermittlungsquote einiger Kurse null ist.


    Eine Bildungsfirma braucht also vor allem gut klingende Angebote, um zertifiziert zu werden. Dann muss sie Teilnehmer für ihre Maßnahme rekrutieren, das heißt, ein Bildungsträger braucht gute Kontakte zum Jobcenter, damit Fallmanager Arbeitslose zu ihm schicken können und die Mittel, die ihnen dafür zur Verfügung stehen, auch abrufen. Werden sie nicht genutzt, heißt es am Ende des Jahres, man habe sich nicht aktiv bemüht, die Arbeitslosen durch Qualifizierung aus der Kartei zu bekommen. Doch die Fallmanager des Jobcenters müssen dem Bildungsträger nicht vorgeben, wie viele Teilnehmer nach dem Besuch einer Maßnahme auch wirklich in einen Job vermittelt werden.


    Übereinstimmend haben mir verschiedene Bildungsträger immer wieder versichert, dass eine Vermittlungsrate nicht Bestandteil des Vertrags sei. Niemand muss garantieren, dass nach Abschluss einer Maßnahme eine bestimmte Anzahl von Teilnehmern auch wirklich in einem sozialversicherungspflichtigen Job landet. Und Kurse, die offenkundig nicht zu einer Vermittlung geführt hätten, dürfen auch erst mal weiter angeboten werden. Vermittlungsquoten von 15 Prozent gelten schon als sehr gut. Oft sind es aber nur fünf Prozent, die nach dem Besuch eines teuren Kurses nicht wieder auf der Pay­roll des Jobcenters landen. Übrigens: Von den Teilnehmern des Nähkurses bekam keiner einen sozialversicherungspflichtigen Job, aber das hatte uns der Geschäftsführer ja auch schon mitgeteilt – Profilen und Coachen war das Ziel, nicht etwa Arbeit zu vermitteln.


    Außer Spesen nichts gewesen, nennt man das anderswo. Das Problem ist offensichtlich: »Viele Hilfsangebote gibt es nicht, weil sie notwendig sind, sondern weil sie finanziert werden«, zitiert Walter Wüllenweber den Unterbezirksgeschäftsführer der Arbeiterwohlfahrt in Dortmund, Andreas Gora, den Wüllenweber als »erfolgreichen Manager im Hilfsbusiness« bezeichnet. »In nur zehn Jahren hat seine Firma die Zahl der Mitarbeiter von fünfhundert auf tausend verdoppelt.«


    Stefan Sell ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Fachhochschule Koblenz. Er war Referent für Arbeitsmarktpolitik im Bundeskanzleramt unter Helmut Kohl und leitete das Arbeitsamt in Tübingen. Alexander Neubacher vom Spiegel war dabei, als Sell in Berlin einen Vortrag vor der Bundesarbeitsgemeinschaft Arbeit hielt, die die Interessen der Beschäftigungs- und Qualifizierungsunternehmen vertritt. Er beschreibt den Auftritt Sells im Spiegel: »Seien wir ehrlich«, sagte Sell, »wir werfen Milliarden zum Fenster hinaus. Wir betrügen die Leute. Was wir machen, ist zum großen Teil Schrott.« Alexander Neubacher konnte nach dieser Aussage beobachten: »Sell erntete keinen Widerspruch, im Gegenteil. Es gab kräftigen Applaus.«


    Mike träumt von der Rente


    Es gehört eigentlich nur ein bisschen Menschenverstand und Einfühlungsvermögen dazu, Arbeitslose nicht in die zehnte Maßnahme zu stopfen, die sie gar nicht wollen, und deren Nutzen gleich null ist. Dieses Kapitel zeigt das.


    Schon im Hof der Berliner Bildungsfirma Goldnetz stehen und sitzen ein paar Teilnehmer während der Pause rauchend herum und erzählen kichernd, was für einen Blödsinn sie hier machten. »Wir lernen telefonieren«, sagt einer und verzieht das Gesicht. »Und warum machen Sie das mit? Sie könnten doch Ihrem Arbeitsberater sagen, in welchem Bereich Sie sich qualifizieren wollen.«


    »Nein«, wehrt der Mann ab. »Wenn ich mich wehre, heißt es, ich würde die Kooperation verweigern, und dann bekomm’ ich eine Kürzung aufgebrummt.« Und sofort fügt er noch hinzu. »Nennen Sie bitte nicht meinen Namen! Ich komme halt her und sitze die Zeit ab.«


    Die Pause ist um. Jetzt ist Unterricht, Bewerbungs- und Telefontraining. Die Szenerie erinnert an einen Kindergarten: Ein großer Raum. 25 Teilnehmer, die im Quadrat sitzen. In der Mitte haben an zwei Tischen, die einander gegenüberstehen, zwei erwachsene Männer von etwa Mitte 40 Platz genommen. Beide haben sich den Hörer eines Spielzeugtelefons hinters Ohr geklemmt. Zwischen ihnen steht eine Pappmachéwand mit Täfelchen auf beiden Seiten, auf denen steht: Begrüßungsformel, Anliegen, Abschiedsformel. Und dann geht es los. Sie telefonieren, mal mit dem Fundbüro, mit dem Tierheim oder der Auskunft. Die Teilnehmer sollen lernen, guten Tag zu sagen, ihr Anliegen zu benennen und am Ende des Telefonats dem Angerufenen einen schönen Tag zu wünschen. Während einer von ihnen vorgibt, er habe in der S-Bahn seine Jacke liegenlassen, und der andere nach einer Pause von 20 Sekunden mitteilt, es sei nichts abgegeben worden, blättern die anderen Kursteilnehmer gelangweilt in der Zeitung, kauen ihr Brötchen, unterhalten sich leise und heben noch nicht einmal den Kopf, als die Kursleiterin am Ende des Telefonats begeistert klatscht: »Ich finde es klasse, wie Sie das gemacht haben. Dass Sie Ihrem Gesprächspartner einen schönen Tag gewünscht, sich für das Telefonat bedankt und einen konstruktiven Schluss gefunden haben.«


    Wie sich herausstellt, hat sich nicht ein einziger der 20 Teilnehmer diesen Kurs als Möglichkeit zur Weiterbildung frei herausgesucht. Schon gar nicht beabsichtigen sie, sich in einem Callcenter zu bewerben. Eine Frau Mitte 40 frage ich: »Wollen Sie nächste Woche im Callcenter anfangen?«


    »Bestimmt nicht!«


    »Wollen Sie denn ins Büro?«


    »Nein! Ich könnte mir das überhaupt nicht vorstellen, den ganzen Tag tippen und telefonieren. Das ist nicht mein Ding. Ich muss etwas Praktisches tun.«


    Ein Mann Ende 20, stämmig, untersetzt, funkelt mich wütend an: »Ich komme vom Bau. Es käme mir nie in den Sinn, etwas im Büro zu machen. Ich krieg’ schon einen dicken Hals, wenn ich irgendwo anrufen oder rumtelefonieren muss.« Und auch hier sind wieder etliche »Wiederholungstäter« zu finden. Ein Mann Ende 30: »Ich habe schon fünf Kurse gemacht: Bewerbungstraining, Office Word, na und so weiter.«


    »Und hat das schon zu irgendeiner Arbeit geführt?«


    »Nein, eigentlich nicht!«


    Mike B. sieht ein bisschen wild aus, tätowiert, mit Goldringen im Ohr. In einem Büro kann man ihn sich schwer vorstellen: »Der wievielte Kurs ist das für Sie?«


    »Oh, da muss ich mal überlegen. Bei Goldnetz war ich ja schon mal vor vier Jahren, dazwischen war ich bei Winkler und Partner, davor bei einigen anderen Trägern. Das ist jetzt bestimmt schon der vierte oder fünfte Träger, bei dem ich etwas mache.«


    Warum bisher alles nicht gefruchtet hat, wird auf Nachfrage schnell klar: Mike B. träumt von der Rente: »Ich habe früher Gleisbau gelernt.«


    »Und gibt es keinen Job für Sie im Gleisbau?«


    »Na ja, bei der Bahn vielleicht.«


    »Haben Sie’s mal versucht?«


    »Nee, noch gar nicht. Ich werd’ ja auch nicht jünger. Darum geht’s ja auch.«


    »Wie alt sind Sie?«


    »45.«


    »Aber das ist doch kein Alter. 20 Jahre könnten Sie noch arbeiten.«


    »Nee, um Gottes Willen!«


    »Was würden Sie denn gerne arbeiten oder in welchen Beruf würden Sie gerne umschulen?«


    »Rente!«


    »Sie wollen mit 45 in Rente gehen?«


    »Klar, warum nicht.«


    »Na, Sie sind lustig. Wer soll das denn bezahlen?«


    »Na, die Jugend heutzutage!«


    Unklar bleibt, warum die Fallmanagerin von Mike B. bislang nicht herausgefunden hat, dass auch das zehnte Bewerbungstraining nicht fruchten wird bei einem Kandidaten, der mit Mitte 40 vom Ruhestand träumt. Sie könnte ihn verpflichten, sich bei der Deutschen Bahn zu bewerben, ihn jeden Tag einbestellen und ihm damit den Zahn ziehen, es sich auf Kosten des Steuerzahlers bequem machen zu können. Sie könnte ihm auch einen Teil der Unterstützung streichen. All das passiert aber nicht – und so träumt Mike B. weiter offen und unverhohlen vom Nichts-mehr-Tun.


    Die Kursleiterin erstaunen die Antworten ihrer Schüler auf meine Fragen nicht besonders. »Das ist mein täglich Brot. Ich mache oft Bewerbungstrainings, in denen Leute sitzen, die schon zehn oder zwölf Bewerbungstrainings hinter sich haben. Die sind dann richtig scharf darauf, von mir auch noch das elfte oder zwölfte Coaching zu kriegen. Also es ist durchaus üblich, dass die Leute immer wieder dasselbe machen, und sie werden ja auch nicht immer gefragt, was sie wirklich Sinnvolles tun wollen. Das Arbeitsamt hat beschlossen, dass sie in dieser Maßnahme sind, also muss ich sie mitziehen.« Das Mitziehen kostet aber. Für 20 Teilnehmer, die sechs Monate lang telefonieren und bewerben üben, werden 60 000 Euro in die Kasse des Bildungsträgers gespült. Von daher zählen Bewerbungstrainings immer noch zu den beliebtesten Maßnahmen im Repertoire der Bildungsträger.


    »So eine Chance bekomme ich nie wieder« oder Theaterspielen auf Kosten des Steuerzahlers


    Konstanz. Eine alte Fabrikhalle. Auf der Bühne junge Leute. Scheinwerfer werden geschwenkt, der Regisseur mit einem Piratentüchlein auf dem Kopf fuchtelt mit den Händen hin und her, dirigiert die Schauspieler von links nach rechts, ermahnt, tobt, wenn es nicht so klappt, wie er sich das vorstellt. Leicht ist es offenbar nicht für ihn, denn manche dieser jungen Leute sind noch nie in ihrem Leben einer regelmäßigen Beschäftigung nachgegangen. Jetzt hat sie das Jobcenter in einen Theaterkurs geschickt: Sie sollen im Projekt JobAct gemeinsam ein Stück entwickeln, darin mitspielen und sich unter Anleitung des Regisseurs und einer Sozialpädagogin in zehn Monaten darüber klar werden, was sie eigentlich wollen.


    Ich befrage eine junge Frau von Anfang 20 nach ihren Motiven: »Warum bist du hier? Was hat das Jobcenter denn gesagt, was das bringen soll?«


    »Dass das gut für mich sei«, antwortet sie. »Dass ich nicht zu Hause bleiben, dass ich einfach relaxen, nicht nur zu Hause putzen solle.«


    »Hast du denn einen Beruf gelernt?«


    »Nein, gar nichts. Ich habe gar nichts gelernt.«


    Dann spreche ich mit einem jungen Mann, ebenfalls Anfang 20. Er hat keinen Berufsabschluss. »Ich seh’ das als eine Chance hier, mich selbst zu verwirklichen. Ich hab’ gedacht: Komm, das ist mal was Neues. Das probier’ ich aus.« Eine andere 20-Jährige, gelernte Bürokauffrau, die nur bereit ist, im Wohnort ihrer Eltern einen Job anzunehmen und damit bisher gescheitert ist, kommt dazu: »Ich hab’ mir gedacht: Gut, warum nicht? Das kriegt man nur einmal im Leben geboten, die Chance, in einem Theaterstück mitspielen zu können. Und das ist auf jeden Fall eine Erfahrung wert.«


    Eine weitere junge Frau hat zwar eine Ausbildung gemacht, aber »irgendwie« gefällt ihr der Beruf nun doch nicht. Was anderes muss her. Aber was? Offenbar hat ihr die Fallmanagerin nicht vermitteln können, dass der Steuerzahler nicht für die Selbstverwirklichungsträume junger Leute zuständig ist. Mir verrät sie: »Ich habe eine Ausbildung als Fachkraft im Gaststättengewerbe gemacht.«


    »Und warum hast du das nicht weiterverfolgt?«


    »Tja, das war einfach nichts mehr für mich. Ich möchte mir was anderes suchen.«


    Auf Nachfrage wird deutlich: zu viel Stress, zu viele Überstunden, zu oft Wochenend- und Schichtdienst, ein Chef, der immer nur Druck gemacht habe, Kollegen, mit denen man einfach nicht habe klarkommen können. Im Jobcenter hat der jungen Frau niemand erklärt, dass Millionen von Arbeitnehmern solche Bedingungen auf sich nehmen: Schichtdienst, Samstags-, Sonntags- und Feiertagsarbeit, und die nicht erwarten, auf dem Silbertablett eine Schon-dich-Alternative serviert zu bekommen. Aber bei ihr hat kein PAP (Persönlicher Ansprechpartner in der Jobagentur) oder Jobmanager darauf bestanden, dass sie ihren Teil zu einer Umschulung oder zweiten Ausbildung beitragen muss, indem sie etwa halbtags kellnert und in der ihr verbleibenden Zeit nach beruflichen Alternativen sucht. Stattdessen also: Theaterspielen – ein ganzes Jahr lang, bezahlt mit Steuergeldern.


    Kaum jemand von den jungen Leuten hat sich beim Jobcenter erkundigt, was dieser Kurs kostet. Warum auch? Es zahlt ja der Staat. Folglich weiß niemand auf meine Nachfrage hin, wie viel das Jobcenter in die persönliche Selbstfindungsreise investiert, was der Steuerzahler also dafür ausgeben muss. Nur eine räumt ein, sie hätte mal gefragt, die Fallmanagerin habe ihr aber entgegnet, darüber müsse sie sich keine Gedanken machen. Das brauche sie nicht zu wissen. Die Mittel seien ja da und müssten nur abgerufen werden.


    Eine nicht nachvollziehbare Haltung, die die Selbstbedienungsmentalität nur noch weiter fördert. Denn warum sollten sich die Kursteilnehmer anstrengen, wenn ihnen das Gefühl vermittelt wird, das sei alles für »lau« zu haben, niemand ihnen erklärt, dass erst die Arbeitsleistung anderer ein breites Kursangebot ermöglicht. Ergo werden die jungen Leute auch nicht verpflichtet, alles zu tun, um mithilfe der »Coachs« und Sozialpädagogen möglichst schnell eine berufliche Perspektive zu finden und aus der Daueralimentation herauszukommen.


    Etwa 30 Kurse dieser Art werden bundesweit angeboten – von Rostock bis zum Bodensee –, mit jeweils 20 Teilnehmern. Zusätzlich gibt es ein Bewerbungstraining. Alle würden speziell gecoacht und es werde intensiv am individuellen Profil gefeilt, versichern die Betreuer. Ich frage die Leiterin des Anbieters Projektfabrik JobAct: »Wieso müssen junge Leute, die nicht so richtig wissen, was sie wollen, ausgerechnet Theater spielen?« Und sie erklärt mir: »Theater bietet eine Plattform, kreativ tätig zu werden, und zwar in so vielen Bereichen, die eigentlich nur das Theater berührt. Hier wird gesungen. Man kann tanzen. Es wird ein Stück entwickelt und auch choreografisch gearbeitet. Es hat viel mit Sprechen zu tun. Deutlich sprechen.«


    Eigentlich hatte ich nicht den Eindruck, dass die Teilnehmer nicht gut reden könnten. Klar artikulieren sie ihre Interessen – jedenfalls geben sie unmissverständlich zu verstehen, was sie nicht wollen, nämlich in einem Supermarkt Kisten einräumen, Teil eines ausbeuterischen Systems werden, das sie auch noch zwingt, jeden Tag um sieben oder acht Uhr irgendwo anzutanzen und einen Arbeitstag durchzuhalten. Viele von ihnen sind bereits am ganz normalen Arbeitsalltag, wie ihn jeden Tag Millionen von Arbeitnehmern erleben und bewältigen, gescheitert, haben ihre Berufsausbildung abgebrochen oder ihren Ausbildungsplatz vorzeitig verlassen. Deswegen sollen sie hier und jetzt auch lernen, pünktlich zu kommen und durchzuhalten. Somit wird dieser Aspekt in den Prospekten aller Maßnahmen- und Bildungsträger stets besonders betont: der Erwerb sozialer Kompetenz. Was heißt nicht loszubrüllen, wenn einem etwas nicht passt, sich in eine Gruppe einzufügen und mal das zu tun, was von der Gemeinschaft, in und von der man lebt, erwartet wird.


    Das gelingt in Maßen. Der Regisseur habe sein Stück, erzählt er, schon sechsmal umgeschrieben und die Rollen neu besetzt, weil manche Teilnehmer einfach weggeblieben oder tagelang nicht erschienen seien. Er habe im Laufe eines Jahres schon alle Ausreden fürs Zu-spät- und Nicht-Kommen gehört: angefangen von »mein Wecker funktionierte nicht« bis »ich hab mein Handy gestern irgendwo liegenlassen. Deswegen bin ich heute Morgen nicht aufgewacht.« Oder: »Ich habe den Zug, den Bus, die Bahn verpasst.« Gemeldet werden solche »Ausrutscher« dem Jobcenter nur selten. Schließlich seien das ja alles junge Leute, sagt der Regisseur entschuldigend, auf dem Weg zu sich selbst, aus schwierigen Verhältnissen, denen noch nie jemand beigebracht habe, pünktlich und verlässlich zu sein. Da müsse man doch Verständnis haben, Nachsicht zeigen. Das werde schon.


    Er kratzt sich am Kopf, während vorne auf der Bühne Beleuchter Licht setzen, Tontechniker Hörproben machen, die Regieassistentin alle um Konzentration bittet: »Ich musste mal eine ganze Rolle neu besetzen, weil einer von den Teilnehmern auf Sizilien weilte. Er hatte sich drei Tage Urlaub genommen und dann den Flug zurück verpasst.« Der Regisseur lacht. Er findet das reichlich komisch. Von Konsequenz und Sanktionen ist nicht die Rede. Auch hier mutiert der Kurs zum Lebenshilfeunterricht. Die Frage ist, ob nicht die klare Ansage sinnvoll wäre, dass die Unterstützung entfällt, falls ein Teilnehmer zu erkennen gibt, nicht mehr mitmachen zu wollen. Würde das nicht zu weit besseren Ergebnissen und überhaupt zu Leistung führen?


    Natürlich werden Teilnehmer, die dauerhaft das Mitmachen verweigern, ausgeschult und abgemeldet, aber das geschieht selten, allein aus eigenem Interesse der Bildungsfirma heraus, da jeder Teilnehmer Einnahmen bedeutet. Das hier ist ja kein ehrenamtlich betriebenes Singspiel, sondern ein Kurs, der knallhart kalkuliert ist, und der mit vielen anderen Angeboten um junge Leute ohne Schulabschluss und Berufsausbildung konkurriert. Davon hängt nicht nur die Zukunft perspektivloser junger Menschen ab, sondern auch die Arbeitsplätze derer, die sie betreuen. Vergibt die Arbeitsagentur den Auftrag an JobAct, werden damit die Stellen für Helfer, Pädagogen, Regisseure, Tontechniker und Beleuchter gesichert. Und natürlich hat JobAct auch einen Geschäftsführer, Mitarbeiter in der Verwaltung, es muss auch die Miete für Geschäftsräume bezahlt werden. »Was kostet so ein Kursus?«, will ich von der JobAct-Leiterin wissen. »Das ganze Projekt hat ein Volumen von 130 000 Euro. Da hängt im Hintergrund eine riesige Maschinerie dran, die auch davon lebt«, gesteht sie ein. Würde die betreuende Sozialpädagogin also die Teilnehmer wieder abmelden und zurück ins Jobcenter schicken, würden sich auch die Einnahmen der JobAct-Firma verringern. Und die Fallmanagerin im Jobcenter müsste einräumen, dass sie sich in ihren »Kunden« leider getäuscht habe.


    Das Ganze wäre zudem verbunden mit Schreibkram und höherem Verwaltungsaufwand. Vielleicht wäre sogar mit einem Einspruch des Teilnehmers zu rechnen, der eine Begründung liefert, warum er drei Wochen nicht da war oder immer zu spät kam. Das tut man sich nur in absoluten Härtefällen an, erzählt ein PAP im Jobcenter, der nicht genannt werden möchte. Meist ließe man es einfach laufen. Sein Schreibtisch quelle auch so schon über. So etwas koste nur Zeit und Nerven.


    Bundesweit bietet JobAct 25 solcher Selbstfindungskurse mit Regisseuren, Sozialpädagogen und Bühnenarbeitern an. Die Jobcenter legen dafür also sage und schreibe 3,25 Millionen Euro auf den Tisch. Teure Selbstfindung auf Staatskosten, und was dies wirklich bringt, weiß niemand so genau, denn keiner prüft ihren Erfolg nach.

  


  
    Die Hartz-Maschine auf Touren und wer sie antreibt


    In der größten Behörde: die Agentur für Arbeit in Nürnberg


    Die Bundesagentur für Arbeit in Nürnberg ist mit fast 120 000 Beschäftigten einer der größten Arbeitgeber des Bundes, die größte Behörde in Deutschland und in Europa. Franz Kafka hätte hier seine Freude, denn der Ort bietet Anregung ohne Ende für Absurdes und Komisches: Durch lange, schier endlose Gänge schieben immer mal wieder Leute Karren mit dicken Stapeln Papier und Akten. Ab zwölf Uhr begrüßt man sich im Fahrstuhl mit »Mahlzeit!« Allein für Trainingskurse gibt die Bundesagentur 6,6 Milliarden Euro aus. Selbst manche ihrer Mitarbeiter halten viele Maßnahmen für reine Geldverschwendung. Aus der öffentlichen Wohlfahrt ist längst ein Riesengeschäft geworden. Dabei wird von hier aus, der Zentrale, nicht ein einziger Arbeitsplatz vermittelt.


    In den Arbeitsagenturen und Jobcentern arbeiten bundesweit gerade mal 25 300 Vermittler, das heißt, nur rund zehn Prozent der Gesamtbelegschaft haben direkten Kontakt nach »draußen« zu den »Kunden«, wie im Behördenjargon die Arbeitslosen heißen. Die übrigen 100 000 Mitarbeiter berechnen Leistungsansprüche, widmen sich der Erforschung der Gesetzmäßigkeiten des Arbeitsmarkts oder verwalten die eigene Behörde.


    In einem öffentlichen Chat im Internet, in dem die uneffektive Vermittlungsarbeit der Bundesagentur für Arbeit kritisiert wurde, meldete sich ein »Ehemaliger«: »Ich habe auch mal vier Jahre für die Bundesagentur für Arbeit – heute die Arbeitsagentur – gearbeitet. Das Ziel unseres damaligen Direktors war es, auf über 400 Mitarbeiter zu kommen, weil er damit dann automatisch einen besseren Titel und damit mehr Vergütung bekam. Er hat es locker geschafft.«


    Reformen scheinen fast unmöglich zu sein, denn an der Arbeitslosigkeit lässt sich verdienen. In Deutschland gibt es etwa 40 000 Bildungsträger. Sie alle profitieren von den staatlichen Ausgaben für Bildungsmaßnahmen und bringen Arbeitsuchende möglicherweise wieder in den Ersten Arbeitsmarkt, oft aber auch nicht. Und natürlich verdienen sowohl gewerkschaftliche als auch arbeitgebereigene Fortbildungs- und Umschulungseinrichtungen an den »Maßnahmen«, sie bilden eine Art Sozialkartell.


    Im Verwaltungsrat der Bundesagentur, der eigentlich die Arbeit der Agentur kontrollieren und beaufsichtigen soll und der über den Etat sowie die Verteilung der Mittel entscheidet, sitzen Vertreter der Gewerkschaften und der Arbeitgeberverbände. Also sind dort letztlich genau diejenigen versammelt, die mit gewerkschaftseigenen und arbeitgebernahen Bildungsfirmen Teil des Sozialkartells sind. Auch jedem Jobcenter ist so ein Verwaltungsrat übergeordnet.


    Die Bundesagentur für Arbeit,1952 als Bundesagentur für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung gegründet, ist heute ein ineffizienter Moloch. Arbeitgeber melden den Arbeitsagenturen inzwischen nicht einmal mehr jede zweite offene Stelle. Und die Fallmanager, die im Schnitt etwa 150 Arbeitslose betreuen, klagen über zu hohe Arbeitsbelastung und Ineffizienz. »Die Qualität der Vermittlung, die Belastung des mit Vermittlung befassten Personals und der Erfolg arbeitsmarktpolitischer Instrumente sind deutlich geringer als bisher angenommen«, lautet das vernichtende Fazit des Bundesrechnungshofs. Die sogenannte Vermittlungsquote, also der Anteil der vom Jobcenter Vermittelten, kritisierte er weiter, liege bei gerade mal 18 Prozent.


    Inzwischen gibt die Bundesagentur gar keine Vermittlungszahlen mehr preis. Das ist erstaunlich, denn Menschen wieder in Lohn und Brot zu bringen ist ihr einziger Daseinszweck. Die Begründung lautet: »Wir weisen keine Vermittlungsquoten aus, da man nie direkt den Zusammenhang zwischen Kontakt mit Vermittler und Arbeitsaufnahme herstellen kann. Wenn ein Vermittler im Beratungsgespräch sagt: ›Stellen Sie sich doch mal bei Bäcker Müller vor, da habe ich heute Morgen ein Schild hängen sehen …‹ – und es kommt tatsächlich zu einer Arbeitsaufnahme –, war der Vermittler nur ›Auslöser‹, das zählt aber nicht zur ›Vermittlungsquote‹. Außerdem würde in einer Vermittlungsquote nicht berücksichtigt, wenn Arbeitsuchende in der (Computer-)Stellenbörse der BA selbst eine Stelle finden oder wenn im Zuge der vielen Jobmessen, zu denen wir einladen, Arbeitsverträge geschlossen werden.« Wieso man nie, wirklich nie, »direkt den Zusammenhang zwischen Kontakt mit Vermittler und Arbeitsaufnahme herstellen kann«, bleibt ein großes Rätsel. Denn genau dafür ist eine Arbeitsagentur eigentlich da: um einen Kontakt herzustellen zwischen einem Arbeitgeber und einem Arbeitslosen, woraus ein Arbeitsverhältnis hervorgehen kann. Oder um nachzuhaken, warum der Kontakt vielleicht nicht erfolgreich war. Darüber hinaus, um nachzubessern und beim nächsten Mal eine bessere Vermittlung zu erreichen.


    Vor einer Vermittlung kommt jedoch stets »die Maßnahme«. Maßnahmen, so haben wir gesehen, können sein: Gabelstaplerkurse oder Bewerbungstrainings, Kurse zur Stabilisierung des Selbstbewusstseins, vielleicht noch Yoga oder richtig atmen lernen. Wer in welchem Kurs landet, soll eigentlich vorher die »passgenaue Beratung« ergeben. Doch passgenau scheint an der Kursauswahl gar nichts zu sein. Da sitzen IT-Spezialisten im »Wie-gehe-ich-mit-einem-Computer-um?«-Kurs, Bauarbeiter sollen lernen, mit Exceltabellen umzugehen, und Menschen, die lieber heute als morgen in Rente gehen wollen, landen im Bewerbungstraining. Fallmanager stecken Arbeitslose in Maßnahmen offenbar frei nach dem Motto: »Mal sehen, was dabei rauskommt« – wahrscheinlich auch, um die Arbeitslosenstatistik zu »bereinigen« oder zu verbessern. Denn wer in einer Maßnahme ist, steht dem Arbeitsmarkt ja nicht zur Verfügung, fällt also aus der Arbeitslosenstatistik heraus.


    Teilnehmer von EDV-Kursen klagen dann über hoffnungslos veraltete Computer. Andere beschweren sich über Umschulungen, die in völlig sinnentleerter Beschäftigung enden, anstatt dass sie wirklich Fortbildung erleben. Ein Hit über Jahre war das gemeinsame Puzzeln. Sie haben richtig gelesen: In sogenannten Toy-Companies der DEKRA saßen Arbeitslose mitunter zehn Tage an Riesenpuzzles, um am Ende festzustellen, dass ein Teil fehlte und das Puzzle somit nicht an einen Kindergarten oder an ein Sozialkaufhaus weitergegeben werden konnte, sondern weggeschmissen werden musste. Die Bundesagentur für Arbeit räumt ein, dass über die Hälfte der Arbeitsuchenden nicht vermittelbar sei, was im Hartz-IV-Chinesisch heißt: Es handelt sich um »Kunden mit komplexer Profillage«. Die müssen »aktiviert«, »trainiert« und »entwickelt« werden.


    Doch selbst BA-Mitarbeiter halten viele Kurse für reine Geldverschwendung: 80 Prozent der Maßnahmen, die die Bundesagentur finanziert, seien Blödsinn, ließ der Direktor der Arbeitsagentur Berlin-Brandenburg, Jens Regg, verlauten. Sieht das Heinrich Alt, Vorstandsmitglied der Bundesagentur für Arbeit, auch so? »Wir versuchen vieles, um Menschen wieder näher an Ausbildung und Beschäftigung zu bringen. Wir sind sicher alle eher suchend unterwegs als wissend und sagen eben nicht: Wir wissen genau, wie Frau Müller und Herr Meier in Arbeit kommen, und haben auch das richtige Instrument dafür zur Verfügung. Wir wissen eben nicht genau, wie das funktioniert, sondern wir probieren sehr vieles – in der Hoffnung, dass einiges davon gelingt, aber es läuft nicht so, dass wir wie in der Physik sagen können: Man nimmt das und das, und dann tritt auch der Erfolg ein.«


    Aber selbst wenn man der Bundesagentur für Arbeit zugestehen muss, manchmal »suchend« zu sein, so könnte doch vielleicht auch mal etwas »gefunden« werden? Denn wenn schon beim Dauerbrenner »Bewerbungstraining« sogar Dozenten erklären, ihre Arbeit sei völlig sinnlos, warum wird es dann immer noch angeboten? Viele Kursteilnehmer haben schon, wie wir gesehen haben, das zehnte oder elfte Bewerbungstraining hinter sich und gähnen nur noch müde, wenn sie zum x-ten Mal einen Lebenslauf verfassen sollen. Bisher haben sie allein dadurch jedenfalls noch keine Arbeitsstelle bekommen. Das ist auch kein Wunder, wenn der eigentliche Grund der Erwerbslosigkeit der fehlende Schulabschluss ist, die Unlust, Büros sauberzumachen und in der Küche zu arbeiten oder Arbeitlose, was die Arbeitswelt angeht, unrealistischen Mädchenblütenträumen nachhängen.


    Hartz-IV-Anwalt – zum Gelddrucken berechtigt?


    Immer wieder ist in der Zeitung die Rede von »Prozesslawinen« und dass Sozialgerichte von Hartz-IV-Klagen förmlich überflutet würden. Doch ein ganzer Berufsstand lebt davon: Martin Reucher in Bochum zum Beispiel geht die Arbeit nicht aus. Er ist Anwalt für Sozialrecht. Viele seiner Kollegen verteilen Handzettel, hängen im Umkreis von Jobcentern Visitenkarten an Bushaltestellen und in Imbissbuden auf oder werben im Internet. Reucher hat das nicht nötig. Auch ohne Werbung hat er genug Mandanten. Es hat sich bei Anwälten herumgesprochen, dass sich mit Hartz IV und seinen Empfängern gutes Geld verdienen lässt. Dabei ist es egal, ob sie einen Prozess vor dem Sozialgericht gewinnen oder verlieren – ihr Honorar kommt immer. Zuverlässig. Vom Staat. Das Jobcenter zahlt. Prozesskostenhilfe heißt das Zauberwort.


    Die kann ein Arbeitsloser immer dann in Anspruch nehmen, wenn er sich ungerecht behandelt fühlt – etwa wenn er den Bescheid vom Jobcenter nicht für angemessen hält, er also meint, für Konfirmation, Taufe oder Hochzeit müsse ihm zusätzliches Geld ausgezahlt werden, der Wohnraum sei zu klein sei oder das Jobcenter unterstütze und fördere ihn nicht ausreichend.


    Über einen Fall berichtete im Dezember 2010 die Rheinische Post. Ein Vater hatte geklagt, dessen Kind mit der Mutter in die USA gezogen war. Schließlich habe er staatlichen Anspruch auf das Umgangsrecht mit seinem Kind, machte der Mann geltend. Das Landessozialgericht sah das genauso. Das Jobcenter muss also dem Vater 900 Euro Reisekosten und Unterkunft pro Quartal erstatten. Das seien auch die Kosten, die ein Erwerbstätiger für die Auslandsreise ausgeben würde, befanden die Richter. Doch meist geht es nicht um USA-Reisen, sondern um Wohnraum, Heizkosten oder Untätigkeit des Jobmanagers. Das liegt oft an schwammigen, also auslegungsbedürftigen Formulierungen im Gesetz und Bestimmungen, bei denen auch Profis nicht mehr durchblicken. »Es gibt im Bereich des Sozialen Vorschriften und Paragraphenwürmer, die kann man auch als Jurist nicht mehr verstehen. Ich verstehe sie auch nicht«, sagte Monika Paulat im Gespräch mit Walter Wüllenweber. Monika Paulat muss es wissen, sie ist Präsidentin des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg und zudem Präsidentin des Deutschen Sozialgerichtstags. Und Winfried Boecken sekundiert: »Den Gesamtüberblick über das Gebiet des Sozialrechts, den kann man nicht mehr haben.« Er wiederum ist Inhaber des Lehrstuhls für Sozialrecht an der Universität Konstanz.


    Wenn es im Gesetz zum Beispiel heißt: Langzeitarbeitslose haben Anspruch auf eine »angemessene« Unterkunft, lässt sich trefflich streiten darüber, was »angemessen« bedeutet. Das geht daraus nämlich nicht hervor. Auch Entscheidungen über Bildungsmaßnahmen oder die Zumutbarkeit von Arbeit sind oft Ermessensfragen. In solchen Fällen reicht Anwalt Martin Reucher Klage ein und wird dafür honoriert. Egal, wie der Prozess ausgeht, die Rechnung geht für ihn immer auf, denn der Steuerzahler kommt für alle entstandenen Kosten auf.


    Arbeitslose sind somit eine lukrative Zielgruppe für Rechtsanwälte. Martin Reucher ist da ganz offen: »Ich ersticke in Fallzahlen«, räumt er freimütig ein. Er sei, will er damit sagen, bekannt unter den Hartzern. Der Anwalt lehnt sich in seinem Schreibtischsessel zurück und erklärt, wieso er in Fallzahlen ersticke: »Es treten ja Effekte im Laufe der Jahre ein. Also es spricht sich rum, wie man hier behandelt wird und mit welchen Ergebnissen. Und wenn man bedenkt, dass Hartz-IV-Empfänger gerne mal in Problemvierteln zusammenwohnen, dann ist das eine gute Werbung.« Der Anwalt lächelt ein bisschen schief, als wir einwerfen, Hartz-IV-Empfänger zu vertreten, sei so etwas wie eine Lizenz zum Gelddrucken.


    »Nein«, winkt er ab, »auf keinen Fall.« Für jedes Rechtsgebiet gebe es eigene Gebührensätze. »Die Sätze im Sozialrecht«, so fügt er ein wenig bedauernd hinzu, »sind niedriger als in anderen Rechtsgebieten.« Doch bei Reucher macht’s die Masse. Ganze Schränke mit Hängeregistratur sind bis oben hin gefüllt mit Akten von Fällen. Ständig klingelt das Telefon, rattert das Faxgerät, rappelt der Computer, wird der Erhalt von E-Mails bestätigt, kommt die Sekretärin mit der Unterschriftenmappe.


    Für einen Mandanten ist Reucher bis vors Bundesverfassungsgericht gezogen. Dann klingelt die Kasse richtig laut. Auf diesen Fall ist Reucher besonders stolz. »Ich kann davon leben«, räumt er lächelnd ein. »In diesem Fall sind die Gebühren einmal fällig fürs Bundesverfassungsgericht, zweimal auch fürs Bundessozialgericht, dann fürs Landessozialgericht, fürs Sozialgericht und dann noch das Widerspruchsverfahren. Das ist natürlich ein Sahnestückchen«, schließt er strahlend und klappt die Akte energisch zu. Leckerbissen, aus dem Steuersäckel gezahlt. Wir sind schließlich ein Rechtsstaat, und der zahlt natürlich auch dann, wenn ein Bürger gegen den Staat, der ihn alimentiert, zu Felde zieht und klagt.


    Nirgendwo wird so oft gegen Hartz-IV-Bescheide der Jobcenter geklagt wie in Berlin. Allein in Neukölln, so Bezirksbürgermeister Buschkowsky, beziehen 92 000 aller Einwohnerinnen und Einwohner Transferleistungen, also fast jeder Dritte. Was Hartz IV anbelangt, sind es 130 Bedarfsgemeinschaften auf 1000 Einwohner, Rang 1 in Deutschland. Bei den unter 25-Jährigen beträgt dort der Hartz-IV-Anteil 41 Prozent, in ganz Berlin sind es 28 Prozent. Das heißt, in der Hauptstadt lebt fast jeder dritte junge Mensch unter 18 in einem Hartz-IV-Haushalt. Hartz IV ist also für viele junge Leute ein völlig normales Einkommen.


    In Berlin befindet sich auch das bundesweit größte Sozialgericht. 2011 gingen dort in Zusammenhang mit dem Arbeitslosengeld II fast 32 000 Klagen ein. Das waren 5000 Fälle oder rund 20 Prozent mehr als im Vorjahr. In der Bundesrepublik gibt es sechs Millionen Hartz-IV-Bezieher (ALG II und Sozialhilfe). Berlin ist Spitzenreiter im Vergleich der Bundesländer: Fast jeder fünfte Berliner (16,2 Prozent der Bevölkerung) unter 65 Jahren lebt von Hartz IV. Derzeit sind es 441 000 erwachsene Hilfebedürftige sowie 155 000 Kinder und Jugendliche. Das Berliner Sozialgericht bewältigt daher den bundesweit größten Ansturm von Klagen. Seit Einführung von Hartz IV im Jahr 2005 hat sich die Zahl der jährlichen Neueingänge vervierfacht.


    70 Prozent der Klagen betreffen Hartz IV. Meistens geht es um die Kosten für die Unterkunft, sprich die Höhe oder die Übernahme von Mietzahlungen durch die Jobcenter, die Anrechnung von Einkommen, die Verletzung von Bearbeitungsfristen und vieles mehr. Die Bundesagentur für Arbeit verweist gern darauf, dass sie jedes Jahr über 25 Millionen Leistungsbescheide an Hartz-IV-Bezieher verschickt. Vom Gericht aufgehoben oder geändert worden seien davon 2009 nur rund 0,2 Prozent. Somit führen die wenigsten Klagen überhaupt zu einem Gerichtsbeschluss. Bei etwa 40 Prozent wird der Klagegrund oft im Vorfeld von den Jobcentern anerkannt und der jeweilige Bescheid entsprechend abgeändert. Die Rechnung des Rechtsanwalts muss aber auch bei einem Vergleich bezahlt werden.


    Statistiken der Bundesagentur für Arbeit (BA) zufolge wurde in den ersten drei Monaten des Jahres 2012 über 28 241 Klagen entschieden. Doch endeten – laut Arbeitsagentur – nur vier Prozent der Hartz-IV-Klagen ganz oder teilweise mit einem Erfolg des Klägers. Fast zehn Prozent wurden abgewiesen. 85 Prozent erledigten sich ohne Urteilsspruch: Die Kläger zogen ihre Klagen zurück oder einigten sich mit dem Jobcenter auf einen Vergleich.


    Inzwischen gibt es einen leichten Rückgang bei Hartz-IV-Klagen, vielleicht auch, weil offensichtliche Absurditäten inzwischen nicht mehr zur Klage zugelassen sind. So hatte sich eine Frau durch alle Instanzen bis vor das Bundessozialgericht in Kassel geklagt – mit entsprechenden Anwalts- und Gerichtskosten. Ihr Hartz-IV-Betrag von 624,80 Euro sollte um 20 Cent erhöht werden. Die Klägerin argumentierte, der Regelsatz würde die Sicherung des Existenzminimums nicht gewährleisten. In den Vorinstanzen hatten die Richter noch zugunsten der Klägerin entschieden. Erst die höchsten deutschen Sozialrichter des Bundessozialgerichts hoben die Urteile auf, wiesen die Klage ab und erklärten, ein Prozess um 20 Cent sei unzulässig. Die Frau hatte auf den 20 Cent bestanden, weil der Satz zwar richtig berechnet, aber nicht auf einen vollen Euro-Betrag aufgerundet worden war. Der 14. Senat sprach ihr jedoch ein Rechtsschutzbedürfnis wegen dieser Rundungsdifferenz ab.


    Bis 2011 hatten Ämter immer auf volle Beträge aufrunden (und zwar ab 50 Cent) oder abrunden müssen (bis 49 Cent). Der Klägerin waren 2007 besagte 624,80 Euro bewilligt worden: 376,50 Euro zum Lebensunterhalt und 248,30 Euro als Kostenzuschuss für die Unterkunft. Sie wollte erreichen, dass die beiden Einzelbeträge gerundet würden. Damit hätte sie 625 Euro bekommen. Doch die Software der Jobcenter sah dies nicht vor – ein willkommener Grund für eine wahre Klageflut, auch in anderen ähnlich gelagerten Fällen.


    Eine andere Klägerin ging ebenfalls durch alle Instanzen bis vors Bundessozialgericht, weil im Hartz-IV-Satz ihrer Meinung nach die Mehrwertsteuererhöhung von 16 auf 19 Prozent nicht ausreichend berücksichtigt worden sei. Die allein lebende Frau aus dem Rhein-Neckar-Kreis forderte monatlich 1000 Euro als Unterstützung. Es fehle eben unter anderem der Ausgleich für die Mehrwertsteuererhöhung. Sozial- und Landessozialgericht wiesen die Klage der Frau ab. Trotzdem zog sie vors Bundessozialgereicht und scheiterte auch dort. Die Klage wurde abgewiesen. Die Bundesregierung verstoße mit den Hartz-IV-Sätzen nicht gegen das Grundrecht auf Menschenwürde und auch nicht gegen das Sozialstaatsprinzip, befanden die Kasseler Richter. Die Gebühren für die klagefreudige Frau, die in drei Instanzen scheiterte, zahlte der Steuerbürger. Ihren Anwalt wird es gefreut haben.


    Hartz-IV-Wohnungen: der Staat als solventer Mieter


    Die Hartz-IV-Maschine hält auch die deutsche Immobilienwirtschaft am Laufen, denn Hartz-IV-Empfänger sind gern gesehene Mieter. Unterschreiben sie eine Abtretungserklärung, überweist das Amt die Miete direkt an den Eigentümer – eine sichere Sache. Und Dieter Blümel vom Eigentümerverband weiß, was Immobilienbesitzer sich sonst noch wünschen: höhere Mietsätze für Hartz-IV-Empfänger. Ich frage ihn: »Wenn Sie eine Wohnung zu vermieten hätten und dann käme einer und sagt: ›Ich bekomme Hartz IV‹, und ein Zweiter käme, der sagt: ›Ich bin Busfahrer oder Verkäufer.‹ Wem würden Sie die Wohnung geben?« Dieter Blümel hat jeden Tag mit Vermietern und Wohnungseigentümern zu tun. Er überlegt kurz und sagt dann: »Der durchschnittliche Vermieter, würde ich sagen, wird in der Regel den Hartz-IV-Empfänger nehmen. Weil der ein sicherer Zahler ist. Denn wenn der Staat mit sicheren und zuverlässigen Überweisungen für alles einsteht, dann ist man fein raus. Einen solventeren Mieter gibt es jedenfalls bis jetzt noch nicht.«


    Eigentlich bekommen langzeitarbeitslose Hartz-IV-Empfänger die Unterstützung für die Lebenshaltung, die Wohn- und Heizkosten als Gesamtbetrag überwiesen. Sie müssen dann selbst die Miete überweisen und damit ein Stück Verantwortung übernehmen. In der Praxis hat sich aber gezeigt, dass das nicht immer klappt und das Geld für die Miete für andere Dinge »zweckentfremdet« wurde. Also verlangen Vermieter oft eine Abtretungserklärung und sind dann fein raus: Der Staat zahlt ja pünktlich.


    Dieter Blümel räumt ein, dass damit der freie Markt ein Stück außer Kraft gesetzt werde. Gerade in Berlin klagen häufig Studenten, dass sie an bestimmte Wohnungen gar nicht mehr herankämen, weil Hartz-IV-Empfänger bevorzugt würden. »Berlin hat Pauschalen«, erzählt Blümel weiter. »Das sind die Größenordnungen, an denen sich die Vermieter orientieren. Bestimmte Mieten, die vielleicht unter der staatlichen Pauschale gelegen hätten, werden also auf das Niveau, das der Staat offenkundig bereit ist zu zahlen, nach oben ›korrigiert‹, angehoben eben, weil sich ein Vermieter natürlich sagt, wenn mehr bezahlt wird, dann werde ich diese Mietsumme doch auch fordern. Vielleicht hätte er seine Wohnung für 300 Euro vermietet, aber so nimmt er eben 378 Euro, weil er weiß, dass das der Satz ist, den der Staat ohnehin zahlt.«


    Viele Langzeitarbeitslose wissen genau, wie viel Wohnraum ihnen laut Gesetz zusteht. Großfamilien mit vielen Kindern sind besonders fein raus: ein Einfamilienhaus mit Garten? Kein Problem: stimmt die Quadratmeterzahl, übernimmt das Jobcenter die Kosten.


    Alexander Neubacher vom Spiegel weist auf eine vom Bundesbauministerium geförderte Studie hin, die zu einem niederschmetternden Resultat kommt:


    Hartz IV habe »Potenziale für Miet- und Erlössteigerungen« eröffnet, »die häufig auch genutzt werden«. Die »Konkurrenzfähigkeit von Niedrigeinkommensbeziehern« gegenüber Langzeitarbeitslosen könne sich verschlechtern. Und so muss am Ende wieder der Staat einspringen, damit sich auch Geringverdiener eine Wohnung leisten können – in Form von Wohngeld oder Hartz IV für Aufstocker.


    Hoffnungslose Fälle: die Erfindung der Kopfprämie


    Manche Erwerbslose schickt das Jobcenter mit einem Gutschein zu privaten Arbeitsvermittlungen, obwohl es selbst Tausende Fallmanager beschäftigt. Private Anbieter sind etwa Dorado, Jobhunter, JobStore oder per Zukunft.


    Die Zusammenarbeit mit dem Jobcenter beschreibt uns Frau Temes, die Geschäftsführerin von per Zukunft. Ist die Fallmanagerin mit ihrem Latein am Ende, nachdem Bewerbungs- und Telefontrainings, Einkaufs- und Nähkurse ihren Klienten nicht weitergebracht haben, schickt sie ihn mit einem Vermittlungsgutschein zu einer privaten Arbeitsvermittlung, also zu Frau Temes und ihren Kollegen. Gelingt es ihnen, einen Arbeitslosen für mindestens sechs Wochen zu vermitteln, bekommen sie von der Arbeitsagentur eine Prämie von 1000 Euro. Dauert die Beschäftigung gar bis zu einem halben Jahr, gibt’s noch einmal 1000 Euro; bei Langzeitarbeitslosen sogar 1500 Euro. Das Ganze lohnt sich offenbar. Frau Temes hat immerhin vier Filialen in Berlin mit insgesamt 30 Mitarbeitern. Große Investitionen sind nicht nötig: ein Raum, ein Schreibtisch, ein Telefon und ein Rechner genügen.


    Was sich allerdings nicht lohnt, sind dauerhafte Beschäftigungsverhältnisse. Denn am einträglichsten ist es, wenn der Vermittelte nach sechs Monaten erneut arbeitslos auf der Matte steht. Nachdem dieser sechs Wochen Arbeitslosengeld bezogen hat, kann er nämlich wieder den Anspruch auf einen Vermittlungsgutschein geltend machen. Das Spiel beginnt also von Neuem. Und Frau Temes kassiert wieder. Etwa 150 Menschen vermittelt sie im Monat, räumt sie im Gespräch ein. Das macht 300 000 Euro insgesamt.


    45.000 Gutscheine wurden laut Statistik der Bundesagentur allein im Jahr 2010 abgerechnet. 2011 waren es über 46 600 Gutscheine. Das ergibt ca. 100 Millionen Euro nur an Vermittlungsgebühr. Das System lädt zum Missbrauch also geradezu ein. Ungeschlagen bislang die Praxis einer privaten Arbeitsvermittlung in Freiburg: Mitarbeiter wurden 2010 vom dortigen Amtsgericht verurteilt, weil sie gleichzeitig eine Leiharbeitsfirma betrieben hatten. Diese Firma bekam von der privaten Arbeitsvermittlung Arbeitskräfte vermittelt. Dafür kassierten die Vermittler eine Kopfprämie. Kurze Zeit später flogen die Leiharbeiter wieder raus, und das Spiel konnte von Neuem beginnen. Da formal alles rechtens war, konnten die Behörden zunächst nichts dagegen tun. Bei jedem Vermittlungserfolg musste die Jobagentur zähneknirschend die Prämie auszahlen. Erst, als die Beschuldigten begannen, Unterschriften zu fälschen, konnte man sie dingfest machen.

  


  
    Das ökonomische Prinzip: mit einem Minimum an Aufwand ein Maximum an Ertrag, oder: wie man das System ausnutzt


    Arbeit? Nein, danke!


    Hartz IV ist als Basissicherung gedacht. Die grundlegenden Bedürfnisse von Menschen, die in Not geraten sind, sollen damit gedeckt werden. Niemand in Deutschland soll hungern und frieren müssen, und alle sollen ein Dach über dem Kopf haben. Doch viele »Berufsarbeitslose«, Arbeitslosenorganisationen, Wohlfahrtsverbände und die Partei »Die Linke« sprechen gerne von menschenunwürdigen Verhältnissen, in denen Hartz-IV-Empfänger angeblich leben müssten, und von unmenschlicher Drangsal für die Erwerbslosen, wenn das Jobcenter angeblich unzumutbare Arbeit anbiete oder Sanktionen androhe. Unstrittig sei ohnehin, Hartz-IV-Empfänger lebten in bitterer Armut. Gesellschaftliche Teilhabe wird dann gerne gefordert: durch die ermäßigte Kinokarte, den kostenlosen Eintritt ins Schwimmbad oder Theater oder zusätzliches Geld für den Urlaub. Doch wenn Hartz IV zum Rundum-sorglos-Paket mutieren würde, wer wollte dann noch einen Job im Niedriglohnbereich annehmen? Pakete austragen, putzen, kellnern? Wie gesagt: Eine Familie mit zwei Kindern, wo alle Hartz IV bekommen, deren Miete und Heizkosten bezahlt werden, die ein Sozialticket beim städtischen Transportunternehmen erhält, die für die Unterbringung ihrer Kinder im Kindergarten nichts bezahlen muss und für die das Sozialamt die Kosten für die Klassenreise übernimmt, steht oft günstiger da als eine Familie, in der nur einer verdient und der andere zu Hause bleibt, um sich um die Kinder zu kümmern. Es ist kein Geheimnis, dass in einigen Problemvierteln Kinder auf die Frage, welchen Beruf sie wohl mal ergreifen wollen, gerne auch mal antworten: »Ich werde Hartzer.«


    Inzwischen sind aus einzelnen Sozialhilfekarrieristen ganze Hartz-IV-Dynastien geworden: Von der Großmutter bis zur Enkelin leben alle Familienmitglieder von der Stütze. Dass ihre Eltern morgens zur Arbeit gehen, sie rechtzeitig vor der Schule geweckt werden, ein Frühstück und ein Schulbrot für die Pause bekommen, kennen viele Kinder nicht mehr. Das bestätigen Lehrer, Sozialpädagogen, Pfarrer und Betreiber von Sozialeinrichtungen und Suppenküchen, angefangen bei den Mitarbeitern der Arche in Berlin-Hellersdorf bis zu Susanne Aschenbrenner von den Mittagskindern in Hamburg.


    Die Ursache ist eine Mischung aus Lebensuntüchtigkeit, fehlendem Schul- und Berufsabschluss und der Unfähigkeit, sein Schicksal selbst in die Hand zu nehmen. Inzwischen sind viele Menschen gewohnt, dass der Staat mit einem Heer aus Betreuern, Beratern, Sozialpädagogen, Sozialarbeitern und Streetworkern für alles sorgt, in allem berät und hilft und somit für die Befriedigung aller Bedürfnisse zuständig ist. Umgekehrt erwartet auch niemand mehr von ihnen, dass sie Verantwortung für ihr Leben übernehmen. Niemand setzt ihnen zu, wenn etwas nicht klappt, und fordert Eigeninitiative. Stattdessen ist sich die Betreuungsbranche einig darin, dass man das auch nicht erwarten könne und dürfe. Schließlich sei die Kindheit oft hart gewesen, der Vater arbeitslos oder abwesend, die Mutter alkoholkrank und ohne Schulabschluss und Ausbildung. Solche Probleme werden aber nicht vererbt, und Kindern aus diesen Familien sollten möglichst früh Alternativen angeboten werden. Darüber wird dann trefflich gestritten.


    Oft sind es Einzelinitiativen wie die Arche von Pfarrer Bernd Siggelkow oder die Mittagskinder von Susanne Aschenbrenner, die Ganztagsbetreuung anbieten, um Kinder aus Milieus herauszuholen, die keine Perspektive bieten. Dort wird all das geleistet, was Eltern nicht schaffen oder offenbar zum Teil auch nicht übernehmen wollen oder können. Das, was sie können, ist Kindergeld und Hartz IV für ihre Kinder kassieren. Bei diesen kommt die Unterstützung aber offenbar nicht an, was die Gespräche mit Kindern zeigen, die regelmäßig in der Arche oder bei den Mittagskindern essen und dort ihre Nachmittage verbringen: Die Eltern spielten mit der Playstation oder guckten rund um die Uhr fern, erzählen sie. Doch warum wird Eltern, die nicht für ihre Kinder sorgen, die nicht darauf achten, dass sie regelmäßig zur Schule gehen, nicht das Kindergeld gestrichen? Warum werden sie nicht mit Bußgeldern belegt? Heinz Buschkowsky bringt es auf die einfache Formel: »Kommt das Kind nicht in die Schule, kommt das Kindergeld nicht aufs Konto.« Was Heinz Buschkowsky meint: wer so wenig Interesse an seinen Kindern hat, dass er sie nicht zur Schule schickt, brauche auch keine finanzielle Unterstützung des Staates in Form von Kindergeld.


    Sylvia Radau ist Sozialarbeiterin im Schulamt Friedrichshain-Kreuzberg und bearbeitet dort die »Schulversäumnisanzeigen«. Sie hat festgestellt, dass die Androhung von Sanktionen durchaus helfen kann im Umgang mit schwierigen Familien. Die Schulen müssen melden, wenn Kinder mehr als zehn Tage am Stück dem Unterricht unentschuldigt fernbleiben. Schon seit einigen Jahren dürfen die Behörden Bußgelder gegen die Eltern von Schulverweigerern verhängen. »Es ist wichtig, dieses Bußgeld als Drohmittel zu haben«, sagt Radau in einem Gespräch mit der Berliner Morgenpost. Denn seit sie in ihren Anschreiben darauf verweisen könne, erschienen die Eltern auch meistens zum Gespräch im Schulamt, viele bekämen sogar einen Schreck, seien unter diesem Druck zu »vielem bereit«, erklärt Radau. Wer nicht kommt, zu dem macht sich die Sozialarbeiterin persönlich auf, oft begleitet von Kollegen vom Jugendamt.


    Doch solche Erfahrungen werden auch oft ausgeblendet und zurückgewiesen von der Heerschar der Kümmerer, die für dieses Verhalten alle und alles verantwortlich machen: die Gesellschaft, die Bedingungen, die schwere Kindheit. Nur nicht die Eltern, die die Kinder in die Welt gesetzt haben. Zum Beispiel Eva Gottwalles von der Caritas in Berlin-Lichtenberg setzt bei Schulverweigerern und ihren Eltern auch eher auf Anreize, auf die »Erziehungskompetenz« der Familien. Die in Berlin bestehende Möglichkeit, Bußgelder zu verhängen, habe letztlich nicht gefruchtet. Es könne zwar sein, dass die Eltern unter der Androhung von weniger Hartz IV aktiver würden, aber meist sei die familiäre Situation äußerst prekär. Oft seien die Eltern selbst verzweifelt und hilflos. Da ist es fast ein schlechter Scherz, dass die Stadt Oer-Erkenschwick in Nordrhein-Westfalen Schulschwänzern 100 Euro Prämie zahlen will, wenn sie wieder zum Unterricht erscheinen.


    Wozu die Einführung von Betreuungsgeld in Familien wie diesen führt, kann sich jeder leicht ausmalen, der sich in solchen Milieus auskennt. Noch weniger Kinder werden in Kitas und Krippen geschickt, noch früher wird deren Zukunft als Hartzer zementiert. Oft ist es nicht Armut, die in solchen Familien herrscht, sondern schiere Verwahrlosung. Häufig gibt es bei ihnen zu Hause mehrere Flachbildfernseher, einen DVD-Player und ein Sky-Abo. Das Geld für Essen wird an der Imbissbude ausgegeben. Es ist offenbar eine Art von Verwahrlosung, der man mit mehr Geld jedenfalls nicht beikommt.


    Die meisten Familien haben sich wohl auch daran gewöhnt, dass bei allen Problemen und für jegliche Bedürfnisbefriedigung – sei es die Erstausstattung des Säuglings, das Kleid für die Erstkommunion der Tochter oder der Ersatz für die kaputte Waschmaschine – der Staat in Gestalt des Jobcenters zuständig ist. Lethargisch warten sie auf die monatliche Zuweisung vom Amt. Einige Einrichtungen wie die »Hamburger Mittagskinder« oder die »Bärenstarken Kinder« in Gelsenkirchen zum Beispiel sind aufgrund solcher Erfahrungen dazu übergegangen, Kindern nicht einfach ein warmes Essen anzubieten, sondern sie bei dessen Zubereitung mit einzubeziehen. Sie dürfen beim Kochen mithelfen und stellen staunend fest, dass Kartoffeln ursprünglich nicht als viereckige Stifte in Öl schwimmend vorkommen. Sie lernen, sie zu schälen und zu kochen, Obst und Gemüse zu essen.


    Bücher gebe es bei ihnen zu Hause nicht. Und spielen sie mit der Puppenstube, bemängeln sie lautstark, dass darin viel zu wenige Fernseher seien. Bei ihnen zu Hause sei das anders, betonen sie. Da haben Papa und Mama einen und sie selbst und die Geschwister natürlich auch. Als sich die Kinder am Mittagstisch versammeln, frage ich, wo Papa und Mama denn seien. »Zu Hause«, sagen die meisten. »Und was machen sie da? Warum kochen sie dir kein Mittagessen?«


    »Mama guckt Britt und Papa spielt Playstation.«


    Oft gibt es aber gar keinen Vater, stattdessen viele Geschwister. Das Schlimmste daran ist, dass die Kinder ihre Eltern als passive Menschen erleben, die alle sechs Wochen oder zwei Monate vom Amt einbestellt werden, auf die aber sonst niemand wartet, die niemand braucht, deren Einkommen von einer Behörde kommt. Wie sollen solche Kinder jemals lernen, ihr Leben in die eigene Hand zu nehmen? Wie sollen sie sich etwas zutrauen, jemals das Gefühl bekommen, dass sie über ihr Leben selbst bestimmen, Entscheidungen treffen, einen Beruf ergreifen, etwas lernen können? Wie war das noch? Sollten die Hartz-IV-Reformen nicht begleitet werden vom »Fördern und Fordern«? Die Arbeitslosen sollten eine Vereinbarung unterschreiben und sich verpflichten, alles zu tun, um wieder einen Job zu finden. Und die Fallmanager in den Jobagenturen sollten alles daran setzen, die Arbeitslosen wieder in Lohn und Brot zu bekommen. So lautete die Vereinbarung.


    Kurz nachdem die Hartz-IV-Reformen 2005 eingeführt wurden, wollten wir die Probe aufs Exempel machen. Als arbeitsfähig eingestufte Sozialhilfeempfänger und Langzeitarbeitslose sollten mobil gemacht werden. Ob das dem Jobcenter wirklich gelingen würde? Wir, in der Redaktion Dokumentation und Reportage im NDR, waren skeptisch und beschlossen, einer Fallmanagerin bei der Arbeit zuzusehen. Es wurden in der Redaktion schon Wetten abgeschlossen. Die meisten waren sicher, es werde bestimmt nicht klappen, die Arbeitslosen zu mobilisieren. Es gebe ja gar nicht genug Arbeit. Und überhaupt, das System Jobcenter sei viel zu unbeweglich. Wir legten die Kriterien fest: Wie sollten die »Fälle« aussehen, die wir über ein halbes Jahr begleiten wollten? Wir fanden es unfair, von vornherein schwer vermittelbare oder aussichtslose Fälle zu porträtieren und sich dann hinterher in die Brust zu werfen, nach dem Motto: Das war ja klar, das konnte ja gar nicht funktionieren. Also: Männern Ende 50, die schon morgens angetrunken in der Jobagentur ankommen, denen man ansieht, dass sie sich schon länger nicht mehr gewaschen und rasiert haben, wollten wir nicht auf der Spur bleiben. Wir legten fest, Arbeitslose zwischen Ende 20 und Mitte 40 auf ihrer Suche nach Arbeit zu begleiten, die möglichst auch einen Beruf gelernt haben. In Winsen an der Luhe zum Beispiel. Dort sollte Angelika Brauer mit drei Mitarbeitern von der Jobagentur 1200 Arbeitslose und als arbeitsfähig eingestufte Sozialhilfeempfänger mobil machen. Angelika Brauer, eine von 4000 Fallmanagern im Bundesgebiet, sollte zeigen: Deutschland bewegt sich. Das war der Beginn der Großoffensive »Hartz IV«.


    Im Jobcenter Winsen an der Luhe klappten wir also für ein halbes Jahr unser Stativ auf. Zunächst lud Angelika Brauer 180 ihrer Kunden zu einer Informationsveranstaltung ein. Sehr optimistisch schien sie uns nicht, vielleicht aber auch nur realistisch? »Ich würde mich freuen, wenn von diesen 180 Eingeladenen 100 erscheinen«, verriet sie uns zu Beginn. »Das wäre etwas mehr als die Hälfte derer, die wir eingeladen haben. Darüber würden wir uns sehr freuen.« Warum sie nicht erwartete, dass alle kommen würden, darüber schwieg sie sich erst mal aus.


    Vier Wochen später. Die Jobagentur hat sogar die Stadthalle in Winsen angemietet, um den erwarteten großen Ansturm bewältigen zu können. Lange Gesichter bei den Mitarbeitern des Jobcenters, als sich gerade mal 50 Menschen in dem riesigen Raum verlieren, wo sonst der Schützenball, die Stadtmessen oder Konzerte stattfinden. Zunächst hat Angelika Brauer sogenannte Ein-Euro-Jobs zu bieten, und zwar in gemeinnützigen Einrichtungen. Maximal 20 Stunden pro Woche, über ein halbes Jahr, um Langzeitarbeitslose wieder an regelmäßiges Aufstehen, einen geregelten Arbeitstag zu gewöhnen. »Es gibt viele Einsatzmöglichkeiten und Tätigkeiten beim Landkreis oder der Stadt«, wirbt Angelika Brauer: »Sie können in Schulen und Kindergärten helfen, beispielsweise Spielgeräte auf Kinderspielplätzen in Ordnung halten, in Seniorenheimen alten Menschen etwas vorlesen oder mit ihnen spazierengehen, kleine Besorgungen für sie machen. Es ist für jeden von Ihnen eine kleine Chance, einen Fuß wieder in die Türe zu bekommen.« Dafür würden 80 Euro im Monat gezahlt, zusätzlich zum Arbeitslosengeld II. Trotzdem: Die meisten sind nicht begeistert. »Früher habe ich gut verdient, und jetzt soll ich für einen Euro arbeiten? Ich denke nicht daran.« – »Ich mache das bestimmt nicht«, schimpft Herr I. aus der Türkei. »Ich bin schließlich von Beruf Lagerarbeiter, habe einen Staplerschein und einen Führerschein.«


    Aber nicht alle sind ablehnend eingestellt. Vielleicht führe so ein Job doch mal in ein festes Arbeitsverhältnis, mutmaßt einer. Er wolle es sich überlegen mit dem Ein-Euro-Job. Eine junge Frau, Anfang 20, ist seit ihrem Hauptschulabschluss arbeitslos. »Was haben Sie denn seitdem gemacht?«, will ich wissen. »Gar nichts«, lautet die simple Antwort.


    Solche Entgegnungen diskutierten wir im Team noch lange nach Drehschluss und fragten uns, wie es möglich sei, dass ein junger Mensch sechs lange Jahre mit Nichtstun verbracht hat? Warum hat man der jungen Frau nicht ein bisschen Dampf gemacht, sie sechs Jahre unterstützt, ohne sie vor die Alternative zu stellen, entweder eine Ausbildung zu machen oder einen Hilfsjob anzunehmen? Warum konnte sie sich sechs Jahre daran gewöhnen, alimentiert zu werden? Vielleicht hätte es sie ja motiviert, wenn man ihr kein Bargeld ausgezahlt, sondern Lebensmittelgutscheine zugewiesen hätte? Als alle die Stadthalle verlassen haben, zieht Angelika Brauer Bilanz: Von 180 eingeladenen Langzeitarbeitslosen sind 130 nicht gekommen. Vor ihr liegt ein riesiger Stapel mit Unterlagen und Papieren.


    »Was machen Sie denn mit den 130 Leuten? Die können doch nicht alle Bauchweh haben«, will ich wissen. »Die restlichen 130 werden wir einladen, jeden Einzelnen, und mit ihm ein Gespräch darüber führen, was für Gründe er gehabt hat, heute nicht zu erscheinen, und ob das wichtige Gründe gewesen sind. Und das werden wir in jedem Einzelfall klären, werden dann alles gegeneinander abwägen und eine Entscheidung treffen, ob derjenige nicht vielleicht doch für einen Ein-Euro-Job infrage kommt oder ob es nicht doch eine berufliche Alternative für diesen Herrn oder diese Dame geben kann.« Sie betont nochmals: »Dieser ganze Stapel von Papieren, der hier vor mir liegt: Das sind alles Papiere von Kandidaten. Die werden von uns in den nächsten Tagen und Wochen eingeladen, und dann werden wir die Damen und Herren bitten, uns zu erklären, wie sie sich ihre berufliche Zukunft vorstellen, wenn sie denn kein Interesse an einem Ein-Euro-Job haben, und warum sie nicht in der Lage waren, zu diesem wichtigen Termin hier zu kommen oder wenigstens rechtzeitig abzusagen.« Unausgesprochen schwingt die Frage mit, ob die, die nicht gekommen sind, wirklich nicht arbeiten können oder nicht arbeiten wollen oder auch, ob sie vielleicht irgendwo schwarz arbeiten.


    Zwei Wochen später. Frau Brauer arbeitet ihren Stapel ab, und ich bin dabei, als Carmen K. erscheint. Sie ist Ende 30, von Beruf Küchenhilfe. Zur Infoveranstaltung war sie nicht gekommen. »Ich hatte Sie ja schon vor 14 Tagen in die Stadthalle eingeladen«, eröffnet Angelika Brauer das Gespräch.


    »Mein Sohn ist so krank«, sagt Carmen K.


    »Ist er immer noch krank oder schon wieder?«


    »Immer noch!«


    »Und im Februar, als ich Sie auch eingeladen hatte?«


    »Ja, da hatte er auch Fieber.«


    »Unabhängig von der Krankheit Ihres Sohnes. Was haben Sie in den letzten fünf Jahren unternommen, um wieder Arbeit zu finden?«


    »Ich hab’ drei Monate lang auf Basis geringfügiger Beschäftigung in der Gastronomie gearbeitet. Da hab’ ich auch nur 100 Euro bekommen.«


    Angelika Brauer schaut in ihren Computer und findet das Arbeitsangebot eines Fischrestaurants ganz in der Nähe. »Ich würde Sie bitten, sich dort einmal vorzustellen. Die suchen in der Küche und im Service Arbeitskräfte. Sie melden sich dann anschließend bitte und berichten mir, was daraus geworden ist.« Fallmanagerin Angelika Brauer ist zuversichtlich: Das Restaurant brummt, und die Geschäftsleitung sucht händeringend Arbeitskräfte. Carmen K. verspricht, sich dort vorzustellen und zieht los.


    Am Nachmittag fahre ich an die Elbe zum Fischrestaurant. Ich bin auf der Suche nach einer Erfolgsgeschichte. Eigentlich müsste es doch klappen. Wird Carmen K. sie mir liefern? Sie ist nicht auf den Mund gefallen, eine erfahrene Küchenhilfe, und hat heute Morgen im Gespräch mit ihrer Fallmanagerin eindrucksvoll deutlich gemacht, sie suche händeringend einen Job. Angeblich – denn das, was der Restaurantbesitzer mir erzählt, klingt völlig anders. Er steht in der Küche am Herd, rings um ihn herum eine Schar von Helfern, die unablässig Fische ausnehmen und anschließend braten. Vor ihm ein Berg silbergrauer Exemplare. Mittags werden hier ganze Busladungen verköstigt. Das Restaurant brummt, es muss also alles schnell gehen. Der Chef hat gerade einen Langzeitarbeitslosen eingestellt, den ihm die Jobagentur geschickt hatte – aber erst, nachdem er ihn genau unter die Lupe genommen hatte.


    Hier in der Küche hätte auch Carmen K. den Löffel schwingen können. Doch der Chef entschied nach einem prüfenden Blick, sie auf keinen Fall einzustellen. Warum nicht? »Die Frau hatte an jeder Hand acht, neun Ringe. Und da hab’ ich mich gefragt, mit so viel Silber und Gold, was will die eigentlich hier machen? Wie will die denn so arbeiten?« Nie im Leben würde die in der Küche richtig loslegen. Da sei er sich sicher. Und dann schimpft er los: »Ich finde, die kassieren viel zu viel Geld. Um des sozialen Friedens willen kriegen die das vorne und hinten reingeschoben.«


    Jetzt bin ich doch neugierig geworden. Hat er zu schnell, gar voreilig sein Urteil gefällt? Ich fahre zu Carmen K. nach Hause und will wissen, warum sie sich in dieser Aufmachung vorgestellt hat. Während ihr Kind spielt und keinen kranken Eindruck macht, kocht Carmen K. Kaffee und beginnt zu erzählen. Es wird schnell klar, dass sie nicht erpicht drauf war, den Job im Restaurant zu ergattern. Sie habe viel bessere Alternativen, sagt sie. Die Frau ist für Überraschungen gut. Sie lehnt sich zurück und weist auf das lokale Wochenblättchen: »Wenn ich mir einen Job in der Zeitung such’, für 400 Euro irgendeine Putzstelle, dann fahr ich besser damit.«


    »Wieso?«


    »Na ja, hier im Wochenblatt sind Putzstellen ausgeschrieben. Und es weiß ja so kein Mensch, ob ich arbeiten gehe oder nicht.«


    »Aber worin liegt nun der Vorteil?«, stelle ich mich dumm. »Wenn Sie so eine Putzstelle annehmen, für 400 Euro, wird das denn dann nicht verrechnet mit Ihrem Arbeitslosengeld II?«


    »Natürlich nicht. Das weiß ja dann keiner! Ich geb’s doch nicht an! Das macht doch keiner! Wer gibt das schon an? Das ist schwarzes Geld, sag’ ich mal so. Auch als ich Arbeitslosengeld I bekommen habe, hab’ ich schon gearbeitet. In der Gastronomie. Das wusste nur kein Mensch. Da hab’ ich morgens um fünf Uhr angefangen und habe abends um acht Uhr aufgehört.«


    »Was haben Sie denn in der Zeit mit Ihrem Kind gemacht?«


    »Hort, Kindergarten, Tagesmutter. Wenn man will, geht alles.« Wie wahr!


    Bei anderen geht dagegen offenbar gar nichts. Beim nächsten Besuch kommt Ilona B. in die Jobagentur Winsen, eine ungelernte Kraft, 30 Jahre alt und seit fünf Jahren arbeitslos. Angelika Brauers Kollege Jens Krüger fragt nach: »Haben Sie denn eine Bewerbung laufen?«


    »Nein, aktuell nicht«, sagt Ilona B. »Ich hab’ auch keine große Lust, putzen zu gehen. Es muss schon etwas sein, was mir gefällt.« Der Fallmanager schaut in den Akten nach und stellt fest: Ilona B. hat früher mal als Kellnerin in einer Gaststätte und als Putzfrau gearbeitet. Stellenangebote habe er, erklärt er ihr, in der Gastronomie und bei einer Gebäudereinigungsfirma. Ilona B. ist bis jetzt stumm geblieben, hat – wenn überhaupt – nur einsilbig geantwortet. Doch nun wird sie unerwartet energisch: »Nein, das will ich beides auf gar keinen Fall machen. In der Gastronomie sind Überstunden ohne Ende zu erwarten, und putzen zu gehen – das habe ich ja schon gesagt. Dazu habe ich keine Lust. Und ich habe ja auch noch die Kinder, die versorgt werden müssen.«


    »Lassen Sie das doch Ihren Mann machen«, schlägt der Fallmanager vor. »Der ist doch auch arbeitslos und zu Hause.«


    »Ja, aber der könnte ja auch irgendwann Arbeit kriegen, und was dann?«, entgegnet Frau B. und schüttelt energisch den Kopf. Könnte? Wäre? Vielleicht? Die Wörtchen benutzt sie von nun an öfter. »Bei Putzjobs gibt es feste Arbeitszeiten«, wendet der Fallmanager erneut ein. »Das ist ganz anders als in einer Gaststätte. Hier habe ich ein Angebot: im Büro, morgens, bevor die Angestellten anfangen!«


    »Das geht nicht«, pariert Ilona B. sofort. »Morgens muss ich die Kinder zur Schule schicken.«


    »Na dann abends nach Büroschluss, da hab’ ich auch eine Offerte«, bleibt der Fallmanager bewusst geduldig. »Abends geht auch nicht. Dann muss ich sie ins Bett bringen.«


    Alles klar: Der Job für Frau B. muss erst noch gebacken werden. Sie würde am liebsten nur zwischen 14 und 18 Uhr arbeiten. Jens Krüger versucht’s nun mit einer Fülle von anderen Angeboten: In Gaststätten, Restaurants, Imbissbetrieben würden händeringend Arbeitskräfte gesucht, auch hinter der Theke oder in der Küche. Jetzt wird Ilona B. energisch: »Nein, das möchte ich auf keinen Fall. Und ich nehme auch nur Arbeit da an, wo ich wohne, also Winsen oder Marschacht, wo ich nicht länger als zehn oder 15 Minuten zur Arbeit brauche.«


    Der Berater scheint sich so etwas öfter anhören zu müssen. Wir hören es das erste Mal. Ich mische mich ein und erkläre: »Nach den neuen Bestimmungen müssten Sie zwei Stunden Anmarschweg zur Arbeit in Kauf nehmen.«


    »Ja, das hab’ ich auch schon gehört«, sagt Ilona B. »Das will ich aber nicht.«


    »Sie bekommen doch Unterstützung – und doch gar nicht so wenig – dafür, dass Sie nicht arbeiten«, wende ich ein.


    »Ja, aber von irgendwas muss ich doch leben«, sagt Ilona B. – »Das ist doch aber nicht das Problem der Allgemeinheit. Sie sind jung. Sie sind kräftig und gesund. Sie können doch arbeiten.«


    »Ich will ja auch arbeiten«, sagt Ilona B. »Aber ich stelle meine speziellen Bedingungen. Das ist nun mal so. Ich hab’ Kinder. Die können nicht allein klarkommen.«


    »Ja, dann stehen Sie aber dem Arbeitsmarkt auch nicht zur Verfügung und kriegen eben auch kein Geld mehr.«


    »Ja, und wovon soll ich leben?«


    »Es kann doch nicht sein, dass die Allgemeinheit für Ihre persönlichen Entscheidungen aufkommen muss. Das ist doch Ihre Lebensplanung. Das muss man sich doch vorher überlegen.«


    Fallmanager Jens Krüger hat den Disput stumm verfolgt. Als Ilona B. zur Tür hinaus ist, sagt er: »Eigentlich hätte ich die Frau gleich mit einer Sanktion belegen und ihr die Unterstützung streichen müssen. Ihr Lebensgefährte ist auch arbeitslos gemeldet, bekommt ebenso Unterstützung. Die beiden leben in einer sogenannten Bedarfsgemeinschaft. Da kann man es sich ganz gut einrichten, wenn man außerhalb der Stadt auf dem Land lebt.«


    »Und warum sagen Sie nicht, sie bekäme kein Geld mehr, wenn sie keine Bereitschaft zeigt zu arbeiten?«


    »Ein gewisser sozialer Faktor spielt da mit, wenn das auch politisch nicht gewollt ist. Es ist ja auch eine Frage der Menschlichkeit!«


    Ich besuche Ilona B. zu Hause. Mich interessiert, was aus einer jungen Frau werden soll, die noch nie über längere Zeit selbst Geld verdient hat. Denn für sie geht schon seit fünf Jahren gar nichts mehr. Da war sie erst 25, jetzt ist sie 30 und hat noch 35 Jahre Erwerbsleben vor sich – oder wird eben lebenslang von Stütze existieren. Sie wohnt abgelegen in einem alten, verlassenen Hof auf dem Land. Ein Job – höchstens zehn Minuten von hier mit Arbeitszeiten nur zwischen 14 und 18 Uhr – wird sich schwer finden lassen. Das weiß sie durchaus: Sie hat zwei Kinder im Alter von etwa sieben und fünf Jahren. Eines geht in die Schule, das andere in den Kindergarten. Auch ihr Lebensgefährte ist seit Jahren arbeitslos. Soll Hartz IV für sie zur Endstation werden? »Ich suche ja einen Job«, betont sie erneut, »aber nur in der Nähe und nur am Nachmittag.« Morgens wolle sie die Kinder zum Kindergarten und zur Schule bringen, sie mittags wieder abholen, zwischendurch einkaufen. Meist würden sich alle Angebote ohnehin schon beim ersten Telefonat erledigen, berichtet sie. Sobald sie ihre beiden Kinder ins Spiel bringe und ausführlich erzähle, dass beide oft und lange krank seien, ständig erkältet und nicht selten Grippe hätten. Wie so ein Gespräch läuft, demonstriert sie mir bereitwillig. Danach kann ich mir sehr gut vorstellen, warum sie seit fünf Jahren ohne Job ist.


    »Ich ruf’ ganz normal an, frag nach, ob die Stelle noch frei ist. Dann sagt die Frau am anderen Ende: ›Erzählen Sie ein bisschen was von sich‹, und dann muss ich das ja alles angeben. Dann erzähle ich von den ganzen Kinderkrankheiten, vom Pseudokrupp. Und dass ich während meines letzten befristeten Arbeitsvertrags allein sechs Wochen krankgeschrieben gewesen sei wegen meines Kindes. Und dann heißt es immer: ›Nein danke, an Ihnen haben wir kein Interesse. Sie schaut mich triumphierend an. »So ist es nun mal!«


    »Hier draußen auf dem Land greift doch die Nachbarschaftshilfe noch ganz gut. Könnte da nicht eine andere Mutter im Notfall einspringen, oder könnten nicht auch Ihre Eltern und Ihr Lebensgefährte die Kinder betreuen, wenn sie mal krank sind?«


    »Nein, auf keinen Fall«, wendet Ilona B. ein. »Das mache ich selbst. Und überhaupt: Ich muss ja auch in die Schule, zur Lehrerin und zum Elternabend. Das geht doch alles nicht, wenn ich arbeite.«


    Ilona B. und ihre Familie kommen mit Hartz IV ganz gut über die Runden. »Heute Morgen haben wir das erste Mal gegrillt«, erzählt sie, als wir über den Hof gehen. Die erste Sonne wärmt schon. »Das war schön.« Und dann berichtet sie von ihrem Alltag mit Hartz IV, erzählt von ihren Einkommensverhältnissen, wie sie, ihr Partner und die beiden Kinder zurechtkämen. »Wir bekommen beide, mein Lebenspartner und ich, Hartz IV. Zusätzlich erhalten die Kinder Hartz IV, und dann ist da noch das Kindergeld. Es läuft ein Kredit. Es müssen Schulden abbezahlt werden. Da geht das Arbeitslosengeld schon mal dafür weg. Wenn ich die Kinder nicht hätte, könnten wir nicht leben. Wir leben alle vom Kindergeld. Ohne Kindergeld ginge es gar nicht«, räumt sie ein.


    Zurück in der Jobagentur bei Angelika Brauer. Es klopft. Der Nächste bitte. Necet I., Mitte 40, Lagerarbeiter, ist seit vier Jahren arbeitslos. Er war auch bei der Einführungsveranstaltung in der Stadthalle und lehnt es energisch ab, einen Ein-Euro-Job anzunehmen. »Wann haben Sie sich das letzte Mal beworben?«, will Angelika Brauer wissen. »Oh, schwere Antwort«, sagte Necet I. in gebrochenem Deutsch. »Vier Jahre her.« Jetzt ist sie aber doch verblüfft: »Sie haben vier Jahre lang keine Bewerbung geschrieben, sich nirgendwo vorgestellt?«


    »Nein«, sagt der Mann, »hab’ ich nicht!«


    »Warum lehnen Sie es dann ab, einen Ein-Euro-Job zu machen? Das wäre doch vielleicht eine Chance, wieder einen Fuß in die Tür des Arbeitsmarkts zu bekommen?« Herr I. windet sich ein wenig: »Na ja, gut, ein paar Stunden kann ich das ja versuchen. Vielleicht.«


    Der Nächste kommt: Roland F. ist seit zwei Jahren arbeitslos und gut ausgebildet. Er ist Bauklempner, Dachdecker, Gas- und Wasserinstallateur. Er hat drei Kinder und bekommt im Monat neben 1400 Euro Hartz IV das Geld für die Miete seiner Wohnung. Es stellt sich heraus, dass er seit zwei Jahren keine Bewerbung mehr geschrieben hat. »Ich habe mal hier, mal da angerufen, aber zu einer Arbeit ist es nicht gekommen.«


    »Was hielten Sie denn davon, als Bauhelfer zu arbeiten?«, fragt Angelika Brauer. »Bauhelfer werden gesucht, das weiß ich sicher!« Gar nichts hält Roland F. davon, was er auch deutlich sagt: »Ich hab’ ja einen Beruf erlernt. Da möchte ich doch nicht gerne als Bauhelfer arbeiten.«


    »Ich muss Ihnen alle Tätigkeiten zumuten, die nur halbwegs zumutbar sind«, sagt Angelika Brauer energisch, »und dazu gehören eben auch Helfertätigkeiten im Baugewerbe. Bitte weisen Sie mir in den nächsten drei Wochen nach, dass Sie sich bei zehn Zeitarbeitsfirmen beworben haben, in Lüneburg und in Hamburg.«


    Frau Brauer sagt hingegen nicht, dass sie, ebenso wie ich, Roland F.s vollkommen schwielige, vom schweren Arbeiten gezeichneten Hände bemerkt hat. Dass er seit zwei Jahren nicht in seinem Job arbeitet, ist an ihnen jedenfalls nicht abzulesen. Insofern hofft sie offenbar, dass der Druck hilft, den sie jetzt macht. Denn wenn Roland F. in Wirklichkeit irgendwo jobbt und das Arbeitslosengeld als zusätzliche Unterstützung mitnimmt, wird er sich bei einer Zeitarbeitsfirma als Helfer nicht unbedingt unter Wert verkaufen wollen.


    Am Nachmittag hat Angelika Brauer endlich Zeit, den Eigentümer des Fischrestaurants zu fragen, wie das Vorstellungsgespräch mit Carmen K. gelaufen sei. Sie will erfahren, warum er sie nicht eingestellt hat. Fordern und fördern soll sie die Langzeitarbeitslosen in ihrem Bezirk seit Hartz IV, motivieren und anspornen. Das will sie jetzt an Carmen K. mal durchexerzieren. Sie hat sie einbestellt und konfrontiert sie mit den Argumenten, die der potenzielle Arbeitgeber vorgebracht hat, um deutlich zu machen, warum er sie nicht beschäftigen will: »Und da hab ich den Gaststättenbesitzer gefragt, warum wollen Sie Frau K. denn nicht einstellen?«, erklärt ihr Angelika Brauer. »Und da hat er gesagt, Ihre Vorstellung dort habe ihm nicht gefallen. Er sagte, Sie hätten beim Vorstellungsgespräch an jedem Finger der Hand, sogar am Daumen, einen Ring getragen. So hat er Sie sich jedenfalls in einer Küche nicht vorstellen können.« Carmen K. versucht, ein wenig schuldbewusst dreinzuschauen, aber nun macht Angelika Brauer Druck. Carmen K. soll zum Bewerbungstraining. Immerhin kassiert sie jeden Monat Geld vom Jobcenter, und das soll eigentlich nur dann ausgezahlt werden, wenn der Arbeitslose bei aller Anstrengung keine Stelle findet.


    »Wenn Sie nicht wissen, wie man sich richtig bewirbt, dann machen Sie jetzt bitte ein Bewerbungstraining. Dort lernen Sie, wie man sich richtig vorstellt und wie ein ordentliches Bewerbungsschreiben auszusehen hat.«


    Ob das die richtige Strategie ist? Eine Maßnahme zur Bestrafung? Offenbar empfindet Carmen K. es als genau das, weswegen sie nicht will. »Nein, das geht nicht«, sagt sie energisch. »Wie soll ich das denn machen?« Was sie nicht offen sagt, ist, dass sie dann nicht mehr zu ihrer Schatten-»Arbeitsstelle« kann, wo sie täglich schwarz arbeitet. Sie windet sich wie ein Wurm: »Ich kann mir doch selbst eine Arbeit suchen. Da brauch’ ich doch kein Training«, schimpft sie. »Ja, aber bisher hat das ja nicht zum Erfolg geführt«, wendet Angelika Brauer ein. »Das hat bisher noch nie jemand von mir verlangt«, schimpft Carmen K., sichtlich aufgebracht. »Sehen Sie«, wendet die Fallmanagerin ein. »Dann fangen wir jetzt damit an. Sie bekommen die Unterstützung eines professionellen Trainers.«


    »Nein«, sagt Carmen K. »Wozu denn?« Und dann holt sie einen Zettel aus der Jacke und verkündet: »Ich habe Elepsie.« Vermutlich meint sie Epilepsie. »Ich kann jederzeit umkippen. Hier sind die Atteste von meinem Arzt. Ich bekomme starke Tabletten und könnte auch jetzt jede Sekunde bewusstlos werden. Sie können mich ja gerne vermitteln, aber das müssen Sie dem Arbeitgeber mitteilen.« Frau Brauer bleibt gefasst: »Nein, das muss ich nicht. Auf Krankheiten muss nicht hingewiesen werden, genauso wenig wie auf Schwangerschaften.«


    »Wenn ich dann aber ewig krank bin und mein Chef mich deswegen kündigt, ist das nicht meine Schuld«, droht Carmen K. »Da haben Sie recht«, antwortet Angelika Brauer, »aber dann versuchen wir’s eben beim nächsten Arbeitgeber. Ich habe hier zum Beispiel ein Stellenangebot in Hamburg, Teilzeit oder Vollzeit, was Sie wollen.«


    »Wie soll ich denn da hinkommen?«, Carmen K. läuft vor Ärger rot an. »Mit dem Vorortzug natürlich«, entgegnet Angelika Brauer. »Sie wohnen doch an einer Bahnstation. Ich bin auch zehn Jahre lang jeden Tag 20 Minuten nach Hamburg mit dem Zug gefahren. Und ich bin nicht die Einzige!«


    »Ich soll mit dem Zug fahren?«, Carmen K. ist sichtlich empört. »Warum denn nicht? Andere Leute fahren doch auch mit dem Zug. Es gibt doch eine supergute Zugverbindung von Ihnen aus nach Hamburg.«


    »Und dann soll ich den ganzen Tag arbeiten? Acht Stunden?«


    »Nein, ich habe doch gerade gesagt, das wäre eine Teilzeit- oder eine Vollzeitstelle. Ganz wie Sie wollen.«


    »Aber in der Gastronomie bleibt es nicht aus, dass man acht, neun Stunden arbeiten muss. Und wann soll ich dann mein Kind in die Schule bringen?«


    »Ihr Kind kann doch schon allein in die Schule gehen. Das muss doch jede andere berufstätige Mutter auch hinkriegen.«


    »Mein Sohn geht aber nicht allein in die Schule. Er geht vielleicht noch allein in die Schule, aber er steht morgens nicht allein aus dem Bett auf.«


    »Aber Sie hatten mir doch erzählt, dass Ihr Lebensgefährte Rentner ist.«


    »Ja, aber der ist doch auch hier arbeitslos gemeldet. Und der ist nicht immer zu Hause. Der kümmert sich nicht um mein Kind.«


    »Da wird sich doch mit Sicherheit etwas organisieren lassen?«, wendet Angelika Brauer seelenruhig ein. »Auch ich bin berufstätige Mutter.«


    »Und was soll ich machen, wenn die Kinder Schulferien haben und ich fest angestellt bin?«


    »Genau wie ich es jetzt auch mache. Ich habe auch zwei Kinder. Ich organisiere eine Betreuung während der Ferien. Das ist beispielsweise über den Landkreis Harburg möglich. Wenn Sie den Job halbtags oder ganztags nicht annehmen wollen, beginnt für Sie ab April erst mal das Bewerbungstraining.« Carmen K. schiebt das Kinn energisch vor und schüttelt den Kopf: »Ich geh’ da nicht hin und gut ist.«


    »Sollten Sie bis zum April keine Arbeit gefunden haben, gehen Sie zum Bewerbungstraining.«


    »Nein, gehe ich nicht. Auf Wiedersehen.«


    Die Tür fällt krachend ins Schloss und Angelika Brauer sieht aus dem Fenster. Draußen steigt Carmen K. wütend auf ihren Motorroller und braust davon. Das nächste Mal will sie Carmen K. fragen, ob sie nicht doch mobiler sei, als es den Anschein hat.


    Frau Brauer braucht gute Nerven, denn exotische Einzelfälle sind Vorkommnisse wie diese offenbar nicht. »Solche Personen kenne ich viele. Tagtäglich, wirklich jeden Tag, führe ich Gespräche wie dieses. Und die Leute haben alle eine Menge Gründe, die sie anführen, warum sie sich bis jetzt noch nicht vorgestellt haben, warum sie nicht alle Möglichkeiten, einen neuen Job zu finden, ausgeschöpft haben oder warum sie sich bisher nicht außerhalb ihres erlernten Berufs, den sie vor acht, neun Jahren das letzte Mal ausgeübt haben, beworben haben. Gerne werden auch gesundheitliche Gründe angeführt. Bis hin zu: Der Hund muss ausgeführt werden. So was oder Ähnliches höre ich den ganzen Tag.«


    Necat I., der Lagerarbeiter, hat eine Frau und drei Kinder. Als ich ihn besuche, erklärt er mir, für ihn sei es eigentlich schwierig, eine Arbeit aufzunehmen. Seine Tochter müsse regelmäßig zum Arzt, und seine Frau spreche gar kein Deutsch. Und wenn er ständig von der Arbeit fernbleibe, werde ihn sicher keine Firma auf Dauer behalten. Oder wie sähen wir das, wendet er sich fragend an mich. »Wir sehen das genauso.« Mit Hartz IV kommt Necat I. gut zurecht. 1400 Euro bekommt er, und die Kosten für die Wohnung werden auch übernommen. Er findet, sie sei zu klein für ihn, seine Frau und die drei Kinder. Er habe sich erkundigt. Ihm stünde mehr Wohnraum zu. Das nächste Mal wolle er bei Angelika Brauer eine größere Wohnung und die Kosten für den Umzug beantragen.


    Angelika Brauer ist mit ihrem Latein am Ende. Bei Ilona B. bewegt sich gar nichts. Die Fallmanagerin beschließt, die Stiftung Grone-Schule in der Zweigstelle Winsen an der Luhe einzuschalten. Besonders schwierige Fälle kann sie an private Vermittler wie diesen weitergeben. Erst einmal macht die Grone-Schule eine Informationsveranstaltung. Angelika Brauer vertritt dabei das Jobcenter. Ilona B. ist auch eingeladen. Neben ihr in der Bankreihe sitzen Holger O. und Andreas B., beide Mitte/Ende 30, beide seit Jahren arbeitslos. Sollte die Grone-Schule sie erfolgreich vermitteln, wird das Jobcenter eine Prämie zahlen. Als Erklärung räumt Angelika Brauer ein, mit ihren gerade mal drei Mitarbeitern könne sie ja nicht 1200 Menschen in Lohn und Brot bringen.


    Erneut steht sie vor einer Gruppe von diesmal etwa 30 Leuten und versucht, Optimismus zu verströmen: »Wir würden gerne versuchen, mithilfe der Grone-Schule Sie mal persönlicher und individueller zu beraten. Nutzen Sie die Chance«, gibt sie den Teilnehmern mit auf den Weg, die sich in einem Klassenraum zusammengefunden haben und auf die Tafel blicken, auf der die Schulleiterin die Namen ihrer Mitarbeiter aufgeschrieben hat. Für ein paar Tage später hat Ilona B. das erste Gespräch mit der Leiterin der Schule verabredet. Ich bin gespannt, ob die einen Job für sie hat, der von 14 bis 18 Uhr dauert und nur zehn Minuten von zu Hause entfernt ist.


    Dagmar Oppolzer, die Schulleiterin, kommt gleich zur Sache: »Wie viele Kinder haben Sie?«, will sie wissen. »Zwei.«


    »Ist Ihre Familienplanung damit abgeschlossen?«


    »Nein«, sagt Ilona B. und lächelt triumphierend. »Ich erwarte das dritte Kind. Und das müsste ich doch dem Arbeitgeber vorher mitteilen, sofern Sie mich vermitteln, oder nicht?« Die Schulleiterin schnappt nach Luft. »Das ändert die Sache natürlich«, sagt sie. »Es wird nicht einfach sein, für Sie einen Job zu finden. Es ist Ihnen sicher nicht neu, wenn ich Ihnen sage, dass kein Arbeitgeber dieser Welt darauf erpicht ist, eine Schwangere einzustellen. Sie müssen es im Einstellungsgespräch nicht sagen, aber es dem Arbeitgeber zu verschweigen, wäre natürlich ziemlich unfair.«


    Frau B. lächelt mal wieder milde. Das hat sie sich schon gedacht. »Also«, beginnt sie, »mir hat man gesagt, es sei meine Pflicht, das gleich im Einstellungsgespräch dem Arbeitgeber zu sagen.«


    »Nein«, widerspricht Frau Oppolzer. »Von Pflicht kann gar keine Rede sein. Sie müssen es nicht sagen, aber man wird es ja auch bald sehen.« Ilona B. nickt zustimmend. »Trauen Sie sich denn in Ihrer Lebenssituation ein drittes Kind zu?«, fragt Dagmar Oppolzer weiter. – »Natürlich.«


    »Wie ist es mit Ihrem Lebensgefährten?«, möchte die Schulleiterin darüber hinaus wissen. »Hat der einen Job?«


    »Nein«, sagt Ilona B. »Der ist auch arbeitslos.«


    »Schwangerschaft ist keine Krankheit. Ich habe auch gearbeitet, als ich meine Tochter erwartete. Ich werde schon etwas für Sie finden«, entgegnet Dagmar Oppholzer energisch, woraufhin Ilona B. die Gesichtszüge entgleisen und sie die Schulleiterin fassungslos anstarrt. Nicht mehr ganz so strahlend zieht sie dann ab. Dagmar Oppolzer bleibt besonnen. Sie macht diese Erfahrung nicht das erste Mal. »Es gibt immer noch viel zu viele Leute, die sich in der Hängematte ausruhen«, sagt sie. »Leider. Die sind das so gewohnt – und das ging ja auch jahrelang gut. Warum sollten sie sich denn auch bewegen? Es dauert eben lange, bis es sich herumgesprochen hat, dass vielleicht jetzt ein bisschen mehr Druck gemacht wird, und einige merken: Hoppla, so geht es nicht weiter. Aber dazu muss noch einiges passieren. Denn Hartz IV reicht vielen sehr wohl zum Leben. Meiner Meinung nach muss alles darauf hinauslaufen, dass gar kein Geld mehr ausgezahlt wird, sondern nur noch Nahrungsmittelgutscheine ausgegeben werden. Nur die Miete sollte bezahlt werden, und zwar direkt an den Vermieter, ohne dass die Hartz-IV-Empfänger auf das Geld Zugriff haben, damit wir nicht ein Heer von Obdachlosen haben. Aber die meisten kommen mit Hartz IV ganz gut zurecht.«


    Eine Woche später teilt sie Ilona B. mit, sie habe eine Reinigungsfirma gefunden, die bereit sei, sie einzustellen. Sie ist erst im dritten Monat. Man werde sie bis zum Eintritt des gesetzlichen Mutterschutzes beschäftigen und nach der Geburt des Kindes auch, wenn sie denn wolle. Auch die Arbeitszeit stimmt: Jeden Tag von 14 bis 18 Uhr würde sie in einer Schule im Landkreis Reinigungsarbeiten übernehmen, nicht weit weg von ihrem Zuhause. Ilona B ist sichtlich nicht begeistert, aber dessen ungeachtet vereinbart Dagmar Oppolzer für sie ein Vorstellungsgespräch bei der Firma Sauber Proper Clean für denselben Nachmittag. Und zwar vor Ort im Schulzentrum. Die Firma sucht eine Mitarbeiterin für ab sofort und zahlt nach Tarif, 7,87 Euro die Stunde. Personalchefin Heidemarie Apel weiß von der Schwangerschaft und bietet der Bewerberin zunächst einen befristeten Vertrag an.


    Sie begrüßt Ilona B. mit einem kräftigen Händedruck. »Sie machen jetzt bei uns erst mal bis zu Ihrem Mutterschutz eine Krankenvertretung, und dann schauen wir mal. Wenn alles gut klappt und wir miteinander klarkommen, werde ich Ihren Vertrag gerne verlängern und Sie unbefristet einstellen. Hier in der Schule ist immer was zu tun.« Ilona B. weiß, dass sie bei offener Verweigerung eine Kürzung ihres Hartz-IV-Satzes riskiert. Sie stimmt zu.


    Ein paar Tage später rückt Ilona B. in der Schule an. Sie soll die Schultische und Fensterbänke abwischen und mit einem Mopp die Böden saubermachen. Bücken muss sie sich dabei nicht. Die Reinigungsfirma hat dafür spezielle Mopps mit einem Teleskoparm angeschafft.


    Sechs Tage später. Ilona B. kommt nicht mehr. Ohne Entschuldigung. Ohne abzusagen. Personalchefin Heidemarie Apel ist sauer: »Nach einer Woche Arbeitseinsatz erschien sie nicht mehr. Sie meldete sich noch nicht einmal ab. Sie kam einfach nicht mehr, und das ist für uns ein Problem. Das geht dann alles zulasten der anderen Kolleginnen. Aber das ist leider eine Erfahrung, die ich immer wieder mache. Es ist kein Einzelfall. Insofern überrascht mich das nicht besonders. Ziemlich bald kam dann eine Krankmeldung. Und ich muss leider sagen, dass es sehr oft die Leute sind, die vom Arbeitsamt geschickt werden, die sich vorstellen müssen oder die unter Druck des Fallmanagers kommen, die sich dann so verhalten. Die Leute, die sich einen Job im Internet selbst suchen, die sind in der Regel sehr zuverlässig.«


    Das Argument, dass Kinder und Beruf eben nicht oder nur schwer zu vereinbaren seien, lässt die Personalchefin nicht gelten. »Die Frauen, die hier arbeiten, sind alle Mütter. Ich habe nicht eine Frau beschäftigt, die keine Kinder hat. Es ist ein Stück weit gute Organisation, passgenaue Logistik und natürlich Flexibilität. Die muss man schon an den Tag legen. Und es ist so, dass wir von Sauber Proper Clean bemüht sind, auf die jeweiligen Umstände Rücksicht zu nehmen. Wenn jemand sagt, ich kann erst um 14 Uhr oder um 14.30 Uhr, dann gucken wir, ob es mit dem Objekt, das wir reinigen müssen, zu vereinbaren ist. Meist können wir das entsprechend organisieren. Im Normalfall klappt das.«


    Das ist es für Ilona B. wohl wieder einmal gewesen. Ich besuche sie noch einmal zu Hause. Für sie ist die Sache tatsächlich gelaufen. Und auch in den nächsten Jahren wird sie vermutlich niemand mehr mit Jobangeboten belästigen. Das ist für sie selbstverständlich, denn niemand hat sie schließlich darauf hingewiesen, dass Solidarität keine Einbahnstraße ist: Das heißt, dass Menschen, die in Not geraten sind, ihren Job verloren haben, weil die Firma dichtgemacht hat oder ins Ausland verlagert wurde, selbstverständlich geholfen wird, und dass umgekehrt jemand, der in solch einer Notlage unterstützt wird, alles daran setzen muss, wieder eine Arbeit zu finden. Ilona B. ist das nicht näherzubringen. »Das lohnt sich ja gar nicht«, sagt sie. »Bei 20 Wochenstunden Arbeit wird mir ja der ganze Verdienst auf Hartz IV angerechnet.«


    »Ja, aber wäre nicht genau das die Chance gewesen, wieder auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen?«, frage ich nach. »Vielleicht hätten Sie sogar nach der Geburt des dritten Kindes noch Bereichsleiterin der Gebäudereinigungsfirma werden können. Verantwortlich für den gesamten Bezirk. Diese Chance hätte doch bestanden, wenn Sie richtig losgelegt und nicht gleich wieder aufgegeben hätten. Die putzen doch mehrere Gebäude, nicht nur die Schule, sondern auch diverse Büros.« Ilona B. guckt mich erstaunt an: »Nein, ich werde erst mal drei Jahre Pause fürs nächste Kind brauchen. Ich müsste ja dafür auch erst mal einen neuen Kindergartenplatz bekommen, und den kriegt man ja auch erst, wenn ein Kind drei Jahre alt ist, wenn’s sauber ist. Klar, dann werde ich versuchen, irgendwas vormittags zu bekommen. Aber alle drei Kinder müssten dafür untergebracht sein.« Wieder mal ein Gespräch, das zeigt: Ilona B. wird Stammkundin beim Jobcenter bleiben.


    »Ist denn nicht im Moment auch Ihr Mann zu Hause?«


    »Ja, und?«


    »Könnte der sich denn nicht um die Kinder kümmern, wenn nach der Geburt die Elternzeit vorbei ist?«


    »Na ja, ich weiß noch nicht, wie lange ich stillen werde. Das gehört ja auch wieder dazu. Arbeiten kann ich dann ganz bestimmt nicht. Und: Er könnte ja auch von heute auf morgen wieder was finden.«


    Könnte, hätte, wäre – dieselbe Leier wie zuvor. Im Büro der Grone-Schule hat man die Akte von Ilona B. bereits aussortiert. Viel Arbeit – wenig Ertrag. Denn nur wenn Ilona B. sechs Wochen durchgehalten hätte, hätte die Grone-Schule eine Prämie vom Jobcenter bekommen! Dafür bemüht sich die Arbeitsvermittlerin jetzt um An­dreas B., einen etwas rundlichen Tischler von Anfang, Mitte 30. Er weiß, was man Reportern antwortet: dass Hartz IV gerade mal eben so zum Leben reiche, dass es eigentlich viel zu wenig Unterstützung sei und die Arbeitsangebote unzumutbar seien. »Unsere Familie lebt vom Arbeitslosengeld II«, sagt er. »Meine Frau kriegt Hartz IV, ich natürlich und die drei Kinder auch. Die Miete wird vom Staat bezahlt. Davon muss man sich eben durchschlagen.«


    Wir besuchen Andreas B. zu Hause. Sich »durchzuschlagen« heißt unter anderem, ein geräumiges, gemütliches Einfamilienhaus mit Terrasse und weitläufigem Garten zu bewohnen. Alles vom Jobcenter bezahlt: 850 Euro allein die monatliche Miete. Andreas B. ist seit Jahren arbeitslos, aber in seinem gelernten Beruf als Tischler wolle er einfach nicht mehr arbeiten, erklärt er rundheraus: »Dazu habe ich keine Lust.« Auch bei ihm wird sehr schnell klar: selbst wenn er auf irgendeinen anderen Beruf Lust hätte, würde es hier draußen hinterm Deich schwierig. »Wir haben zwar ein Auto, aber ich bin darauf angewiesen, dass mich meine Frau fährt, weil ich keinen Führerschein mehr habe. Wenn es eine Arbeitszeit ist, wo kein Bus oder keine Bahn mehr fährt, dann ist das halt ein Problem.«


    Dass er keinen Führerschein hat, ist nicht erst seit gestern so. Trotzdem ist die Familie vor einem halben Jahr in ein malerisches Idyll gezogen: landschaftlich wunderschön, überall grasende Schnucken auf dem Deich, Bäume im Garten, aber der Bus fährt hier nur dreimal am Tag. Auch für die Frau von Andreas B., die erst Ende 20 ist, verursacht das und vieles andere nur Probleme: »Ja, ich habe auch schon geputzt. Aber das ist natürlich ein undankbarer Job. Vor allem, wenn man dann nach Hause kommt und noch den ganzen Haushalt machen muss. Im Callcenter hab’ ich auch mal gearbeitet. Die Firma war aber nicht so, wie ich mir das vorgestellt hatte. Die haben einen dermaßen unter Druck gesetzt.« Ich frage nach: »Also, putzen wollen Sie lieber nicht, im Callcenter arbeiten wollen Sie auch nicht. Unter welchen Umständen wären Sie denn bereit, eine Arbeit anzunehmen, obwohl die vielleicht nicht gerade Ihr Traumjob wäre? Wann wäre denn der Punkt erreicht, an dem Sie sagen: Dann putze ich lieber oder gehe ich ins Callcenter?« Frau B. zögert ein wenig: »Na ja, wenn sie uns aus dem Haus werfen und sagen würden, die 850 Euro bezahlen wir nicht mehr: ›Sie müssen umziehen‹, dann würde ich vielleicht sogar ins Callcenter gehen.«


    Bisher hat aber niemand Druck in dieser Art gemacht – das Jobcenter nicht und auch die Grone-Schule nicht. Kein Vermittler hat den beiden klargemacht, dass es nicht ums Lustprinzip geht, dass eine Menge Menschen in der Bundesrepublik ihren Job nicht unbedingt als Triumph der Selbstverwirklichung betrachten und trotzdem jeden Tag zur Arbeit traben.


    Aber Andreas B. empfindet eben alles als sehr beschwerlich. Er hat zwar keinen Führerschein, aber Moped und Fahrrad fahren findet er nicht komfortabel. Das hatte er der Beraterin der Grone-Schule gleich nach der Auftaktveranstaltung erklärt. Die Jobangebote müssten mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar sein und zeitlich passen, sagt er, denn die Kinder seien ja auch noch zu versorgen. Und als die Beraterin ihm freudestrahlend erklärte, gerade für Tischler habe sie viele Angebote, hat er ihr sofort klar gemacht: »In meinem erlernten Beruf will ich auf keinen Fall mehr arbeiten.« Wenn ihn die Grone-Schule erfolgreich unterbringt, wird die Jobagentur auch für Andreas B. ein Vermittlungshonorar zahlen.


    Für heute Morgen hat man ihn in die Büroräume der Schule zu einem Gespräch eingeladen. Auf dem Schreibtisch seiner Beraterin liegt ein ganzer Stapel an Jobangeboten. Doch Andreas B. kommt nicht. Kurz nach dem vereinbarten Termin klingelt das Telefon. Andreas B. teilt mit, ein Kind habe sich einen Zahn ausgeschlagen. Er müsse jetzt mit dem Kleinen zum Zahnarzt. Er sei eben ein Papa­kind.


    Die Jobvermittlerin schaut auf die Uhr. Zwei Stunden hatte sie für Andreas B. eingeplant, sie hat sich mit der Vorbereitung richtig Mühe gegeben. Den Stapel vor ihr geht sie jetzt etwas resigniert durch. »Bei einem Steinmetz gäbe es ein Arbeitsangebot. Herr B. hat doch auch angegeben, dass er das könnte. Ich hätte auch einen Job als Küchenhilfe. Auch als Tischler könnte ich ihn vermitteln. Das hat er ja gelernt. Gartenarbeiten, hat er mir gesagt, könnte er auch machen. Ein Maler und Lackierer sucht einen Gehilfen, und einen Job als Lagerarbeiter habe ich ebenfalls zur Verfügung. Also alles, was er auf seiner Wunschliste stehen hat, konnte ich finden.«


    Am Nachmittag fahre ich zu Familie B. nach Hause. Die Kinder krabbeln auf dem Fußboden oder spielen im Garten. Die Eltern trinken Kaffee. »Hätte Ihre Frau nicht auch mit dem Kleinen zum Zahnarzt gehen können?«


    »Nein, das wäre nicht gegangen. Der Kleine ist ein Papakind. Ich musste unbedingt mit. Der schreit beim Arzt sonst die Hütte zusammen.«


    »Und wie soll das gehen, wenn Sie wieder einen Job haben? Dann können Sie doch auch nicht anrufen und sagen, Sie müssten sich um Ihr Kind kümmern, weil es sich einen Zahn ausgeschlagen hat.«


    »Na, das muss man dann sehen. In diesem Fall muss ich mir halt freinehmen.«


    »Ich war vorhin in der Grone-Schule«, erzähle ich Andreas B. »Die Arbeitsberaterin der Grone-Schule hatte wirklich sehr viele Jobangebote, mindestens neun oder zehn Stellen hat sie für Sie herausgesucht.« Keine freudige Reaktion bei Andreas B.: »Na ja, ich habe dort schon angerufen. Manche Sachen kommen gar nicht infrage. Generell nicht. Bei den Küchenhilfejobs ist es so, dass die mit ihren Arbeitszeiten schlecht liegen. Da muss man ja abends weg, und wenn meine Frau wieder anfangen sollte zu arbeiten, wird sie vielleicht teilweise auch abends zu tun haben. Und dann müssten wir das regeln, wie es mit den Kindern geht.«


    Eine Woche später. Wenn der Prophet nicht zum Berg kommt, kommt eben der Berg zum Propheten. Die Arbeitsberaterin wollte nicht riskieren, ein zweites Mal versetzt zu werden, und kommt zu Andreas B. ins Haus. Inzwischen hat die Jobagentur doch mal gedroht und erklärt, die Familie müsse in eine kleinere Wohnung umziehen. Also hat Frau B. jetzt einen Job angenommen – als Verkäuferin drei Tage die Woche in einer Tankstelle, und auch Andreas B. bewegt sich plötzlich und kann sich eventuell vorstellen, in Heimarbeit Zimmerbrunnen zu bauen – vielleicht.


    »Haben Sie sich denn schon irgendwo ernsthaft um eine feste Stelle bemüht?«, will die Betreuerin der Grone-Schule wissen. »Nein, bisher nicht«, entgegnet Andreas B. »Es stellt mich ja keiner ein – so wie ich’s brauche. Also das habe ich bisher noch nicht erlebt, und von daher ist es arg schwierig.« Die Beraterin guckt mitfühlend. Auf die Idee, Herrn B. zu sagen, dass in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit Stellen nach Wunsch nicht gebacken werden können und man sich auf die Suche begeben muss, kommt sie nicht.


    »Ich bin aber dabei, mich eventuell darauf vorzubereiten, mich möglicherweise selbstständig zu machen«, beginnt Andreas B. vorsichtig, seine spezielle Situation zu erläutern. Das »möglicherweise« und »eventuell« lassen die Arbeitsberaterin nicht aufhorchen, vielmehr zeigt sie sich begeistert – aufgrund der unerwarteten Eigeninitiative ihres Klienten. Andreas B. hat dazu gleich eine Frage: »Gibt’s dafür nicht einen Zuschuss vom Jobcenter?« Anders gesagt: Habe ich nicht Anspruch auf einen Zuschuss? »Wenn man sich selbstständig machen will, wird das doch gefördert. Das habe ich gehört. Denn die Anschaffung von Maschinen ist doch sehr teuer.« Die Beraterin verspricht, sich schlau zu machen, welche Zuschüsse ihm fürs Brunnenbauen in Heimarbeit zustehen würden, und verabschiedet sich. Sie fragt ihn nicht, ob er bereits einen Geschäftsplan aufgestellt oder die Kosten kalkuliert und analysiert habe, ob es überhaupt Abnehmer für Springbrunnen für die heimische Wohnstube gäbe. Zur Sprache kommt auch nicht, ob er nicht lieber erst mal wieder als Angestellter ins Arbeitsleben hineinfinden wolle.


    Vielleicht hat die Frau von der Grone-Schule mehr Glück mit Holger O., auch ein »Kunde« von Angelika Brauer. Holger O. ist 36 Jahre alt, hat nie eine Ausbildung gemacht und ist seit vier Jahren ohne Arbeit. Er bekommt Hartz IV, die Miete wird bezahlt. Er hat gleich nach der Schule als ungelernte Kraft auf dem Bau angefangen, doch solche Jobs werden immer seltener. Wir treffen Holger O. in einer Kaffeestube außerhalb von Winsen, wo er seine Vormittage verbringt. »Warum gehen Sie nicht putzen? Putzkräfte werden doch gesucht?« Holger O.: »Nee, das ist nicht so mein Ding. Das liegt mir nicht so, solche Arbeit, sag ich mal. Man hat ja auch Vorstellungen, was man so machen will.«


    »Was machen Sie denn jetzt eigentlich so den ganzen Tag über? Wie verbringen Sie den Tag? Sie sind ja jetzt schon seit vier Jahren arbeitslos.«


    »Na ja, man guckt Fernsehen. Man liest Zeitung, telefoniert mit Freunden, geht zum Bäcker, trinkt einen Kaffee. Man hat ja auch nebenbei noch was zu tun. Ein Freund ruft an und sagt: ›Hilf mir mal Möbel zu tragen und den Schrank runterzubringen.‹ So was macht man natürlich. Mal mit anpacken. So kriegt man die Zeit gut rum.«


    Ob er für das Anpacken auch mal ab und zu etwas extra bekommt, sagt er nicht, aber den täglichen Kaffee beim Bäcker zahlt er ja auch irgendwie. Inzwischen bin ich neugierig geworden, die Schmerzgrenze von Frau B. war die Vorstellung, aus dem idyllischen Einfamilienhaus ausziehen zu müssen. Wo aber liegt die Schmerzgrenze von Holger O.? Wann und wofür würde er über seinen Schatten springen? Die Schlüsselfrage ist also folgende: »Wo ist denn der Punkt, an dem Sie sagen würden: ›Jetzt geh’ ich lieber arbeiten.‹ Wenn das Jobcenter zum Beispiel käme und sagen würde, Sie kriegen ab sofort nur noch Lebensmittelgutscheine?« Holger O. fällt mir ins Wort: »Na klar, logisch ginge ich dann arbeiten. Wenn Sie Hunger haben, dann gehen Sie doch auch zum Jagen. Wenn man nicht gefüttert wird, dann wird man irgendwann selbstständig und aktiv und geht auf eigene Faust zum Jagen. Das ist doch logisch. Und wenn der Staat einen nicht mehr füttert und einem einen Gutschein ausgibt, dann gehen die Leute doch los und tauschen die Gutscheine gegen Bargeld.«


    Zwei Wochen später nimmt Holger O. einen Ein-Euro-Job in einer gemeinnützigen Einrichtung an. Er streicht Wände und Türen in einer Obdachloseneinrichtung. 80 Euro wird er in diesem Monat dazuverdienen. Auf sein Arbeitslosengeld wird das nicht angerechnet. Eine richtige Arbeit hätte er schon gern irgendwann und irgendwo. Aber sie müsste sich lohnen, findet er: »Logisch, man guckt sich um und versucht, was zu kriegen, aber das muss eben gut bezahlt sein. Ich will doch mal wieder schön in Urlaub fahren, mir ein Auto anschaffen. Ich will mir ja auch mal irgendwas leisten.«


    »Was haben Sie denn gelernt?«


    »Ich habe keine Ausbildung. Ich hab ja immer nur gearbeitet.« Ob ihm irgendwann mal ein Fallmanager erklärt habe, dass er ohne Ausbildung keine großen Ansprüche stellen könne und sich bewegen müsse, frage ich ihn neugierig. Vielleicht müsse er sogar noch mal die Schulbank drücken oder sonst bereit sein, auch für weniger Geld tätig zu sein, weil die Zeiten sich geändert hätten und ungelernte Kräfte fast nicht mehr gebraucht würden. Holger O. guckt verblüfft: »Ja, aber ich habe doch auch meine Vorstellungen.«


    Vier Wochen später. Angelika Brauer hat den Lagerarbeiter Necat I. eingeladen. Sie will wissen, ob er mit seinen Bewerbungen erfolgreich war und ob die Gespräche, die sie ihm vermittelt hatte, gut waren. »Wie ist es denn gelaufen? Was ist inzwischen passiert?« Herr I. druckst ein bisschen herum, er fühlt sich sichtlich unwohl. »Im Moment kann ich nicht«, sagt er. »Ich warte auf Antworten.«


    »Bitte bringen Sie mir das nächste Mal Ihre Bewerbungsschreiben mit«, fordert Angelika Brauer energisch. »Und auch die Absagen der Firmen möchte ich gern einmal sehen.«


    »Ja, aber gerade bin ich krank«, sagt Necat I. Dumm, dass Winsen so ein kleines Nest ist. Denn jetzt wird die Fallmanagerin hellhörig: »Sie sind doch aber nicht bettlägerig. Ich sehe Sie jeden Tag hier in der Gegend herumlaufen.«


    Das stimmt. Herr I. geht regelmäßig zum Italiener an der Ecke einen Kaffee trinken. »Sie wohnen ja nur um die Ecke. Sie könnten mir doch Ihre Bewerbungsunterlagen und die Absagen mal vorbeibringen?«


    »Na ja, das kann ich wohl«, entgegnet Necat I. ein bisschen ungehalten. »Gut«, sagt die Fallmanagerin immer noch in liebenswürdigem Ton. »Sie sind bis nächste Woche krankgeschrieben. Wenn sich bis dahin kein Job findet, kommt das Thema Ein-Euro-Job noch einmal auf Sie zu. Das wissen Sie sicherlich.«


    »Mal sehen«, Necat I. verzieht das Gesicht und humpelt mit schmerzhaft verzogenem Gesicht vom Platz.


    Carmen K. sollte heute ihr Bewerbungstraining beginnen, hat sich aber krankgemeldet. Roland F., der qualifizierte Bauklempner, wartet schon auf dem Flur. Angelika Brauer hatte ihn aufgefordert, sich bei Zeitarbeitsfirmen als Bauhelfer zu bewerben. Seine Bewerbungsunterlagen hat Roland F. allerdings nicht dabei. »Aber wir hatten uns doch darauf geeinigt, dass Sie mir mindestens zehn Bewerbungen nachweisen.«


    »Hm«, macht Roland F. »Ich bin liegengeblieben mit meinem Auto, und dann habe ich die Mappe im Auto vergessen. Jemand hat mich mit hierher genommen, damit ich den Termin noch schaffe. Durch das Hin und Her mit dem Umsteigen ist das passiert.«


    »Bei welchen Firmen haben Sie sich denn beworben, Herr F.?« Angelika Brauer holt ein Blatt Papier, zückt den Bleistift, schaut Roland F. auffordernd an. »Na ja, bei allen Zeitarbeitsfirmen hier in Winsen, Lüneburg, Hamburg eben. Aber ich habe noch eine andere Idee. Ich könnte ja auch als Subunternehmer tätig werden.«


    »Ja«, sagt Frau Brauer, »das ist eine gute Idee. Ich wünsche Ihnen viel Erfolg damit. Aber ich brauche die Unterlagen.«


    Roland F. merkte bei diesem Treffen offensichtlich, dass die Fallmanagerin nicht locker lassen würde. Seine Bewerbungen brachte er auch später nicht vorbei. Roland F. tauchte ab.


    Doch Necat I. ist irgendwann wieder da. Er will Urlaub für Langzeitarbeitslose nehmen. »Wie geht es Ihnen?«, fragt Frau Brauer. »Oh, starke Rückenschmerzen«, sagt Necat I. »Muss jeden Tag Tabletten nehmen, jeden Tag. Türkischer Arzt hat zu mir gesagt, mir tut Wärme gut. Ich würde jetzt gern in Urlaub fahren, sechs Wochen in die Türkei. Vielleicht ist es besser, wenn ich zurückkomme.«


    »Wie bezahlen Sie denn Ihren sechswöchigen Urlaub?«, will Angelika Brauer wissen. »Sechs Wochen?« Herr I. stutzt, merkt, dass er sich verplappert hat. »Nein, nein, ich fahre ja gar nicht sechs Wochen. Nur drei.« Angelika Brauer verzieht keine Miene: »Wir würden nämlich, falls Sie sechs Wochen in Urlaub fahren wollten, nicht die Kosten für die kompletten sechs Wochen übernehmen. Sie bekämen in dieser Zeit dann keine Leistungen.« Necat I. schluckt, läuft rot an und setzt hinzu: »Ja, das weiß ich. Nein, ich fahre nur drei Wochen. Ich habe das falsch gesagt.«


    Kurz darauf erscheint Carmen K. Eigentlich sei sie krank, habe Magen- und Darmgrippe, erklärt sie gleich zu Anfang des Gesprächs. Als Frau Brauer meint, so sehe sie eigentlich gar nicht aus, hustet sie laut und anhaltend, um gleich hinterherzuschicken, dass sie sehr erholungsbedürftig sei und deswegen gedenke, sechs Wochen in Urlaub zu fahren. »Ich bin die ganzen Ferien nicht da«, eröffnet sie der Fallmanagerin. »Wer sagt das?«, will die wissen. »Ich!«, erwidert Carmen K. und schaut Angelika Brauer fordernd an. »Nicht, dass Sie mich anschreiben und mir etwas vermitteln wollen. Ich bin nicht da. Ich bin in Urlaub.« Frau Brauer bleibt ruhig, blickt auf den Computerbildschirm und erklärt: »Sie wissen, dass Sie dann die gesamten Ferien kein Geld von uns bekommen?«


    Frau K. guckt verdutzt: »Warum?«


    »Sie können sich eben nicht einfach in den Urlaub abmelden«, sagt Angelika Brauer streng. Carmen K. ist empört: »Na, das ist ja ganz was Neues.«


    »Seit dem 1. Januar 2005 sind Sie langzeitarbeitsloser Hartz-IV-Empfänger. Früher gab es die Regel, dass Sie drei Wochen in Urlaub fahren durften, in denen Sie dann ihre Bezüge auch weiterbekamen. Sobald Sie heute länger als drei Wochen fahren, bekommen Sie in dieser Zeit auf keinen Fall Unterstützung.« Carmen K. merkt, dass ihr die Felle davonschwimmen. »Wir fliegen am 3. August und sind am 11. September eben wieder da«, erklärt sie zögerlich. Angelika Brauer merkt auf. »Und wie bezahlen Sie Ihren Urlaub?«


    »Den habe ich von meiner Mutter geschenkt bekommen.«


    »Den gesamten Urlaub über sechs Wochen oder nur die Tickets?«


    »Sie haben doch eben gesagt, ich dürfe nicht die ganzen sechs Wochen Urlaub nehmen. Dann fahre ich eben mit meinem Sohn nur drei Wochen zu meiner Mutter.«


    »Hatten Sie nicht eben gesagt, Sie fliegen?«


    »Ähm, nein, nein, ich fahre.«


    »Das kann ich Ihnen genehmigen, allerdings nur dann, wenn ich keine Arbeit für Sie habe. Wenn ich noch Ende Juli eine Arbeit für Sie finde, kann ich Ihnen den Urlaub nicht genehmigen. Das heißt, Sie müssten in der letzten Juliwoche hier noch einmal anfragen, ob Sie in Urlaub fahren dürfen.« Begeistert ist Carmen K. nicht. Aber lässt sie sich nicht darauf ein, riskiert sie, gar kein Hartz IV zu bekommen.


    Von Bauklempner Roland F. hat Frau Brauer bis zu unserem letzten Gespräch nichts mehr gehört. Er erschien nicht mehr wieder und meldete sich als Leistungsbezieher ab, als die Drohung im Raum stand, als Bauhelfer bei einer Zeitarbeitsfirma anfangen zu müssen. Er ist womöglich wirklich »Subunternehmer« geworden. Im Juli hatte sich Necat I. in den Urlaub verabschiedet. Im August hätte er aus der Türkei zurückkehren müssen, doch er meldete sich von dort aus krank und blieb am Ende sechs Wochen – auf Kosten des Jobcenters. Viele seiner Landsleute, erzählt Frau Brauer, hätten es genauso gehalten. Sie hat schon oft die Erfahrung gemacht, dass im August eine Menge Krankmeldungen aus der Türkei ins Haus flattern.


    Ein halbes Jahr habe ich Carmen K., Ilona B., Necat I. und Roland F. begleitet. Und eine Frage brannte mir mehr und mehr unter den Nägeln: Ist das, was wir in diesem Zeitraum erlebt haben, die Ausnahme oder die Regel? Ist es normal, dass Fallmanager so viel argumentieren und sich auseinandersetzen müssen, um ihre »Kunden« dazu zu bewegen, eine Arbeit aufzunehmen und sich so zu verhalten, dass es überhaupt gelingen kann?


    Frau Brauer seufzt daraufhin. Sie weiß, dass sie sich auf einem schmalen Grat bewegt: Hartz-IV-Empfänger sind für viele ausschließlich bedauernswerte Opfer, die nicht mit unzumutbaren, menschenunwürdigen Tätigkeiten bei Reinigungsfirmen, auf Spargel-, Kohl- und Salatfeldern zur Ernte oder im Weinberg zur Lese verpflichtet und traktiert werden dürften. Die Forderung, dass Menschen ohne Berufsausbildung bereit sein müssen, einen einfachen, auch schlecht entlohnten Job anzunehmen, wenn es nichts anderes für sie gibt, führt in Arbeitslosenorganisationen zu wütenden Reaktionen, die das als unerträglichen Druck auf die »Ärmsten der Armen« ansehen. Die Ärmsten der Armen sind in diesem Fall nicht die Slumbewohner von Kalkutta oder Kinshasa, sondern Hartz-IV-Empfänger in Deutschland. Dass die Millionen von Menschen, die sich jeden Morgen um sechs Uhr zur Arbeit aufmachen, um im Supermarkt an der Kasse zu sitzen, Haare zu schneiden oder Pakete auszutragen, ihre Arbeit auch nicht als Traumjob empfinden und sie trotzdem durchhalten, wird dabei gerne übersehen.


    Nur zur Klarstellung: Hier ist nicht die Rede von Menschen, die 30, 40 Jahre lang in einem Betrieb malocht haben, der dann irgendwann zumachen musste oder ins Ausland verlagert wurde, und die jetzt mit Mitte, Ende 50 verzweifelt einen Job suchen. Hier geht es um vergleichsweise junge Leute – von Mitte 20 bis Mitte 40 –, die es sich offenbar mit Hartz IV bequem eingerichtet haben.


    Angelika Brauer jedenfalls hätte eine Menge Stellen gehabt – in der Gastronomie, bei einer Gebäudereinigungsfirma, im Baugewerbe, im Einzelhandel, in Lagerbetrieben –, aus denen die Kandidaten etwas hätten machen können. Klar, nur wenige weigern sich, Bewerbungen zu schreiben oder zu einem Vorstellungsgespräch zu gehen, weil sie wissen, dass dann eine Sperre droht. Doch wer einen Job nicht annehmen will, hat – wie ich selbst erfahren und miterlebt habe – viele Möglichkeiten, die Einstellung zu vereiteln und Arbeitgeber abzuschrecken. Man trägt an jedem Finger einen Ring, man nimmt vor dem Bewerbungsgespräch einen kräftigen Schluck aus der Pulle, man erscheint mit fettigen Haaren und ungepflegter Kleidung oder weist auf ständig kranke Kinder, langanhaltende Rückenschmerzen oder Migräneanfälle hin. Frau Brauer fasst zusammen: »Ich kann nur aus meinen Erfahrungen berichten. Aber ich habe sehr häufig den Eindruck, dass das, was Sie hier erlebt haben, überwiegend der Fall ist. Das heißt, ich muss ständig sehr viel argumentieren. Ich habe natürlich auch Menschen kennengelernt, die sich händeringend um Arbeit bemüht haben. Denen konnte ich leider manchmal keine passenden Stellen vermitteln. Auch die habe ich getroffen.«


    Von ihren 1200 Langzeitarbeitslosen haben Angelika Brauer und ihr Team im Laufe eines halben Jahres gerade mal 160 vermitteln können. Ach ja, fordern und fördern sollen sie seit Hartz IV. Morgen kommen die Nächsten.


    Salat essen, ja – Salat ernten, nein


    Gebückt gehen Männer und Frauen die Furchen eines Felds entlang, schneiden Salat, werfen die Köpfe auf ein Fließband, das durch den vollautomatischen Erntewagen läuft. Der Salat wird direkt am Erntewagen in einer Rinne, aus der kontinuierlich Wasser läuft, gewaschen, in eine Plastikfolie, die pro Salatkopf aus einer Röhre kommt, eingeschweißt, dann in Kisten geladen und im Eiltempo auf einen Lkw verfrachtet. Sobald der voll ist, fährt er Richtung Supermarkt davon.


    Die Erntehelfer kommen aus Rumänien und Polen. Sie kämpfen nicht mehr um die helle Zukunft des Sozialismus, sie ringen mit Kopfsalat. Im Sommer lassen sie die Familie zurück, um Salat und Sellerie aus deutschen Landen frisch auf den Tisch zu bringen. 3500 Erntehelfer benötigt dieser Gemüseanbaubetrieb in der Saison, einer der größten in Norddeutschland. Sein Inhaber Rudolf Behr beliefert alle großen Supermarktketten von Edeka bis Rewe. Immer mal wieder hat er versucht, deutsche Arbeitslose für seinen Betrieb in Ohlendorf zu gewinnen, und findet, dass das bei über einer Million Langzeitarbeitsloser eigentlich kein Problem sein dürfte, doch der Bauer hat da an der Salatfront so seine Erfahrungen gemacht. Am häufigsten hört er den Satz: »Ich will ja arbeiten. Aber …«


    »Salat wächst am Boden«, sagt Behr, »da fängt mein Problem an.« 120 Millionen Köpfe Eisbergsalat verkauft er pro Jahr, 45 Millionen Kohlrabis, Knollensellerie und Radieschen, 75 Millionen Köpfe Römersalat. »Aber erst mal muss man sich bücken, um den Salat abzuschneiden«, sagt Behr. Und die Frage ist: Lohnt es sich, sich zu bücken?


    50 Arbeitslose hat das Jobcenter Landkreis Harburg/Winsen/Luhe in seine Räume eingeladen. 30 sind gekommen und hören sich an, was Rudolf Behr ihnen in Aussicht stellt. »Liegen viele Bestellungen vor, fangen wir morgens auch schon mal um 4.30 Uhr an«, sagt er, »und zwar bei jedem Wetter. Die Arbeit ist hart, wir arbeiten im Akkord, und wenn im Sommer die anderen baden gehen und grillen, stehen wir auf dem Feld. Wir ernten bei strahlendem Sonnenschein, in größter Hitze, aber auch in strömendem Regen. Wir ernten bis in den November hinein. Es kann schon empfindlich kalt sein auf dem Feld. Durchhaltevermögen müssen Sie haben, und fit sollten Sie auch sein, denn der Salat wartet nicht. Ist er reif, muss er auch geerntet werden. Sonst verfault er auf dem Feld. Übrigens: Wir arbeiten auch sonntags, denn die Kunden im Supermarkt wollen ja auch montags frisches Obst und Gemüse in der Theke vorfinden. Gezahlt wird nach Tariflohn: 6,70 Euro plus Sonntags- und Nachtzuschläge. Gummistiefel werden vom Jobcenter gestellt.«


    Bei vielen hat sich die Miene zusehends verdüstert. Diese Aussichten scheinen sie offenbar nicht gerade zu beglücken, die meisten machen sich im wahrsten Sinne des Wortes unvermittelt vom Acker: »Ich habe Heuschnupfen«, sagt einer, und ein anderer entschuldigt sich mit Rückenschmerzen. Ein Dritter hat ebenfalls Allergien und ein Vierter findet, das lohne sich ja alles gar nicht für das bisschen Geld. Er hat flink ausgerechnet, dass er mit dieser Arbeit gerade mal auf 1300 Euro brutto käme. Mit dem, was er für seine Frau und seine zwei Kinder erhält, komme er ohne Arbeit auf denselben Betrag, wobei die Miete für die Wohnung bezahlt werde.


    Ein Vermittlungsangebot offen abzulehnen, wagt keiner. Es hat sich herumgesprochen, dass Fallmanager dann Sanktionen wie die Kürzung des Hartz-IV-Geldes um 30 Prozent aussprechen können. Also hört Rudolf Behr einmal mehr den Satz: »Ich will ja arbeiten, aber …« Und die Gründe solle er bitte akzeptieren und eine Bescheinigung ausstellen, dass man mit Heuschnupfen, Rückenschmerzen oder anderen Allergien nicht auf dem Feld arbeiten könne. Letztlich sei es besser so, denn die mühsame Einarbeitung eines Unwilligen bleibe einem so erspart, meint Rudolf Behr. Und der Arbeitslose bekommt weiter den vollen Hartz-IV-Satz. Der Unternehmer kennt das Spiel.


    Einmal habe er sich mit einigen Arbeitslosen auf eine Diskussion eingelassen: »Sie müssen doch mal sehen«, habe er zu ihnen gesagt, »dass alle, die arbeiten, immer mehr von ihrem Lohn abgeben müssen, wenn Sie nicht arbeiten wollen.«


    »Da haben Sie wohl recht«, sei die Antwort gewesen, »aber jeder nimmt, was er kriegen kann. Und wenn der Staat nicht schlau wird, dann nimmt man es eben vom Staat.« Keiner von denen, die das Jobcenter eingeladen hat, hat eine Berufsausbildung. Trotzdem wollen sich von den 30 Leuten, die hergekommen sind, nur fünf überlegen, ob diese Arbeit vielleicht was für sie wäre. Wohlgemerkt, überlegen – nicht zusagen.


    Peter L. ist seit sechs Jahren arbeitslos und hat bereits eine Umschulung zum Maurer gemacht, dann eine zum Maler, und er war auch schon mal in einem Gartenbaubetrieb tätig, weswegen er es bei Rudolf Behr versuchen will. Am nächsten Morgen wartet er um 5.30 Uhr auf den Betriebsbus, mit dem Behr alle Erntehelfer einsammeln lässt, denn um diese Zeit fahren noch keine öffentlichen Verkehrsmittel. Peter L. kommt zur »Kopfsalatbrigade«. Erntearbeit ist nichts für feine Seelchen, die von frischer Luft und vom Wind in der Nase schwärmen, sondern Knochenarbeit. Noch auf dem Feld wird der Salat geputzt, eingetütet und versandfertig gemacht – im Akkord. Das heißt in einem Wahnsinnstempo. Der Betriebsleiter gibt sich bei der Einarbeitung neuer Helfer viel Mühe, obwohl er seit 20 Jahren, wie er sagt, schlechte Erfahrungen mache. »Die meisten, die vom Jobcenter kommen«, betont er grimmig, »haben keine Lust. Es gibt ja genug Geld vom Amt. Sie finden, wir zahlten zu wenig. Dann geht es los damit, dass sie sich schnell krankmelden, freitags nicht kommen, montags auch nicht, am Wochenende schon gar nicht. Und so ein Verhalten bremst die ganze Gruppe. Das können wir uns einfach nicht leisten. Sie kriegen so viel Geld vom Amt, so viel wie das, was sie hier verdienen. Aber dafür können sie zu Hause den ganzen Tag die Beine baumeln lassen. Je mehr Leute wir vom Jobcenter bekommen, desto mehr Probleme haben wir. Unvorstellbar, wenn wir nur mit denen arbeiten müssten, dann könnten wir dicht machen.« Natürlich kennen der Betriebsleiter und Rudolf Behr das übliche Rezept, das in Talkshows, Bundestagsreden und Leitartikeln verkündet wird: Lohnabstandsgebot heißt das Zauberwort. Wenn der Abstand von den Hartz-IV-Beträgen zum Lohn so gering sei, müsse eben der Lohn erhöht werden, wird gerne gefordert.


    »Aber wie soll ich den Lohn erhöhen?«, fragt Behr. »Die Holländer und Spanier bieten ihr Gemüse so billig an, weil das Erdgas, mit dem sie ihre Gewächshäuser betreiben, hoch subventioniert ist. In Spanien sind Arbeitskräfte außerdem viel billiger zu haben. Wie soll ich denn dagegen ankommen?« Das nennt man Globalisierung auf Europäisch. Behr weiß, dass viele sagen, bei einem Stundenlohn von 6,70 Euro bräuchten er und die anderen Bauern sich nicht zu wundern, dass deutsche Arbeitslose keine Lust hätten, aufs Feld zu gehen. Schließlich müssten die ja nicht polnische, sondern deutsche Preise für Miete, Lebensmittel, Auto und Kleidung zahlen. Doch höhere Löhne, sagt er, seien einfach nicht drin: »Oder glauben Sie etwa, der Verbraucher ist bereit, für einen Kopf Salat zwei Euro hinzublättern?«


    Noch einer hat sich gemeldet, der im Jobcenter dabei war: Manfred P. Er ist von Beruf Koch, seit einigen Jahren arbeitslos, ohne Obdach; zurzeit wohnt er in einem Heim. Er soll beim Brokkoli anfangen: die Strünke abschneiden, das Feld durchgehen. Auch das ist Akkordarbeit. Sein Kumpel, der bei der Infoveranstaltung neben ihm saß und eigentlich hatte mitkommen wollen, sei erst mal weggefahren, berichtet Manfred P. – in Urlaub. »Die Arbeit hier ist dem viel zu schwer, und lohnen tut sich das ja eigentlich auch nicht.« Trotzdem wolle er selbst es versuchen. Das sei besser, als den ganzen Tag im Obdachlosenheim herumzusitzen.


    Landwirt Rudolf Behr brütet über seiner Kartei. Er will sich nicht darauf verlassen, dass die drei, die auch noch versprochen hatten zu kommen, wirklich auftauchen – und vor allem, ob sie durchhalten werden. Er und seine Mitarbeiter forsten also die Karteikästen mit Erntehelfern aus Polen und Rumänen durch, schauen im Computer nach, wo auch Erntehelfer vermerkt sind, die schon Erfahrung haben im Betrieb von Behr, und hängen sich ans Telefon.


    In Swierzyn – ein kleiner Flecken in Pommern – packt Bogdan Worach seine Koffer. Er hat fünf Kühe, ein Schwein, Federvieh und ein paar Hektar Land, auf dem er Getreide anbaut. Was Bogdan Worach in Deutschland verdient, ist im Haushalt seiner Familie fest eingeplant. Seit Jahren überlässt er im Sommer Kühe, Schwein und Federvieh seiner Frau Mariola und den fünf Kindern und fährt zu Rudolf Behr. »Natürlich ist das für meine Frau nicht so einfach, wenn ich wegfahre. Sie ist ja dann allein für alles verantwortlich, für die Kinder und den Hof. Aber was sollen wir machen? Unser Haus muss repariert werden, wir haben kein Badezimmer. Wir brauchen das Geld. Darum fahre ich nach Deutschland«, sagt Bogdan Worach.


    Adam Banasik kommt auch seit Jahren als Erntehelfer zu Behr nach Ohlendorf. Unweit der Warschauer Innenstadt, in der Mickiewicz-Straße, hat er ein kleines Haushaltswarengeschäft. Der Laden ist alt, für eine Renovierung hat das Geld nie gereicht. Diesmal will Adam Banasik von seinem Erntegeld einen neuen Fußboden legen, die Wände streichen. Wenn er nach Deutschland fährt, muss sich auch seine Frau allein um das Geschäft kümmern.


    In aller Frühe rollt Adam Banasik auf den Hof von Rudolf Behr, der, wie auch die Kopfsalatbrigade, fest mit ihm gerechnet hat. Und auch Bogdan Worach weiß: Die nächsten Wochen wird er von morgens bis abends in Gurken und Tomaten versinken, zusammen mit Kollegen aus Danzig, Krakau, Bukarest, Temeschwar und anderen winzigen polnischen oder rumänischen Nestern. Von Beruf sind sie Lkw-Fahrer, Automechaniker, Krankenpfleger. Manchmal sind auch Studenten und Lehrer dabei. Sie alle haben schon davon gehört, dass es in Deutschland immer noch drei Millionen Arbeitslose gibt, und so ganz klar ist ihnen nicht, wieso die Deutschen ihren Salat nicht selbst ernten. Auch Bogdan Worach rätselt ein wenig: »Ehrlich gesagt: Ich weiß nicht so genau, warum die Deutschen hier nicht arbeiten wollen. Ich glaube, es ist so, dass sie auch ohne Arbeit gut leben können.«


    »Ja, aber es sind doch viele Menschen arbeitslos und sitzen zu Hause«, wende ich ein. »Gut, sie sind arbeitslos, aber sie haben alles. Wir Polen haben nicht so viel und müssen eben arbeiten.«


    Adam Banasik kämpft derweil mit dem Salat. In der Nacht träumt er manchmal schon von Gurken und Radieschen. Hält er die Deutschen für faul? Adam Banasik ist ein höflicher Mensch: »Aber nein, wo denken Sie hin? Die Deutschen sind ein Kulturvolk, und sie lieben die Arbeit. Vielleicht ist ihnen diese Arbeit zu schwer oder auch nicht qualifiziert genug. Das könnte ich mir denken. Diese Arbeit ist einfach zu anspruchslos für die Deutschen. Das glaube ich.« Im Container nebenan mischt sich eine Frau in unser Gespräch ein: »Ich bin Lehrerin für polnische Literatur. Da verdient man wenig. Ich bin hier, weil ich Geld für die Renovierung meines Hauses brauche.«


    »Und warum glauben Sie, gibt es kaum Deutsche, die diese Arbeit machen?«


    »Tja, ich glaube einfach, dass es hier für die Deutschen zu wenig Geld gibt. 6,70 Euro pro Stunde, das ist für uns Polen viel, für die Deutschen ist es wohl zu wenig.« Noch zwei andere mischen sich ein: »Die Deutschen bekommen doch alle möglichen Hilfen: Arbeitslosengeld und soziale Unterstützung. Wenn ich die wäre, würde ich auch nicht arbeiten.« Ein anderer stimmt zu: »Auf keinen Fall würde ich mich so krumm machen, wenn ich ein Deutscher wäre. Niemals! Da können Sie Gift drauf nehmen. Da wär’ ich doch schön blöd.«


    »Warum nicht?«


    »Die Arbeit hier wäre mir viel zu schwer.« Darin schwingt mit: »Wenn es einem so gut geht, warum sollte man das tun?« Der Vorarbeiter der Kopfsalatbrigade Saleh Üner ist vor Jahren aus der Türkei eingewandert und hat sich hier hochgearbeitet. Er hat seine eigene Theorie, warum hier nur Polen und Rumänen malochen. So diplomatisch wie Adam Banasik drückt er es nicht aus: »Die Deutschen haben eben einfach keine Lust. Die Arbeit hier ist hart, man muss sich den Rücken krumm arbeiten. Die meisten wollen sich nicht die Hände schmutzig machen.« Saleh, der inzwischen perfekt auf Polnisch fluchen kann, und die Kopfsalattruppe sind sich einig: Die Deutschen hätten so eine Arbeit wie hier einfach nicht nötig.


    Nachmittags gibt es in einer halben Stunde Verschnaufpause Kaffee und Kuchen, ein Lichtblick im Kopfsalatmeer. Wenn viele Bestellungen vorliegen, werden hier manchmal Schichten von zwölf oder 13 Stunden gefahren. Die Stimmung ist gut, auch wenn der Rücken schmerzt und der Kopf brummt. Die Zeit läuft. Es muss rasch weitergehen. Peter L., der Arbeitslose aus der Jobagentur, der sich nach der Infoveranstaltung von Rudolf Behr als Erntehelfer wenigstens mal versuchen wollte, konnte nicht mehr mithalten. Nach zehn Tagen schickte ihn der Vorarbeiter nach Haus. Sie haben hier schon einige kommen und gehen sehen. Länger als zwei Wochen hat noch keiner der Männer und Frauen, die bisher vom Jobcenter geschickt wurden, durchgehalten.


    Ich fahre zu Peter L. Seine Freundin versucht, die besonderen Umstände zu erklären: »Früher in der DDR war Peter Lagerarbeiter. Damals war es nicht wichtig, ob er mithielt oder nicht. Heute sind Effizienz und Schnelligkeit gefragt, es wird überall Druck gemacht, sogar auf dem Feld.« Menschen wie Peter L. würden durchs Raster fallen. Und außerdem, so rechnet die Freundin vor, gelohnt hätten sich der Aufwand und der Einsatz ja eigentlich auch nicht wirklich. »Er braucht am Tag, wenn er auf dem Feld arbeitet, eine große Flasche Cola und ein Päckchen Zigaretten. Dazu das Busgeld für die Rückfahrt. Und seine Miete bekommt er auch nicht mehr gezahlt, sobald er Geld verdient. Das lohnt sich doch gar nicht!«, und sie nickt bekräftigend.


    Kleine Extrawürste gibt es auch bei Landwirt Behr. Wer vorne beim Kopfsalat nicht mithalten kann, knickt hinten Kartons. Dafür braucht man allerdings nur zwei Leute. Hier haben zwei Brüder ihre Nische gefunden. Seit ein paar Jahren kommen sie jeden Sommer. Am Wochenende, so haben sie sich gleich zu Anfang ausbedungen, wollen sie nicht auch noch knicken. Das nahm der Bauer ohne Murren hin, weil er sie und ihre Arbeit ansonsten schätzt. »Wir haben keinen Beruf gelernt«, erklären die beiden, aber hier ein bisschen was dazuverdienen, das sei schon in Ordnung. »Und was machen Sie dann im Winter?«


    »Na, vom Staat leben. Was wir einzahlen, holen wir auch wieder raus.«


    Salat zu liefern ist echte Terminarbeit. Bei Bauer Behr klingelt unablässig das Telefon, ständig kommen neue Bestellungen per Mail. Direkt ab Feld verkauft er ganze Lkw-Ladungen Salat, Sellerie, Brokkoli und Rüben. Und nur weil er im Akkord erntet und wie am Fließband produziert, sodass er pünktlich liefert, könne er mit den Konkurrenten mithalten, erzählt er. Kaum ist eine Bestellung eingegangen, rollen seine beladenen Lkw auch schon zum Supermarkt.


    Wie Peter L. kam auch Manfred P. aus dem Obdachlosenheim da nicht mehr mit. Nach einer Woche blieb er weg, ohne Erklärung. Der große Druck und das hohe Tempo waren wohl zu viel für ihn. Der Landwirt betont, er gebe den Druck nur weiter. Wer bei ihm arbeite, müsse eben Leistung bringen. So sieht das auch Saleh Üner, der aus der Türkei eingewanderte Vorarbeiter der Kopfsalatbrigade. »Den Polen und Rumänen«, sagt er, »tut auch das Kreuz weh. Spaß macht denen die Arbeit hier auch nicht immer, aber sie sind motiviert, weil sie das Geld eben brauchen. Mit der Nationalität hat das gar nichts zu tun. Wir brüsten uns mit unserem tollen Sozialstaat, aber wenn man seine Lage nicht durch Arbeit verbessern kann, dann ist was faul im System. Und ist das denn sozial, wenn die einen malochen und die anderen nur zugreifen, wenn ihnen was vor die Nase gehalten wird, ohne dafür was tun zu müssen? Unser schönes Sozialsystem geht kaputt, wenn das so weitergeht. Leisten können wir uns das auf Dauer nicht.«


    Auf dem Feld erntet derweil eine Art Vereinte Nationen Kohlrabi. Polen und Rumänen, ein paar Asylbewerber aus Ghana und Nigeria, der Elfenbeinküste und aus Vietnam, auch Kurden und Türken vereint nebeneinander – Menschen aus fast der ganzen Welt. Nur Deutsche sind nicht darunter.


    Endstation Hartz IV: wie Jugendliche ihre letzte Chance verspielen


    Je höher der Bildungsabschluss, je besser die Ausbildung, desto größer ist die Chance, auf dem Arbeitsmarkt dauerhaft und erfolgreich Fuß zu fassen. Was aber ist mit denen, die nicht mal einen Schulabschluss haben? 2011 waren es rund 50 000 Jugendliche, das heißt 5,6 Prozent aller Schulabgänger, die ihre Schule ohne irgendeinen Abschluss verlassen haben. Man kann davon ausgehen, dass fast alle direkt in der Arbeitslosigkeit landen. Sie sind die Langzeitarbeitslosen von morgen. Mehr als die Hälfte von ihnen hat nämlich weder einen Schulabschluss noch eine Berufsausbildung, weswegen sie auch schwer vermittelbar sind. Damit ein paar der Schüler wenigstens noch den Hauptschulabschluss nachholen können, schicken die Jobcenter sie auf private Schulen. Aber der Erfolg dieser Maßnahme – wie es im Agentur-Jargon heißt – ist überschaubar.


    Ich nehme eine Woche an der Grone-Schule in Celle (es gibt bundesweit Hunderte von Grone-Schulen. Grone ist einer der größten Bildungsträger bundesweit mit 34 Tochtergesellschaften in zwölf Bundesländern) am Unterricht teil, wo junge Leute im Alter zwischen 18 und 25 in sieben Monaten den Hauptschulabschluss machen sollen, um dann vielleicht eine Lehrstelle zu ergattern. Die Agentur für Arbeit hat sie geschickt: 15 Jugendliche ohne Ausbildung, ohne Abschluss, ohne Perspektive. Die meisten verhehlen nicht, dass sie keinen Bock haben. Einer von ihnen hat Kopfhörer in den Ohren und wiegt sich versonnen im Takt seiner für die anderen nicht hörbaren Musik. Zwei andere unterhalten sich angeregt, einige hämmern auf der Tastatur ihres Handys herum. Ständig geht die Tür auf und zu.


    Unterrichtsbeginn war acht Uhr. Jetzt ist es 8.30 Uhr, und immer mal wieder schlurft ein Schüler herein und setzt sich – ohne Entschuldigung. Zu spät zu kommen ist offenbar normal. Pünktlichkeit hat hier noch keiner durchsetzen können. Man blättert lustlos in Büchern und Heften herum, öffnet unter lautem Geknister eine Keksrolle oder packt eine Schnitte aus. Alle wissen, es ist ihre letzte Chance, aber niemand hat ihnen beigebracht durchzuhalten. Die Schüler zappeln, sind unkonzentriert, können nicht zuhören. Philipp, den jungen Mann mit Knopf im Ohr, frage ich: »Was hast du da eigentlich für ein Ding, das da aus deinem Ohr hängt?«


    »Das ist vom Handy, vom Radio.«


    »Und das Ding hast du immer in deinem Ohr? Du hörst im Unterricht immer nebenbei noch ein bisschen Musik, oder?«


    »Ja, ab und zu mal. Wenn es langweilig ist.«


    Marcel ist einer der wenigen, die mitschreiben, was die junge Lehrerin erklärt, der ab und zu die Hand hebt und sich beteiligt. Wieso er es nicht geschafft hat, den Hauptschulabschluss zu machen, will ich wissen. Marcel gesteht ein, dass er etwas falsch gemacht hat: »Ich hab’ Mist gebaut im Unterricht. Bin nie hingegangen, hab’ geschwänzt und all so was halt.« Freundlich sei er auch nicht immer gewesen zu den Lehrern, bis er schließlich mal wieder von der Schule geflogen sei. »Bedauerst du, dass du in der Hauptschule nicht schon die Kurve gekriegt hast?«


    »Ich bin jetzt schon 21. Bis ich fertig bin, bis ich meine Ausbildung habe, bin ich schon 25. Dann erst bin ich fertig mit allem. Das ist für ’n Arsch. Deshalb bin ich ja rausgeflogen bei den Firmen, weil, wenn es darum ging, dass Leute raus mussten, dann flogen die Hilfsarbeiter zuerst raus, die nichts gelernt hatten. Die mussten halt sofort gehen. Wenn man halt was gelernt hat und erst mal einen Abschluss hat, dann ist alles besser. Wenn man gar nichts hat, ist es so wie bei uns jetzt.«


    Vedat, der neben ihm sitzt, sind solche Einsichten fremd. Er stammt aus einer Migrantenfamilie, ist aber in Deutschland geboren und aufgewachsen. Trotzdem ist sein Deutsch fehlerhaft, sein Akzent unüberhörbar. Zu Hause, räumt er freimütig ein, sprächen sie nur Kurdisch. Deutschstämmige Bekannte und Freunde habe er keine. Seine Eltern hätten Kindergeld bekommen, und als Hartz-IV-Bezieher erhielten sie auch den Regelsatz für den 22-Jährigen, monatlich 306 Euro.


    Niemand hatte den Eltern zur Auflage gemacht, ihren Jungen mit guten Deutschkenntnissen einzuschulen oder ihn frühzeitig in eine Kita zu schicken, um seine Chancen zu verbessern. Der junge Mann hat sein ganzes Leben lang mitbekommen und gelernt, dass er für sich keine Verantwortung übernehmen muss. Seine Eltern und er kennen nichts anderes als Sozialhilfe und Hartz IV, davon zu existieren ist für sie zum Lebensprinzip geworden. Sich aufzurappeln, zu versuchen, das eigene Leben in die Hand zu nehmen, auf diese Idee musste Vedat auch nicht kommen: Das System »Daueralimentierung« hat bei ihm zur festen Verankerung der Vollkasko-Mentalität beigetragen. Er weiß: Das Jobcenter kümmert sich, schickt ihn hierhin und dahin. Man hat es ihm bislang immer bequem gemacht, alles für ihn geregelt – nur »gekuschelt« und nichts gefordert. Früher kam zwar auch mal ein Familienhelfer vorbei, ein Sozialpädagoge, der ihm gut zuredete und etwas von Integration und kulturellen Unterschieden murmelte. Beeindruckt hat das weder Vedat noch seine Familie. Das Geld vom Amt kam ja stets weiter – das war die Hauptsache. So ist es nur folgerichtig, dass Vedat findet, alle anderen seien an seinem bisherigen Scheitern in der Schule Schuld, nur er nicht: »Die Schule war auch nicht so in Ordnung. Die Lehrer waren auch irgendwie nicht in Ordnung. Das habe ich auch schon von ganz vielen gehört, also, das sagen auch ganz viele, dass die Lehrer da nicht so in Ordnung sind.« Er fühlt sich als Opfer. Das habe ihm der Sozialpädagoge auch immer wieder gesagt, bis er es geglaubt hat.


    All diese jungen Leute hier zwischen 18 und 25 Jahren bekommen Hartz IV. Viele wohnen nicht mehr zu Hause bei ihren Eltern. Also werden auch die Wohn- und Heizkosten von der Arbeitsagentur übernommen. Dazu kommen die Gebühren für den Kurs zum Erwerb des Hauptschulabschlusses. Eigentlich gut investiertes Geld, so könnte man meinen, denn ohne jeglichen Schulabschluss haben sie auf dem Lehrstellenmarkt auch weiterhin so gut wie keine Aussichten. Es ist somit ihre letzte Chance.


    Der Staat hat mit ihnen jedoch schon eine Menge ausprobiert, um ihre Voraussetzungen für den Arbeitsmarkt zu verbessern: Berufsgrundbildungsjahr mit Betriebspraktikum sowie Abschluss- und Projektprüfungen für BGJ-Absolventen, verschiedenste Kurse, Schulungen. Christopher erzählt: »Zweimal habe ich ein Berufsgrundbildungsjahr gemacht, für Farbtechnik/Raumgestaltung, beide Male habe ich es nicht geschafft. Dann war ich auf der Volkshochschule, habe da einen Hauptschulkurs gemacht. Und dann hatte ich kein Geld mehr und bin hier gelandet.«


    »Und wovon hast du jetzt die letzten vier Jahre gelebt? Nach dem Ende der Hauptschule und dem Kursbeginn hier?«


    »Ja von meinen Eltern und dann halt die letzten anderthalb Jahre kriegte ich Hartz IV.«


    »Was denkst du, was ein Arbeitgeber von dir in Zukunft verlangen wird?«


    »Pünktlichkeit, Zuverlässigkeit …«


    Doch zuverlässig kommen viele erst mal zu spät aus der Pause zwischen den Unterrichtsstunden. Eigentlich dauert sie eine Viertelstunde. Als Erste trudelt Saskia gemütlich ein, dann Vedat, bepackt mit Einkäufen. Schon sein Vater hat ihm vorgemacht, dass man nichts unbedingt durchhalten muss, man kann ja bequem von der Sozialhilfe oder Hartz IV leben. Auch sein Kumpel findet es nicht schlimm, dass er die Pause auf eine halbe Stunde ausgedehnt hat. Vedat erzählt: »Also, mein Vater hat halt irgendwie so eine Maßnahme gemacht, mit Computer und so. Und das hat er halt auch nicht durchgezogen, irgendwie, er fand das nicht so besonders. Seitdem ist er halt auch arbeitslos.«


    Jeden Tag führt die Schulleiterin Gespräche. Immer wieder brechen Schüler den Kurs ab oder erscheinen nur unregelmäßig, ohne Entschuldigung. Der Schulleiterin platzt fast nie der Kragen, an diesem Morgen jedoch schon: Einer der Schüler ist fast eine ganze Stunde zu spät gekommen, und sie findet, das Maß sei voll. Sie habe ihn schon lange abschulen wollen, erzählt sie, und die Vorgaben des Jobcenters hätten sie dazu auch berechtigt, aber ausgerechnet die Fallmanagerin habe sie händeringend um Nachsicht gebeten. Andreas habe doch eine Lehrstelle in Aussicht – wenn er diesen Kurs einigermaßen über die Runden bringt und einen Abschluss vorzuweisen hat. Doch die Schulleiterin weiß, dass ein negatives Beispiel gern Nachahmer auf den Plan ruft, vor allem dann, wenn die anderen Schüler merken, dass unentschuldigtes Fernbleiben und Zuspätkommen nicht sanktioniert werden. Sie donnert los: »Andreas, du hast zwölf Fehltage, allerdings hattest du dich entschuldigt. Heute Morgen bist du wiederum 45 Minuten zu spät gekommen. Warum?«


    »Weil ich den Bus verpasst habe.«


    »Warum hast du den verpasst?«


    »Weil ich noch länger auf Toilette war.«


    »Das kann ja wohl nicht wahr sein. Das ist doch kein Grund. Also, ich möchte, dass du dir darüber bewusst bist, dass du hier die allerletzte Chance kriegst. Wenn du noch einmal zu spät kommst oder nicht erscheinst, schule ich dich ab. Mit allen Konsequenzen.«


    Es ist nicht das erste und wird nicht das letzte Mal sein, dass sie hier die Erzieherin spielt. Mit den Eltern zu reden oder sie sogar um Mithilfe zu bitten, sei vollkommen sinnlos. Diese Erfahrung hat sie schon gemacht: »Wir haben auch Eltern, die regelrecht Angst vor ihrem Kind haben, die dann sagen: ›Wir werden mit ihm nicht mehr fertig.‹ Und die schlagen uns dann vor: ›Sehen Sie zu, dass Sie das irgendwie hinkriegen.‹ Wir versuchen das natürlich, wir rufen natürlich bei den Eltern an und fragen: ›Können Sie nicht mal kommen?‹ Oder: ›Könnten Sie nicht so und so auf ihn einwirken?‹ Meistens handelt es sich ja um Jungs. Aber das ist so gut wie nie der Fall. Also, wir haben ganz wenig Erfolg mit Elternarbeit.«


    Während des Unterrichts wird nicht nur telefoniert, sondern auch ungeniert gegessen, getrunken, gequatscht. Die Lehrerin schreitet nicht ein, gibt keine Regeln vor, unterrichtet gegen eine Dauergeräuschkulisse an. Warum sie sich das bieten lässt, ist mir ein Rätsel: »Haben Sie Angst, dass Ihre Schüler ausrasten, wenn Sie Disziplin einfordern?« Die Lehrerin, Andrea Holland, erklärt: »Nicht, dass sie ausrasten, aber dass sie dann gar nicht mehr mitarbeiten. Das fände ich persönlich viel schlimmer. Sie schalten dann ganz ab. Das endet meistens so, wenn man ihnen zu viele Regeln auferlegt. Sie kommen immer nur mit kleinen Häppchen zurecht. Sobald ich zu viel fordere, machen sie gar nichts mehr, dann reagieren sie mit kompletter Arbeitsverweigerung, und selbst wenn man ihnen dann sagen würde: ›Ich trage dir für heute eine Sechs ein‹, erwidern sie in dem Moment: ›Ist mir doch egal.‹« Auch die Schulleiterin sieht das so: »Also, man sollte sie möglichst wenig reizen. Man merkt das ja, wenn das Ganze eskaliert, und dann ist es schon besser, wenn man die Kinder oder die Jugendlichen beruhigt. Wir hatten schon mal den Fall, da stand jemand mit einem langen Messer vor mir.«


    Die ständigen Interventionen, Gespräche, das Gut-Zureden langweilen die Schüler, bringen sie jedenfalls nicht in Bewegung. Das Einzige, was sie sich merken: Irgendjemand kümmert sich schon und löst meine Probleme.


    Es gehört zum Profil des Kurses, dass die Jugendlichen Praktika machen müssen. Die sollen ihnen die Tür in einen der ortsansässigen Betriebe öffnen, ihnen vielleicht sogar zu einem Ausbildungsplatz verhelfen, wenn sie sich gut anstellen, fleißig sind, pünktlich erscheinen, regelmäßig kommen. Doch die Realität sieht anders aus: Die Bemühungen laufen ins Leere. Oft genug winken die Firmen auch ab. Der Grund sind schlechte Erfahrungen in der Vergangenheit. Die Absolventen werden darum ermuntert, selbst auf die Suche nach einem Praktikumsplatz zu gehen, für viele eine willkommene Abwechslung vom langweiligen Schulalltag mit Grundrechenarten, Völkerwanderung und Paarhufern.


    Vedats Familie ist einst aus der Türkei nach Deutschland eingewandert. Seine Schwägerin besitzt ein Brautmodengeschäft. Stolz weist Vedat einen Praktikumsplatz im Laden seiner Schwägerin vor. Ein Stück Papier mit dem Briefkopf des Geschäfts und ihrer Unterschrift reicht. Niemand in der Schule ist stutzig geworden oder hat kritisch nachgefragt, wieso er ausgerechnet in einem Geschäft zu arbeiten gedenkt, in dem sich türkischstämmige Frauen aus- und umziehen und in Begleitung ihrer weiblichen Verwandtschaft ein Brautkleid aussuchen. Das ist definitiv ein Ort, an dem ein junger Mann von Anfang 20 nichts zu suchen hat. Spräche sich das im Stadtteil herum, könnte die Schwägerin ihren Laden gleich zumachen. Ich gehe in das Brautmodengeschäft, doch natürlich ist er da gar nicht erst aufgetaucht und hat sich mit Freunden irgendwo in die Gegend verdrückt. Sprechen darf die Schwägerin nicht mit uns. Das hat er ihr verboten.


    Eine junge Frau hat keine Aussicht auf den gewünschten Praktikumsplatz. Sie will Friseurin werden, trägt aber ein Kopftuch. »Weder ein deutscher noch ein türkischstämmiger Friseur ist bereit, sie einzustellen«, erzählt die Schulleiterin und zuckt ein wenig hilflos mit den Achseln. »Alle haben argumentiert, dass die Kunden keine Friseurin akzeptieren, die ihre eigenen Haare verhüllt. Sie hat sich ihre Jobfalle selbst aufgestellt.« Doch niemand im Jobcenter hat sie bisher energisch darauf hingewiesen, dass sie mit diesem unerfüllbaren Berufswunsch auch ihren Anspruch auf die Zahlung von Arbeitslosengeld II verwirkt habe und sie sich entweder nach einem anderen Berufsziel umsehen oder während der Berufsausübung auf das Kopftuch verzichten müsse.


    Einige Mitschüler von Vedat haben zwar ihr Praktikum angetreten, es aber nach kurzer Zeit wieder abgebrochen. Lisa versucht zu erklären, warum sie nicht durchgehalten hat: »Weil es im letzten Betrieb nicht so geklappt hat. Auch mit den Mitarbeitern nicht so ganz.« Auch Andreas hat nach kurzer Zeit hingeschmissen: »Ich bin nicht klargekommen, also gar nicht klargekommen. Man darf ja auch gar nichts sagen, also die ganzen Gesellen in dem Betrieb haben gemeint‚ halt lieber deinen Mund und sag gar nichts und wenn man dann den Mund aufmacht, dann ist’s halt auch blöd.« Marcel träumt von einem Job in der IT-Branche. Er ist entschlossen, es dieses Mal zu schaffen. »Glaubst du, dass ihr es alle packt in der Klasse?«


    »Ne, nicht alle. Ein paar Leute schaffen es nicht, also sie schaffen es ganz sicher nicht. Und selbst wenn sie einen Abschluss kriegen, schafften sie es danach nicht, irgendwie anständig zu arbeiten. Weil sie nicht aufstehen können. Also, man muss doch in der Lage sein, morgens allein aufzustehen. Man muss sich einen Wecker stellen können und dann aufstehen.«


    Der nächste Morgen. Wieder kommt einer zu spät. Die anderen hocken noch im Flur. Wieder redet sich die Schulleiterin den Mund fusselig. Lehrerin Andrea Holland und ihre Kollegen sind überzeugt, dass es nur ein wirksames Instrument gibt: »Das größte Druckmittel ist, dass sie nicht mehr an der Maßnahme teilnehmen und dass sie dann vom Jobcenter, welches die Maßnahme fördert, kein Geld mehr bekommen. Das ist das einzige Druckmittel, das sie, glaube ich, richtig verstehen.« Die Schulleiterin stimmt dem zu: »Ich denke bei den Sanktionen, Streichung von Unterstützung, Ausgabe von Gutscheinen, da muss man noch schneller, noch härter dranbleiben, um denen ganz klar zu zeigen, wir leben nicht im Schlaraffenland.«


    Aber zu diesem letzten Schritt kommt es selten. Mal sind es die Fallmanager im Jobcenter, die doch noch – und immer wieder – eine allerletzte Chance gewähren und die auch den Papierkrieg scheuen, der mit dem Abbruch einer Maßnahme und Sanktionen einhergeht. Mal ist es die Schule, die aufgrund von Abschulung eines Schülers automatisch keine Kursgebühr mehr für seine Teilnahme bekommt. Durch drei Schüler weniger im Kurs verringern sich die Kosten für Schulraum und Lehrpersonal jedoch nicht. Die Wirkung mangelnder Konsequenz auf die jungen Leute ist allerdings fatal: Wenn sie den Eindruck haben, dass Zuspätkommen, Überziehen der Pausen, Stören des Unterrichts oder Schwänzen des Praktikums keine Sanktionen nach sich ziehen, das Geld vom Amt aber weiter pünktlich aufs Konto fließt und die Miete bezahlt wird, warum sollten sie sich dann am Riemen reißen? Sie sehen ihre Altersgenossen, die oft für weniger Geld eine Lehre machen und morgens um sechs Uhr zum Betrieb aufbrechen, während sie sich im Bett noch mal gemütlich umdrehen können. Manche von ihnen glauben immer noch, im Schlaraffenland Deutschland für immer und ewig gut aufgehoben zu sein. Selten wird ihnen von den Eltern, der Schule, vom Jobcenter klargemacht, dass dieses Verhalten in die Sackgasse führt. Keiner macht es ihnen so unbequem wie möglich, wenn sie es sich auf Kosten des Steuerzahlers allzu gemütlich einrichten. Niemand streicht ihnen schnell und energisch die monatliche Zahlung, um stattdessen Lebensmittelpakete oder ein Bett in einer Gemeinschaftsunterkunft anzubieten, bis sie endlich begreifen, dass sie die letzte Chance, die ihnen geboten wird, auch ergreifen müssen. Die jungen Leute haben offenbar den Eindruck: »Komm ich oder komm ich nicht – es passiert sowieso nix.« Eine fatale Signalwirkung hat dieses Verhalten der Verantwortlichen. Darüber hinaus kümmern sich Sozialpädagogen, Streetworker oder »Familienhelfer« besorgt, intensiv und dauerhaft um sie, denn davon hängt ja auch ihr eigener Job ab. Diesen Problemjugendlichen bescheinigen und attestieren sie unablässig, dass sie schließlich aus »schwierigen Verhältnissen« stammen und »nichts dafür könnten«. Im Falle von Jugendlichen mit »Migrationshintergrund« wird auch gern noch hinzugefügt, sie sähen sich schließlich hin- und hergerissen zwischen den Welten und müssten daher behutsam angefasst werden.


    Die öffentliche Hand hat 2011 rund 30,5 Milliarden Euro für Kinder- und Jugendhilfe ausgegeben. Gegenüber 2010 stiegen die Ausgaben um 5,7 Prozent. Gut ein Viertel der Bruttoausgaben, 26 Prozent, insgesamt mehr als 7,8 Milliarden Euro, wendeten die öffentlichen Träger für Hilfen zur Erziehung auf. Davon entfielen etwa 4,3 Milliarden Euro auf die Unterbringung junger Menschen außerhalb des Elternhauses. Die Ausgaben für sozialpädagogische Familienhilfe lagen bei 741 Millionen Euro. Der Journalist Gabor Steingart schreibt in seinem Buch Das Ende der Normalität: »Im idyllischen Gütersloh gab die Stadt für eine einzige Familie 286 000 Euro aus, und zwar, weil offenbar alle fünf Kinder Erziehungshilfe benötigten. Bundesweit werden derzeit eine halbe Million Kinder und Heranwachsende auf diese Art von Vater Staat betreut.« Und Walter Wüllenweber weist in seinem Buch Die Asozialen. Wie Ober- und Unterschicht unser Land ruinieren und wer davon profitiert auf das »Wirtschaftswunder der Sozialbranche« hin und nennt Zahlen: »Die Ausgaben für Erziehungshilfen und Heimunterbringung sind zwischen 2006 und 2010 um exakt ein Drittel gestiegen. Thomas Rauschenbach, Vorsitzender des Deutschen Jugendinstituts e.V., kurz DJI, nennt die Kinder- und Jugendhilfe einen ›Wachstumsmotor‹. Allein zwischen 2006 und 2010 stieg die Zahl der Sozialarbeiter, die sich um Kinder und Jugendliche kümmern, um 17 Prozent. In den Heimen wurden mehr als ein Viertel zusätzliche Betreuer eingestellt. Bei den Familienhelfern, die sich ambulant um die Kinder kümmern, betrug der Anstieg sogar 36 Prozent. Das alles in nur vier Jahren.« Dass irgendein Betreuungsunternehmen einräumen würde, der Jugendliche Kevin oder Justin sei inzwischen der Betreuung entwachsen, mündig, selbstständig und könne für sich selbst sorgen, kommt höchst selten vor. Eine dauerhafte Betreuung sichert schließlich den Arbeitsplatz des Helfers. Und Helfen kostet …


    Heinz Buschkowsky ist ein Praktiker, der eine Menge Erfahrung in seinem Stadtteil in Berlin mit jungen Menschen ohne Ausbildung hat, die Hartz IV bekommen. In seinem Buch: »Neukölln ist überall« erzählt er von seinen Versuchen, jungen Leuten zu einer Lehrstelle oder einem Schulplatz zu verhelfen. Seine Erfahrungen sprechen Bände: Nicht ein einziges Mal sei es ihm gelungen. Und das hat offenbar nicht am Ausbildungsbetrieb oder am bösen Chef gelegen, der nicht bereit gewesen war, den Jugendlichen eine Chance zu geben. »Immer wieder erwiesen sich angebliche Leistungsbereitschaft oder Interessensbekunden als hohle Phrasen. Wenn es ernst wurde, taten sich jeweils unüberwindliche Hürden auf, die es unmöglich machten, das Angebot anzunehmen, oder es tauchten plötzlich Gründe auf, weshalb es im Moment gerade äußerst ungelegen kam. Die Hinweise von Oma oder Papa solle ich mal nicht so ernst nehmen, die hätten etwas missverstanden. Den Vorstellungstermin bei einem Unternehmen konnte der junge Mann nicht wahrnehmen, weil er frisch verliebt mit seiner Freundin nach Mallorca fliegen musste. Der vorgetragene Wunsch, einen bestimmten Beruf zu erlernen, relativierte sich durch die Mitteilung des Jobcenters, dass der Betreffende genau jene Ausbildung schon zwei Mal geschmissen habe. Verabredete Termine wurden ohne abzusagen nicht eingehalten […] gerade für junge Menschen scheinen die Verlockungen von Hartz IV eine solch beherrschende Macht zu entwickeln, dass sie zu einer vernünftigen Güterabwägung und zum Denken über den Tag hinaus nicht mehr fähig sind.«


    Und das ist »keine verschwindend geringe Zahl von Einzelfällen«, sagt der Autor. Doch was machen wir mit solchen Zustandsbeschreibungen wie denen von Buschkowsky, Jobberatern, Ausbildern? Sie passen offenbar nicht in das Weltbild der Sozialromantiker und Berufskümmerer mit Helfersyndrom, sie werden von diesen ignoriert, unter den Teppich gekehrt, verschwiegen.


    Kellner verzweifelt gesucht


    In Hamburg haben mein Team und ich eine Verabredung mit Klaus Müller vom Arbeitgeberservice des Jobcenters. Er steht in Kontakt mit Firmen, Geschäften, Hotels, Gaststätten oder Restaurants, die händeringend Serviceleute, Hilfskräfte, Zimmermädchen, Kellner oder Küchenhilfen suchen.


    Aus dem Arbeitslosen-Pool hat er mit seinen Kollegen 15 Erwerbslose ausgewählt und für heute zum Interview eingeladen. Im Halbstundentakt will er mit ihnen Gespräche führen. Ich warte mit ihm seit 9 Uhr, doch auf dem Flur herrscht gähnende Leere. Dafür klingelt ständig das Telefon. »Arbeitgeberservice Klaus Müller«, meldet er sich, um dann eine Absage nach der anderen entgegenzunehmen: »Ach so, wenn Sie niemanden haben, der heute das Kind zum Kindergarten bringt, dann können Sie wohl nicht kommen?« Oder: »Wenn Sie den Bus verpasst haben, könnten Sie doch einen späteren nehmen? Ach, das geht nicht? Gut, dann streiche ich Sie von der Liste.« So geht das die ganze Zeit. Klaus Müller bleibt höflich, wünscht allen noch einen schönen Tag und kocht sich den dritten Kaffee. Die Erfahrung, dass er am Ende allein rumsitzt und vergeblich wartet, ist für ihn nicht neu. »Gerade bei den unter 25-Jährigen ist die Trefferquote, das heißt die Anzahl derjenigen, die auf eine Einladung hin auch tatsächlich erscheinen, selten höher als zehn Prozent, was bedeutet: Wir laden zehn ein und einer kommt.« Dabei hat er eine Menge Stellen im Angebot: vom Zimmermädchen über die Servicekraft bis zur Kellnerin, angefangen im renommierten Fünf-Sterne-Hotel über die Imbissbude bis hin zur gutbürgerlichen Gaststätte. Alles ist dabei. Man brauche kein Hochschuldiplom, fügt Klaus Müller hinzu, um die angebotenen Jobs wahrzunehmen. Allerdings müsse der Bewerber bereit sein, im Schichtdienst zu arbeiten, auch mal unattraktive Arbeitszeiten am Wochenende oder abends hinzunehmen und die Dienste auch durchzuhalten. »Zu einfachen Servicetätigkeiten ist eigentlich fast jeder in der Lage. Ich höre aber die seltsamsten Ausreden. Wenn ich beispielsweise ein Stellenangebot von einer der Burger-Ketten vorlege, dann heißt es: ›Ich bin Vegetarier, ich kann das nicht.‹ Mein persönliches Highlight ist gar keine Ausrede, sondern die bass erstaunte Frage eines jungen Mädchens, die es für unter ihrer Würde hielt, in einem Imbiss zu arbeiten: ›Ja, wer bin ich denn?‹«


    Inzwischen haben wir Nachmittag. Von den 15 Eingeladenen sind bisher nur zwei gekommen. Eine dicke Fliege brummt an der Fensterscheibe entlang, der Rechner summt leise vor sich hin. Klaus Müller sortiert Papiere. Endlich, um 16 Uhr kommt doch noch eine junge Frau mit ihrer Mutter. Klaus Müller holt seinen Stapel mit Arbeitsangeboten hervor: »Also, ich habe hier eine Teilzeitstelle. Es geht morgens um fünf Uhr los bis mittags um zwölf Uhr, Frühstücksservice in einem Hotel.« Die 20-Jährige verzieht das Gesicht: »Was? Morgens um fünf Uhr soll ich anfangen?« Klaus Müller verzichtet auf den Hinweis, dass Millionen von Arbeitnehmern morgens um fünf Uhr aufstehen müssen, und bleibt ruhig. »Ich habe noch drei weitere Angebote«, sagt er freundlich: »Sie könnten auch als Auffüllerin arbeiten, Teilzeit oder Vollzeit. In dem Geschäft ist immer viel zu tun. Von der Kaffeedose bis zum Joghurtbecher muss ja alles rein in die Regale.« »Nein, das ist nicht meins.« Die junge Frau verzieht wieder ihr Gesicht. Jetzt mischt sich die Mutter ein: »Mensch, das wär doch was – und schwer ist das doch bestimmt nicht.« Die Tochter schaut jetzt richtig grimmig drein: »Mama, füll’ du doch mal Regale auf, acht Stunden lang. Nein, das mache ich bestimmt nicht.« Klaus Müller gibt nicht auf: »Es werden auch noch Servicekräfte für McDonald’s gesucht. Dieser Job ist auch bei Studenten heiß begehrt, weil man schon sehr früh seine Schichtzeiten erfährt und sich gut darauf einstellen kann. Die legen die Arbeitszeiten immer einen ganzen Monat im Voraus fest.« Die junge Frau bewegt ihre Hände unruhig auf dem Schreibtisch vor Klaus Müller hin und her. Sie hat lange, strahlend weiße, sorgfältig gefeilte aufgeklebte Fingernägel, frisch aus dem Nagelstudio. »Nein, McDonald’s – das möchte ich nicht. Da muss ich ja dann meine Nägel abmachen und an denen hänge ich so. Die habe ich mir extra machen lassen.«


    Zum Schluss erwärmt sie sich für die Stelle in einem Biomarkt. Sie wolle mal sehen, ob das was für sie sein könnte. Klaus Müller wird den Arbeitgeber verständigen.


    Nach solch einem Tag geht er entnervt nach Hause. Im Grunde hat er nur rumgesessen und gewartet. Später, beim Abendessen mit seiner Familie, kann er dann seinen ganzen Frust loswerden. »Ich hatte auch schon Tage, an denen nicht ein Einziger kam. Obwohl ich 16, 17 Einladungen verschickt hatte, ist keiner erschienen. Das nimmt man dann schon mit nach Hause«, erklärt er mir. »Was sich ändern muss? Dieses Sich-bequem-Einrichten muss aufhören. Das ist der Hauptgrund, warum wir, gerade was die jungen Leute angeht, so zu kämpfen haben. Weil die es sich bereits ganz einfach eingerichtet haben. Und es wird keinerlei Gegenleistung von ihnen gefordert. Jeder muss doch irgendetwas einbringen in einer Gesellschaft wie der unseren. Sei es im Winter Schnee schippen oder Alte und Kranke unterstützen. Aber diejenigen, die meinen, alles sei selbstverständlich, was man so bekommt, die kriegen wir nur dadurch zum Arbeiten, dass wir es ihnen unbequem machen. Und der Druck muss wirklich spürbar sein.«


    Arbeit, ja bitte, aber schwarz!


    Petra M. will nicht erkannt werden. Sie bekommt Arbeitslosengeld und arbeitet nebenbei. Sie ist kein Einzelfall. Jeder sechste Euro wird in Deutschland schwarz erwirtschaftet. Der Umsatz in der Schattenwirtschaft beträgt 340 Milliarden Euro pro Jahr. Den Deutschen geht die Arbeit also nicht aus – die offizielle ausgenommen. Viele sind fleißig wie eine Biene, arbeiten ohne Ende, aber oft auch ohne Steuerkarte. So wird ein Fünftel aller Arbeiten im Baugewerbe nicht offiziell in Rechnung gestellt.


    Die Sondereinheit Finanzkontrolle Schwarzarbeit rückt aus, um zu überprüfen, ob auf einer Baustelle, in einem Laden oder einer Gaststätte nicht angemeldete Arbeitskräfte malochen. Die Baustelle, das Restaurant oder Geschäft werden abgesperrt, damit niemand entwischen kann, und dann werden die Bauarbeiter, Küchenhilfe oder Verkäufer zusammengerufen und einzeln befragt. Zollbeamten prüfen den Ausweis, fragen nach dem Verdienst pro Stunde, nach Arbeitsverträgen, Sozialversicherung, Adresse. Alles wird fein säuberlich mit der Hand auf ein Formular eingetragen, das sie auf einem Klemmbrett vor sich haben. Ich kann es kaum glauben: Jede Kontrolle geschieht also nur nach Augenschein und nur mit Block und Bleistift, nicht mit dem Computer. Manchmal, bei größeren Kontrollen, sitzt im Bus des Zolls ein Mitarbeiter, der zumindest mit der Sozialversicherung vernetzt ist und prüfen kann, ob Beiträge an die Renten- und Krankenversicherung entrichtet werden. Aber es gibt keinerlei Computer-Abgleich mit den Jobcentern. Ob der Bauarbeiter, Kellner oder Verkäufer auch noch Hartz IV bezieht und ob er das Jobcenter offiziell über die Arbeit hier informiert hat, angegeben hat, wie viele Stunden er arbeitet, wie oft pro Woche oder Monat, müssen die Zollbeamten in den Tagen und Wochen nach der Kontrolle telefonisch oder schriftlich bei jedem einzelnen Jobcenter abfragen und prüfen. Sofort geht gar nichts. Und nach Dienstschluss, wenn der Schreibtisch verwaist ist, dauert es eben. Datenschutz ist in Deutschland eben oberstes Gebot. Machtlos sehen die Zollbeamten beim Volkssport Schwarzarbeit zu, wenn in einer Wohnung repariert, onduliert und geputzt wird. Angst, überprüft zu werden, muss man nicht haben, denn in Wohnungen darf der Zoll nicht kontrollieren. Und weil das so ist, bieten Handwerker und Putzfrauen ungeniert in der Zeitung ihre Dienste an – mit Angabe einer Handynummer, damit man ihnen nicht auf die Schliche kommt. Beim einfachen Durchforsten einer beliebigen Zeitung wird klar: Ich könnte eine ganze Kolonne von Arbeitskräften beschäftigen, quer durch alle Branchen – angefangen beim Gärtner über die Reinigungskraft bis zur Seniorenbetreuerin, vom Maler bis zur Friseurin. Die Bedingung ist stets dieselbe: Zehn oder zwölf Euro die Stunde, cash auf die Hand, ohne Papiere. Ein unschlagbares Modell, wenn gleichzeitig Hartz IV bezogen wird, zur monatlichen Grundsicherung also noch ein paar hundert Euro bar dazukommen. Ein Arbeitsangebot der Jobagentur anzunehmen lohnt dann nun wirklich nicht mehr. Manche Anbieter haben einen übervollen Terminkalender, sind fast ausgebucht, wie sie am Telefon freimütig erzählen: »Ich habe Montag, Dienstag und Mittwoch schon alles besetzt. Es geht nur am Donnerstag. Zehn Euro nehme ich pro Stunde.« Oder: »Ich sehe mir Ihren Garten heute mal an. Ich nehme zwölf Euro pro Stunde, aber ich kann nur jeden Dienstagnachmittag. Alle anderen Tage sind schon voll.« Auch die meisten »Perlen« sind schwarz beschäftigt: gut 95 von 100 Putzfrauen. Auf Baustellen, in Gaststätten, Imbissbetrieben, Eisdielen oder im Taxigewerbe ist Schwarzarbeit nicht ganz so problemlos möglich, denn deren Betreiber müssen mit Kontrollen rechnen. Aber auch hier, sagen die Zollbeamten, macht es ihnen der Gesetzgeber nicht gerade leicht, denn jeder Hartz-IV-Empfänger darf zu seiner Grundsicherung etwas dazuverdienen. Ursprünglich war das Ganze gut gemeint: Der Minijob oder die geringfügige Beschäftigung sollten Arbeitslosen die Tür zum Arbeitsmarkt wieder einen Spalt breit öffnen, sie langsam wieder an eine regelmäßige Tätigkeit heranführen. Doch die ganze Aktion erweist sich als Rohrkrepierer.


    Internetseiten von Arbeitslosenorganisationen wie www.gegen-hartz.de enthalten Tipps und den Rat, nicht zu viel nebenbei zu verdienen, denn davon werde alles, was einen gewissen Betrag überschreitet, abgezogen: »Neben dem Arbeitslosengeld II (ALG II) ist es möglich, sogenannte Minijobs anzunehmen. Dabei ist es wichtig, eine bestimmte Grundfreibetragsgrenze nicht zu überschreiten, da Sie sonst erhebliche Einbußen davontragen.« Das heißt: Jeder Arbeitslosengeld-II- oder Sozialgeldbezieher kann 100 Euro hinzuverdienen, ohne dass seine Leistung gekürzt würde. Das, was darüber hinausgeht – insofern nicht mehr als 800 Euro eingenommen werden –, darf der Hartz-IV-Empfänger nur zu 20 Prozent behalten. Der Rest wird auf die Stütze angerechnet. Wen wundert’s, dass bei Kontrollen auf Baustellen, in Gaststätten oder Taxibetrieben die Antwort auf die Frage der Zollbeamten, ob jemand Leistungsempfänger ist, das heißt, Hartz IV bekommt, stets dieselbe ist: »Ja, aber hier verdiene ich nur 100 Euro im Monat.« Haken die Beamten dann nach, wie viel derjenige arbeitet, heißt es ergänzend dazu: »Ich habe gerade erst vor einer Stunde angefangen zu arbeiten, und ich komme auch nur zweimal pro Monat.« Das Risiko, mit diesem »Geschäftsmodell« erwischt zu werden, ist denkbar gering. Gerade mal 6500 Zollbeamte arbeiten bundesweit bei der Finanzkontrolle Schwarzarbeit. Dass sie am nächsten Tag oder in der darauffolgenden Woche wieder auf der Matte stehen, um die Angaben zu überprüfen, ist unwahrscheinlich, und so kann man das Risiko, schwarz hinzuzuverdienen, durchaus eingehen.


    Die Zollbeamten versuchen, ihren Frust angesichts des Hase-und-Igel-Spiels nicht allzu deutlich zu zeigen. Es sei jedoch eine alltägliche Erfahrung, erzählt einer von ihnen auf der Fahrt zur Kontrolle: »Die Standardausrede ist: ›Ich bin heute den ersten Tag hier. Ich habe gerade erst angefangen zu arbeiten. Ein Hartz-IV-Empfänger kann doch anrechnungsfrei 100 Euro dazuverdienen.‹ Alles andere, was er dazuverdient, würde auf die Stütze, die er vom Jobcenter bekommt, angerechnet werden. Das wollen solche Leute natürlich nicht – und darum geben sie immer diese Anrechnungsfreigrenze an, also 100 Euro. Manche geben sogar zu, dass sie 20, 30 Wochenstunden arbeiten. Wir kontrollieren natürlich auch die Einsatz- und Stundenpläne, die ja oft an der Wand für jedermann einsehbar hängen. Bei einer Arbeitszeit von 20, 30 Wochenstunden liegt der Verdacht natürlich auf der Hand, dass sie den Rest des Geldes schwarz ausbezahlt bekommen. Nachweisen lässt sich das so gut wie nie, denn sie können in jedem Fall ja angeben, dass sie für diese Arbeit in der Küche eben nur vier, fünf Euro bekommen. Ob der Rest cash auf die Hand ausgezahlt wird, ist nie nachzuweisen.«


    Aufbrechen ließe sich dieses Geschäftsmodell, wenn das Jobcenter seine Kunden mehrmals in der Woche zum Gespräch einladen und nicht nur alle zwei Monate gemeinsam überlegen würde, was möglich wäre, um sie aus der Arbeitslosigkeit herauszubekommen. Aufbrechen ließe es sich auch, wenn für die Grundsicherung grundsätzlich eine Gegenleistung verlangt würde, zum Beispiel die Verpflichtung zu gemeinnütziger Arbeit. Das ist bei uns – im Gegensatz zu Holland – nicht vorgesehen. Offensichtlich ein Fehler, denn nirgendwo in Europa sind Langzeitarbeitslose länger auf Grundsicherung angewiesen als in Deutschland. Alles scheint dafür zu sprechen, dass das System selbst geradezu zum Missbrauch einlädt. Auch junge Langzeitarbeitslose müssen sich nicht bewegen, wenn sie denn »was im Rücken haben«. Ständige »Migräneanfälle«, »Krankheiten« verschiedenster Art sind Fallmanagern intern als gängige Ausrede für die Unmöglichkeit, eine Arbeit anzunehmen, bekannt. Dagegen sind sie machtlos.


    Vor allem lohnt es sich für beide Seiten, das Spiel mitzumachen. Für Arbeitgeber ist es von Vorteil, weil sie eine Menge Abgaben sparen, wie Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld, hohe Krankenkassenbeiträge und die Beiträge für die Arbeitslosen- und Rentenversicherung. Der Wirt, der Bauunternehmer, der Chef des Taxibetriebs wissen: Die Krankenversicherung der angeblichen Hundert-Euro-Arbeitskraft ist ja über das Jobcenter abgesichert – eine klassische Win-Win-Situation.


    Letztlich hat der angebliche Minijobber aber doch das Nachsehen, da so gut wie nichts in die Rentenversicherung eingezahlt wird. Am Ende stehen eine Minirente und eine Arbeitsministerin, die in allen Medien die drohende Altersarmut beklagt und beteuert, mit einer Rentenaufstockung etwas Nachhaltiges dagegen tun zu wollen – finanziert natürlich aus Steuergeldern.


    Der Zoll findet in der Küche einer Dönerbude zwei Männer vor. Einer von ihnen ist der Wirt, der andere behauptet, diesen nur zu besuchen. Die Zöllnerin glaubt ihm nicht, verlangt den Ausweis zu sehen. Hier zu arbeiten bestreitet er nun umso vehementer. Möglicherweise ist nur durch Zufall ein Fisch ins Netz gegangen, denn systematisch und effektiv nachweisen lässt sich Schwarzarbeit mit punktuellen Kontrollen wohl kaum.


    Auch bei einer Taxiüberprüfung erweist sich die Finanzkontrolle Schwarzarbeit als zahnloser Tiger. Es zeigt sich erneut, dass der Staat selbst es den Kontrolleuren nicht leicht macht oder manchmal auch verhindert, gegen Missbrauch vorzugehen. So erklärt ein Taxifahrer, im Leistungsbezug zu sein, Hartz IV zu bekommen. Wann er denn angefangen habe zu arbeiten, fragen die Beamten. Der Fahrer wirft einen schnellen Blick auf die Uhr. Es ist zwölf. »Gerade vor einer halben Stunde bin ich gekommen«, antwortet er. Um den Taxistand dauerhaft zu überprüfen, fehlen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit die Mitarbeiter. Den Frust darüber schlucken die Beamten herunter. Was bleibt ihnen auch anderes übrig? Die anderen Taxifahrer kennen die Tricks und Kniffe ebenfalls: »Viele hier verdienen sich ein paar Euro dazu zu ihrer Stütze. Die kennen wir schon.« Nachweisen lässt sich mal wieder nichts, worüber sich viele Taxifahrer ärgern, denn sie müssen von ihrem Verdienst eine ganze Familie ernähren. Dass etliche Kollegen über die Grundsicherung versorgt sind, die Miete bezahlt wird und es ihnen nur um einen Zuverdienst geht, macht viele der Fahrer wütend.


    Nach einer kurzen Frühstückspause fahren die Zöllner zu einem türkischen Kulturzentrum: eine riesige Baustelle, abgehängt mit Planen. Von irgendwoher sind laute Hammerschläge zu hören, die meisten Türen sind verschlossen. Dann stoßen die Beamten auf eine Gruppe von Kindern, die offenbar in die hiesige Koranschule gehen. Die geben bereitwillig Auskunft: »Ja, da unten arbeiten welche«, erzählt ein Junge. »Oft?«, wollen die Kontrolleure von ihm wissen. »Jeden Tag«, antwortet der Zwölfjährige. Es erscheint der Vorsitzende der Gemeinde. Wütend funkelt er die Kinder an. »Wir renovieren unser Zentrum«, sagt er bestimmt. »Und das machen unsere Mitglieder selbst.« Wieder ertönen laute Hammerschläge, ist Klopfen und Schleifen zu vernehmen. »Das wollen wir uns mal ansehen«, sagen die Beamten entschlossen. Immer noch sind die Türen zu den Räumen, in denen so eifrig gehämmert wird, verschlossen. Es dauert eine Weile, bis der Vorsitzende die richtigen Schlüssel gefunden hat, um sie zu öffnen. Noch ein paar Treppen hoch und runter, dann landen die Kontrolleure auf einer riesigen Baustelle. Ein Mann in Arbeitskleidung und festen schwarzen Stiefeln stemmt eine Wand auf. Er wolle Leitungen verlegen und dann die Wand verputzen, erklärt er in gebrochenem Deutsch. Er sei Familienvater, habe fünf Kinder. Die ganze Familie, auch seine Frau, beziehe Hartz IV. Hier arbeite er nur selten, gibt er zu verstehen. »Und wann haben Sie heute angefangen?«


    »Vor einer Stunde bin ich gekommen. Aber Geld bekomme ich nicht.« Einer der Zollbeamten hat Sinn für Ironie: »Das ist ja erstaunlich, dass Sie nur heute – und gerade erst eine Stunde – hier arbeiten. Und dann kommen wir ausgerechnet heute zur Kontrolle her.« Der Mann nickt unsicher. Der Vorsitzende beteuert erneut, der Helfer sei ein Mitglied der Gemeinde. Er weiß genau, worauf es ankommt: In Deutschland ist es Vereinsangehörigen erlaubt, unentgeltlich Vereinsarbeit zu leisten. Dass der Mann von oben bis unten staubig ist, seine Arbeitsschuhe gebraucht und keineswegs nur nach einer Stunde Arbeit aussehen – geschenkt.


    Das entgeht auch den Kontrolleuren nicht. Aber um zu beweisen, dass hier in größerem Umfang gearbeitet wird, haben sie nicht genug Anhaltspunkte. Das Ganze ist ein mühsames Unterfangen, und es wartet jetzt eine Menge Arbeit auf die Zollbeamten: Sie müssen das Vereinsregister und die Mitgliederlisten durchsehen und prüfen, ob und wie lange der Mann tatsächlich dazugehört. Wenn dem so ist, gilt es herauszufinden, ob seine Mitgliedschaft nur dazu dient, ein Arbeitsverhältnis zu verschleiern.


    Am Abend haben die Ermittler doch noch die Aussicht, nicht mit Ausreden abgespeist zu werden: Der Zoll hat einen Tipp bekommen. Die Stimmung ist angespannt, die Beamten wissen nicht, was sie heute Nacht erwartet. 20 Kollegen sind beteiligt. Zivilfahnder sind vorgefahren, sichern Hintereingang, Hof und Fenster einer Bäckerei, wo Fladenbrot gebacken wird. Der Zugriff erfolgt. In winzigen Dachkammern sind Bulgaren untergebracht, sie schlafen auf Matratzen, teilweise auf dem Boden, weitere hausen im Keller. Der Vorarbeiter ist ein deutscher Bäcker, Inhaber ein Migrant mit deutschem Pass. Ganze Kisten voll mit Fladenbrot stehen bereit, die restlichen Brote dürfen noch aus dem Ofen geholt werden, dann muss der Bäcker zum Verhör. Die Bulgaren werden mithilfe eines Dolmetschers befragt, denn der Zoll will an die Hintermänner. »Wie kamen Sie her? Waren Schleuser beteiligt? Gibt es noch mehr illegal arbeitende Bulgaren in anderen Betrieben?« Es besteht der Verdacht, dass der Bäcker sich bei zwei verschiedenen Ämtern arbeitslos gemeldet hat und von beiden Leistungen bezieht. Beamte nehmen erst mal das Büro hinter der Backstube auseinander. Zettel, Akten, Computer, alles wird abtransportiert und später geprüft. Auch das kostet Zeit, die wiederum für Kontrollen fehlt. Doch von der Ermittlung hängt ab, ob der Bäcker und der Inhaber mit einem Bußgeld davonkommen oder ins Gefängnis müssen.


    In Hagen beobachten Zollbeamte seit einer Woche emsiges Treiben. In zwei Häusern werden acht Wohnungen komplett entrümpelt und entkernt. Aber von wem? Es sind junge Leute, die Hartz IV beziehen und die klassischen Antworten parat haben: »Das hier ist ein Freundschaftsdienst. Wir kennen uns und helfen uns ein bisschen. Geld gibt es dafür nicht.« Natürlich nicht! Vor einem der Häuser befragen die Beamten den Auftraggeber, der als Subunternehmer für den Eigentümer tätig ist. »Niemand hier bekommt Geld«, beteuert er. »Am Wochenende kaufe ich eine Kiste Bier und Würste, und dann machen wir eine tolle Grillparty. Das sind alles meine Freunde, die mir hier ein bisschen helfen.«


    Im selben Stadtteil dichtet ein Eigentümer das neue Dach seines Hauses mithilfe seines Vaters ab. Bei ihm hatten sich Schwarzarbeiter beworben, doch er hat abgelehnt. »Die sind hier vorbeigekommen – mit einem Tieflader und einem Kleinbus, und haben mir ihre Hilfe angeboten, natürlich gegen Bares auf die Hand. Das mache ich aber nicht mit. Wenn die mir vom Dach fallen, bin ich dran. Und ich will so was auch gar nicht unterstützen. Wenn der mir erzählt, er sei schon lange arbeitslos und will sich hier ein bisschen was dazuverdienen, dann kann ich das nicht glauben. So jemand hat doch keinen Tieflader und keinen Kleinbus. Das ist wahrscheinlich so ein Schwarzarbeitskönig.«


    Es gibt noch mehr solcher »Könige« mit Fantasie und Einfallsreichtum. Dass manche Hartz-IV-Empfänger nämlich keineswegs arme Opfer sind, sondern geschäftstüchtig und schnell, Eigeninitiative zeigen und mobil sind, darauf verwies kürzlich Gezer Özlem im Spiegel in einem Artikel mit der Überschrift: »Schwarzfahren für Fortgeschrittene«. Es ging um einen Hartz-IV-Bezieher, einen arbeitslosen Konditor aus Berlin Kreuzberg, der circa 2500 Euro im Monat »verdiente«.


    »Henrik«, der nur für seine Kunden so hieß, arbeitete aber nur am Samstag, zahlte weder Steuern noch Sozialabgaben und nahm den Hartz-IV-Satz plus Geld für die Miete als Zubrot mit. Sein Arbeitsplatz waren der Berliner Hauptbahnhof und der ICE von Berlin nach Hamburg. Mit seinem sicheren, einfachen und lohnenden Geschäftsmodell zeigte der Konditor, dass er mehr kann als Sahnetörtchen herstellen: Indem er für 652 Euro eine Monatskarte der Deutschen Bahn kaufte, konnte er am Samstag vier Personen unentgeltlich mitnehmen – gedacht als Bonus für treue Kunden, die am Wochenende mit der Familie oder mit Freunden einen Ausflug machen wollen. Der arbeitslose Konditor suchte seine »Familie« über das Internetportal www.mitfahrgelegenheit.de, wo auf der Webseite 650 000 Interessenten registriert sind oder auch samstags direkt am Bahnsteig Nummer acht, Berlin Hauptbahnhof. Dort bot er dann Mitfahrgelegenheiten an, »ganz billig«. Arbeitsbeginn war für ihn 5.54 Uhr. Der Renner war die Strecke selbst: von Berlin nach Hamburg und zurück. Kurz und schnell, die einfache Fahrt mit dem ICE dauert nur eine Stunde und 40 Minuten und kostet bei der Bahn momentan 76 Euro. Der Hartz-IV-Konditor bot sie für 20 Euro pro Nase an, macht hin und zurück bei vier Personen also 160 Euro. So kam er jedes Wochenende auf 640 Euro, macht im Monat 2560 Euro – steuerfrei, bar auf die Hand, äußerst effektiv und bei nur vier Arbeitstagen im Monat auch lukrativ. Noch besser waren Monate mit fünf Samstagen, dann waren es sogar 3200 Euro, die zu seinem Hartz-IV-Satz dazukamen. Der Spiegel zitierte den Konditor mit der Bemerkung: »Es ist okay, aber nicht überragend. Halt das durchschnittliche Gehalt einer Büroangestellten.«


    Irgendwann hatte er so viel Konkurrenz, dass auch die Bahn bemerkte, dass mit den vielen Gruppen am Samstag irgendetwas nicht stimmte, denn das Geschäftsmodell erstreckte sich über ganz Deutschland. Die Monatsticket-Schlepper der Abschnitte zwischen Köln und Hannover, Berlin und Frankfurt, München und Stuttgart sprachen sich zwar ab, damit sie nicht auffielen, aber »allein auf der Strecke Hamburg-Berlin kennt Henrik 15 Konkurrenten persönlich, die meisten von ihnen Hartz-IV-Empfänger, die haben Zeit und brauchen das Geld«, schreibt Gezer Özlem im Spiegel. Doch inzwischen hat die Bahn den Braten gerochen. Seit Dezember 2012 gibt es ein neues Angebot: »Bahnkunden mit einer Monats- oder Jahreskarte können ab dann an Sonnabenden eine erwachsene Person und drei eigene Kinder oder Enkel gratis mitnehmen«, sagt Bahn-Pressesprecher Egbert Meyer-Lovis. Es dürfte das Ende der Monatsticket-Schlepperei im ICE gewesen sein.


    Doch eines ist sicher: Wer so findig ist, wird sich bald ein neues Geschäftsfeld suchen. Nicht auszudenken, wie erfolgreich Hartzer wie der Konditor wären, würden sie mit gleicher Energie eine Ausbildung machen und sich einen regulären, sozialversicherungspflichtigen Job suchen.


    Eine andere Geschäftsidee, über die ich mehrfach gestolpert bin, geht so: Ein Ehepaar, beide Hartz-IV-Bezieher, trennt sich – scheinbar. Beide gehen zum Jobcenter und beantragen jeweils eine Wohnung, die beiden bewilligt wird. Die Frau behält die Kinder. Keiner fragt das Ehepaar, wieso es sich trennt. Beide haben keinen Cent auf der Naht, ein doppelter Haushalt ist teurer als einer. Wäre es unter diesen Umständen nicht besser, sich zusammenzuraufen? Und wieso ist eigentlich die Gesellschaft für die Folgen von Beziehungsproblemen von Hartz-IV-Empfängern zuständig? Doch wie altmodisch gedacht: Selbstverständlich ist es einem Ehemann nicht zuzumuten, weiter in der Wohnung mit seiner Exfrau zu leben. Das ist gegen die Menschenwürde, na klar. Ist seine Wohnung bewilligt, wird sie untervermietet, für 500 Euro pro Monat, und er zieht zurück zu seiner Familie – ein unschlagbares Geschäftsmodell.


    Zwar vermutet auch die Bundesagentur für Arbeit in diesem Bereich eine hohe Dunkelziffer nur scheinbar Alleinerziehender und sieht in dieser Praxis eine Einladung zum Missbrauch, wie eine Sprecherin der Bundesagentur in einem Gespräch mit den Journalisten Rainer Hank und Georg Meck von der FAZ einräumte. In den Jobcentern gingen reihenweise anonyme Hinweise ein, dass Alleinerziehende so allein nicht seien, der Partner den Behörden nur verheimlicht werde. »Für uns ist es jedoch schwierig, dies gerichtsfest nachzuweisen«, sagt die Sprecherin der Bundesagentur. »Hartz IV schafft nicht unbedingt Anreize, in eine Partnerschaft zurückzukehren.«


    So kommen sie zusammen, die über 340 Milliarden Euro, die Jahr für Jahr an Finanzamt und Sozialversicherung vorbei erwirtschaftet werden. Die Deutschen sind fleißig und schaffen emsig, aber eben auch gern mal unter Umgehung des Steuersäckels. Millionen Arbeitsplätze könnten entstehen, gäbe es keine Schwarzarbeit. Aber solange Arbeitsrecht und Datenschutz nicht reformiert werden, führen die Zöllner einen fast vergeblichen Kampf. David gegen Goliath.

  


  
    »Exportschlager« Arbeit


    Die Zeiten, als wir in Deutschland Heerscharen Unqualifizierter beschäftigen konnten, sind unwiderruflich vorbei. Tätigkeiten, bei denen Menschen an Fließbändern acht Stunden am Tag ein und dieselbe Bewegung machen, gibt es kaum noch. Arbeitsplätze für Unqualifizierte sind zunehmend Mangelware.


    Und das, wofür man keinen Hochschulabschluss braucht und eigentlich nichts gelernt haben muss, wird auch noch ausgelagert. Keiner unternimmt was dagegen.


    Die Geschichte zu diesem Paradoxon beginnt an einem Montagmorgen im feinen Berliner Hotel Adlon. Am Wochenende war das Luxushotel ausgebucht. Nun bringen Zimmermädchen alles wieder auf Vordermann, ziehen Betten ab, werfen Handtücher und Bademäntel auf einen großen Haufen und lassen den Wäscheberg dann durch einen großen Schacht in den Keller fallen, wo er in riesige Säcke gestopft wird.


    Während die Zimmermädchen in Berlin Sack um Sack füllen, rollt in Gryfino, unweit von Stettin, Eduard Sawicki mit seinem großen Lkw vom Hof der Wäscherei Fliegel. Ich rolle mit. Es ist eine Expedition in die Merkwürdigkeiten deutschen Wirtschaftslebens. Eduard Sawicki wird nämlich von der Hausdame des Adlon in Berlin schon sehnlichst erwartet. Der Countdown läuft, denn im Keller des Adlon füllen sich währenddessen weiter die Wäschesäcke. Einhundertvierzig Kilometer sind es von Gryfino bis Berlin. Zwei Stunden braucht Eduard Sawicki. Dann fährt er mit seinem Lkw beim Lieferanteneingang des Adlon vor, spurtet in den Keller und wuchtet die Säcke mit der schmutzigen Wäsche in den Laderaum seines Lkw.


    Eduard Sawicki holt nicht nur im Adlon Wäsche ab, sondern auch im Hyatt, Palace, Regent sowie im Schweizerhof. Er und seine Kollegen in weiteren sechs Lkws fahren pro Tag ungefähr 100 Hotels an. Für viele ein Ärgernis: Drei Millionen Arbeitslose gibt es in Deutschland, eine Million davon sind Langzeitarbeitslose, meist ohne Berufsausbildung, die sich um die Tonnen von Hotelwäsche kümmern könnten. Doch nein, sie wird zum Waschen und Bügeln nach Polen geschickt.


    Eduard Sawicki und seine Kollegen holen nicht nur die schmutzige Wäsche ab, sondern bringen auch gleich die frische Wäsche wieder mit. Die polnischen Fahrer wissen: Die Hausdamen aller Hotels warten dringend auf Nachschub: Stapel frisch gebügelter Tischtücher, flauschiger Bademäntel, weicher Handtücher und auf Kante gemangelter Bettwäsche werden in Wäschecontainern ins Hotel gerollt. Die Hausdame steht schon bereit, macht Stichproben, faltet die Bettwäsche und die Tischdecken auseinander, hängt einige Bademäntel auf einen Haken und nickt dann zufrieden: Alles in Ordnung. Sie spart den Einsatz ganzer Brigaden von Zimmermädchen. Die haben nämlich früher beim Beziehen der Betten, wenn sie Tücher mit Rissen bemerkten, diese aussortieren und neue Bettwäsche holen müssen und auch nach dem Putzen der Bäder, wenn sie sahen, dass Handtücher und Bademäntel trotz Waschens noch Flecken hatten, diese entsorgt. Das kostete Zeit und verlängerte den Einsatz der Zimmermädchen pro geputztem Zimmer. Heute kann sie sich darauf verlassen, dass die Wäscherinnen im fernen Polen zerrissene Laken und Handtücher mit Flecken sofort an Ort und Stelle aussortieren und gar nicht erst nach Berlin zurückschicken. Und auch die frische Wäsche kommt schön gefaltet in Berlin an und kann gleich in den Schrank gelegt werden.


    Früher hatten viele Berliner Hotels eine eigene Wäscherei. Doch die wurden inzwischen outgesourct, wie man das auf Neudeutsch nennt. Wie etwa im Bristol. Dort wird nur noch die persönliche Wäsche der Gäste direkt im Haus gereinigt. Smokinghemden, Seidenblusen, Flanellnachthemden müssen quasi über Nacht wieder auf dem Bett des Gastes liegen. »Früher ging hier auch die gesamte Bett- und Tischwäsche durch, doch heute wäre das gar nicht mehr machbar«, sagt die Leiterin der Bristol-Wäscherei. Schon jetzt suche sie händeringend Arbeitskräfte und finde keine, obwohl sie immerhin 1500 Euro brutto im Monat anbietet: »Keiner will solche schmutzige Wäsche anfassen«, weiß sie. »Und wenn wir dann auch noch sagen, dass bei uns im Schichtdienst gearbeitet werden muss – eben auch samstags und sonntags –, dann halt, wenn wir Gäste haben, winken die Bewerber, die uns das Jobcenter schickt, gleich wieder ab. Sie finden zudem, es sei zu heiß in der Wäscherei, und die Maschinen rumpelten zu laut. Das stimmt natürlich, aber unsere Arbeitsbedingungen sind sonst ordentlich. Das Einzige, was die Leute, die uns das Jobcenter schickt, immer wollen: Wir sollen ihnen bescheinigen, dass sie sich vorgestellt haben, wir sie aber nicht gebrauchen können, sprich, sie nicht einstellen wollen. Ohne diese Bescheinigung werden ihnen die Leistungen des Jobcenters gestrichen.«


    Eduard Sawicki kann es sich schlicht nicht leisten, eine Phobie vor schmutziger Wäsche zu entwickeln. Die Berliner Hotelwäsche sichert ihm seinen Lebensunterhalt. Wenn er alle Hotels abgeklappert hat, macht er sich wieder auf den Heimweg. Noch im dichten Feierabendverkehr telefoniert er mit der Disponentin in der Wäscherei. Dann ruft er seine Frau an, häufig um ihr durchzugeben, dass es ein bisschen später werde. Alle Berliner Ausfallstraßen sind um die Zeit dicht, er hat dann noch etwa anderthalb Stunden Fahrt vor sich. Während ich Eduard Sawicki auf der Rückfahrt begleite, macht er sich so seine Gedanken über den Sozialstaat Deutschland: »Ich habe eine Zeitlang in Deutschland auf verschiedenen Baustellen gearbeitet, als nämlich in der Wäscherei nicht genug zu tun war. Da habe ich erfahren, dass viele einfach meinten: ›Eine solche Arbeit gefällt mir nicht.‹ So was gibt es bei uns nicht. Denn in Polen wird höchstens ein Jahr Unterstützung gezahlt – und auch die ist sehr niedrig. Ihr seid immer abgesichert, wenn ihr keine Arbeit habt. Bei uns ist das nicht so.« Dann biegt er entschlossen auf die Autobahn ab.


    Als wir fast zwei Stunden später auf den Hof der Wäscherei Fliegel rollen, begibt sich gerade die Spätschicht auf den Heimweg. Die Leute von der Nachtschicht stehen schon bereit. In der Wäscherei arbeitet man sieben Tage in der Woche, rund um die Uhr, Tag und Nacht, das ganze Jahr. Nur Heiligabend ruht auch dieser Betrieb ab 18 Uhr für 24 Stunden. Danach geht es wieder weiter, auch während der Weihnachtsfeiertage, an Neujahr, Ostern, Pfingsten, wenn es nötig ist. Und nötig ist es immer dann, wenn die Hotels Wäsche brauchen. Insofern weiß auch Eduard Sawicki noch nicht genau, ob er morgen frei hat. Sind die Hotels ausgebucht, fällt sein freier Tag erst mal aus. »Eigentlich will ich morgen unser Bad renovieren. Aber vielleicht muss ich doch weg. Das hängt davon ab, ob ich morgen mit Nachschub an frischer Wäsche nach Berlin oder Lübeck muss. So ist das halt.«


    Vor 20 Jahren, als das deutsche Unternehmen Fliegel mit Verwaltungssitz in Berlin die Wäscherei in Gryfino gründete, waren die Polen keineswegs begeistert. »Wie kommen wir dazu, den Deutschen die schmutzige Wäsche zu waschen?«, hieß es anfänglich. Inzwischen sind hier 500 Arbeitsplätze entstanden, und alle sind zufrieden, auch wenn es keine leichte Arbeit ist. Obwohl Eduard Sawicki schon todmüde ist, muss er den Hänger noch leer räumen. Die Säcke mit der schmutzigen Wäsche müssen zu den entsprechenden Maschinen gerollt werden. Er wohnt in einer Dreizimmerwohnung unweit der Wäscherei. Seine beiden Söhne studieren noch, was viel Geld kostet. Aber seine Frau hat einen Job im Supermarkt in Stettin. Zu zweit kommen sie über die Runden.


    Lkws von Fliegel fahren also unablässig zwischen Hotels in Berlin, Rostock, Lübeck und Gryfino hin und her. Die Rolltore der Wäscherei sind ständig in Bewegung. Die 500 Mitarbeiter haben viel zu tun, werden in drei Schichten beschäftigt. Sie reinigen, bügeln und falten täglich 55 Tonnen Wäsche. Der Betrieb ist auf ein solches Volumen eingestellt. Es ist ein modernes Unternehmen. Auch in Sachen Einhaltung von Umweltauflagen steht die Wäscherei in Deutschland ansässigen in nichts nach: »Die Umweltstandards entsprechen dem deutschen Niveau«, sagt Geschäftsführer Franz-Josef Wiesemann. Man wasche mit umweltfreundlichen Waschmitteln, und eine eigene Kläranlage sei im Bau. Beim Umweltbundesamt UBA heißt es, auch in Polen seien die Abwassergrenzwerte der EU-Kommunalabwasserrichtlinie einzuhalten und gültig. Die Weißwäsche wird gekocht. Wasser und Strom sind in Polen billiger, natürlich sind auch die Löhne niedriger. Die Mitarbeiter bekommen umgerechnet etwa 700 Euro brutto. In Deutschland müsste fast das Doppelte gezahlt werden. Auch in Polen ist das Benzin inzwischen teurer geworden und für die Nutzung der Autobahn muss Maut gezahlt werden. Trotzdem denkt die Geschäftsführung von Fliegel nicht im Traum daran, die Wäscherei nach Deutschland – näher zum Kunden hin – zu verlagern. »Das kommt überhaupt nicht infrage«, sagt Geschäftsführer Franz-Josef Wiesemann und fügt hinzu: »Die Mitarbeiter hier sind einfach flexibler, und auch der Staat mischt sich nicht in alles ein. Bedenkt man allein die Diskussion um den Mindestlohn. Was ich zahlen kann, muss ich doch erst mal erwirtschaften. Sagt mir der Gesetzgeber, du musst mindestens 1500 Euro zahlen, darunter hat es keiner nötig, bei dir anzufangen, dann stellt sich doch die Frage: Wie soll ich das denn machen? Es ist ja nicht gottgegeben, dass ich Aufträge bekomme. Es ist ja auch nicht so, dass Hotels beispielsweise den Preis für ihre Zimmer beliebig erhöhen könnten. Auch die stehen unter Konkurrenzdruck. Dann bucht der Gast eben woanders.« Außerdem erzählt Franz-Josef Wiesemann, dass sich Fliegel und die Mitarbeiter auf die Bedürfnisse jedes einzelnen Hotels einstellen, jeden Extrawunsch erfüllen. Nichts dürfe durcheinander kommen. Das Palace habe andere Bademäntel als das Neptun, das Maritim hätte die Wäsche gerne gut gestärkt, das Madison flauschig, das Hyatt die Tischtücher gefaltet, das Dorint die Bademäntel hängend geliefert. Und die Seelen mancher Hoteldirektoren seien empfindlich. Es gebe viele, die höchstpersönlich in der gewaschenen Wäsche probeschlafen. Und danach kämen die Anrufe… Der deutsche Geschäftsführer und sein polnischer Kollege sind diskret. Doch so viel verrät Franz-Josef Wiesemann: Bisher habe es keine Beschwerden gegeben. Alle Anliegen der Hotelmanager würden beachtet, auch bei 55 Tonnen Wäsche am Tag.


    »Wir leben mit dem Erfolg der Hotels. So wie sie belegt sind, sind auch wir ausgebucht. Danach richtet sich unsere Auslastung. Sind sie nur zu 20 Prozent belegt, haben wir auch nur so viel Arbeit. Dann kann der Mitarbeiter eben auch nur vier oder sechs Stunden arbeiten. Dafür muss er aber möglicherweise am nächsten Tag oder am Wochenende acht oder zwölf Stunden kommen, dann nämlich, wenn das Hotel wahrscheinlich ausgebucht ist. Wir sind flexible Dienstleister und hängen da dran. Meine Mitarbeiter ziehen immer voll mit. Wir müssen uns voll und ganz nach unseren Auftraggebern richten. Das fällt uns in Deutschland aber ein bisschen schwer. Die meisten wollen um acht Uhr anfangen, um zwölf Mittagspause machen und um 17 Uhr wieder nach Hause gehen, also ein ganz geregeltes Leben haben. Aber das geht in unserer Branche eben nicht. Viele müssten da umdenken und flexibler werden.«


    Franz-Josef Wiesemann schätzt Mitarbeiterinnen wie Eva Chorebka. Sie ist Köchin, doch die Kinderkrippe, in der sie gearbeitet hat, wurde geschlossen. Nun kocht sie Wäsche. Dem polnischen Arbeitsamt zu erklären, diese Arbeit liege ihr nicht, putzen gefalle ihr nicht, der Arbeitsplatz müsse um die Ecke liegen und prima zu erreichen sein, und arbeiten könne sie ohnehin nur zwischen acht und zwölf Uhr, ist für sie unvorstellbar. Bei dem Gedanken muss Eva Chorebka lachen: »Es geht bei uns nicht, dass man sagt: ›Ich bin Köchin, und etwas anderes mache ich nicht.‹ Ich war sehr froh über diese Arbeit hier. Natürlich wäre ich gern wieder Köchin, aber wenn das gerade nicht möglich ist, mache ich eben das hier. Wo ist das Problem? In Deutschland habt ihr eine bessere soziale Absicherung. Auch ein Arbeitsloser kann dort gut leben. Das ist bei uns nicht so. Die Unterstützung, die wir bekommen, ist gering und wird nur ein Jahr lang gezahlt. Deswegen sucht bei uns jeder Arbeit und nimmt auch jede an.«


    Auch für Pawel Nowak, der neben ihr die Handtücher fürs Hyatt faltet und glättet, ist diese Arbeit kein Traumjob. Irgendwann will er weiterlernen und weiterkommen. Bis dahin schwingt er Wäschesäcke. »Ich will weiter zur Schule gehen und eine qualifizierte Ausbildung machen. Ich möchte gern irgendwann eine leichtere und schönere Arbeit haben. Aber bis dahin verdiene ich erst mal hier mein Geld.« Die Schichtleiterin, die hier in Polen noch Brigadeführerin genannt wird, unterbricht ihn und erklärt, was Priorität habe: »Ein Hotel an der Ostsee ist ausgebucht. Diese Wäsche hat Vorrang. Die Container müssen so schnell wie möglich auf den Weg gebracht werden.«


    Eva Chorebka hat einen Mann und zwei Kinder, die noch zur Schule gehen. Die Familie braucht zu Hause jeden Zloty. »Ich arbeite fast immer, auch am ersten und zweiten Weihnachtsfeiertag, an Ostern und vielen Sonntagen. Das hängt vom Dienstplan ab. Aber was soll ich machen? Ich arbeite immer im Wechsel: zwei Tage früh, zwei Tage spät, zweimal Nachtschicht, aber ich bin auch stolz, bei Fliegel zu arbeiten. Ich stelle mir immer vor, welcher Präsident oder welcher berühmte Filmstar in der Wäsche, die ich wasche, falte und mangele, geschlafen hat.« Manchmal legt Eva Chorebka Handtücher auch noch im Schlaf zusammen. Aber ihr ist klar: Ihr Arbeitsplatz ist nur so lange sicher, wie die Hotels im fernen Berlin belegt sind, und nicht nur die Präsidenten, sondern auch die vielen normalen Gäste zufrieden sind und wiederkommen.


    Die Berliner Hotels schätzen die Flexibilität ihres Dienstleisters in Polen. Die Hausdame des Bristol beispielsweise ist in einem Hotelhaushalt aufgewachsen und wusste von Anfang an, dass sie keinen Nine-to-five-Job haben würde. An Wochenenden und Feiertagen muss sie regelmäßig arbeiten. Dass beispielsweise Lieferanten da mitziehen, erwartet sie ganz selbstverständlich: »Wir haben sehr oft Delegationen bei uns im Haus. Dann müssen innerhalb eines Tages die gesamte Wäsche, Bettwäsche, Handtücher, Bademäntel und natürlich auch die Tischtücher und Servietten im Restaurant ausgetauscht werden. Die Berliner Wäschereien dürfen sonntags ihre Mitarbeiter nicht arbeiten lassen. Das deutsche Arbeitsschutzgesetz lässt das nicht zu. Eine Sondergenehmigung müsste jedes Mal extra beantragt werden. Das ist für Hotels wie uns schlecht. Es bleibt im Einzelfall ungewiss, ob der Antrag genehmigt wird. Wir können auf keinen Fall riskieren, ohne saubere Wäsche dazustehen.«


    Muss unsere schmutzige Wäsche wirklich quer durch die Republik – 140 Kilometer einfache Strecke – gekarrt werden? Ich fahre nach Bad Freienwalde in der Nähe von Berlin. Dort befindet sich die Großwäscherei, die die Berliner Hotels früher beauftragt haben. Jetzt schweben hier Operationskittel und Nachthemden an dünnen Bügeln, wie von Geisterhand bewegt, durch die Hallen. Inzwischen hat sich der Betrieb auf die Reinigung von Krankenhauswäsche spezialisiert. Dass es jenseits der Grenze Mitbewerber gibt, hat sich natürlich herumgesprochen. »Klar ist das ärgerlich. Wir haben noch Luft und könnten die Wäsche der Hotels natürlich mitwaschen«, sagt eine Frau am Sortierband. »Und wären Sie bereit, auch abends, nachts und am Wochenende zu arbeiten, notfalls auch an Ostern und während der Weihnachtsfeiertage?« Die Frau guckt verblüfft: »Sonntags und Weihnachten? Nein, ganz bestimmt nicht.«


    Der Chef der Wäscherei stammt aus der ehemaligen DDR. Er dachte erst, die sozialistische VEB-Bürokratie sei nicht zu toppen, und merkt nun, dass die bundesdeutsche Regulierungswut da durchaus mithalten kann. »Wir könnten natürlich auch mal am Wochenende arbeiten, aber dann muss ich das beim zuständigen Gewerbeaufsichtsamt anmelden. Mehrere Tage vorab. Die Hotels brauchen aber eine schnellere und verlässliche Lösung. Die Häuser, die wir früher belieferten, sind auch deshalb abgesprungen, weil wir deren Forderungen nach Sonntags- und Feiertagslieferungen nicht erfüllen konnten. Einmal haben wir es einfach gewagt, ohne Antrag zu waschen. Da kam gleich der Arbeitsschutz zu uns und hat uns für den Wiederholungsfall eine saftige Geldstrafe angedroht.«


    Der Hoteldirektor des Adlon bestätigt die Kundenwünsche. Die Gäste, die hier und in anderen Fünfsternehotels abstiegen, seien eben anspruchsvoll. Er und seine Kollegen könnten nicht abwarten, ob eine deutsche Wäscherei eine Erlaubnis für Sonntagsarbeit bekomme oder nicht. Hotels dieser Klasse bräuchten zufriedene Gäste an jedem Tag der Woche.


    »Warum kaufen Sie nicht einfach den doppelten und dreifachen Wäschesatz? Dann hätten Sie doch Vorrat?«, frage ich.


    »Und wo soll ich den lagern?«, hält der Direktor dagegen. »In so einem Haus muss jeder Quadratmeter Geld verdienen. Lagerraum wäre tote Fläche, die Platz beansprucht, aber nichts einbrächte. Den Raum haben wir gar nicht. Und es wäre auch eine Rieseninvestition: ein paar Hundert Bezüge, Handtücher, Bademäntel und Tischdecken mehr. Was glauben Sie, was das kostet? Da kommt einiges zusammen. Unser Hotelbetrieb brummt, und natürlich das Restaurant, vor allem am Wochenende. Das heißt, wir brauchen auch am Sonntag frische Wäsche. Und das garantiert uns Fliegel mit seinen Mitarbeitern in Polen. Und außerdem bekommen wir die Wäsche aus Polen schon vorsortiert. Wäre das nicht so, bräuchte ich noch zusätzliches Personal, das diese Arbeit auch noch macht. Aber das finden Sie erst mal. Schon jetzt arbeiten wir am Limit, weil sich zu wenige Arbeitskräfte melden, die bereit sind, den Schichtbetrieb in einem Hotel mitzumachen.«


    Henrik Bier, Vorsitzender des Ostdeutschen Textilreinigungsverbands, zeigte in einem Gespräch mit der taz Verständnis für den polnischen Standort. »Ich habe da keine Bedenken«, sagt er, »schließlich endet das vereinte Europa nicht an der Oder-Neiße-Grenze.« Wenn ein Unternehmen Vorteile wie niedrigere Lohnkosten oder eben die Möglichkeit, sonntags zu arbeiten, nutze, sei das legitim. Zumal man Fliegel nicht als Preisdrücker bezeichnen könnte: Das Unternehmen mache seine Gewinne nicht aufgrund von Dumpingpreisen, sondern eines qualitativ hochwertigen Angebots, das so in Deutschland kaum umzusetzen wäre.


    Auch bis ins Schwimmbad des Bristol hat sich herumgesprochen, dass die Handtücher eine weitere Reise hinter sich haben als manche Gäste. Die ruhen sich im Liegestuhl am Rand des Pools in flauschigen Bademänteln aus, die Eva Chorebka gefaltet hat. »Ja, ich habe schon mal gehört, dass die Bademäntel in Polen gewaschen werden«, sagt ein Hotelgast. »Da kommt man schon ins Grübeln und überlegt, wieso das hier in Deutschland nicht möglich ist. Da wird den ganzen Tag von sozialer Gerechtigkeit gesprochen, aber ist es gerecht, dass wir Arbeitslose mit einer Grundsicherung fürs Nichtstun ausstatten und so eine einfache Arbeit – für die man nicht Ingenieur sein und kein Abitur haben muss – ins Ausland abwandern lassen?«


    Eduard Sawicki braust jeden Tag mit seinem Wäschewagen am Arbeitsamt Prenzlau vorbei. Die Arbeitslosenquote für dessen Einzugsbereich liegt derzeit bei traurigen 18 Prozent. Als strukturschwach bezeichnen Politiker diese Gegend gern. Diejenigen, die hier in der Schlange stehen, um ihren Antrag auf Arbeitslosengeld abzugeben, wissen, dass Arbeit, die sie auch erledigen könnten, jeden Tag an ihnen vorbeifährt. Nachdem sie Arbeitslosengeld II beantragt haben, spreche ich sie an. Sie berichten, dass es hier früher genug Arbeit gegeben habe, aber nun sei eben alles anders. »Wir hatten hier früher eine Wäscherei«, erzählt Doris L., eine Frau von Mitte 50, »und die hatte gut zu tun. Die hat für Betriebe und Kindergärten gewaschen. Die sind jetzt alle weg, leider. Ich bin mir sicher, wenn ein Investor eine Wäscherei aufmachte, würden sich viele bewerben. Die meisten wollen doch arbeiten. Klar, es sind immer welche dabei, die lieber auf der faulen Haut liegen, aber ich selbst würde das schon machen.«


    »Aber nicht für 700 Euro brutto«, mischt sich eine Frau ein, die zugehört hat. »Da bleibt ja unterm Strich weniger als jetzt.«


    »Wie viel müssten Sie denn wenigstens verdienen?«


    »Na ja, mindestens 1400 Euro.«


    »Auf die Hand müsste ich mindestens 2000 Euro bekommen«, meint eine andere, die in der ehemaligen DDR in einer Kälberaufzuchtstation gearbeitet hat. »Ich hab’ ja früher gut verdient«, mischt sich noch jemand in die Unterhaltung. »Dahinter zurückfallen möchte man doch nicht. Ich jedenfalls würde nicht für so wenig Geld arbeiten. Das ist einfach nicht genug.«


    Franz-Josef Wiesemann, Chef der Wäscherei Fliegel, ist deutscher Bürger und zahlt in Deutschland seine Steuern. Er weiß, dass in Deutschland heftig über das Thema Arbeit, die abwandert, diskutiert wird. Ihm wird vorgeworfen, er sei ein Blutsauger, ein übler Kapitalist, der nach Polen gegangen sei, um abzusahnen. Ein schlechter Bürger, kein Patriot eben. Diesen Vorwurf lässt er nicht gelten, aber auch er sieht keinen Ausweg aus dem Dilemma: Arbeit »wandert aus«, Aufträge gehen dem Unternehmen verloren, gleichzeitig muss der Staat die Arbeitslosigkeit finanzieren. »Ich habe keine Patentlösung. Aber ich denke, man muss sicher von einem gewissen Besitzstandsdenken Abschied nehmen. Ich kann nicht sagen, ich habe das und das gelernt, und nur das will ich machen. Das wird nicht funktionieren. Wenn man nicht gezwungen wird, auch mal was anderes auszuprobieren, dann werden das viele nicht freiwillig tun. Dann werden wir weiterhin drei Millionen Arbeitslose haben. Und möglicherweise werden es noch mehr. Die Arbeitslosen müssen deutlich flexibler werden. Und der Staat darf eine Gegenleistung erwarten. Viele Arbeitslose meinen ja, sie hätten einen Rechtsanspruch auf alles, und zwar ohne eine Gegenleistung erbringen zu müssen. Ich denke, das müsste aufhören. Ich ziehe mir den Schuh nicht an, wenn behauptet wird, dass wir den Deutschen die Arbeit wegnehmen. Unsere Wäsche-Lkws sind aus deutscher Produktion. Die Waschmaschinen, die Bügel- und Mangelgeräte ebenfalls. Wir tragen damit ja auch dazu bei, dass Arbeitsplätze im Bereich Maschinenbau geschaffen werden. Oder für Ingenieure. Wir haben 4,5 Millionen Euro in die Ausstattung des Betriebs investiert. Das sichert ja auch Arbeitsplätze in Deutschland. Und im unteren Lohnbereich, in den die Menschen, die nichts gelernt haben, einzuordnen sind, da müssen wir einfach mehr verlangen können und dürfen den Leuten nicht erlauben, Arbeit abzulehnen, nur weil sie unbequem ist.«


    Eduard Sawicki und seine Kollegen sind wieder auf dem Weg nach Berlin. Nachtschicht. Sie kommen auch an der Wohnung von Doris L. vorbei, die ich im Jobcenter von Prenzlau kennengelernt habe. Sie habe die Hoffnung nicht aufgegeben, doch noch mal irgendwo einen Job zu bekommen. Schließlich habe sie ihr Leben lang voll gearbeitet – bis zur Wende. Doch weggehen aus Prenzlau, nach Berlin etwa, in die Wäscherei des Bristol, wo händeringend Arbeitskräfte gesucht werden, wolle sie nicht. In Prenzlau wohnten ihre Freunde und Bekannten. Hier habe sie eine kleine und bezahlbare Wohnung. Klar könnte sie im Bristol sofort anfangen, aber dann müsste sie möglicherweise umziehen oder jeden Tag über eine Stunde fahren. Nein, das wolle sie nicht.


    Als Erstes fährt Eduard Sawicki heute Abend das Madison am Potsdamer Platz an. Später beliefert er das Dorint am Gendarmenmarkt. Es gibt Hotels, die können nur spät abends oder nachts beliefert werden, weil dort tagsüber das Leben tobt und der Verkehr zu dicht ist, um längere Zeit einen Fahrsteifen blockieren zu können. Fliegel und die Fahrer haben sich darauf eingestellt. In Berlin gehen die Leute jetzt aus, sitzen in der Kneipe, diskutieren über die Weltlage und die Regierung, auch über den Reformstau und das Debakel um den Berliner Flughafen. Und im Bundestag zerbricht man sich gerade den Kopf über die Arbeit, die »auswandert« …

  


  
    Armut: ein politischer Kampfbegriff


    Mama, sind wir arm? könnte die Überschrift dieses Kapitels auch lauten. Eine oft gehörte Frage. Doch welche Antwort bekommen Kinder von ihren Eltern, wenn sie das wissen wollen?


    Regelmäßig wird die deutsche Öffentlichkeit von Armutsberichten aufgeschreckt. Empört wird dann stets gefragt, wie es denn angehen könnte, dass »mitten im reichen Deutschland« Menschen in Armut lebten. Aber was heißt das eigentlich, arm sein? Wir kennen aus der Tagesschau Bilder aus Afrika, Asien oder auch aus den Armenhäusern Osteuropas, auf denen ausgemergelte Kinder um etwas Essbares betteln. Sie tragen abgerissene Kleidung, leben auf der Straße, sind drogenabhängig und nicht selten todkrank. Was aber heißt Armut in Deutschland? Und seit wann wird überhaupt in einem der reichsten Länder der Welt über Armut diskutiert?


    Ulrich Schneider, Chef des Paritätischen Wohlfahrtsverbands, präsentierte der Öffentlichkeit zum Jahresende 2012 eine erschütternde Botschaft: Noch nie habe es in Deutschland so viel Armut gegeben wie heute. Der Zuschauer der Tagesschau, der mit dieser Nachricht in der Vorweihnachtszeit konfrontiert wurde, rieb sich verwundert die Augen: Waren da nicht gerade Bilder von Massen in Einkaufszentren über den Bildschirm geflimmert, bepackt mit Kartons und Tüten, auf der Suche nach einem passenden Weihnachtsgeschenk? Bilder von überfüllten Weihnachtsmärkten, Glühweinständen und Schildern, auf denen Stellen für Aushilfen und Hilfskräfte angeboten wurden?


    Ulrich Schneiders Botschaft ist keineswegs uneigennützig. Walter Wüllenweber bezeichnet den Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Wohlfahrtsverbands richtig als »Cheflobbyist der Armutsszene«. Die finanziere Heerscharen von Betreuern und Kümmerern, die natürlich nie fänden, dass die von ihnen Betreuten irgendwann auf eigenen Füßen stehen könnten.


    Ich hatte mehrmals Gelegenheit, mit Ulrich Schneider in einer Talkshow zu sitzen. Stets gab er sich als Rächer der Enterbten, berichtete mit bebender Stimme und empörtem Tremolo über flächendeckende Armut in Deutschland, was am Jahresende 2012 in seiner Feststellung gipfelte: »Deutschland stinkt vor Geld.« Das bedeutet für Schneider: »Umverteilen!« In einem Interview mit der Welt Ende 2012 befand er unverblümt: »Die Reserven sind so groß, dass wir – ohne dass irgendein Mensch in Deutschland das auch nur merken müsste – diese Ausgaben [zur Bekämpfung der Armut, Anm. d. A.] finanzieren könnten, zum Beispiel durch eine Erhöhung der effektiven Erbschaftsteuer. Wir könnten die Vermögensteuer wieder aktivieren. Das wäre alles vollkommen harmlos.«


    Auf die Frage der Journalisten Andrea Seibel und Henryk M. Broder von der Welt, ob seine Vorschläge nicht auf ein System hinausliefen wie die legendäre Treberhilfe in Berlin, wo sich 300 Sozialarbeiter um 3000 Obdachlose kümmerten, also nicht die Obdachlosen von den Sozialarbeitern versorgt wurden, sondern genau umgekehrt, die Obdachlosen die Sozialarbeiter mit Arbeit versorgten, räumt sogar Schneider ein: »Es gibt einzelne Bereiche, darunter fällt allerdings nicht die Obdachlosenarbeit, wo in der Tat ein Interesse handlungsanleitend werden kann, dass man seinen Arbeitsplatz erhalten will.« Genau das aber ist der Punkt: Wenn ich meinen Arbeitsplatz als Sozialarbeiter erhalten will, brauche ich Arme, Bedürftige, Hilflose, Opfer.


    Nun könnte man denken, Ulrich Schneider sei ehrenamtlicher Suppenküchenkoch, der in seiner Freizeit den »Armen« hilft. So ist es aber keineswegs. Auch Ulrich Schneider hat Interessen, nämlich seine »Armenindustrie« am Laufen zu halten. Er vertritt einen Verband von 10 000 rechtlich eigenständigen Organisationen mit über einer halben Million Beschäftigten. Sollen diese weiter beschäftigt bleiben, so muss der Öffentlichkeit unbedingt klargemacht werden, dass es »mitten im reichen Deutschland« eine Heerschar von Armen gebe, die unbedingt stetiger Fürsorge bedürfe, und das selbstverständlich nicht für Gottes Lohn.


    Dafür musste Ulrich Schneider erst mal mit seinen Lobbyisten den Armutsbegriff dauerhaft im Bewusstsein der Öffentlichkeit verankern. Das – ein echter Scoop – gelang ihm auch, wie er zunächst in einem Gespräch mit Walter Wüllenweber und später in dem schon erwähnten Interview mit der Welt einräumte. Walter Wüllenweber beschreibt die Geburt des Armutsbegriffs in seinem Buch »Die Asozialen«: »In einem langen Gespräch hat er [Ulrich Schneider Anmerkung d. A.] mir erklärt, wie er und einige seiner Sozialmanagerkollegen sich vor Jahren in einer strategischen Entscheidung auf das Wort ›Armut‹ geeinigt haben. ›Armut war für uns immer auch ein politischer Kampfbegriff‹, hat er zugegeben.« Und in Ulrich Schneiders Buch Armes Deutschland! heißt es: »Armut ist ein zutiefst interessengebundener Begriff. Eingebettet in parteitaktisches oder machtpolitisches Kalkül, eignet er [der Begriff Armut, Anmerkung d. A.] sich trefflich, um Regierungen in Erklärungsnöte zu bringen und ihr Versagen nachzuweisen.«


    Im Welt-Interview gab Schneider auf die Frage, ob es ihm zu verdanken sei, dass der Armutsbegriff sich inzwischen etabliert habe, offen zu: »Daran haben wir gearbeitet. Wir haben 1989 damit angefangen, es so zu benennen. Bis dahin war von Armut keine Rede. Als wir ausgerechnet am 9. November 1989 zum ersten Mal einen Bericht vorlegten, bei dem wir die Dreistigkeit besaßen, ihn ›Armutsbericht‹ zu nennen, waren wir froh, dass die Mauer so spät am Abend fiel, sonst hätten wir es nicht mal mehr in die Acht-Uhr-Nachrichten geschafft.«


    Eine überaus erfolgreiche PR-Maßnahme, denn inzwischen gibt es regelmäßig Armutsberichte, stets verbunden mit der Forderung nach mehr Mitteln zur Bekämpfung dieses vermeintlichen Problems. Armut bekämpfen wollen die Mitgliedsorganisationen des Paritätischen Wohlfahrtsverbands selbstverständlich gern, gegen Bares.


    So gut wie nie wird in Berichten über zunehmende Armut darüber informiert, dass das hierzulande keineswegs Hunger und Obdachlosigkeit bedeutet, was wohl die Mehrzahl der Bürger mit diesem Begriff assoziieren würde. Denn auch bei der Armut ist alles eine Frage der Definition: Danach gilt als arm, wer in der Regel weniger als 40 oder 50 Prozent des mittleren Einkommens zur Verfügung hat. Was darunter zu verstehen ist, schwankt je nach Bezugspunkt und Quelle.


    Dagmar Schulze-Heuling, Diplom-Politikwissenschaftlerin und wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Freien Universität Berlin, hat in einem Essay in der Welt folgendes Gedankenspiel aufgemacht: »Nehmen wir an, Sie lebten in einer Stadt, in der alle Menschen ein Einkommen von mindestens einer Million Euro mit heutiger Kaufkraft erzielten. Das Median-Einkommen beträgt, sagen wir, 10 Millionen Euro. Dann wären nach dem gängigen Maßstab alle Menschen, die ein bis fünf Millionen Euro im Jahr verdienen, arm. Das ist natürlich eine absurde Vorstellung. Doch dieses Ergebnis liegt in der Logik der relativen Armutsdefinition, der zufolge der am wenigsten reiche Teil der Bevölkerung arm ist.« Dann weist sie noch darauf hin, dass diese Hypothese nur auf eine wohlhabende Gesellschaft angewendet werden könnte: »Denn sobald tatsächliche, absolute Armut ein Massenphänomen ist, können relative Indikatoren sie nicht mehr messen. Wenn also die Mehrheit der Gesellschaft mit Hunger zu kämpfen oder die ärmere Hälfte der Deutschen plötzlich nur hundert Euro im Monat verdienen würde, dann ginge es uns zwar deutlich schlechter als jetzt, doch der Armuts- und Reichtumsbericht würde einen traumhaften Wert ausweisen – eine Armutsquote von Null Prozent.«


    Auch Walter Wüllenweber macht in seinem Buch »Die Asozialen« ein interessantes Gedankenspiel: »Wie wenig plausibel dieser Katalog von Armutsdefinition die Realität abbildet, zeigt ein Ländervergleich«, erklärt er. »Deutschland ist eines der reichsten Länder in der Welt, eines der reichsten in der Europäischen Union. Der Sozialstaat garantiert Bedürftigen ungewöhnlich hohe Transferzahlungen. Dennoch ist Deutschland ein Land mit einer hohen Gefahr zu verarmen. Statistisch gesehen. Was das statistische Armutsrisiko angeht, sind Ungarn oder die Slowakei weitaus ungefährlicher. Am sichersten ist die Tschechische Republik. Da ist die Armutsgefährdungsquote nur halb so groß wie in Deutschland. So sieht die Welt durch die Brille der Armutsforscher aus.« Ironisch fährt Walter Wüllenweber fort: »Europas Armutsflüchtlinge haben das offenbar noch nicht begriffen. Sie fliehen regelmäßig aus den armutssicheren Ländern, ausgerechnet in das Zentrum der Armut nach Deutschland. Eigentlich müssten die Migrationsströme umgekehrt verlaufen. Länder wie Ungarn oder Tschechien sind dem Ideal der Armutsforscher bedeutend näher: Die niedrigste Armutsgefährdungsquote ist nämlich dann erreicht, wenn alle nichts haben. Dann ist keiner mehr arm.« So kommt Walter Wüllenweber zum selben Schluss wie die Politikwissenschaftlerin Dagmar Schulze-Heuling. Der Begriff Armut ist untauglich, um reale Lebenswirklichkeit zu beschreiben. Denn »Armut« ist keine objektive Maßeinheit. Sie ist wie fast alles eine Frage der Definition: Und da gibt es schon mal die Unterscheidung zwischen absoluter und relativer Armut. Der ehemalige Präsident der Weltbank, Robert McNamara, hat 1974 in Nairobi, um die Lage von Entwicklungsländern zu beschreiben, den Begriff der absoluten Armut eingeführt. Er definierte »absolute Armut« folgendermaßen: »Absolute Armut ist durch einen Zustand solch entwürdigender Lebensbedingungen wie Krankheit, Analphabetentum, Unterernährung und Verwahrlosung charakterisiert, dass die Opfer dieser Armut nicht einmal die grundlegendstem menschlichen Existenzbedürfnisse befriedigen können.« Nach Auskunft der Weltbank ist absolute Armut durch ein Einkommen von 1,25 Dollar pro Tag gekennzeichnet.


    Dass es absolute Armut bei uns gibt, behaupten aber noch nicht mal Armutsforscher. Deshalb wird in Deutschland gerne von relativer Armut gesprochen. Aber auch da ist die Frage: wer definiert die? Es gibt Armutskonzepte, die 40, 50 oder 60 Prozent, einige sogar 70 Prozent des mittleren Einkommen als relative Armut ansehen. Es gibt unterschiedliche Definitionen von WHO, OECD und EU. Danach ist für WHO und OECD arm, wer weniger als die Hälfte des mittleren Einkommens zur Verfügung hat. Nach den Kriterien der Europäischen Union ist derjenige arm, der 60 Prozent oder weniger des Medianeinkommens zur Verfügung hat. Die Bundesregierung spricht von einer Armutsrisikoschwelle: Das sind 60 Prozent des gewichteten Durchschnittseinkommens. Das heißt im Klartext: Wenn ein Single ein Nettoeinkommen von 952 Euro hat, gilt er, nach Auskunft des Statistischen Bundesamtes, als armutsgefährdet. Für ein Paar liegt die Armutsgefährdung bei einem gemeinsam Einkommen von 1428 Euro im Monat, bei einer Familie mit zwei Kindern unter 14 Jahren bei 1999,20 Euro. Da die meisten Menschen sich nicht in den Dschungel der Definitionen von Medianeinkommen, gewichtetem, mittlerem und durchschnittlichem Einkommen begeben und sich die wenigsten darüber klar werden, dass es sich um Einschätzungen handelt, die politisch und gesellschaftlich motiviert sind, eignet sich der Schreckensbegriff »Armutsgefährdung« trefflich, um die Armutsmaschinerie am Laufen zu halten und die Soziallobby zu beschäftigen. »Die Hilfeindustrie«, stellte Walter Wüllenweber fest, »ist zur größten Branche der deutschen Volkswirtschaft geworden, mit zwei Millionen Beschäftigten.« Das sind mehr Menschen, als in der Autoindustrie, der Bau- und Stahlindustrie, im Bergbau, im Flugzeugbau, in der Fischerei- und der Stromwirtschaft zusammen beschäftigt sind. Sie ist in den vergangenen 15 Jahren sechs bis sieben Mal schneller gewachsen als die gesamte Wirtschaft und macht einen Umsatz zwischen 115 und 140 Milliarden Euro pro Jahr. Dieser Betrag kommt nicht aus Spenden Mildtätiger zusammen, sondern aus Steuermitteln. Jeder zweite Euro wandert in die Betreuungsindustrie. Dabei ist die Zahl der Arbeitslosen, der anziehenden Konjunktur sei Dank, in den letzten Jahren gesunken. Damit schrumpfte auch die Klientel der »Wohlfahrtsindustrie«. Doch dem lässt sich abhelfen, mag sich Ulrich Schneider gedacht haben, und zwar mit regelmäßigen Armutsberichten und Empfehlungen für flächendeckende Mindestlöhne, Erhöhung des Hartz-IV-Satzes, Mindestrente und Rücknahme der Reformen am Arbeitsmarkt. Wenn dann die Arbeitslosenzahlen erneut steigen sollten, ist die Welt für den Paritätischen Wohlfahrtsverband vermutlich wieder in Ordnung. »Denn wehe, die Opfer werden selbstständig, sind nicht mehr hilfebedürftig, dann verliere ich meinen Arbeitsplatz«, so wird gedacht. Was also ist die logische Folge? Man findet überall Opfer und weitet den Armutsbegriff immer mehr aus.


    Unverdächtig, im Geschäft mit der Armut mitzumischen, ist Pastor Bernd Siggelkow. Seine Arche, das christliche Kinder- und Jugendwerk e.V. in Berlin-Hellersdorf, wo er eine Suppenküche aufgemacht hat und Kinderbetreuung anbietet, lebt von Spenden. Ich bin dort hingefahren, weil es heißt, dort könne man sehen, wozu Armut in Deutschland führe.


    Mittags nach der Schule trudeln die Kinder ein, holen sich an der Ausgabe ihr Mittagessen und können anschließend in der Arche spielen und Hausaufgaben machen. Gott sei Dank. Diese Kinder haben keine Krätze und hungern auch nicht. »Trotzdem«, sagt Pastor Siggelkow, »sind sie arm.« Er meint damit, viele seien verwahrlost, weil ihre Eltern sich nicht um sie kümmerten, überfordert oder irgendwann richtig abgerutscht seien. Die Kinder badeten das alles aus, sagt Siggelkow.


    Der Pastor weiß, dass er für viele Kinder so etwas wie ein Ersatzvater ist, denn zu Hause kommen und gehen die Männer ihrer Mütter, und keine Beziehung ist verlässlich. Nach dem Essen können die Kinder spielen, die schwierigen Lebensverhältnisse zu Hause vergessen, mal nicht darüber grübeln, warum der Vater seit Langem verschwunden ist. Die Arche lebt von Spenden, und oft wissen die Siggelkows – der Pastor und seine Frau – nicht, wie es weitergehen soll, weil es oft nicht reiche, sagt Karin Siggelkow, die Frau des Pastors. Viele Kinder gingen ohne Frühstück zur Schule, weil die Eltern mit dem Leben einfach nicht klarkämen. Sie schafften es nicht, morgens aufzustehen, ihre Kinder zu wecken, sie dazu anzuhalten, sich zu waschen, die Zähne zu putzen. Sie machten ihnen kein Frühstück und schmierten ihnen kein Pausenbrot.


    Schulzahnärzte erzählen, sie könnten inzwischen an den Gebissen von Kindern ablesen, aus welchen Verhältnissen sie kämen. Nicht, weil das Geld für den Zahnarzt nicht da sei, sondern weil es vielen Eltern egal sei, ob die Kinder ihre Zähne putzen, ständig Limonade trinken und Lutscher essen.


    Trotz der Versorgung ihrer Kinder in der Arche, und obwohl sich viele Eltern gar nicht oder nur unzureichend um ihre Kinder kümmern, beziehen sie Kindergeld und Hartz IV für ihre Kinder. Der Hartz-IV-Satz beträgt seit dem 1. Januar 2013 immerhin 224 Euro für Kinder bis zu sechs Jahren, 255 Euro für Kinder von sechs bis 13, 289 Euro für 14- bis 17-Jährige, ab Volljährigkeit bis einschließlich 24 Jahre beträgt der Hartz-IV-Satz 306 Euro. Die Eltern bekommen dieses Geld, auch wenn sie es nicht für ihre Kinder ausgeben. Die Bezüge entfallen auch dann nicht, wenn klar wird, dass die Kinder nicht einmal ein Frühstück, ein Pausenbrot, ein warmes Essen, Schulhefte und Bücher bekommen. Auch wenn Migrantenkinder mit null Deutschkenntnissen und damit schlechten Startchancen eingeschult werden, obwohl die Anmeldung in einem Kindergarten oder einer Kita ein leichtes gewesen wäre, wird das nicht mit dem Entzug des Kindergelds sanktioniert.


    Der Hamburger Bernd Siggelkow, der nun in Berlin lebt, kennt schwierige Verhältnisse, denn er ist in St. Pauli aufgewachsen und diente bei der Heilsarmee im Rotlichtmilieu. Als er sah, dass die Leute in Hellersdorf Hilfe nötig haben, beschlossen er und seine Frau umzuziehen. Sie sind überzeugt, dass ihre Entscheidung richtig war. Die Kinder kommen gerne und fragen den Pastor immer mal wieder, wer denn der merkwürdige Mann am Kreuz sei, der in der Arche hängt, denn mit Religion ist in Hellersdorf niemand großgeworden.


    Der Koch Peter T. ist seit Beginn dabei. Seine Kinder und seine Exfrau kommen auch in die Arche. Er kennt hier alle beim Namen, weiß, wessen Vater sich verdrückt hat oder im Knast sitzt, welche Mutter sich nicht um ihre Kinder kümmert oder arbeitet bis zum Umfallen. Er ist sicher: die Kinder brauchen außer Essen auch Anteilnahme. Er selbst ist Hellersdorfer und kennt die Verhältnisse. Sein Leben ist wie das vieler anderer mit der Wende aus den Fugen geraten. Sein Werk hat dicht gemacht, die Kinderkrippe auch, und dass er den ganzen Tag zu Hause saß, hat seine Ehe nicht verkraftet.


    Peter T. träumt vom Wilden Westen, und dass er mal irgendwann dorthin fahren kann – mit Lebensgefährtin Uschi, seinen Kindern und Enkelkindern. Er lebt von Hartz IV plus 400 Euro durch den Job in der Arche. In einer Gaststätte oder in einem Hotel wolle er nicht mehr arbeiten. In Pastor Siggelkows Suppenküche sei es gemütlich und heimelig, sagt er, wie bei einer Familie. Das Kollektiv sei nett und es gebe keinen Chef, der Druck mache, jeder stünde für den anderen ein – fast so wie in alten Zeiten.


    Jeden Tag kommt Mendy mit ihrer kleinen Schwester Patricia in die Arche. Die Kleine wird gefüttert, gewickelt, herumgefahren, bis sie einschläft. Dann kann Mendy ein bisschen spielen. Jessica und Saskia, die mittleren Schwestern, kommen direkt vom Kindergarten dorthin und bringen mit« was sie unbedingt zum Glücklichsein brauchen: ihre Lieblingspuppe.


    Die Mutter verbringt den Vormittag mit Nachbarn und Bekannten im Café. Von dort aus dirigiert sie per Handy nach der Schule ihre älteste Tochter herbei: Michaela, die Vierzehnjährige, kommt direkt zum Café, um die kleinste Schwester abzuholen und zusammen mit ihr in die Arche zu zuckeln. Die Küchenleute kennen die ganze Familie: Vater, Mutter, sechs Kinder. Arm? Keineswegs: Der Vater arbeitet bei der Stadtreinigung. Die Mutter hat seit der Geburt des jüngsten Kindes Erziehungsurlaub, aber kümmert sich kaum um die Kleine.


    Hier im Viertel kennt jeder jeden, und die Nachbarn wissen, dass Michaela oft noch einen Einkaufszettel oder die Hundeleine in die Hand gedrückt bekommt. Nie frage die Mutter, wie es in der Schule gewesen sei und ob Michaela damit klarkomme, ständig für die kleinen Geschwister verantwortlich zu sein. Am liebsten kämen die sechs Kinder auch noch am Wochenende, aber dann ist die Suppenküche geschlossen.


    Pastor Siggelkow kennt die Familienverhältnisse »seiner« Kinder. Ändern kann er sie nicht. Nur zuhören, Mut machen, unterstützen. Während die Kinder Essen bekommen und spielen, haben die Eltern jeden Tag dringende »Termine« mit Vera oder Barbara Salesch oder bekommen »Besuch« von Britt oder Alexander Hold. Viele Hellersdorfer schimpfen: manche Eltern würden ihre Kinder aus reiner Bequemlichkeit in die Arche schicken, denn wer sein Geld vernünftig einteile, komme auch damit aus. Und wer wolle, bekomme auch sein Leben geregelt.


    Kevin isst mit gesundem Appetit. Auch seine fünf Brüder und seine Schwester kommen in die Arche. Ihre Mutter ist alleinerziehend, hat gerade einen neuen Freund. Sie lebt von Hartz IV und erzählt, es sei schwer, einen Job zu bekommen, wenn man dem potenziellen Arbeitgeber erzähle, zu Hause seien sechs Kinder zu versorgen. In der Wohnung sieht es aus, als sei eine Bombe eingeschlagen: ein Fernsehapparat quakt unablässig, aus den Zimmern der Kinder dröhnt die Playstation, es piepen Gameboys, keine Bücher – nirgends. Auch keine Gesellschafts- oder Kartenspiele. Die Mutter trägt schwer atmend einen Wäschekorb durch das Chaos im Wohnzimmer. Wahrscheinlich hat sie Kleidergröße 56. Die Kinder bekommen selten Obst, meist gibt es Süßes auf die Hand.


    Erzähle ich von solchen Begegnungen in Talkshows, in die ich gelegentlich eingeladen werde, wird mir geradezu reflexartig vorgeworfen, ich würde Klischees bedienen. Mag sein, dass das, was ich immer wieder in Wohnungen wie der beschriebenen gesehen habe, Klischees sind. Aber sie stimmen. Leider. Die Wohnungen, deren Bewohner Kevin und Mendy, Jessica und Zoe-Jaqueline heißen und die in Berlin-Hellersdorf und Hamburg Mümmelmannsberg oder Steilshoop liegen, haben merkwürdige Ähnlichkeiten. Vergleichbar dem Altar in Kirchen hängt in jedem Wohnzimmer ein riesiger Flachbildschirmfernseher an der Wand. Davor ein großes wurstartiges Sofa. In den Zimmern der Kinder sind die Fernseher etwas kleiner. In der Küche stehen Batterien von Limo- und Colaflaschen, der Aschenbecher quillt über. Unter dem Wohnzimmertisch von Kevins Familie etwa guckt ein riesiger schwarzer Schnauzer hervor und bellt wütend. Arm ist die Familie nicht, jedenfalls nicht in ökonomischer Hinsicht.


    Kevins Mutter sieht das Angebot der Arche ganz praktisch: »Es entlastet das Budget, wenn ich nicht fünfmal in der Woche für so eine große Familie kochen muss.« Das ist aber nicht Sinn der Suppenküche, wohin Kosten »ausgelagert« werden, während für die Kinder in Form von Kindergeld und Hartz IV Geld eingenommen wird.


    Bernd Siggelkow ist nicht naiv. Er weiß, dass manche Familien ökonomisch betrachtet nicht arm sind. Er will aber nicht kontrollieren, wer zu Recht einen Teller Essen bekommt. Die Tür soll – solange es geht – für alle offen sein. Und so werden weiterhin alle Kinder einen Schlag Suppe bekommen, eine liebevolle Umarmung, Anteilnahme, Beständigkeit erfahren. Sie lieben den Pastor, der keine frommen Sprüche macht, Zeit hat für die Befriedigung ihrer Bedürfnisse und mit ihnen spielt. Für viele ist er der einzige wirklich zuverlässige Anker im Leben. Das Erste, wonach sie ihn damals fragten, als er kam, war: »Wie lange bleibst du?« Und da er ein frommer Mensch ist, will er den Kindern zeigen, was Zuverlässigkeit ist. Wenigstens in der Arche, in Siggelkows Suppenküche, finden sie Zuflucht. Im Gegensatz zu dramatischen Presseberichten, wo so getan wird, als herrschten in Deutschland Zustände wie in Bangladesch oder Burundi, hungern die Kinder nicht: ihr Problem ist nicht Armut, sondern Verwahrlosung. Auch im reichen Hamburg ist das so. Zwischen Stadtteilen wie Steilshoop oder Osdorf und dem idyllischen Blankenese oder Klein Flottbek liegen nicht nur ein paar Kilometer, sondern Welten. Mithilfe von Spenden haben Hamburger in Mümmelmannsberg, inzwischen auch in Neuwiedenthal und in Kirchdorf-Süd einen Kindertreff, die sogenannten »Mittagskinder« gegründet. Laura ist sechs und kommt jeden Tag dorthin. Ihre Mutter arbeitet von vier Uhr morgens an als Putzfrau. Der Vater ist arbeitslos und mit Lauras Betreuung offenbar überfordert. Er mache ihr mittags immer eine Dose auf, erzählt sie. Auch Laura muss nicht hungern, ihr fehlt es an anderem. Am liebsten spielt sie bei den Mittagskindern mit einer Puppenstube, baut dort Möbel auf und sortiert die Familienmitglieder so, wie sie sich das wahrscheinlich auch für ihre reale Welt erträumt. Die Welt von Lauras Puppenhaus ist heil: Es gibt Eltern zum Spielen, ein aufgeräumtes Wohnzimmer, eine Torte auf dem Tisch, eine Familie, die sich darum versammelt.


    Ich fahre zu Laura nach Hause und treffe dort ihren Vater. Der 54-jährige Fliesenleger ist seit zwei Jahren arbeitslos. Es ist Nachmittag, aber die Vorhänge sind noch zugezogen, das Bett, aus dem er offenbar gerade gekrabbelt ist, ist zerdrückt. Müll stapelt sich in der Küche, der Abwasch türmt sich im Waschbecken, der Aschenbecher quillt über, der Fernseher läuft.


    Lauras Vater erzählt, ihm falle die Decke auf den Kopf. Aber mit Laura spielen oder für sie kochen, während seine Frau arbeitet, sei nicht sein Ding, sagt er. Er lebt von Hartz IV und Kindergeld, aber für DVDs und ein Sky-Abo reicht es. »Was machen Sie denn den ganzen Tag?«, will ich wissen. »Ach, ich sehe mir Videos an, drei bis vier am Tag.«


    »Und kommen Sie da nicht irgendwann mal durcheinander, also kriegen Sie noch zusammen, wer wen umgebracht hat, wer wen liebt oder hasst, wer heiratet oder sich scheiden lässt?«


    »Nein«, antwortet Lauras Vater. »Ich komme nicht durcheinander, aber ich kann mir die Filme ja auch immer wieder angucken. Manche sehe ich ein paar Mal hintereinander.«


    »Und Laura? Könnten Sie nicht mit ihr mal Mensch, ärgere dich nicht spielen?«


    »Och, Laura wird’s schon nicht langweilig«, zuckt er die Schultern. »Die hat doch auch einen eigenen DVD-Player, und ihre Schwester auch.«


    Vielleicht sollten glühende Befürworter von Betreuungsgeld solche Verhältnisse mal betrachten. Jeder Euro, der an Lauras Vater überwiesen wird, wird in Zigaretten und noch mehr DVDs angelegt werden. Es gibt in der ganzen Wohnung kein einziges Gesellschaftsspiel. Laura guckte mich verständnislos an, als ich fragte, ob sie gern Memory oder Malefiz spiele. Auch Kinderbücher gibt es keine. Dafür kann Laura perfekt ihren eigenen DVD-Player bedienen. Wie man eine Kartoffel schält und kocht, ist ihr dagegen neu.


    Ines Hinrichs, Erzieherin und Leiterin des Mittagstischs und Kindertreffs, ist ein fester Anker. Zuverlässig behält sie den Überblick und zeigt den Kindern, dass Essen nicht aus der Dose kommen muss. Sie weiß, dass Armut viele Gesichter hat, nicht nur Hunger oder Krankheit bedeutet. »Für mich ist ein Kind arm, um das sich keiner kümmert«, sagt Ines Hinrichs. »Und davon gibt es bei den Mittagskindern genug.« In der Regel bekommen diese zu Hause einen Euro zugesteckt, damit sie sich an der nächsten Imbissbude ein paar Pommes holen können. Gekocht wird zu Hause so gut wie nie, erzählen die Kinder.


    Nach dem gemeinsamen Kochen und Essen holt Ines Hinrichs für die Kleinsten ein paar Bilderbücher hervor. Die Größeren versammeln sich in einer Ecke, kuscheln sich aneinander: Vorlesestunde. Auch das ist neu für die meisten Kinder, die herkommen. Es gibt Bücher, die Spaß machen, man lernt und erfährt etwas dabei, ohne dass es flimmert, jemand kreischt oder zappelt. Abends, bevor der Kindertreff schließt, gibt es noch warmen Tee und Obst. Ines Hinrichs weiß, dass der Kühlschrank zu Hause leer ist und nicht alle Eltern da sind. Um halb sieben zuckeln alle ab. Ich gehe mit, besuche Jaqueline, Kevin und Zoe-Jennifer zu Hause. Das Abendprogramm steht fest. Der »Hausaltar« steht an zentraler Stelle bereit. Die »Hausgötter« erscheinen auf Knopfdruck, die Flimmerkiste läuft. Ist eine Familie aus den Fugen geraten, ist wenigstens auf die Super Nanny oder den Kommissar von K11 Verlass. Sie kommen zuverlässig ins Haus und geben dem Leben einen festen Rahmen. Bei Zoe-Jennifer und Kevin ist die Kiste den ganzen Tag gelaufen. Der Vater ist Bauarbeiter und bekommt zurzeit Schlechtwettergeld. Lauras Schwester verpasst keine Sendung von Big Brother oder Germany’s Next Topmodel, und auch die Sechsjährige hat schon ihr festes Abendprogramm.


    Die Hamburger Damen, die den Mittagstisch gegründet haben, wollen den Kindern etwas Besonderes bieten. Für Sonntag haben sie Freikarten für ein Konzert, doch nur wenige der Angemeldeten tauchen auf. Ines Hinrichs telefoniert seit dem frühen Morgen hinterher, denn sie macht täglich die Erfahrung, dass viele Eltern ihr eigenes Leben nicht in den Griff bekommen und das ihrer Kinder nicht zuverlässig planen können.


    Doch irgendwann zuckeln alle endlich los. Auf der Bühne wird Mozart für Kinder gespielt. Sie können mitsingen, sich zur Musik bewegen. Regungslos und staunend sitzt der kleine Kevin neben mir: »Das ist ja ein cooler Film«, flüstert er plötzlich und zieht mich am Arm. Irgendwann begreift er, dass es Menschen sind, die auf In­strumenten spielen, singen, sich bewegen. Mozart zum Anfassen und Mitmachen. Laura, Kevin, Zoe-Jennifer und Jaqueline sind nach dem Konzert völlig aus dem Häuschen, reden noch in der U-Bahn davon, dass dort »richtige Menschen« zu sehen waren und dass sie sogar mitmachen durften. Vielleicht ist hier ein Keim gelegt worden für die Entdeckung einer anderen Welt ohne Krimis, Action und Krawallshows, ein erster Schritt weg von Hartz IV und Aussichtslosigkeit.


    Heinz Buschkowsky schreibt in seinem Buch Neukölln ist überall von der Möglichkeit, in Berlin von der Zuzahlung von Lernmitteln freigestellt zu werden: »Nicht zu den Lernmitteln beisteuern müssen alle Erziehungsberechtigten, die öffentliche Leistungen wie Hartz IV, Sozialhilfe, Wohngeld oder BAföG beziehen. Der Anteil betrug im Schuljahr 2011/2012 in ganz Neukölln 55 Prozent und im Norden 79 Prozent. Hier weisen nicht wenige Schulen sogar Befreiungen von über 90 Prozent aus […] Die Befreiungen bedeuten, dass in einer Schule 80 Prozent, 90 Prozent oder fast alle Eltern keiner geregelten offiziellen Arbeit nachgehen.« Die Kinder dieser Eltern erleben nie, dass Vater oder Mutter morgens aufstehen, zur Arbeit fahren und abends vom Tag im Betrieb oder der Firma erzählen. Sie kennen nicht das Gefühl, dass Vater oder Mutter nach Hause kommen und beim Abendessen am Tisch von der Arbeit, von Kollegen, einer Auseinandersetzung mit dem Chef, von Erfolg oder Misserfolg berichten. Warum sollten sie sich in der Schule anstrengen oder zuhören, wenn die Lehrerin sie zu guten Leistungen anspornt, damit sie später einen guten Abschluss, eine Lehrstelle, einen Arbeitsplatz bekommen? Sie kriegen ja in ihrem Alltag mit, dass das Geld vom Amt kommt und nicht von der Firma: ein fataler Anreiz und ein Kreislauf, der Hartz-IV-Dynastien befördert.


    Die Frage ist: wollen wir das ? Befördert unsere »Armutsindustrie«, die »Leistungsempfänger« unterstützt, ohne »Leistung« zu erwarten oder gar zu fordern, nicht dauerhaft eine Vollkaskomentalität? Sollten wir hier nicht energisch umsteuern, Forderungen nach immer mehr Geld für Hartz-IV-Empfänger zurückweisen und stattdessen lieber in Kinderbetreuung und Ganztagsschulen investieren, damit Kinder aus solchen Milieus herauskommen?


    Und wir sollten Klartext reden und uns darüber klarwerden, dass diejenigen, die ständig von »Armut« in Deutschland reden, dies keineswegs uneigennützig tun, sondern auch und vor allem ihren eigenen Arbeitsplatz im Blick haben.


    Die aus Spenden finanzierten Suppenküchen von Pfarrer Siggelkow und Susanne Aschenbrenner, um nur zwei von vielen zu nennen, zeigen, dass dieser Art von Armut nicht mit mehr Geld beizukommen ist, sondern nur mit mehr Konsequenz, denn: Wenn Leistungen durch den Staat abgekoppelt werden von jedweder Form von Arbeit, wachsen ganze Generationen heran, die es für selbstverständlich halten, dauerhaft alimentiert zu werden.


    Wie es anders gehen kann und was es bringt, umzusteuern, zeigt das nächste Kapitel.


    

  


  
    Wie machen es die anderen? Vorbild Holland


    Wir fahren in die Niederlande, viel Polderland und eine Einwohnerzahl von gerade mal 16 Millionen. Alles ist überschaubar und die Städtchen wirken adrett. Wie läuft es eigentlich hier mit Arbeitslosigkeit und Sozialhilfe? Ist es hier so einfach wie in Deutschland, es sich mithilfe von Vater Staat bequem zu machen?


    Das niederländische Pendant zu Hartz IV ist das WWB. Die Abkürzung steht für Wet Werk en Bijstand, Gesetz für Arbeit und Unterstützung. 2004 wurde in den Niederlanden das Ruder radikal herumgerissen. Das heißt, wer hier Geld vom Amt will oder braucht, ist gezwungen, aktiv zu werden. Leistung ohne Gegenleistung gibt es hier nicht mehr. Die Grundsicherung für einen Erwachsenen beträgt seit 1. Januar 2013 879,10 Euro; 10,44 Euro weniger als im Jahr davor. Damit müssen Nahrungsmittel, Miete und Heizkosten bezahlt sowie sämtlicher Bedarf des täglichen Lebens gedeckt werden. Im Mai erfolgt eine Einmalzahlung von 561,48 Euro, gedacht als Urlaubsgeld. Im Gegenzug müssen die Bezieher auch jeden Job annehmen, der sich bietet. Findet sich keine Stelle auf dem Ersten Arbeitsmarkt, müssen die Empfänger von Arbeitslosengeld für eine Maßnahme zur »sozialen Aktivierung« zur Verfügung stehen. »Jeder hat irgendwann gesehen, dass es so nicht weitergehen konnte. Wir hatten eine Million Erwerbsunfähige, bei sechs Millionen Beschäftigten«, sagt Piet Hein Donner, bis 2010 Sozial- und Arbeitsminister der Niederlande. Darum gilt seit der Reform das Prinzip: Geld, ohne etwas dafür zu tun, gibt es nicht mehr.


    Kein Wunder also, dass Ursula von der Leyen nach gerade mal 100 Tagen im Amt ins Nachbarland reiste und feststellte: »Die Niederlande sind der deutschen Entwicklung voraus.« Maike Rademaker von der Financial Times begleitete die Ministerin damals auf ihrer Reise und war beim Besuch eines Fitnesscenters für Arbeitslose dabei. Sie berichtete: »Zwischen den Fitnessgeräten steht ein Trainer, mit Ohrring, glatzköpfig, muskelbepackt und tätowiert: »Wechseln«, brüllt der Holländer [die Trainierenden an, Anm. d. A.] und sofort wechseln die stumm ackernden Männer auf ein anderes Gerät. Sprachlos ist kurzfristig auch Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen. Ein Fitnesscenter für Arbeitslose, das hat sie nicht erwartet in Amsterdam. »Das ist schon verblüffend«, kommentiert sie die Erfahrung später und lobt: »Aber es ist überzeugend – wer arbeiten will, muss fit sein.«


    »Alle in Bewegung halten«, fordert auch die Gemeindedirektorin der Gemeinde Drechsteden, Yvonne Bishar. Das sei das Geheimnis des Erfolgs der neuen Arbeitsmarktpolitik und das wichtigste Ziel aller Bemühungen. Keiner solle sich daran gewöhnen, vier oder gar sechs Wochen zu Hause zu sitzen, auszuschlafen, den Tag zu vertrödeln und fernzusehen. Also werden auch in der Gemeinde Drechtsteden einige derjenigen, die sich arbeitslos gemeldet haben, erst mal ins Fitnesscenter geschickt, wo sie Laufprogramme absolvieren und vor allem durchhalten müssen. Die Philosophie dahinter ist ganz simpel: Nur körperlich fitte Menschen schaffen es, morgens aufzustehen und einen Arbeitstag hinter sich zu bringen. Sie rennen auf Laufbändern, wuchten Gewichte, machen Sit-ups und Kniebeugen. In Schwung bleiben, lautet einmal mehr die Devise. Die Kommune zahlt das Fitwerden und betrachtet das als Investition in die Zukunft. Denn Arbeitslose sollen daran gehindert werden, nur rumzusitzen, und sie sollen lernen, im Job dabei zu bleiben, nicht aufzugeben. Negativ reagieren die Teilnehmer darauf offenbar nicht. Sie sehen es als Teil eines sinnvollen Programms, das sie zurück ins Arbeitsleben bringen soll.


    Eine junge Frau rennt mit heraushängender Zunge auf dem Laufband und lässt sich von meiner Frage nicht beirren, ob sie das für sinnvoll halte. »Ja, durchaus. Man fühlt sich besser und wird fitter.«


    »Wie lange sind Sie bereits arbeitslos?«


    »Acht Monate.«


    »Was sind Sie von Beruf?«


    »Ich habe in einer Rasierklingenfabrik gearbeitet.«


    Wer fit genug ist, muss anschließend und so bald wie irgend möglich eine Ausbildung machen, im Garten oder auf dem Bau arbeiten oder einen zumutbaren Job annehmen. Mittlerweile sieht man das als selbstverständlich an. Die Reform wurde vor ihrer Einführung jedoch heftig diskutiert. Einige sprachen sogar von Zwangsarbeit, Herzlosigkeit und fragten, ob so eine »Ausbeutung« überhaupt vertretbar sei. Auch die Begeisterung der Arbeitslosen hielt sich zunächst in Grenzen. Ende 2007 wurde das Gesetz dann noch einmal verschärft: Die niederländische Regierung beschloss, junge Menschen bis zu 27 Jahre hätten von nun an keinen Anspruch mehr auf Sozialhilfe. Von der verschärften Regelung ausgenommen wurden nur besonders Benachteiligte wie Alleinerziehende oder Menschen mit Behinderung. Darüber hinaus wurden die Kommunen dazu verpflichtet, jungen Arbeitslosen eine Ausbildung oder einen Job anzubieten. Auch die Kombination aus beidem ist seither möglich: Der Arbeitgeber zahlt den Lohn und die Gemeinden übernehmen die Kosten der Aus- oder Weiterbildung. Der Anspruch auf Hilfe fällt bei Ablehnung eines solchen Angebots allerdings sofort weg. Erreichen will man damit, dass junge Menschen bessere Chancen im Berufsleben haben und nicht schon so früh von der Stütze abhängen.


    Aber nicht nur die Arbeitslosen müssen sich bewegen, auch die Verwaltung der Arbeits- und Sozialämter arbeitet inzwischen schneller und effektiver. Wer sich dort erwerbslos meldet, dem wird schon am nächsten Tag angeboten, eine Ausbildung zu machen, eine gemeinnützige Arbeit zu übernehmen oder sich auf dem Arbeitsmarkt anzubieten. Gegebenenfalls auch zunächst auf einem Niveau, das unterhalb der bereits erworbenen Qualifikation liegt.


    Das Geheimnis, warum sich auch die Kommunen inzwischen bewegen, ist schnell gelöst: Bis 2004 bekamen diese 75 Prozent der Sozialausgaben vom Staat zurück. Sie übernahmen also selbst nur ein Viertel der Kosten. Kein Wunder, dass das Interesse, den Zustrom der Sozialhilfeempfänger zu stoppen, eher gering war. Seit 2004 haben die Kommunen unseres Nachbarlands die alleinige Verantwortung und müssen somit die gesamte Grundsicherung erwerbsloser Bürger tragen. Nach bestimmten Kriterien, wie beispielsweise dem prognostizierten Wirtschaftswachstum, wird ein festes Budget errechnet, mit dem die Kommunen die Erwerbslosen wieder in die Arbeitswelt bringen sollen. Kommen sie damit nicht aus, müssen sie draufzahlen. Halten sie allerdings gut damit haus, sodass noch etwas übrig bleibt, darf der Überschuss behalten und für andere Zwecke eingesetzt werden. Ein finanzieller Ansporn, der Wirkung zeigt. Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit wurde auf diese Weise effektiver und immer öfter gewonnen. Und weil auch die Verwaltung der Arbeits- und Sozialämter der Kommunen mitspielt, zeigten sich rasch erste beachtliche Erfolge: Mehr als eine halbe Million Euro konnten die Kommunen jeweils in den ersten beiden Jahren einsparen und die Arbeitslosenzahlen gingen deutlich zurück, besonders bei den jüngeren Menschen.


    Doch wie funktioniert das alles genau? Die niederländischen Jobcenter, Centers voor Werk en Inkomen, verwalten das WWB und setzen konsequent den »Work-First«-Ansatz um. Die Antragsteller melden sich also bei den Vermittlern und werden von ihnen direkt zu einer Stellenvermittlung geschickt. Jobs, die sofort angetreten werden können, werden dort vorgestellt. Wer so einen nicht ausüben kann – sei es aufgrund von Krankheit oder der familiären Situation –, muss eine Fortbildung oder ein Praktikum absolvieren. Sogenannte Werkacademien sind wiederum Anlaufstellen, wo Arbeitslose motiviert und »trainiert« werden, um ihre Integrationschancen zu verbessern. Die Programme der Kommunen sind zwar alle etwas unterschiedlich, aber bei allen gilt: erst Arbeiten, dann das Geld. In vielen Orten ist es Pflicht, sich spätestens zwei Tage nach der Antragstellung bei den Stellenvermittlern zu melden und eine Tätigkeit aufzunehmen, in der eine bestimmte Anzahl von Wochenstunden gearbeitet werden muss. Wer sich weigert, bekommt ganz einfach die Hilfe gekürzt. Hart, aber fair.


    Auch Sozialbetrug ist in den Niederlanden schwieriger, weil stärker kontrolliert und konsequenter damit umgegangen wird als bei uns. Besonders bei neuen Antragsstellern ist man hinterher. In Deutschland haben die Jobcenter oft zu wenige Mitarbeiter, die überhaupt in der Lage wären, einem Missbrauchsverdacht nachzugehen. In den Niederlanden bekommt man auch unangemeldeten Besuch vom Amt. Es werden harte, aber wirkungsvolle Methoden angewendet, mit klaren Konsequenzen: Wer betrügt, fliegt aus dem Programm.


    Alternativen zur Beschäftigung auf dem Ersten Arbeitsmarkt sind gemeinnützige Tätigkeiten wie Straße kehren, Müll im Park aufsammeln, alten Menschen vorlesen oder ihre Einkäufe nach Hause tragen. Das ist sicher nicht der Traum aller erwerbslosen Niederländer, und natürlich ist der Frust mancher Betroffener spürbar. »Es wird gelegentlich gemeckert und gemault«, räumt Gemeindedirektorin Yvonne Bishar ein. Doch schnell macht sie klar: »Maulen nützt nichts, denn es wird hart durchgegriffen. Wer eine Arbeit ablehnt, bekommt die Hilfe gekürzt. Meldet man sich krank, reicht der gelbe Zettel vom Hausarzt nicht, sondern der Kranke wird zum Amtsarzt geschickt.« Das Ergebnis der Umsetzung des »Work-First«-Prinzips: Viele Antragsteller suchen sich lieber eine Arbeit, die sie wirklich machen wollen, als im Fitnessklub zu trainieren oder den ganzen Tag eine gemeinnützige Aufgabe zu verrichten. Unsere Nachbarn haben sich offensichtlich an das strikte Regiment gewöhnt und akzeptieren, für das Geld, das sie vom Staat erhalten, eine Gegenleistung zu erbringen. Jedenfalls höre man selten jemanden grummeln, sagt Gemeindedirektorin Yvonne Bishar. »Vielleicht spüren viele auch, dass ihnen die Arbeit guttut.«


    Ein junger Mann von höchstens Anfang 20 ist da nur ein Beispiel von vielen. Er gräbt einen Garten um, reißt Unkraut aus, setzt Pflanzen ein. Er wirkt dabei nicht verbittert oder schlecht gelaunt. »Ich kriege kein Geld, wenn ich nicht arbeite. Ich bin jung, ich kann doch arbeiten. Das ist kein Problem.« Sein Ausbilder geht mit prüfendem Blick durch den Garten, korrigiert hier, fragt da und findet offenbar gut, dass hier seit dem neuen Umgang mit Arbeitslosigkeit ein Umdenken stattgefunden hat und ein neuer Wind weht: »In Holland sind die Zeiten vorbei, dass man nur so Geld bekommt. Das ist vorbei. Jeder, der etwas kann, muss arbeiten, egal, was für eine Arbeit es ist, aber arbeiten muss man«, sagt er entschieden.


    Künstliche Arbeitswelten und sinnlose Beschäftigungstherapien gibt es hier nicht. In einem Museumsdorf bauen junge Leute ein altes Bauernhaus wieder auf – in ihrem eigenen Tempo, unter der Anleitung von Ausbildern. Es fällt auf, dass zwei Drittel derer, die hier klopfen, hämmern, sägen, Dachsparren und Fußböden verlegen, Migranten sind. Auch die Niederlande hatten wie Deutschland bisher das Problem, dass unter diesen die Arbeitslosenquote doppelt so hoch war wie unter der einheimischen Bevölkerung. Das wollte man nicht mehr als unabänderliches Faktum hinnehmen. Hier gegenzusteuern, die jungen Leute gleich mit in die Verantwortung zu nehmen für ihr neues Leben in der für sie neuen Gesellschaft, betrachtet man in den Niederlanden als eine gute Investition in die Zukunft. Man zeigt ihnen damit auch, dass man sie für tüchtig hält, sie ermutigt, weiterzukommen, bald auf eigenen Füßen zu stehen und für sich selbst zu sorgen. Ein Abschied von Vater Staat als alleinigem Versorger, der die Bürger damit auch unselbstständig macht. So sieht es jedenfalls einer der Ausbilder: »Wir finden wichtig, dass die jungen Leute Verantwortung für ihr eigenes Leben übernehmen und nicht sagen: ›Ach, wie schön, der Staat bezahlt alles und kümmert sich um alles.‹ Der Staat ist nicht für alles verantwortlich. Mit dieser Haltung kommt man bei uns nicht mehr durch.«


    Auch die niederländischen Gewerkschaften ziehen mit. Sie beharren nicht mehr darauf, dass regulär beschäftigte Handwerker diese Arbeiten zu machen haben. Es gibt – quer durch die Gesellschaft der Niederlande – eine Übereinkunft darüber, dass von jedem Engagement gefordert werden darf. Einwanderer aus Indonesien und von den Niederländischen Antillen, von denen manche Holländisch nur gebrochen beherrschen, haben offenbar die Zeichen der neuen Zeit verstanden und akzeptieren das, was von ihnen gefordert wird. Nicht einer beschimpft die Mitarbeiter, die auf den pünktlichen Arbeitsbeginn achten, sie ausbilden und Wert darauf legen, dass Pausen wirklich nur eine halbe Stunden dauern, als Rassisten oder Ausbeuter. Jeder weiß, dass Nichtkommen und Nichtmitmachen im Ernstfall mit Sanktionen belegt werden. Es herrscht offenbar Konsens und eine Offenheit dafür, dass alle, Holländer wie Einwanderer, mitziehen müssen. Probleme werden benannt. Junge Leute, die kein Niederländisch sprechen, keine Schule besucht und keinen Beruf gelernt haben, werden als gefährliche Zeitbombe, als sozialer Sprengstoff angesehen.


    Die offene Diskussion und die gemeinsame Suche nach Lösungen führen offenbar zu deutlichen Erfolgen. Übereinstimmend sagen die jungen Männer, die im Museumsdorf klopfen und hämmern, Maß nehmen und Holz sägen: »Ich muss und will herkommen, sonst krieg’ ich kein Geld.« Und auf die Frage, ob sie lieber zu Hause sitzen würden, antworten sie entschieden: »Nein, nein, das ist schon in Ordnung so. So ist das Leben. Du musst für dein Geld arbeiten.« Ein anderer daneben bekräftigt nochmals: »Du musst arbeiten, wenn du Geld haben willst.«


    Doch auch die Niederlande sind keine Insel der Glückseligen. Auch hier gibt es Problemfälle. Auch hier wird es so sein, dass jemand mal nicht rechtzeitig aus dem Bett kommt, lieber chillen will und keine Lust hat, schwere oder monotone Arbeit zu verrichten: »Ja, das gibt es natürlich auch«, räumt einer der Ausbilder ein, aber dann gehe einer der Meister zu den jungen Leuten, die morgens nicht erschienen sind, nach Hause und frage: »He, wo bleibst du? Was ist los mit dir?«


    »Und wenn der dann im Bett liegen bleibt und sagt, er habe keine Lust zu so einer blöden Arbeit, er bleibe lieber zu Hause. Was machen Sie dann?« frage ich. »Ganz einfach – dann bekommt er kein Geld mehr.« Gemeindedirektorin Yvonne Bishar nickt bekräftigend und legt nach: »Es gibt eine Menge, was man für die Gesellschaft tun kann, auch außerhalb des Ersten Arbeitsmarkts. Zum Beispiel Straßen säubern, Behinderten beim Spaziergang helfen, ihnen was zu essen bringen, Alten beim Einkaufen helfen oder sogar im Winter Schnee schippen. Und es ist wichtig, all so was zu tun. Denn was man bekommt, wenn man von staatlicher Hilfe lebt, muss verdient werden von denen, die arbeiten, die Steuern bezahlen. Also muss man an diese Leute etwas zurückgeben.«


    Die Umsetzung des Ansatzes wird auch dadurch erleichtert, dass Daten in den Niederlanden regelmäßig abgeglichen werden und Gemeinden, Schulen und Ausbildungsstätten sich ständig austauschen, ohne dass Datenschützer aufgeregt intervenieren. In Holland bekommt beispielsweise jede Gemeindeverwaltung, die für die arbeitslosen jungen Leute zuständig ist und diese finanziell unterstützt, einen Hinweis, wenn die den Unterricht schwänzen oder nicht am Arbeitsplatz erscheinen, und sie kann sofort gegensteuern: Werden Erwartungen dauerhaft nicht erfüllt und Pflichten vernachlässigt, wird die Hilfe gestrichen. Bei uns spricht man dann euphemistisch von »schuldistanzierten Jugendlichen«, und bevor Leistungen gestrichen werden, werden sie erst einmal gebetsmühlenartig ermahnt. Derjenige wird dann oft belächelt, nach dem Motto: Du kannst mir doch gar nichts. In den Niederlanden wird niemand gepampert à la »Wir möchten dich freundlichst bitten, aktiv zu werden, und dir gerne anbieten, einen Sprachkurs zu machen, denn das siehst du doch sicher ein, dass du ein bisschen Niederländisch sprechen können solltest, wenn du hier einen Arbeitsplatz haben willst.« Dennoch ist das Klima in den Jobcentern freundlich, und alle gehen höflich, aber bestimmt miteinander um. Unsere Kanzlerin würde sagen: »Alternativlos.« Das heißt, die Arbeitslosen im Nachbarland werden respektvoll behandelt, wobei ihnen auch deutlich gemacht wird, dass es keine Alternative zur angebotenen Ausbildung, zum Arbeitsplatz, Sprachkurs oder eben auch zu der gemeinnützigen Arbeit gibt. Verweigerung führt, man kann es nicht oft genug wiederholen, zu sofortigen Sanktionen, zum Entzug der Unterstützung. In den Niederlanden spricht keiner davon, die Würde eines Menschen werde verletzt, wenn er Grünanlagen reinigt. Es wird nicht mehr darüber diskutiert, ob Schneeschippen unzumutbar sei, wie es hierzulande in epischer Breite in jeder Talkshow passiert. Stattdessen vertraut man darauf, dass jeder irgendetwas jederzeit zum Wohle der Allgemeinheit beitragen kann.


    Die Direktorin der Gemeindeverwaltung fährt mit mir in ein Wohnviertel ihrer Gemeinde, wo gerade ein Kleinlaster die Runde macht. Zwei arbeitslose Einwanderer springen heraus, sehen sich prüfend um und werfen Säcke mit Abfall, ein altes Sofa und einen kaputten Stuhl auf die Ladefläche des Transporters. Sie sorgen für Ordnung. Anwohner hatten die Säcke achtlos neben die Mülltonnen gestellt, jetzt werden sie weggeräumt. Andere harken Wege, sammeln zwischen den Bäumen Papier auf, unterstützen alte Leute beim Einkaufen, die es nicht mehr schaffen, Mineralwasserkisten oder schwere Tüten mit Kartoffeln in die Wohnung zu schleppen, oder sie gehen ihnen zur Hand, wenn sie nicht mehr beweglich genug sind, um etwa ihr Treppenhaus in Ordnung zu halten, für viele eine lebensnotwendige Hilfe. Viele Ältere kommen in ihrer Wohnung nämlich sonst noch wunderbar allein zurecht und sind noch selbstständig genug, weshalb sie noch nicht in ein Altersheim ziehen wollen. Das ermöglicht der gemeinnützige Einsatz der Arbeitslosen. Die Helfer wissen, dass diese Menschen auf sie angewiesen sind. Die Unterstützung ist sehr willkommen, was wiederum auch den Helfern guttut. Sie bekommen dafür nicht einen einzigen Euro zusätzlich zum Arbeitslosengeld von 879,10 Euro. Als unzumutbare Belastung oder gar würdelos bezeichnen sie ihren Einsatz dennoch nicht. Das wird klar, als ich die beiden Männer frage, die gerade ein kaputtes Sofa auf die Ladefläche ihres Transporters hieven: »Ich habe gerade keine andere Arbeit, also mache ich eben das hier. Und ich leiste etwas für die Gesellschaft und bekomme mein Geld nicht fürs Nichtstun. Das ist mir wichtig.«


    Dr. Stefan Sell, Professor für Volkswirtschaftslehre, Sozialpolitik und Sozialwissenschaften an der Fachhochschule Koblenz, kennt sich aus mit den Reformen in den Niederlanden. Er erforscht und verfolgt seit Langem, was sich dort tut. »Der Erfolg der Niederländer«, sagt er bei unserem Treffen in Koblenz, hänge auch mit der Grundsatzentscheidung zusammen, dass, wer Mitte 50 und älter sei, nicht mehr könne oder auch erkennen lasse, dass er nicht mehr wolle, in den Ruhestand geschickt werde. Der Staat, die Kommunen und Jobcenter würden dadurch Kraft und Zeit sparen, könnten sich in erster Linie um die Jungen kümmern und denen Beine machen, sie motivieren und wenn nötig unter Druck setzen. Professor Sell findet, dass die meisten »Maßnahmen« hierzulande zu wenig mit dem wirklichen Arbeitsleben zu tun hätten. »Virtuelle Welten, künstliche Biotope, ›Projektionitis‹ schaffen keine Arbeitsplätze.« Sein Vorschlag für Deutschland: Der Staat solle lieber Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber zahlen, die einen Langzeitarbeitslosen einstellen, als sich um die aussichtslosen Fälle zu kümmern. Ersterer könne sich dann in der »echten« Arbeitswelt bewähren und verlöre nicht seine Würde, indem er Plastikeier und leere Packungen abstaube, herumpuzzele und mit Spielgeld bezahle. So hätte er wenigstens das Gefühl, seine Arbeit sei von Nutzen, soziale Kontakte und echte Kollegen eingeschlossen – und bewege sich nicht ständig in einem Kreis von ausschließlich Arbeitslosen, die alle dieselben Probleme hätten und ihn mit in die Negativspirale nähmen. Ob das nicht von Arbeitgebern ausgenutzt werden könnte, indem Arbeitsplätze, die ohnehin geschaffen worden wären, nun subventioniert würden, weil das Geld ja ohnehin da sei, will ich wissen. Dieses Argument lässt Sell nicht gelten: Der Gesetzgeber könnte ja die Zahl der Arbeitslosen mit Lohnzuschuss in einem Betrieb auf zehn Prozent der gesamten Belegschaft begrenzen, damit nicht ganze Firmen vom Staat gepäppelt würden. Außerdem plädiert er für vom Staat bezahlte externe »Troubleshooter«, Sozialpädagogen oder Helfer, die sich um alle Probleme, die mit dem neuen Kollegen eventuell auftreten könnten, unbürokratisch kümmern. Hält der Langzeitarbeitslose acht Stunden durch? Kommt er pünktlich? Hält er die Pausen ein? Das wäre Sache des Troubleshooters. Und zwar so lange, bis der Mann oder die Frau auf der Spur seien. Direkt und effektiv. Der Arbeitgeber wäre damit überfordert, und so könnte man ihm auch die Angst und die Skepsis nehmen, einen Langzeitarbeitslosen einzustellen, meint Sell.


    Die Arbeitslosenquote in den Niederlanden sank und sank im Zuge der Reform. Zumindest bis 2008 auf drei Prozent. In Deutschland lag sie zur selben Zeit bei 7,8 Prozent. Nun steigt die Zahl der Arbeitslosen im Nachbarland wieder. Im November 2012 lag sie laut Eurostat, dem statistischen Amt der Europäischen Union, bei 5,6 Prozent. Wirkt die Reform nicht mehr? Oder hat es andere Gründe? Das geringe Wirtschaftswachstum und die Rezession im Euroraum tragen mit Sicherheit dazu bei. Deutschland lag im Dezember 2012 mit einer Arbeitslosenquote von 6,7 Prozent nur noch einen Prozentpunkt über der der Niederlande. Eigentlich kein schlechter Schnitt, dank der guten Konjunktur in Deutschland, aber offenbar zeigen auch die verschärften Bestimmungen aufgrund der Hartz-IV-Reformen »Fordern und Fördern« langsam Wirkung. Der Aufschwung, die Einführung von Minijobs und Zeitarbeit – zum Ärger von Gewerkschaften, Teilen der SPD und der Partei »Die Linke« haben dazu geführt, dass fast jeder fünfte Deutsche auf Niedriglohnbasis arbeitet. Natürlich darf das nicht auf Dauer so bleiben, aber viele Arbeitslose haben dadurch einen Fuß in die Tür des Ersten Arbeitsmarkts bekommen. Auf diese Weise ist in den letzten Jahren Bewegung auch in den deutschen Arbeitsmarkt gekommen. Trotzdem bewegt sich bei den Langzeitarbeitslosen in Deutschland so gut wie nichts. Sie werden zwar gefördert, aber immer noch zu wenig oder gar nicht gefordert.

  


  
    Und die Lehren für Deutschland?


    In diesem Buch habe ich Eindrücke aus und Begegnungen in Jobcentern, Kursen von Bildungsträgern, Kanzleien, Büros, Tafeln und Suppenküchen zusammengetragen. Was müsste sich in Deutschland ändern, um auch bei uns »Jobwunder« möglich zu machen, Menschen, die seit Langem beschäftigungslos sind, wieder in Arbeit zu bringen und die, die sich mit der Arbeitslosigkeit eingerichtet haben, in Bewegung? Denn nirgendwo in Europa verharren Menschen länger in der Arbeitslosigkeit als in Deutschland.


    Nachfolgend einige Überlegungen:


    1. Wer arbeitet, darf nicht mehr der Dumme sein


    Die Supermärkte in Deutschland haben in den letzten Jahren ihre Öffnungszeiten immer mehr ausgeweitet, einige bis 22 oder sogar 23 Uhr. Als ich kürzlich am späten Abend einkaufte, fragte ich die junge Frau an der Kasse, ob sie eine Familie habe und wie sie ihr Familienleben mit ihrer Arbeitszeit unter einen Hut bringe. Ihre Antwort: »Mein Mann geht morgens um sechs Uhr aus dem Haus. Er arbeitet in einem Handwerksbetrieb von 7 bis 15.30 Uhr. Um 16 Uhr ist er zu Hause. Ich kümmere mich in der Zwischenzeit um unser Kind. Der Kindergarten in der Gemeinde kostet 240 Euro im Monat. Das ist uns zu teuer, also behalte ich es zu Hause. Um 16 Uhr trinken wir dann einen Kaffee und besprechen, was anliegt. Dann gehe ich um 17 Uhr los, um pünktlich an der Kasse des Supermarkts zu sein. Dort arbeite ich von 18 bis 22 Uhr, halbtags, für 600 Euro brutto. Um 23 Uhr bin ich wieder zu Hause. Dann schläft mein Mann schon. Alle 14 Tage muss ich auch samstags arbeiten. Uns bleibt eigentlich nur der Sonntag für unser Privatleben.«


    Sind diese Frau und ihr Mann nun Helden oder blöd? Das, was sie machen, ist eigentlich selbstverständlich: Sie sorgen für sich und ihren Familienunterhalt selbst. Doch das wird offenbar immer ungewöhnlicher. Wer arbeitet, ist der Dumme – eine gefährliche Entwicklung, die zu keinem guten Ende führen kann. Was soll auf Dauer aus einer Gesellschaft werden, die nicht mehr dem Einzelnen, sondern dem Staat die Verantwortung für das Wohlergehen ihrer Mitglieder zuschreibt und dies als selbstverständlich und gegeben hinnimmt? Die »Gesellschaft« allein sei zuständig für jedwede Bedürfnisbefriedigung und Gewährleistung von »Teilhabe«, so heißt es allerorten.


    Ein Anfang wäre schon gemacht, würden die Arbeitslosenzahlen nüchtern betrachtet und würde genau hingeschaut, wer wirklich händeringend Arbeit sucht, vielleicht noch einen Auffrischungskurs am Computer braucht oder einen Gabelstaplerschein. Aber dann sollte derjenige auch wieder fit für den Arbeitsmarkt sein. Es sollte dabei auch klar werden, wer sich seit Jahren unter mehr oder weniger fadenscheinigen Vorwänden erfolgreich vor Arbeit drückt. Doch in der öffentlichen Diskussion werden Arbeitslose meist als Opfer hingestellt, immer und überall. Und wenn man offen darauf hinweist, dass es eine Menge Menschen gibt, die sich jeder Art von Tätigkeit verweigern und sich mit Hartz IV eingerichtet haben, verletzt man offensichtlich ein Tabu. Sobald in einem Zeitungsartikel, in einer Diskussion oder einer Talkshow der Missbrauch von Sozialleistungen angesprochen wird, erheben sich die Stimmen wie der Chorgesang einer griechischen Tragödie, laut und drohend. Das Sozialkartell aus Allesverstehern, Gutmenschen, Sozialromantikern und vom Beschützer-Syndrom Erfassten, von Realitätsverweigerern und Wegschauern heult auf. Denn es kann nicht sein, was nicht sein darf: Arbeitslose Migranten seien ausgegrenzte Opfer einer bösen Mehrheitsgesellschaft, so heißt es dann. Alleinerziehende, arbeitslose Mütter könnten unmöglich arbeiten. Junge Arbeitslose ohne Schulabschluss und Ausbildung seien Opfer der Verhältnisse. Sie alle müssten erst gecoacht und motiviert werden, vorher gehe gar nichts.


    Zahllose Familienbetreuer und Streetworker, Sozialpädagogen und Psychologen werden in Marsch gesetzt, statt der klaren Forderung, sich zu bewegen, weil sonst die Bezüge gestrichen würden, was – bei jungen Leuten etwa – angebrachter wäre. Denn auf Dauer kann keine Gesellschaft existieren und gedeihen, die Sozialhilfe und Grundsicherung nicht als letztes Mittel ansieht, sondern als Ausweg, wenn der Schulabschluss nicht geklappt hat oder die Ausbildung abgebrochen wurde. Was ist das für ein verrücktes Land, in dem es sich mehr lohnt, zu Hause zu sitzen und auf den Scheck des Jobcenters zu warten, anstatt eine Arbeit anzunehmen? Auch ein Mindestlohn oder ein höheres Lohnabstandsgebot bringen Menschen offensichtlich nicht zurück in den Job, die sich mit der Grundsicherung bequem eingerichtet haben, die ab und zu einen von der Arbeitsagentur bezahlten Motivationskurs besuchen und ansonsten ihre Nachbarn lieber malochen lassen.


    Forderung: Die Dinge müssen endlich beim Namen genannt werden können, ohne dass sich der Chor der Gutmenschen erhebt und nach stetiger Fürsorge durch Vater Staat ruft.


    2. Der Staat muss mehr Gegenleistung verlangen


    Bei uns wird immer noch das Kuschelprinzip befolgt. »Könnten Sie sich vorstellen, diese Arbeit anzunehmen?«, werden die »Kunden« der Jobcenter gefragt. »Liegt Ihnen das wirklich oder würden Sie lieber etwas anderes machen?«, folgt dann als Nächstes. An unzähligen solcher Gespräche habe ich teilgenommen und mich immer wieder gefragt, warum den Empfängern der Transferleistungen nicht klar und unmissverständlich gesagt wird: »Das Geld, das Ihnen Monat für Monat überwiesen wird, kommt nicht von einem anonymen Staat, sondern jede Transferleistung muss vom Steuerzahler mit seiner Arbeit erwirtschaftet werden, und daraus erwächst auch für Sie die Verpflichtung, einen Job anzunehmen, auch wenn der nicht alle Mädchenblütenträume abdeckt.«


    Außerdem: Warum darf das Jobcenter Arbeitslose nicht spontan einladen, sondern muss einen Vorlauf von mehreren Tagen einhalten? Wendet sich ein Betrieb an das Jobcenter, weil die Auftragslage gut ist und man bereit ist, möglichst schnell Arbeitslose einzustellen, kann der Jobmanager die Menschen aus seiner Kartei, die infrage kämen, nicht einfach anrufen, sie einladen und mit ihnen das Angebot durchsprechen, sondern muss erst mal abwarten. Er muss einen Brief schreiben und drei Tage für den Postweg einkalkulieren, sodass er seine Kunden maximal innerhalb einer Woche zu sich bitten kann. Würden die Jobberater aber die Menschen, die sie betreuen, kurzfristig und zeitlich flexibel ins Jobcenter einladen können, käme man denen, die sich nebenbei etwas dazuverdienen, ohne es anzugeben, schneller auf die Spur. Sie wären ja nie zu erreichen. Und das sind nach Beobachtungen von Lehrern, Erziehern und Nachbarn nicht wenige.


    Wir nehmen auch hin, dass manche Erwerbslose in idyllischer Stadtrandlage verharren und darauf verweisen, von dort aus führen kaum Busse, und die Kindergärten seien nicht lange genug geöffnet. Fordern und Fördern sollte der Staat mit der Einführung der Hartz-Reformen, doch wir fordern nicht entschieden, dass diejenigen dann eben umziehen müssen oder auf den Scheck vom Jobcenter verzichten mögen. Die zurzeit gültigen Zumutbarkeitskriterien der Jobcenter sehen zwar vor, dass ein Arbeitsweg von zwei Stunden zumutbar sei, nicht aber, dass jemand umzieht dorthin, wo es Arbeit gibt, etwa in die nächstgelegene Stadt oder aus einem strukturschwachen Gebiet dorthin, wo es boomt, etwa nach Baden-Württemberg oder Bayern. Nie ist derjenige schuld, der die vielen Gelegenheiten zur Qualifizierung und Weiterbildung nicht wahrnimmt und eine Maßnahme abbricht, immer sind es der Berater im Jobcenter oder der Chef, die Unmögliches verlangen, sind es die Kollegen, die unfair sind, oder der Weg, der zu weit ist. Geschweige denn die schrecklichen Arbeitszeiten oder die geringe Bezahlung, für die es sich gar nicht lohne aufzustehen. Überhaupt ist erst mal die Gesellschaft schuld.


    Heinz Buschkowsky, Bezirksbürgermeister von Neukölln, schreibt in seinem Buch, die Gesellschaft alimentiere die gesamte Lebenswelt der Kinder allein einer Schule in seinem Bezirk mit jährlich sechs Millionen Euro. Und er fragt völlig zu Recht, warum in drei Teufels Namen die Gesellschaft dann nicht auch das Recht haben solle, Forderungen zu stellen, wie sich diese Welt zum Wohle der Kinder und der Gesellschaft weiterzuentwickeln habe. Doch verlangt man, die Grundsicherung müsse immer an eine Gegenleistung geknüpft werden, ertönt ein schrilles Geheule. Warum nur? Warum ist es jemandem, der Geld von der Gesellschaft bezieht, nicht zuzumuten, sich zu bewegen? Eine Ausbildung zu machen oder auch einen Beruf zu ergreifen, der vielleicht nicht ganz den Traumvorstellungen entspricht?


    Natürlich ist es schöner, in einem Beruf zu arbeiten, der Spaß macht. Aber wer keinen Beruf erlernt hat oder das letzte Mal vor fünf Jahren zur Arbeit gegangen ist, dem muss auch zugemutet werden können, einen Job anzunehmen, der nicht zu 100 Prozent den Traumvorstellungen entspricht, also vielleicht auch putzen, Gurken ernten, Teller waschen oder eben eine gemeinnützige Tätigkeit, von der die Gesellschaft was hat.


    Das Ich-schon-dich-Prinzip und die Vorstellung, nicht man selbst, sondern Vater Staat trage immer Verantwortung, fördert eine geradezu kindliche Abhängigkeit der Bürger. 1965 bezogen gerade mal 160 000 junge Leute unter 18 Jahren Sozialhilfe. Heute sind es fast zwei Millionen Menschen, die sich, wenn sie in der Schule nicht mitkommen, einfach schwänzen oder keinen Bock haben, immer noch beruhigt zurücklehnen können: Es bleibt jederzeit der Gang zum Jobcenter, wo eine Bedarfsgemeinschaft beantragt werden kann und die monatliche Überweisung des Hartz-IV-Satzes und die Übernahme der Wohnungsmiete garantiert werden. Alles andere findet sich schon, etwa ein kleiner Nebenjob beim Umzug des Nachbarn, im Haushalt beim Putzen oder bei der Gartenarbeit.


    Auch Lehrer, die angesichts der hohen Anforderungen überlastet sind und es nicht mehr schaffen, Kindern die Grundrechenarten, Lesen und Schreiben beizubringen, wissen: Die Kinder sind ja letztlich versorgt. »Unser solidarisches Auffangnetz der Gemeinschaft ist zum Reparaturbetrieb des versagenden Bildungssystems verkommen«, kritisiert darum Heinz Buschkowsky. Er berichtet in Neukölln ist überall von Gesprächen mit verschiedenen Jugendrichtern und deren Erfahrungen: »Das Problem bei meiner ›Kundschaft‹ ist, dass es in diesen Familien keine Bildungsideale gibt, keinen Willen zum sozialen Aufstieg durch Bildung. Meine jungen Leute haben völlig unrealistische Vorstellungen über ihre Zukunft. Sie wollen alle Profifußballer werden oder Polizeibeamte. Sie wissen einfach nichts mit ihrem Leben anzufangen.« Ein anderer Berliner Richter pflichtet seinem Kollegen bei: »Es macht mir wirklich Sorgen, dass in Berlin eine ganze Generation von Kindern heranwächst, die es zu nichts bringen wird. Sie haben nichts gelernt. Gar nichts. Sie werden ihr ganzes Leben lang auf staatliche Transferleistungen angewiesen sein, weil sie kaum lesen und schrei­ben können. Sie wissen gar nicht, wie es sich anfühlt, sich für etwas anzustrengen, sich richtig reinzuhängen und darauf dann stolz zu sein. Sie haben kein Selbstwertgefühl und verkraften nicht den kleinsten Rückschlag. Die winzigste Kränkung lässt sie ausrasten, sie sind angefüllt von Frustrationen und Missgunst über den Erfolg anderer und kriegen selbst nichts hin. Sie verfügen weder über Erfahrungsschätze noch Ziele, die ihnen Halt geben könnten. Aber sie haben bei uns eines von Anfang an gelernt: dass man für seinen Lebensunterhalt nichts tun muss.«


    Forderung: Diese Haltung muss sich ändern. Forderungen und eine Abkehr von der Kuschelpolitik müssen durchgesetzt werden, damit jedem, der dauerhaft Geld vom Jobcenter bezieht, klar ist, dass im Gegenzug dafür eine klare Verpflichtung zu Gegenleistungen besteht.


    3. Mehr Geld ist keine Lösung


    Auf dem Parteitag der Grünen im November 2012 in Hannover wurde beschlossen, Sanktionen der Jobcenter für Hartz-IV-Empfänger, die nicht bereit sind, eine vorgeschlagene Arbeit anzunehmen, auszusetzen. Außerdem müsse der Hartz-IV-Satz um mindestens 50 Euro auf 420 Euro erhöht werden, hieß es weiter. Und das Jobcenter in Dortmund unterbreitet Hartz-IV-Empfängern ein formidables Angebot: Sie bekommen eine Prämie, wenn sie sich denn bereitfinden, eine Arbeit anzunehmen. Müsste es nicht selbstverständlich sein zu arbeiten, wenn die Möglichkeit dazu besteht? Die Aufnahme einer Beschäftigung wird mit 200 bis 300 Euro bezahlt. Wer als Ungelernter eine Tätigkeit annimmt, dem wird ein Einstiegsgeld in Höhe von 280,50 Euro versprochen. Helfen will das Jobcenter auch, wenn das eigene Auto kaputt ist, für die Arbeitsaufnahme aber gebraucht wird. Eine Reparatur soll mit bis zu 2000 Euro unterstützt werden. Was für eine grandiose Aussicht! Man lässt sich das Auto reparieren, auf Kosten des Steuerzahlers. Dann fährt man eine, vielleicht auch zwei Wochen zur Arbeit und gibt die Stelle möglichst schnell wieder auf. Zurückzahlen kann man die Instandsetzungskosten ja nicht, denn es ist ja kein Geld da … Wahrscheinlich reiben sich Autowerkstätten und alle arbeitslosen Autobesitzer schon die Hände – das ist doch mal eine gute Idee des Jobcenters.


    Was soll denn jemand sagen, der jeden Monat Geld zur Seite legt, weil die Tochter im Sommer auf Klassenreise geht, dessen Auto aber schon bedenklich schnauft? Was soll er denken, wenn er sieht, wie der Nachbar mit solchen Angeboten geködert wird? Als Kind haben mir meine Eltern gesagt: »Wenn du etwas haben willst, musst du etwas lernen und dafür arbeiten.« Mein Vater starb, als ich elf war. Meine Mutter hatte ihm versprochen, dass sie es meiner Schwester und mir ermöglichen würde, Abitur zu machen. Es gab noch kein Schüler-BAföG, das Geld war knapp, und all das, was manche Mitschüler hatten, wie Taschengeld, schicke Klamotten, angesagte Ranzen, modische Schuhe, Plattenspieler, war für mich unerschwinglich, Ferienreisen sogar völlig undenkbar. »Wenn du das willst, musst du jobben«, sagte meine Mutter. Nach heutigen Maßstäben waren wir arm, aber niemand wäre auf die Idee gekommen, zum Amt zu traben und um Geld zu bitten für Ranzen und Reisen. Niemand fand oder vertrat gar öffentlich die Meinung, jedes Kind müsse die Möglichkeit haben, modische Klamotten zu tragen. Es nehme sonst Schaden fürs Leben, fühle sich diskriminiert, ausgegrenzt und arm, wenn es nicht den gleichen schicken Ranzen oder die modische Tasche habe wie die Banknachbarin. Vor allem war keiner der Auffassung, der Staat sei für die Befriedigung aller Bedürfnisse zuständig. Ich wusste einfach: Wir haben weniger Geld als die Familien vieler anderer Kinder in der Klasse. Das war’s.


    Also ging ich in den Schulferien immer jobben. Ich verkaufte Unterwäsche und Socken im Kaufhaus, hütete Kinder, gab Nachhilfe, führte Hunde aus. Ich bekam vier Mark pro Stunde und fühlte mich wie eine Königin. Einmal kam ich morgens zu spät in die Kaufhalle. Ich hatte getrödelt und dachte, dass, wie der Lehrer in der Schule, auch der Abteilungsleiter der Kaufhalle das durchgehen ließe. Doch weit gefehlt: Er zog mir den Lohn einer ganzen Stunde für zehn Minuten Zuspätkommen ab. Von da an war ich pünktlich. Für das, was ich in drei Wochen dort verdiente, kaufte ich mir eine Fahrkarte und fuhr mal nach Griechenland, mal nach Frankreich, wo ich als Au-pair-Mädchen arbeitete. Auch mein Studium habe ich mir selbst finanziert. Drei Mal in der Woche verkaufte ich, wenn die Seminare und Vorlesungen zu Ende waren, in einem Geschäft Handschuhe, Taschen, Jacken und Mäntel. Unzumutbar? Fand ich nicht.


    Je mehr man ohne Gegenleistung bekommt, desto weniger ist man bereit, sich zu bewegen. Eine Erhöhung des Hartz-IV-Satzes bringt Menschen nicht wieder in Arbeit, im Gegenteil: Schlecht entlohnte Jobs werden dadurch immer unattraktiver. Deutschland gibt von allen EU-Ländern das meiste Geld für Familienförderung aus. Trotzdem bleiben viele Kinder auf der Strecke. Ihre Zukunft hängt von Spenden Mildtätiger ab, und sie bekommen viel zu selten andere Perspektiven aufgezeigt als die Vorstellung, das Leben bestünde aus der Überweisung vom Amt und dem Flachbildschirmfernseher zu Hause. Das ist der eigentliche Skandal, denn das verletzt die Würde und zerstört die Zukunftschancen von Kindern. Würde man umsteuern, also Geld in gute Betreuung an Ganztagsschulen, in Sportvereine, Musikschulen, Kindertreffs und Kitas stecken, den Besuch von und das Mitwirken in Konzerten und Theateraufführungen an Schulen und Kindergärten fördern – und das nicht nur zur Weihnachtszeit –, wäre vieles besser. Ebenso sinnvoll wären mobile Büchereien, Vorlesestunden, Kinderküchen und Theaterzirkel in sogenannten Problemvierteln. Um das zu ermöglichen, sollte Familien das Kindergeld rigoros gestrichen werden, die nicht ihre Kinder, sondern nur das Bezahlfernsehen im Kopf haben. Dann wäre schon ein richtiger Schritt getan.


    Forderung: Mehr Geld ist keine Lösung. Die Zahl der Dauerkunden im Jobcenter sinkt kaum, obwohl 2011 und 2012 die Beschäftigungssituation gut war. Die Zahl der Arbeitslosen sank, überall wird vom Fachkräftemangel gesprochen und die Regierung von der Wirtschaft dringend dazu aufgerufen, vermehrt auf Experten ohne deutschen Pass zu setzen und sie unbürokratisch ins Land zu lassen. Dazu BA-Vorstandsmitglied Heinrich Alt: »Es gibt zugegebenermaßen einen hartnäckigen Sockel in der Arbeitslosigkeit, aber ich möchte nicht von einer Verfestigung sprechen.« Er räumt ein, dass man sich in den Jobcentern immer weiter dem harten Kern nähere. Es blieben diejenigen zurück, bei denen sich »eine Integration in Ausbildung oder Beschäftigung in naher, vielleicht auch in weiter Zukunft nicht abzeichnet.« Da können nur Fördern und Fordern, möglicherweise Sanktionen und das Ändern von Zumutbarkeitskriterien helfen, nicht aber mehr Geld.


    4. Die Zumutbarkeitskriterien sind zu ändern


    Von der Agentur für Arbeit und den Jobcentern wird immer wieder darauf hingewiesen, dass bestimmte Gruppen von Arbeitslosen sozusagen automatisch aus der Vermittlung herausfallen. Alleinerziehende zum Beispiel könnten unmöglich arbeiten, denn ihre Kinder müssten ja irgendwo untergebracht werden. Alleinerziehend ist meist ein Stempel, der von der Verpflichtung befreit, für sich zu sorgen. Warum muss aber der Steuerzahler für den Lebensentwurf eines anderen zahlen, der kein Schicksalsschlag, sondern selbst gewählt ist?


    Zu Recht weisen Sozialforscher darauf hin, dass die Scheidungsrate in den 50er- und 60er-Jahren des vergangenen Jahrhunderts auch deswegen deutlich niedriger ausfiel, weil es sich die Menschen oft einfach nicht leisten konnten, auseinanderzugehen. Natürlich waren das oft auch unzumutbare Lebensbedingungen, wenn eine Frau zähneknirschend bei ihrem ungeliebten oder gewalttätigen Mann bleiben musste, weil sie selbst nie erwerbstätig gewesen war und ihr bei einer Trennung Armut gedroht hätte. Niemand will, dass Menschen in solchen Verhältnissen ganz ohne Auffangbecken ausharren müssen, aber inzwischen sind bundesweit ein Fünftel aller Elternteile alleinerziehend, in Berlin ist es sogar ein Drittel aller Väter und Mütter. 40 Prozent aller Alleinerziehenden bundesweit erhalten Hartz IV, werden also vom Steuerzahler alimentiert und finden das völlig normal. Wie oft habe ich das in Jobcentern erlebt und gehört: »Mein Kind ist klein.« Mit dem Argument erstickte jegliche Diskussion über eine Arbeitsaufnahme im Keim. Kein Jobberater wies energisch darauf hin, dass es auch Teilzeitarbeit gebe, Büros, die am Abend oder frühen Morgen geputzt würden, oder Geschäfte, die für den Vormittag oder für das Wochenende Aushilfen suchen würden. Kein Jobmanager erwartete, dass sich die arbeitslose, alleinerziehende Mutter mit der Nachbarin, Freundin, anderen Eltern, den Großeltern oder anderen Verwandten abspricht, wenn es um die Betreuung der Kinder geht. Selbst das Angebot der Jobmanagerin, sie werde bei der suche nach einem Kindergartenplatz oder einer Tagesmutter helfen, fruchtete oft nichts. »Meine Kinder brauchen mich rund um die Uhr«, hieß es dann oft, und diese Kinder waren nicht ein oder zwei Jahre alt, sondern acht, zehn oder vierzehn. Eine Frau, die zehn, 15 Jahre erfolgreich auf ihrem Status als Alleinerziehende beharrt, wird bis zum Rentenalter vom Steuerzahler durchgefüttert werden müssen. Denn spätestens, wenn ihre Kinder groß sind und sie Anfang 40 ist, heißt es dann achselzuckend und bedauernd, inzwischen sei man ja so lange raus aus dem Erwerbsleben, dass einen kein Arbeitgeber mehr einstelle. Über die Kleinigkeit, dass in manchen Städten, wie zum Beispiel in Berlin, Krippen und Kindergärten schon morgens um sechs Uhr aufmachen und bis 18 oder 19 Uhr geöffnet haben, diskutieren einige gerne hinweg. Alleinerziehend ist also das Totschlagargument schlechthin. Nie wird die Frage gestellt, was aus einer Frau Anfang 30 werden solle, die zehn Jahre lang nicht erwerbstätig gewesen ist und auch nicht gedenkt, es die nächsten zehn Jahre zu werden, und tausend Gründe dafür aufzählen kann. Es erklärt ihr niemand, warum es dann für sie fast unmöglich sein wird, in Zukunft wieder einer Beschäftigung nachzugehen.


    »Das Hartz-IV-System wirkt wie eine Falle, in der sich Arbeit nicht lohnt«, stellt eine Studie von Alfred Boss, Björn Christensen und Klaus Schrader vom Kieler Institut für Weltwirtschaft fest, die sich mit der Situation von Alleinerziehenden beschäftigt. Die Wissenschaftler rechnen vor: Eine Mutter mit zwei Kindern, die 1500 Euro staatliche Unterstützung erhalte und niedrig qualifiziert sei, könne im Dienstleistungssektor nur ein Einkommen erzielen, das geringfügig unter dem Hartz-IV-Satz liege. »Warum sollte sie sich der Strapaze unterziehen?«, fragt Klaus Schrader und erläutert: »Kritisch sind die Lohnabstände bei den Alleinerziehenden., die nur geringe pekuniäre Anreize haben, Arbeitslosigkeit zu vermeiden bzw. zu beenden, wenn eine ALG-II-Bezieherin eine geringe Qualifikation aufweist und damit nur einer gering entlohnten Beschäftigung nachgehen kann: Ein Lohnabstand besteht nicht, die ALG-II-Zahlung übersteigt den potenziellen Arbeitslohn. Die Lohnabstände sind insbesondere dann kritisch, wenn es sich um Haushalte mit Kindern ohne erwerbstätigen Partner und mit Aussicht auf eine lediglich niedrig entlohnte Tätigkeit handelt. In diesen Fällen erscheint die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung wenig reizvoll.« Die Professorin Uta Meier-Gräwe von der Universität Gießen bekräftigt diese Erkenntnisse in einer Studie zur Situation Alleinerziehender mit dem Titel »Hätschelkinder der Nation?« Sie rechnete aus, dass der Steuerzahler für eine nie erwerbstätige Mutter mit einem Kind bis zu deren 50. Lebensjahr 445 000 Euro bezahlen muss. Eine vergleichbar qualifizierte, ebenfalls alleinerziehende, aber erwerbstätige Mutter zahle im selben Zeitraum rund 215 000 Euro an Steuern!


    »Die Politik hat die Alleinerziehenden zu ihrem Lieblingsthema gemacht«, sagt auch Kerstin F. von der Bundesagentur für Arbeit in einem Gespräch mit den Journalisten Rainer Hank und Georg Meck von der FAZ. Die Fördermaßnahmen für Mütter seien umfassend und teuer: Coaching, Stabilisierung, Aktivierung – alles finanziert vom Steuerzahler. »Alleinerziehende sind ein großes Geschäft.« stellen Rainer Hank und Georg Meck fest. Die Gruppe der Alleinerziehenden wachse in Deutschland vier Mal so schnell wie im Schnitt der OECD-Länder. Sie zitieren den Chef des Münchner Ifo-Instituts, Hans-Werner Sinn, der ein hartes Urteil fällt: »Die staatliche Unterstützung nimmt den Charakter einer Trennungsprämie an.«


    Auch in Nachbarländern gibt es Alleinerziehende, aber in Holland beispielsweise läuft so etwas nicht. Dort geht man auch hier mit gutem Beispiel voran. Von Alleinerziehenden wird verlangt, dass sie trotz kleiner Kinder mindestens 20 Stunden pro Woche einer Erwerbstätigkeit nachgehen.


    Forderung: Die Zumutbarkeitskriterien müssen dringend geändert werden. Sicher muss, wer zu alt oder zu krank ist, entsprechend unterstützt werden. Aber dass man einen angebotenen Job, auch stundenweise Erwerbstätigkeit, ablehnen kann, bloß weil der Job nicht gefällt oder man als Frau oder Mann alleinerziehend ist, sollte nicht möglich sein.


    5. Begrenzung der Hartz-IV-Leistungen


    Immer wieder kann man selbst von Jobberatern, die Arbeitslose tagtäglich beraten, den Vorschlag hören, das Bezugsrecht für Hartz IV einzuschränken. Nicht für die, die 40 Jahre lang gearbeitet haben und deren Firma in die Insolvenz gegangen ist oder ihre Produktion ins Ausland verlagert hat. Ausgenommen sollten auch die sein, die zu krank oder zu alt sind, um dauerhaft zu arbeiten. Was hält uns aber noch davon ab, Leuten, die bisher kaum oder noch nie gearbeitet haben, ausschließlich mit Lebensmitteln und einem Dach über dem Kopf zu helfen? Warum sollte nicht auch der Bezug von Hartz IV und Sozialhilfe begrenzt werden auf maximal fünf Jahre im Laufe eines Lebens?


    Forderung: Eine Begrenzung des Hartz-IV-Bezugs oder ein Ersetzen von Geldmitteln durch Lebensmittelgutscheine würde vor allem jungen Leuten klar machen, dass sie nicht damit rechnen können, ihr Leben lang alimentiert zu werden. Sie wüssten, dass sie sich bewegen müssen und verpflichtet sind, einen Schul- oder Berufsabschluss zu machen und eine Arbeit anzunehmen.


    6. Mehr Sanktionen


    In der Talkshow Menschen bei Maischberger saß im Dezember 2012 ein Mann von Mitte 50 im Schneidersitz auf dem Sofa. Sein Name: Ralph B. Er bezieht seit sieben Jahren Hartz IV und lehnt alle Job­angebote ab. Der gelernte Ergotherapeut arbeitete in einem Seniorenheim und bekam – wie viele andere Angestellte auch – Ärger mit dem Chef. Er habe – nach eigener Aussage – »Weisheitsschulungen« durchgeführt, weswegen er rausgeflogen sei. Ralph B. suchte sich aber nun keinen anderen Job, sondern lebt seitdem, seit sieben Jahren also, auf Kosten des Steuerzahlers.


    Altenpfleger würden doch gesucht, versuchte es die Moderatorin etwas hilflos. Ob er denn nicht woanders etwas finden könnte? »Das mache ich nicht mehr«, sagte er im Brustton der Überzeugung. »Ich widerstehe offen jeder staatlichen Zumutung, ein mir unsinnig erscheinendes Arbeitsangebot anzunehmen. Hartz IV ist verfassungswidrig, weil es gegen die Menschenwürde verstößt«, so seine Worte. »Die Jobcenter-Mitarbeiter haben immer ganz anders entschieden, als es mir guttat.« Er weigere sich auch, »Zwangsarbeit« vom Jobcenter, wie zum Beispiel Call-Center-Tätigkeiten, anzunehmen. »Meine Arbeit ist momentan, die Verfassungswidrigkeit von Hartz IV auf den Tisch zu bringen«, rechtfertigte sich Ralph B. Er sei vollzeitbeschäftigt, halte Vorträge, kämpfe für ein bedingungsloses Grundeinkommen, bekomme dafür eben nur kein Geld. Sein Fallmanager entschied daraufhin, der Klient stehe dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung und strich ihm die Unterstützung um 90 Prozent auf 37,40 Euro im Monat. Das fand Ralph B. unzumutbar und trat deshalb öffentlichkeitswirksam in einen »Hungerstreik«, um auf diese schreiende Ungerechtigkeit aufmerksam zu machen.


    In der Sendung saß neben ihm eine etwa gleichaltrige Reinigungsfachkraft, Heidi R., die für 8,82 Euro pro Stunde jeden Abend von 17 Uhr bis drei oder vier Uhr morgens schuftet. Sie putzt Büros. »Ich habe zwei Kinder und möchte denen zeigen, dass man Verantwortung im Leben übernehmen muss. Ein Mensch, der keine Arbeit annimmt und trotzdem so tut, als ob er der Allgemeinheit helfe – das ist Unsinn«, betonte sie. »Das grenzt schon fast an Fremdschämen.« Sie war die Einzige in der Sendung, die sich zu schämen schien. Unmissverständlich warf sie Ralph B. vor, er lasse sich, obwohl weder zu krank, zu alt, zu schlecht ausgebildet, vom Steuerzahler alimentieren und aushalten.


    Ob Menschen wie Ralph B. das System gnadenlos ausnutzen und sich auch noch damit brüsten dürfen, auf Kosten des Steurzahlers zu leben, war allerdings nicht Gegenstand der Diskussion. Nur Heinrich Alt, BA-Vorstandsmitglied, blickte Verweigerer Ralph B. streng an und betonte, er bestärke die Menschen in ihren Vorurteilen, die diese gegenüber Hartz-IV-Empfängern hätten. Und er beeilte sich hinzuzufügen, gerade mal drei Prozent der Bezieher von Hartz IV würden das System missbrauchen, gar nicht arbeiten wollen. Er vergaß zu erwähnen, dass die Jobcenter Mühe haben durchzublicken, wer nebenbei noch ein bisschen dazuverdient.


    Auch gehen Empfänger von Arbeitslosengeld II selten offen und unverblümt gegen Arbeitsangebote vor, wie man von Mitarbeitern der Jobcenter immer wieder hört. Jeder wisse, dass dann mit Sanktionen zu rechnen sei, und tue so, als füge er sich. Denn es gebe viel ausgefeiltere und wirkungsvollere Methoden, sich gegen einen Fallmanager zur Wehr zu setzen, sagen diese. Das heißt, selbstverständlich bewirbt man sich bei der genannten Firma, nicht ohne schon im Anschreiben auf die Zahl der Kinder zu Hause, häufige Rückenschmerzen oder sonstige langjährige Leiden hinzuweisen. Wird der Bewerber dann wider Erwarten zum Gespräch gebeten, so erledige sich das Angebot oft schon an der Türschwelle, weil der Bewerber sich vorher tagelang nicht die Haare gewaschen habe, zu spät oder in ungepflegten Klamotten zum Termin komme. Oder der Eingeladene nähme kurz vor dem Gespräch einen tiefen Schluck aus der Pulle.


    Erst wenn der PAP, der persönliche Ansprechpartner im Jobcenter, misstrauisch werde und bei den Arbeitgebern nachfrage, wieso es denn wieder nicht geklappt habe, bekomme er solche Strategien mit. Dann könne er den Kunden zur »Strafe« aber nur noch in einen Kurs schicken, wo gegen eine saftige Gebühr Menschen »mit multiplen Vermittlungshemmnissen« und »komplexer Profillage« – so das Hartz-Chinesisch der Arbeitsagentur – profilt und gecoacht werden. Komme dabei heraus, dass eine Vermittlung eigentlich keinen Zweck hat, fange das Ganze wieder von vorne an. Wenn jemand wirklich nicht will, dann ist ihm in diesem System des Redens und Ratens offensichtlich nicht beizukommen. Mit Kontrollen übrigens auch nicht. Die meisten Jobcenter haben nämlich gerade mal ein oder zwei Mitarbeiter im Außendienst. Manche von ihnen prüfen fünf Jahre alte Fälle.


    Und was ist mit Sanktionen? Gibt es da gar keine Möglichkeiten? Erste Anfänge für konsequentes Durchgreifen gibt es ja schon. So ließ die Bundesagentur für Arbeit verlauten, dass von August 2011 bis Juli 2012 erstmals mehr als eine Million Leistungskürzungen verhängt wurden, so viele wie noch nie. Im Schnitt waren das 106 Euro. Zum überwiegenden Teil gingen diese Sanktionen auf sogenannte Meldeversäumnisse zurück. Mehr als 680 000 Arbeitslose wurden bestraft, wenn sie nicht zu vereinbarten Terminen im Jobcenter erschienen. Die Bundesagentur begründete die deutliche Erhöhung der Sanktionen im Vergleich zu den Vorjahren damit, dass die Fluktuation beim Personal in den Jobcentern abgenommen habe und somit die Vermittler ihre Kunden besser kennen würden. Außerdem gebe es der besseren Konjunktur wegen mehr Stellen, weshalb Hartz-IV-Empfänger öfter eingeladen würden, um ihnen Angebote zu unterbreiten. Entsprechend häufiger käme es also vor, dass dieser Aufforderung nicht nachgekommen werde, Arbeitslose nicht erscheinen würden. Wegen der offenen Ablehnung eines Jobs wurden 141 000 Mal die Leistungen gekürzt, auch das ist ein geringer Anstieg im Zeitraum seit August 2011.


    Beträgt oder übersteigt die Leistungskürzung 30 Prozent, müssen Lebensmittelgutscheine ausgegeben werden, normalerweise auf Antrag des Arbeitslosen. Lebt ein Kind in der Familie, müssen diese von Amts wegen ausgegeben werden. Droht aufgrund von Totalsanktion Wohnungslosigkeit, wird die Miete dem Eigentümer direkt überwiesen, damit niemand wegen einer Sanktion obdachlos wird.


    »Doch Sanktionen«, räumen Mitarbeiter diverser Jobcenter im Gespräch unter vier Augen ein, »kosten Zeit, Mühe und Nerven.«


    »Ich muss Begründungen schreiben, gegen Widersprüche vorgehen, eine erneute Einladung ins Jobcenter aussprechen … Mit anderen Worten: Sanktionen ziehen einen endlosen Papierkrieg nach sich.« Die Bundesagentur für Arbeit erläutert: »Der Leistungsberechtigte bekommt ein Anhörungsschreiben. Hiermit wird er aufgefordert, Gründe anzuführen, warum er die Arbeit abgelehnt hat oder warum er nicht zum Termin erschienen ist. Diese Anhörung ist Basis für die spätere Entscheidung, ob sanktioniert wird oder nicht. Die Entscheidung muss der Vermittler dokumentieren. Dann bekommt der Leistungsberechtigte einen entsprechenden Änderungsbescheid. Geht ein Sanktionierter in den Widerspruch, wird innerhalb des Jobcenters noch mal die eigene Entscheidung überprüft, zumeist von Juristen.« Ein Mitarbeiter der Jobagentur, der namentlich nicht genannt werden möchte, ergänzt: »Selbst wenn ein Fall im Widerspruch endet oder gar vor Gericht geht, läuft es oft so, dass die Arbeitslosen behaupten, mein Brief sei nie bei ihnen angekommen. Das wird dann vom Richter in der Regel so hingenommen, und der Fall ist erledigt: Ich muss die Sanktion zurücknehmen. Einmal habe ich mir die Mühe gemacht und alle Einladungen zu einer Jobbörse mit der Hand ausgetragen. Meine Jobagentur liegt ja in einem kleinen Ort. Von 40 Eingeladenen kamen nur 15. Die anderen 25 Eingeladenen behaupteten, die Einladung nicht bekommen zu haben. Zwei gingen, nachdem ich sie wegen Nichterscheinens sanktioniert habe, vor Gericht. Da musste ich mich vom Richter fragen lassen, ob ich beweisen könne, alle Einladungen persönlich in den Postkasten gesteckt zu haben. Als ob ich für so was auch noch einen Kollegen mitnehmen würde. Wir ersticken doch so schon in Aktenbergen. Also, warum soll ich noch Sanktionen aussprechen? Das bringt doch sowieso nichts.«


    Der Mitarbeiter einer anderen Jobagentur fügt erläuternd hinzu: »Und wehe, ich habe einen bestimmten Paragraphen, einen kurzen Absatz, das Kleingedruckte übersehen. Warum soll ich mir also die ganze Mühe machen? Lieber ermahne ich meinen Kunden ein bisschen, und das Ganze hat sich. Ich kann ihm sowieso nicht beikommen. Das lass’ ich doch lieber gleich und konzentriere meine Bemühungen auf diejenigen, von denen ich weiß, dass sie wirklich wollen. Wenn einer meiner Kunden nämlich partout nicht will, krieg ich in der Folge doch nur wütende Anrufe von Arbeitgebern oder von Mitarbeitern der Personalabteilungen. Sie fragen berechtigterweise, wieso ich ihnen so einen unmotivierten oder unwilligen Bewerber schicke oder einen, der wenig gelernt hat, aber traumtänzerische Vorstellungen davon hat, wie viel er verdienen kann.«


    So wie bei Ralph B., der in »Menschen bei Maischberger« auftrat. Dessen »Jobmanager« hatte offenbar genug davon, dass er schon jahrelang Arbeitsangebote verweigert. Er verhängte eine Sanktion: die Bezüge von Ralph B. wurden auf 37,40 Euro reduziert, woraufhin er gegen das Jobcenter vorging. Eilig versicherte Heinrich Alt in der Talkshow, Ralph B. bekomme auf jeden Fall Lebensmittelgutscheine, und ihm werde natürlich auch die Miete weiter bezahlt. Denn Obdachlosigkeit oder gar Hunger dürfe im Sozialstaat Deutschland nicht sein. Wie schön!


    Kleinlaut musste das BA-Vorstandsmitglied wenig später auf Nach­bohren von Gastgeberin Sandra Maischberger noch einräumen, dass die Sanktionierung des Arbeitsverweigerers und Dauerbeziehers von Hartz IV nicht statthaft sei, da eine Sanktion nur einmal pro Quartal ausgesprochen werden könne und maximal 30 Prozent betragen dürfe. Die zuständige Pressesprecherin bestätigte das später noch auf Anfrage: »Es darf nur eine Sanktion bei ›gleichem Vergehen‹ ausgesprochen werden. Beispiel: Die Ablehnung der Arbeit erfolgt am 1. Mai, dafür gibt es dann im Mai, Juni und Juli eine Sanktion um 30 Prozent. Erfolgt die Ablehnung der Arbeit am 1. Juni, gibt es dafür 60 Prozent Sanktion im August. Im Juni und Juli bleibt es bei 30 Prozent, da der Sachverhalt gleich ist. Gibt es ein Meldeversäumnis am 1. Juni, dann dürfen Arbeitsablehnung und Meldeversäumnis addiert werden, weil dies unterschiedliche Vergehen sind. Das bedeutet: 30 Prozent im Mai wegen Arbeitsablehnung, im Juni und Juli dann 40 Prozent, denn Meldeversäumnisse ziehen eine Sanktion von 10 Prozent nach sich. Totalsanktionierungen, also einschließlich Miete, sind sehr selten. 2011 hatten wir 9000 Totalsanktionen. Das entspricht einem Anteil von 0,2 Prozent an allen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten.«


    Der »Geistheiler« und selbsternannte Kämpfer gegen das angeblich verfassungswidrige Hartz-IV-Gesetz, Ralph B., bekommt also das zu Unrecht abgezogene Geld nachgezahlt. Ein Skandal, der nun von allen Diskutanten der Talkshow beklagt wurde, wie man erwartet hätte? Mitnichten! Stattdessen ging es um die Frage, was wertvolle Arbeit sei. Die »Geistheiler-Vorträge« von Ralph B. ­oder, so Gast Katja Kipping, »Arbeit, die nur auf Profit aus sei oder gar solche, die den Regenwald abzuholzen verhelfe«? Die Schnorrerei von Ralph B. und die Frage, ob der, der arbeitet, der Dumme sei, war auf einmal nicht mehr das Thema. Ich meine, das ist symptomatisch für die Hartz-IV-Diskussion. Heinrich Alt, Vorstand der Bundesagentur für Arbeit, beeilte sich wieder hinzuzufügen, dass die Jobagenturen natürlich nur Arbeit vermitteln würden, die »zu Bewerbern passt«.


    Hätten all die Menschen, die nach dem Krieg aus Pommern, Schlesien oder Ostpreußen in den Westen kamen, die einen Beruf erlernt, eine Wohnung oder ihr Haus verlassen hatten und neu anfangen mussten, immer nur Arbeiten angenommen, die zu ihnen gepasst hätten, wäre die beispiellose Erfolgsgeschichte Deutschlands sicher nicht möglich gewesen. Etwa zehn Millionen Ost- und Sudetendeutsche wurden bis 1950 im Westen aufgenommen. Keiner von ihnen beharrte darauf, er habe schließlich in Breslau oder Königsberg als Bankangestellter, Lehrer oder Ingenieur gearbeitet und sei deshalb auch nur gewillt, in diesem und keinem anderen Beruf tätig zu werden. Die Flüchtlinge arbeiteten auf dem Feld, dem Bau oder in der Fabrik, nahmen einfach die Arbeit an, die es gab. Sie machten unser Wirtschaftswunder möglich. Und heute? Was sollen eigentlich Steuerzahler, die morgens um sechs aufstehen müssen, um zur Arbeit zu gehen, sagen, wenn sie von Verantwortlichen Aussagen hören wie: »Bestimmte Arbeiten sind nicht zumutbar«, es werde nur Arbeit angeboten, die passe, oder die Arbeitsuchenden müssten erst in teuren Kursen motiviert oder daran gewöhnt werden, früh aufzustehen und durchzuhalten, bevor man sie vermitteln könne?


    Was sagt es über unseren Staat aus, wenn sich jemand erlauben kann, öffentlich und lauthals zu proklamieren, manche Arbeitsangebote seien verfassungswidrig, würdelos und eine Art »Zwangsarbeit«? Als ob jeder, der morgens um sechs Uhr mit der U-Bahn zur Arbeit zuckelt, sich an die Supermarktkasse setzt, das Büro putzt, ans Band geht, sich in den Handwerksbetrieb oder ins Büro aufmacht, dort seine rosa Blütenträume verwirklicht.


    Forderung: Es muss möglich sein, notorische Arbeitsverweigerer und Drückeberger effektiver zu bestrafen, indem etwa die Grundsicherung gekürzt oder gestrichen wird. Der Mehraufwand von Sanktionen dürfte für die Jobcenter nicht so groß sein, dass die PAPs schon vorab resigniert aufgeben, weil sie das nicht leisten können.


    7. Daten müssen kontinuierlich abgeglichen werden


    Der Neuköllner Bezirksbürgermeister Heinz Buschkowsky berichtet, dass viele Lehrer an Schulen mit hoher Hartz-IV-Dichte resigniert registrieren, dass Eltern, die angeblich kein Geld haben, um den Kindern Schulbücher zu kaufen, mit großen Autos vorfahren. Dass auch vor der Arche in Hellersdorf Familien im Wagen vorfahren, habe ich selbst erlebt, ebenso die Mitarbeiter der Suppenküche. Kein Wunder: Es gibt ja nicht mal eine Datenverknüpfung zwischen der Zollkontrolle Schwarzarbeit und den Jobcentern, geschweige denn zwischen den Jobcentern und der Kfz-Meldestelle – den Datenschützern sei Dank. Das alles muss mühsam, Fall für Fall, abgeklärt werden, wenn denn die Zeit und die Kraft der Jobberater überhaupt dafür reichen und sie nicht schon vorher abgewunken haben. Denn schlechte Erfahrungen haben sie ja alle schon gemacht, und nach Meldungen wurde ihnen allen schon vorgeworfen, solche Erzählungen seien übertrieben, derartige Beobachtungen Zufall, alles verschwindend geringe und seltene Ausnahmen. So wird gern abgewiegelt.


    Verschwindend gering? Gibt es wirklich nur drei Prozent Missbrauch? Das scheint mir wenig glaubhaft. Ein Richter äußerte im Gespräch mit Heinz Buschkowsky dazu: »Warum uns bekannte Familien keinen permanenten Fahndungsdruck spüren, wieso wir sie mit dicken Autos durch die Straßen donnern lassen, obwohl sie Hartz IV beziehen, erschließt sich auch mir als Richter nicht. Da ist doch ein Anfangsverdacht gegeben, mit dem man die Autos beschlagnahmen kann. Man muss diesen Familien das Leben schwerer machen.«


    Forderung: Wenn Lehrern, Bürgermeistern, Richtern oder Zollbeamten wiederholt auffällt, dass Menschen, die angeblich auf Hartz IV angewiesen sind, ungewöhnlich große Autos fahren und einem Lebensstandard frönen, der mit Hartz IV nicht zu vereinbaren ist, dann ist Datenschutz Täterschutz, und der Sache sollte nachgegangen werden.


    8. Die heimliche Macht der Helfer muss erkannt und deren Interessen müssen offengelegt werden


    Walter Wüllenweber hat sich die Karrieren ehemaliger Politiker angesehen, zum Beispiel die des ehemaligen parlamentarischen Geschäftsführers der SPD-Bundestagsfraktion Wilhelm Schmidt. Der ist heute Präsidiumschef des Bundesverbands der Arbeiterwohlfahrt. An seiner Seite im AWO-Präsidium Helga Kühn-Nagel, die 13 Jahre lang SPD-Bundestagsabgeordnete war. Die Bundestagsabgeordnete der SPD, Kerstin Griese, die nach neun Jahren im Bundestag den Wiedereinzug im September 2009 knapp verpasste, arbeitete nach ihrem kurzzeitigen Ausscheiden beim Diakonischen Werk. Als sie 2010 wieder in den Bundestag einzog, weil sie nachrückte, kündigte sie an, »soziale Gerechtigkeit« werde die Leitschnur ihrer parlamentarischen Tätigkeit sein. Rudolf Seiters wurde Präsident beim Deutschen Roten Kreuz. Keine andere Branche sei politisch so vernetzt wie die der Wohlfahrtsverbände, sagt Iris Röthig von der unabhängigen Fachzeitschrift Wohlfahrt intern. Es ist eine spezielle Kaste. Im Bundestag kaum vertreten sind hingegen Handwerksmeister, selbstständige Unternehmer oder Facharbeiter. Sie haben keine Zeit für Extratouren, weil sie Verantwortung für eine Firma oder einen Handwerksbetrieb tragen, abends und am Wochenende über Formularen und Statistiken brüten und Bestellungen und Abrechnungen machen müssen. »Stattdessen«, so merkt Wüllenweber kritisch an, »sitzt längst die Hilfsindustrie selbst im Bundestag.« Ihm zufolge geben »218 Bundestagsabgeordnete […] an, dass sie eine Vorstands- oder Leitungsfunktion in einem Hilfsunternehmen inne haben. Das sind 35 Prozent aller Abgeordneten! Die größte Gruppe im Deutschen Bundestag sind also die Manager eines Sozialunternehmens.« Welch Wunder, dass Forderungen, jeder müsse zunächst einmal Verantwortung für sein eigenes Leben übernehmen, und die Gesellschaft dürfe erst dann einspringen, wenn ein Mensch zu alt und zu krank ist und wirklich nichts mehr geht, als grausam und unmenschlich abgetan werden. Die Hilfsindustrie dagegen gibt sich gern fürsorglich und uneigennützig, immer nur das Wohl der Armen und Entrechteten im Blick habend. Allerdings wird geflissentlich, verschwiegen, welchen Nutzen die Hilfsindustrie selbst aus der Hilfsbedürftigkeit anderer zieht.


    Forderung: Die Interessen der Helfer müssen offengelegt werden, denn der Wohlfahrtsstaat alimentiert eine riesige Hilfsindustrie. Dies ist eine Tatsache und sollte stärker ins Bewusstsein rücken, wenn Verbandsvertreter angeblich uneigennütziger Wohlfahrtseinrichtungen über »Armut in Deutschland« sprechen.


    9. Mehr Verantwortung an Kommunen und Stadtteile übertragen


    Jobcenter sollten ausschließlich den Kommunen unterstellt werden. Diese können flexibler reagieren als zentrale Agenturen und wissen beispielsweise, welcher Betrieb vor Ort Arbeitskräfte sucht, welcher bereit ist, Langzeitarbeitslose einzustellen und wo es gegebenenfalls angebracht ist, gemeinnützige Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen.


    Die Kommunen in den Niederlanden zum Beispiel haben sich im Zuge von Reformen umgestellt, bieten sinnvolle Aktivitäten an und sorgen so dafür, dass Arbeitslose nicht durchs Raster fallen. Sie werden auch mehrmals pro Woche zu unterschiedlichen Zeiten zum Gespräch eingeladen, sollen eigene Vorstellungen präsentieren, wie es für sie weitergehen soll. Es wird dann gemeinsam erörtert, ob eine Fortbildung, Ausbildung oder eben ein Hilfsjob ein Ausweg aus der Arbeitslosigkeit wäre. Im Nachbarland, so erklären alle Verantwortlichen entschieden, dürfe es gar nicht erst dazu kommen, dass sich vor allem junge Leute in der Daueralimentierung einrichten, sich an den Scheck vom Jobcenter gewöhnen und daran, dass es niemanden interessiert, ob sie um sieben, um zwölf Uhr oder gar nicht aufstehen. Dazu gehört auch, dass sie nicht mit dem Geld vom Jobcenter, dem Wohngeld und Einnahmen aus ein paar kleinen Jobs nebenbei gut oder fast so gut über die Runden kommen können wie der Nachbar, der jeden Morgen um sechs Uhr zur Arbeit aufbricht. Denn in Gemeinden und Stadtbezirken bleibt es nicht verborgen, wenn jemand ständig irgendwo schwarz jobbt, während er behauptet, zu keiner Arbeit in der Lage zu sein.


    Die niederländischen Gemeinden mussten sich allerdings auch gewaltig umgewöhnen. Sie verwalten und stempeln nicht mehr wie früher, sondern müssen die Aufgabe umsetzen, die Arbeitslosen in Bewegung zu bringen. Dafür bekommen sie ein Budget zugeteilt, über das sie eigenverantwortlich verfügen können – verbunden mit der Vorgabe zu sparen. Der damit verbundene Anreiz ist hoch: Was vom Geld für Maßnahmen übrig bleibt, kann für andere kommunale Aufgaben verwendet werden. Kein Wunder, dass manche Städte und Gemeinden hemmungslos jede Möglichkeit nutzen, die Arbeitslosen zu integrieren.


    Forderung: Die Organisation muss effizienter werden. Mit riesigen Jobcentern, deren Mitarbeiter ihre Klienten nur alle zwei Monate zu Gesicht bekommen, ist es erheblich schwerer, Menschen, die ihre Arbeit verloren haben oder die nie berufstätig waren, dazu zu bewegen, sich ihrer Situation zu stellen und über echte Alternativen nachzudenken. Auf kommunaler Ebene, im Dorf oder im Stadtteil, wo jeder jeden kennt, kann viel flexibler auf die Lage des einzelnen Arbeitslosen eingegangen werden.


    10. Die Erfolgsquoten von Bildungskursen müssen auf den Tisch


    Warum werden Anbieter von Bildungskursen nicht zu einer bestimmten Erfolgsquote verpflichtet, dass zum Beispiel nach Abschluss der »Maßnahme« mindestens der Hälfte der Teilnehmer zu einer Arbeitsstelle verholfen wird? Und warum wird keine Einstellungsgarantie von einer Bildungsfirma gefordert, die damit wirbt, sie habe beste Beziehungen zu Firmen, und ihre Kurse führten direkt in den Ersten Arbeitsmarkt? Oder warum werden Ausbildungen vom Jobcenter finanziert, an deren Ende nicht etwa ein unbefristeter Vertrag, sondern ein Praktikum und ein Einjahresvertrag stehen ? Dann gäbe es keine Supermärkte für Micky Mäuse, kein sinnloses Sortieren von Puzzleteilen, keine Strickkurse oder überflüssigen Telefonübungen für Bauarbeiter mehr. Dann würden nicht mehr Millionen von Euro sinnlos verpulvert. Und warum werden nicht die Firmen, die sich auf der Suche nach guten Lkw-Fahrern, Gerüstbauhelfern, Verkäufern oder Lagerarbeitern, Pflegekräften und Erziehern ans Jobcenter wenden, an der Finanzierung der Weiterqualifizierung beteiligt? Und warum werden sogar Betriebspraktika noch nach der Ausbildung vom Jobcenter finanziert? Warum gibt es solch eine Fülle an halbjährigen oder auch nur dreimonatigen Kursen, die nicht zu einer qualifizierten Berufsausbildung führen? Und warum hat über die Hälfte des »harten Kerns« der Langzeitarbeitslosen noch immer keinen Berufsabschluss?


    Die Werkstatt Frankfurt, ein sozialer Verein, bietet eine vernünftige Alternative. Sie hat beispielsweise ein Ausflugscafé in Bonames eröffnet, wo arbeitslose Menschen zwischen 25 und 45 Jahren eine Berufsausbildung machen können. Es handelt sich dabei nicht um einen halbjährigen Schnellkurs, denn am Ende legen die Auszubildenden eine Prüfung vor der IHK ab. Die, die das bislang hinter sich gebracht haben, sind nachweislich erfolgreich. Köche und Kellner, die in der Werkstatt Frankfurt e.V. ausgebildet wurden, wurden mit Kusshand von Hotels und Restaurants der Stadt fest eingestellt. Das Ganze geht allerdings über zwei Jahre, was natürlich Geld kostet. Zugangsvoraussetzung ist ein Test. Nach Bestehen werden die Bewerber ausgewählt, die in der Lage und willens sind, abends nach der praktischen Arbeit noch Theorie zu büffeln und sich intensiv auf die Prüfung vor der Industrie- und Handelskammer vorzubereiten. Diese Art der Qualifizierung ist sinnvoll, denn potenzielle Arbeitgeber sind damit zu überzeugen, dass der, den er einstellen möchte, nachweislich eine gute Ausbildung durchlaufen hat, was auch der Berufsabschluss belegt – anders als eine bloße Teilnahmebestätigung für den Kurs irgendeines Bildungsträgers.


    Die Werkstatt Frankfurt e.V. betreibt auch in Stadtteilen, in denen es kaum Einkaufsmöglichkeiten gibt, kleine Supermärkte, wo Arbeitslose eine Ausbildung zum Lebensmitteleinzelhandelskaufmann machen können. Hier sind Käse und Gemüse echt, auch die Kunden, alle anderen Waren und das Geld, mit dem am Ende bezahlt wird, sind echt. Und nachher steht ein echt guter Abschluss, zertifiziert von der IHK. Dasselbe gilt für die Bereiche Gebäudereinigung und Handwerk. Die Arbeitslosen werden nicht mit Pseudotätigkeiten abgespeist, sondern arbeiten an echten Gebäuden und haben an echten Renovierungen teil. Diese Ausbildung wird vom Jobcenter finanziert, aber es gibt auch eine Gegenfinanzierung durch die Leistung, die die Arbeitslosen während ihrer Ausbildung erbringen. Wenn also im Supermarkt durch die Kunden oder im Café durch die Gäste ein Gewinn erwirtschaftet wird, so vermindert sich der Beitrag des Jobcenters zur Ausbildung entsprechend. Aber auch bei der Werkstatt Frankfurt tragen das Hotel- und Gaststättengewerbe und der Einzelhandelsverband nichts zu den Ausbildungskosten bei, obwohl Hoteldirektoren und Restaurantbesitzer, die Absolventen eingestellt haben, beteuern, sie warteten händeringend und dringend auf Nachschub an Restaurantfachleuten oder Hotelkaufleuten. Der Markt sei leergefegt, und es gebe viel zu wenig Nachwuchs. Entsprechendes verlautet von Filialleitern großer Supermarktketten, die angesichts immer längerer Öffnungszeiten offenkundig ihren Arbeitskräftebedarf nicht decken können. Auch bei dem Modell »Frankfurter Werkstatt« müsste es doch möglich sein, dass die Jobcenter mit dem Hotel- und Gaststättengewerbe oder dem Einzelhandel kooperieren und Arbeitslose so umgeschult oder ausgebildet werden, dass jeder Beteiligte ein Drittel zahlt – der künftige Arbeitgeber, das Jobcenter und auch der Arbeitnehmer, der später dann, wenn er einen festen Job hat, seinen Anteil an den Ausbildungskosten zurückerstattet.


    Wir können es uns definitiv nicht mehr leisten, weitere Milliarden Euro in eine aufgeblähte Hartz-IV-Maschinerie zu pumpen. Die hier verschwendeten Mittel könnten weit sinnvoller und zielführender eingesetzt werden. Die, die arbeiten und dafür sorgen, dass der Staat Steuern in die Kasse bekommt, haben ein Recht darauf, dass damit äußerst umsichtig umgegangen wird.


    Forderung: Es darf kein Geld mehr für Kurse ausgegeben werden, deren Nutzen zweifelhaft ist, weil ein dort erworbener Abschluss kaum die Integration in den Ersten Arbeitsmarkt ermöglicht. Allen Kursen müsste eine erfolgreiche Vermittlung und längerfristige Beschäftigung zur Auflage gemacht werden.


    11. Kein Geld ohne Gegenleistung


    Warum führen Jobcenter nicht gemeinnützige Tätigkeiten ein, und zwar schon als Gegenleistung für Hartz IV? Und nicht etwa für einen Euro zusätzlich. Sie könnten ihre Kunden vor die Alternative stellen, entweder mitzuziehen oder auf den monatlichen Scheck des Jobcenters zu verzichten. Die Erfahrungen in unserem Nachbarland Holland haben gezeigt: Das Prinzip »kein Geld ohne Gegenleistung« ist einfach, aber wirkungsvoll. Sobald Arbeitslose aufgefordert werden, aktiv zu bleiben – entweder durch Jobs in Kommunen oder Fort- und Ausbildung, durch Sprachkurse oder manchmal auch nur durch Sport im Fitnesszentrum, um sich erst einmal für die Arbeitswelt fit zu machen –, scheint das in unserem Nachbarland zu nachhaltigem Erfolg zu führen.


    Denn eins ist klar: Jeder kann und muss etwas für die Gemeinschaft leisten, in der er lebt. Wenn man daran denkt, dass in Deutschland Innenstädte vermüllen, viele Menschen im Alltag auf Hilfe angewiesen sind, in Kindergärten und Schulen oft Reparaturen nicht ausgeführt werden können, in manchen Schulen inzwischen sogar Hausmeister eingespart werden, die etwa auch am Schuleingang ein Auge darauf haben, wer dort hineinkommt, könnte man sich für vorübergehend Arbeitslose oder gerade auch für die Dauerarbeitslosen sinnvollere Aufgaben vorstellen, als Plastikbananen in Körbe zu sortieren oder Socken zu stricken. Darüber ist man sich unter Fachleuten schon lange im Klaren.


    Der Sozialwissenschaftler Stefan Sell, Professor für Volkswirtschaftslehre, Sozialpolitik und Sozialwissenschaften an der Fachhochschule in Koblenz, ist Experte in Arbeitsmarktfragen. Er hält nichts von »Projektionitis«, vielen kurzfristigen effekthascherischen Kursen, die nicht in den Ersten Arbeitsmarkt führen. Stattdessen plädiert er gemeinsam mit Gewerkschaften und Betrieben für einen zweiten Arbeitsmarkt, wo sich in sogenannten Sozialunternehmen wie der Werkstatt Frankfurt oder in Handwerksbetrieben Arbeitslose beweisen könnten und so eher eine Chance hätten, sich auch auf dem Ersten Arbeitsmarkt zu bewähren und Fuß zu fassen. »Natürlich«, räumt auch Sell ein, »funktioniert das nur, wenn Arbeitslose mitziehen, also auf freiwilliger Basis.« Es gebe genug Aufgaben, die notwendig, aber von der öffentlichen Hand nicht mehr zu finanzieren seien, zum Beispiel die Grundrenovierung von Schulen oder Kindergärten, wo heute oft genug aufgrund fehlender Mittel nur oberflächliche Reparaturen vorgenommen würden, sagt Sell. Warum also sollten solche Arbeiten nicht von Langzeitarbeitslosen unter Anleitung von Handwerksbetrieben gemacht werden? Diese könnten sich von den Fähigkeiten der Arbeitslosen überzeugen, die wiederum langsam einen Fuß in die Tür zurück zum Ersten Arbeitsmarkt bekämen. Dass damit Aufträge verloren gingen, lässt Sell nicht gelten. Die Kommunen könnten diese gar nicht vergeben, weil die entsprechenden Mittel nicht vorhanden seien und müssten sich vermutlich mit notdürftigen Schönheitsreparaturen zufriedengeben. Warum also sollten dann nicht Firmen, die Langzeitarbeitslose anleiten und beschäftigen, solche Aufgaben übernehmen? Keine Supermärkte für Micky Maus und kein Puzzeln, sondern richtige Arbeit, die von Nutzen ist.


    Stattdessen wird gefordert, der Würde und der Teilhabe wegen immer mehr Geld in dieses System hineinzupumpen. Politiker wie Oskar Lafontaine können öffentlich in Talkshows darüber lamentieren, es sei unwürdig, einem Sparkassendirektor, der seinen Job verloren habe, eine vorübergehende Arbeit in einem Jugendzentrum, im Schwimmbad oder in einer Reinigungsfirma anzubieten.


    Ist es würdevoller, von Geld zu leben, das andere mit ihrer Arbeit aufbringen müssen? Solange jemand in der Lage ist, etwas zu tun, und sei es Schneeschippen im Winter, ist eine Diskussion absurd, die eine solche Arbeit als »unwürdig« oder gar »unmenschlich« abtut. Auch als im harten Winter 2010/2011 öffentlich zaghaft die Forderung erhoben wurde, vielleicht und eventuell Langzeitarbeitslose zum Schneeräumen unterstützend hinzuzuziehen, gab es sofort heftige Diskussionen über Zumutbarkeit und Menschenwürde. Warum es aber würdelos sein soll, der Gesellschaft, die solidarisch Langzeitarbeitslose unterstützt, etwas zurückzugeben in Form solcher Hilfe, bleibt rätselhaft.


    Forderung: Mittel dürfen nicht verschwendet, sondern müssen sinnvoll und zielführend eingesetzt werden. Dieses System ist auf absehbare Zeit nicht mehr finanzierbar, denn den Rundum-sorglos-Sozialstaat wird es bald aus Mangel an Geld und wegen Überschuldung nicht mehr geben. Auch dann nicht, wenn wir wieder einmal Exportweltmeister würden, die Konjunktur sich nicht abschwächen, die Produktivität der deutschen Wirtschaft um hundert Prozent steigen würde. Denn: aus den Kindern, die uns fehlen, werden bald fehlende Arbeiter und Steuerzahler. Und die wenigen, die den Sozialstaat stützen müssen, werden vermutlich nicht mehr dazu bereit und auch nicht in der Lage sein, das weiterhin in solchem Ausmaß zu tun.


    Wir können es uns definitiv nicht mehr leisten, weitere Milliarden Euro in diese riesige Hartz-Maschinerie zu pumpen. Denn das Forschungsinstitut zur Zukunft der Arbeit IZA prognostiziert, dass durch die Überalterung unserer Gesellschaft schon im Jahr 2020 die Sozialbudgets unter Berücksichtigung der steigenden Kosten für die Sozialsysteme mit zusätzlich 70 Milliarden Euro belastet werden.


    Trotzdem brummt die Hartz-Maschine weiter, man gibt gern viel Geld für Unsinn aus und macht es den Profiteuren leicht. Dem tapferen, deutschen Steuerzahler sei Dank.

  


  
    »Ich wünsche Ihnen einen langsamen, qualvollen, Tod« versus »Ich gratuliere Ihnen zu Ihrem Mut« – Reaktionen


    Gibt man Erfahrungen und Situationen wie die oben beschriebenen in einem Film oder in einer Talkshow wieder, wird sofort entgegnet, man habe eben den falschen Blick. Der in Berlin lebende Schriftsteller Zafer Senocak hat dieses Phänomen sehr klar und hellsichtig in einem Artikel im Tagesspiegel beschrieben: »In den nächsten Jahrzehnten werden wir es mit Tausenden beruflich unqualifizierten jungen Menschen auf unseren Straßen zu tun haben, die sozial chancenlos sind. Hier tickt eine soziale Bombe, die auch und gerade von den Eltern der betroffenen Kinder viel zu sehr unterschätzt wird. Wer diese Missstände aber offen formuliert, bekommt ganz schnell seine Probleme mit der Gutmenschen-Mafia, die über Parteigrenzen hinweg bestens funktioniert.«


    Meist lautet der Vorwurf, man habe sich perfide, herzlos und zielgerichtet das winzige Grüppchen von Menschen herausgesucht, das Missbrauch betreibe. Man sei ohne Mitleid und Verständnis für die Opfer. Opfer sind aus dieser Sicht alle Hartz-IV-Empfänger: Sie haben keinen Schulabschluss und keine Ausbildung, weil sie angeblich schon in früher Jugend diskriminiert und benachteiligt wurden. Dass sie vor zehn oder 20 Jahren die Schule verlassen haben, inzwischen erwachsen sind und schon oft die Gelegenheit hätten ergreifen können, einen Abschluss zu machen oder einen Beruf zu lernen – geschenkt. Das Heer aus Kümmerern und Sozialpädagogen kann Dutzende von Gründen aufzählen, warum diese Opfer eben nicht arbeiten können oder erst einmal etliche Motivationskurse machen müssen, in denen sie für viel Geld und oft ohne jeden Nutzen oder ein Ergebnis »gecoacht« werden, damit sie lernen, regelmäßig und pünktlich an der Arbeitsstelle zu erscheinen. Diese Menschen seien bedauernswert, arm und würden von Jobcentern gequält und drangsaliert, die Würde von Arbeitslosen werde in Deutschland mit Füßen getreten, heißt es immer wieder.


    Befördert werden solche Ansichten durch zahllose Vereinigungen von Berufsarbeitslosen. Da gibt es zum Beispiel Internetseiten wie www.gegen-hartz.de oder www.hartz4-forum.de, www.haarige-zeiten.de oder die Attac-AG »genug für alle« und Grundeinkommen-attac.de. Die Liste ließe sich beliebig fortsetzen. Stehen Filme zu Hartz IV oder Talkshows auf dem Programm, deren Titel ahnen lässt, dass es um Reizthemen wie Armut, Hartz IV oder Arbeitslosigkeit gehen könnte, machen diese Initiativen im Blog mobil. Schon im Vorfeld werden manche Talkshowgäste negativ bewertet, beschimpft oder richtiggehend plattgemacht mit dem Fazit, Oskar Lafontaine und Katja Kipping seien in den Augen der »Berufsarbeitslosen« gut, der Ex-Grüne und heutige CDU-Politiker Oswald Metzger, Guido Westerwelle oder manch andere Vertreter der CDU oder FDP ganz schlecht. Die Gemeinde wird so schon vorab auf die Diskussion eingestimmt und macht sich zur Attacke bereit.


    Ich persönlich bin mir über die mir zugedachte Rolle in einer Talkshow im Klaren. Häufig wird mir auch schon im Vorgespräch gesagt, man wisse und sei erfreut darüber, dass ich mit meiner Meinung nicht hinter dem Berg halte und auch unmittelbar aus der Praxis berichten könne. Politiker, die mir in den Runden gegenübersitzen, haben in der Regel eine Nachbarschaft, die mehrheitlich nicht von Hartz IV lebt. Ihnen steht der Fahrdienst des Bundestages mit bequemen Limousinen zur Verfügung, sie fahren nicht mit der U-Bahn oder dem überfüllten Bus. Jobcenter betreten sie, nachdem ihr Besuch meist Wochen im Voraus angekündigt wurde, umringt von einer Schar von Referenten, um sich eine Stunde mit dessen Leiter kurz auszutauschen. Ich bezeichne sie als Elfenbeinturm-Politiker, die mich gerne, so Heiner Geißler, als Denunziantin beschimpfen, wenn ich es wage, von meinen Erfahrungen zu berichten, zum Beispiel als eine Bezieherin von Hartz IV mir offen erzählte, sie arbeite lieber schwarz, als eine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit anzunehmen. Was würde Heiner Geißler wohl tun, wenn er sähe, wie einer alten Dame auf der Straße die Tasche geklaut wird? Die Diebe festhalten oder lieber doch nicht? Nicht die Polizei rufen und keine Anzeige erstatten, denn das wäre ja Denunziation? Oder ist es einfach nicht so schlimm, ein Kavaliersdelikt also, kein Betrug, wenn einer schwarz arbeitet und parallel Hartz IV bezieht? Nach einem solchen Talk oder Film quillt das Mailpostfach aller Diskutanten, auch meines, über.


    Manche Zuschriften gehen unter die Gürtellinie, wenn es heißt: »Ich wünsche Ihnen einen langsamen, qualvollen Tod.« Einige Briefe und Mails an mich sind voller persönlicher Diffamierungen, bis hin zu massiven Drohungen. Solche Emotionen sind aber auch ein Gradmesser dafür, dass die Diskussion in ein Wespennest gestochen hat, es einigen Schreibern auch darum geht, Pfründe zu verteidigen und ihnen nicht am Austausch von Argumenten gelegen ist. Ich freue mich aber auch, wenn es von manchen Schreibern heißt: »Ich beglückwünsche Sie zu Ihrem Mut« oder »Ich bewundere, dass Sie sich getraut haben, so offen diese Probleme anzusprechen.« Gleichzeitig finde ich das erschreckend, denn warum braucht es Mut, um öffentlich über einen offenkundigen gesellschaftlichen Missstand zu sprechen? Warum darf man eigentlich nicht fragen, wieso seit 2005, also seit sieben Jahren, 1,1 Millionen Menschen dauerhaft Hartz IV beziehen? Kann das ein Tabu sein? Dass das offenkundig der Fall ist, zeigt eine Auswahl an Zuschriften, die ich nach der Ausstrahlung meines Dokumentarfilms und nach diversen Auftritten in Talkshows bekam.


    Es gibt ein Kartell des Gutmenschentums, das nicht bereit ist, über unterschiedliche Erfahrungen zu diskutieren. Dieses Sozialkartell spricht Menschen ab, sagen zu dürfen, was sie denken, und über ihre Erfahrungen zu reden. Die Macht der political correctness, öffentliches Mobbing durch Blogger und einen Teil der Medien kauft vielen Menschen den Schneid ab. Wie oft habe ich gehört, man habe ähnliche Erfahrungen gemacht, dasselbe erlebt, aber offen solche Missstände benennen, über Erfahrungen diskutieren, dürfe man besser nicht. Viele resignieren. Deshalb sollen hier die Reaktionen der Zuschauer auf meinen Dokumentarfilm und meinen Auftritt in der Talkshow von Anne Will veröffentlicht werden. Es gab eine große Anzahl von Rückmeldungen und Kommentaren zu diesem Thema. Sachliche, aber auch sehr unsachliche. Wichtig ist mir in diesem Zusammenhang zu zeigen, dass die Statements der Zuschauer sehr viel über das gesellschaftliche Klima in unserem Land aussagen, über die Art, mit der die Diskussion geführt wird. Ich möchte die Reaktionen den Lesern nicht vorenthalten und ihnen Gelegenheit bieten, sich einen Eindruck davon zu machen.


    Im Folgenden habe ich eine Auswahl verschiedenster Reaktionen zusammengestellt. Unverfälscht, es sind alles Originaltöne. Dabei habe ich darauf geachtet, dass diese Auswahl auch repräsentativ für die Gesamtheit der Mails ist, denn nicht alle können hier vollständig wiedergegeben werden. Jedenfalls kann man uneingeschränkt sagen, dass das Thema polarisiert. Die Dokumentation Die Hartz-Maschine – Geschäfte mit der Arbeitslosigkeit wie auch der Auftritt in der Talkshow Anne Will mit dem Titel »Aufschwung für alle – höhere Löhne, mehr Hartz IV?« rütteln auf und lassen die Wogen höherschlagen. Eine Überprüfung aller Zusendungen hat ergeben, dass die Gewichtung von positiven und negativen Rückmeldungen sehr ausgeglichen ist. Auch eine interessante Erkenntnis.


    Es stellt sich auch die Frage, wer reagierte. Die heftigsten Rückmeldungen kamen von den ALG-II-Empfängern selbst. Eine Fülle von Gegenstimmen ist sehr emotional formuliert und reicht bis zu persönlichen Beschimpfungen. Die Zustimmungen und andere positive, bestärkende Kommentare kamen von verschiedensten Absendern: Es meldeten sich sowohl Arbeitnehmer, Arbeitgeber, Unternehmer, Rentner und Angestellte als auch arbeitslose ALG-II-Empfänger und Arbeitslose, die keine Stütze erhalten. Sogar Mitarbeiter von Jobcentern haben geschrieben, die bestätigend von ihren Erfahrungen berichten. Keine Gesellschaftsschicht fehlte bei denen, die sich zustimmend äußerten, und das ist eine wichtige Bestätigung für meine Recherchearbeit. Denn kein Bürger sollte vergessen, sich immer wieder wie John F. Kennedy zu fragen: »Frage nicht, was dein Land für dich tun kann, sondern frage, was du für dein Land tun kannst.«

  


  
    Zuschriften nach der Talkshow Anne Will mit dem Titel »Hungern muss hier keiner – ein Land redet sich arm«


    Zu Gast waren: Hubertus Heil (SPD), Generalsekretär Guido Westerwelle (FDP), Partei- und Fraktionsvorsitzender Heiner Geißler (CDU), ehemaliger Generalsekretär und Bundesminister a.D. Christoph Butterwegge, Armutsforscher, Rita Knobel-Ulrich, Autorin und Filmemacherin, Tanja Heinrich, alleinerziehende Mutter aus Berlin, kommt mit drei Jobs nur knapp über die Runden.


    Reaktionen:


    »Ihre Ausführungen bei A. Will sind willkürlich und Menschenverachtend gewesen.«


    »Ihr Auftritt am 25.05.08 bei Anne Will war eine absolute Farce und ein Schlag ins Gesicht.«


    »Mit großer Empörung musste ich Ihren letzten Auftritt bei Anne Will über mich ergehen lassen – vor allem Ihren tendenziösen Einspieler über angebliche Faulenzer und Sozialschmarotzer mit Hartz-IV-Hintergrund. Ich drücke Ihnen hiermit meine Missbilligung darüber aus, dass Sie bei dieser Diffamierungs- und Hetzkampagne gegen Teile unserer Gesellschaft mit Sendezeit im Hauptprogramm der ARD unterstützt werden!«


    »Mit Begeisterung habe ich Ihren Beitrag bei Anne Will gesehen. Ich möchte Sie ermutigen! Weiter so! Ich arbeite seit 14 Jahren als Arbeitsvermittlerin in der Bundesagentur für Arbeit.«


    »Ich habe in den letzten 24 Monaten 684 Bewerbungen geschrieben und gerade mal 71 Absagen erhalten. Ich habe mich notselbststständig gemacht und bereits 14 000 Euro offene Rechnungen. Während Politiker jeden Sonntag dumm bei Anne Will und jeden Donnerstag bei Maybrit Illner ihre Phrasen dreschen, haben sie oft nie mit den Betroffen geredet. Bin nun auch noch in die Linkspartei eingetreten und hoffe, nächstes Jahr gewählt zu werden. Damit ich aus der Armut rauskomme. Die nächste Woche wird dann Privatinsolvenz beim Anwalt diskutiert. Meine Steuerberaterin hat gesagt: Herr S., hören Sie auf, sich zu bewerben. Sie bewerben sich in die Privatinsolvenz! Wenn ich Hartz IV beantrage, habe ich 200 Euro mehr! Was erlauben Sie sich eigentlich?«


    »Ihr Auftritt bei Anne Will hat mir sehr gut gefallen. Sie haben absolut recht mit Ihrer Aussage, dass ein Familienvater auch sehen muss, dass er über die Runden kommt! Mein Mann arbeitet als Technischer Zeichner, mit ganz ›normalem‹ Einkommen. Er muss täglich Überstunden machen, damit wir etwas mehr Geld zur Verfügung haben. Wenn mein Mann abends von der Arbeit kommt, gehe ich drei Stunden arbeiten. Wir haben zwei Kinder (sieben und vier Jahre). Ein bisschen möchte man den Kindern auch noch bieten. Da wir in einer ländlichen Gegend wohnen, sind wir aufs Auto angewiesen. Vor vier Jahren haben wir uns aus Kostengründen ein Dieselfahrzeug zugelegt. Damals kam der Liter Diesel noch auf 72 Cent, heute kostet der Liter das Doppelte!!! An die nächste Heizperiode mag ich noch gar nicht denken: Wir heizen mit Öl.«


    »Erhalten Sie eigentlich Zuwendungen von Lobbyverbänden oder anderen Institutionen, und wenn ja, geschieht dies auch mit Billigung der ARD? Ich werde mich auf jeden Fall mit den zuständigen Vertretern im Fernsehrat in Verbindung setzen und meinen Protest gegen Ihre Art von Sendungen einreichen. Wenn Sie ›Sozialschmarotzertum‹ vollständig ›ausmerzen‹ wollen, dann fordern Sie ehrlicherweise die Rückkehr zur Nazidiktatur!«


    »Ich habe noch nie so einen Schwachsinn gehört. Sie wissen überhaupt nicht, was draußen abgeht. Ich will Ihnen das auch nicht näher erläutern, Sie sind mir einfach zu billig. Ich hoffe, Sie nie wieder im Fernseher zu sehen. Erst denken und dann reden!«


    »Ich darf Ihnen zu Ihrem gestrigen couragieren Auftritt gratulieren. Sie haben mehr als recht. Ich bewundere jemanden, der an die Basis geht und sich wirklich informiert. Machen Sie bitte weiter, natürlich haben wir Arme und dafür auch einen Sozialstaat, aber auch Faule – so ist es halt. Und das gehört gesagt!«


    »Menschen wie Ihnen gehört schlicht der Mund verboten. Was Sie hier betreiben, ist eine einzige Hetze und Fehlinformation. Das sind in höchstem Maße verwerfliche Methoden, die ich mit den denunziatorischen Methoden der Inquisition vergleiche. Schämen Sie sich!«


    »Das sind sehr mutige und zum Teil auch richtige Aussagen, die Sie da bei Anne Will getroffen haben.«


    »Noch läuft die Talkshow Anne Will in der ARD – ich habe abgeschaltet. Ihnen hätte ich sehr, sehr gern weiter zugehört, aber die Arroganz und Weltfremdheit der meisten der Anwesenden ist nicht zu ertragen. Ich habe Ihre Sendung über die Hartz-IV-Empfänger, die es sich in ihrer Situation sehr gemütlich gemacht haben, seinerzeit gesehen und war wie viele über die bequemlichkeitsfördernden Zustände in dieser reichen Bundesrepublik empört. Schon damals hätte ich mir gewünscht, mit Ihnen in Kontakt zu kommen. Es bräuchte meiner Ansicht nach als Fortsetzung eine Darstellung der ›anderen Seite‹, nämlich derer, die mit wenig Geld stolz und keineswegs arm in dieser Gesellschaft leben und die Freiheit dieser Gesellschaft schätzen, nachdem sie die Unfreiheit einer Gesellschaft erlebt haben, die Vollbeschäftigung und gleiche Bildungschancen für alle garantierte und trotzdem nicht die bessere Gesellschaft war. Eben weil sie Enge und Schmalspurdenken verordnete, anstatt Freiheit und Selbstbestimmung. Soziale Sicherheit ist eben längst nicht alles. Sie macht unter Umständen träge und unbeweglich.«


    »Toll …! Sie waren super gestern Abend! Wie können Politiker von gestern so blind und bl … sein und überhaupt nicht akzeptieren, wie von vielen Mitmenschen in diesem Land getürkt und getrickst wird, um ohne arbeiten zu gehen ein ruuuuhiges Leben zu führen? Beispiele gibt es genug.«


    »Gestern, am 25.05.2008, habe ich mir Ihre Talk-Runde im Fernsehen angesehen. Seit der Einführung von ALG im Januar 2005 bin ich Empfänger dieser ›Sozialzuwendung‹ – erlebe also das Geschehen von Anfang an hautnah. Ich würde gern allen in der oben genannte Sendung aufgetretenen Diskutanten folgende ›Anmerkung aus der Praxis‹ schicken: Bis Ende 2004 gab es in der Bundesrepublik Deutschland die sogenannte Sozialhilfe, die von sozial schwachen Menschen in Anspruch genommen werden durfte und wurde. Es ist unstrittig, dass es auch bis zu diesem Zeitpunkt ›Schmarotzer‹ gab – die hat es in einem Sozialstaat schon immer gegeben, und es wird sie weiterhin geben. Jedoch war es bis dahin so, dass die Bedürftigkeit aller Sozialhilfeempfänger individuell eingeschätzt und angepasst wurde – vom Sozialamt. Das bedeutet, dass es individuell angepasste Zuwendungen für Miete, Heizung, Kleidung usw. gab. Seit Januar 2005 werden all diese Menschen in einen Topf geworfen – unter dem Deckmantel ›Arbeitslosengeld II‹. Nix mehr mit individuell angepassten Zuwendungen. ALLE erhalten einen festen Regelsatz, mit dem es sich zwar überleben, aber nicht wirklich leben lässt. Was da von Frau Rita Knobel-Ulrich vorgerechnet wurde – 2.000 Euro für zwei Erwachsene und zwei Kinder – ist zwar sachlich richtig und ich stimme ihr zu, dass man mit diesem Einkommen vielleicht sogar wieder ein bisschen ›leben‹ kann, jedoch sieht es bei alleinlebenden Personen ganz anders aus, wie beispielsweise bei mir: Wo bleiben die persönlichen Bedürfnisse? Sie bleiben auf der Strecke: Keine Tageszeitung, keine Fachzeitschrift, kein Buch. Keine Bahnreise zu Freunden und/oder Verwandten. Ein Restaurantbesuch mit einem lieben Menschen? No way! Tintenpatronen oder Papier für den Drucker kaufen? Sehr schwierig! Im Sommer in ein Freibad gehen? No way! Kulturelle Veranstaltungen besuchen (Theater, Kino usw.)? No way! Kontakte zu Freunden pflegen, die in »Lohn und Brot« stehen? Sehr schwierig! Eine Reise? No way! Für Alkoholiker und Raucher: Ständig das Aldi-Bier saufen, das per 6-Pack für 1,67 Euro erhältlich ist und Zigaretten der Marke »Branningham« (oder Ähnliches) rauchen? Dies alles, liebe Leute, ist kein Leben!«


    »Wenn ich Ihnen eins wünsche, dann, dass Sie sich selbst in einer Suppenküche anstellen, den Straßenfeger verkaufen oder einfach betteln müssen, oder dass einer von den Hartz-VI-Empfängern, die Sie wie Dreck behandeln, Ihnen mal Ihre neoliberale genüssliche Art auf eine Art austreibt, dass auch Sie das verstehen. Schön, dass man mal Ihre vollgefressene Visage im Fernsehen gesehen hat, dann kann man sich die zu dem Zweck merken.«


    »Auch ich bin wie Sie der Meinung, dass es in Deutschland keine Armut gibt, auch wenn Sie trotz Ihres Mutes mit Ihren Beobachtungen und Thesen bei Anne Will nicht so recht durchdringen konnten. Die populistischen ›Argumente‹ der Herren Geißler und Butterwegge sind einfach so griffig und herzerwärmend, dass man mit Vernunft nicht dagegen ankommt. Ich habe in einem ›Hartz-IV-Kochbuch‹ den Beweis geliefert, dass es sehr wohl möglich ist, sich mit dem Regelsatz ausreichend, gesund und abwechslungsreich zu ernähren, dabei noch Gäste einzuladen, auch Vorschläge zur Resteverwertung geliefert. Es wurde ein Speiseplan erstellt für einen Monat mit 31 Tagen. Sämtliche Rezepte sind in 30 Minuten gekocht, zu jedem Rezept gibt es ein Foto und eine exakte Kostenrechnung für die Zutaten (es bleibt sogar noch Geld übrig). Von diesen Gerichten lebe ich seit 55 Jahren – obwohl ich keine Hartz-IV-Empfängerin bin –, ohne dass ich Mangelerscheinungen hätte oder jemals hungern musste.«


    »Sie machen sich die Methoden eines Josef Goebbels zu eigen – Verleumdung, Rufschädigung, Stigmatisierung usw. –, um gegen eine Bevölkerungsgruppe hetzen zu können. Dass Ihnen die ARD auch noch eine Plattform für diese Hetze gibt, stellt einen unglaublichen Missbrauch von Gebührengeldern dar, welche im Übrigen auch von Hartz-IV-Empfängern bezahlt werden. Für diese Gebühren wird uns also zugemutet, diese Hetze, Verleumdungen und Rufschädigungen ertragen zu müssen. Dafür werden wir auch noch genötigt zu bezahlen. Und von solchen Leuten wie Ihnen oder den bezahlten Propagandisten der ARD müssen sich die Schwächsten dann auch noch in übelster Nazi-Manier beschimpfen lassen – auch durch ihre eigenen Gebühren. Trotz der wenigen Zeit, die mir bleibt, bete ich täglich zu Gott, dass er die Aufrichtigen von solchen Brandstiftern wie Ihnen befreit.«


    »Bezüglich Ihres Mitwirkens in der Diskussionsrunde bei Anne Will …, möchte ich Ihnen ohne viele Worte Respekt und Anerkennung für das Eintreten Ihrer Meinung ›Respekt und Anerkennung für die Vertretung einer unliebsamen Wahrheit, Respekt und Anerkennung für eine bedachte Argumentation gegen einen nicht immer fair gebliebenen ­Heiner Geißler.«


    »Mit großer Spannung und Interesse habe ich Ihre Ausführung in der heutigen Sendung gehört. Ich würde Ihnen gern meine unglaublich schlechten Erfahrungen als Vermieterin einer alleinerziehenden Mutter mit vier kleinen Kindern überlassen. Die Beziehung Vermieterin-Mieterin ist nun per Zwangsräumung beendet worden. Ich (allein lebende Rentnerin) sitze auf einem Schuldenberg, und die Behörden, insbesondere das Jugendamt und die ARGE Siegburg, haben dabei zugesehen, wie alles den Bach herunterlief. Mittlerweile ist die junge Frau verschwunden und ihre Kinder im Heim bzw. bei Pflegefamilien untergebracht. Kostenpunkt per Monat geht nach meinen Erkundigungen in die Tausende – der Sozialstaat zahlt, und die Frau hat außer dem Kinderkriegen von drei verschiedenen Männern nichts für den Staat – außer Schulden – geleistet.«


    »Ihre Meinung, auch wenn sie im Verlauf der Sendung leider zu kurz kam, fand ich sehr gut. Sie schienen mir die Einzige in der Runde, die sich wirklich vor Ort ein Bild von der Situation der Hartz-IV-Empfänger gemacht hat. Es ist nicht zu leugnen, es gibt Hartz-IV-Dynastien und es gibt Menschen, die sich mit dem Hartz-IV-Betrag arrangiert haben. Der Anteil der Schmarotzer, den selbst Herr Geißler mit zehn Prozent einschätzte, liegt wahrscheinlich noch höher, aber es behauptet doch niemand, dass man mit dieser Einschätzung alle Arbeitslosen denunziert. Man muss es einmal sagen dürfen, ohne dafür von allen abgestraft zu werden.«


    »Ihren Namen habe ich schon öfter im Abspann von Sendungen gesehen, und es freut mich, dass ich Sie nun auch mal sehen und sprechen hören konnte. Vielen Dank für Ihre Beiträge in der Sendung Anne Will. Ich erachte es als sehr notwendig, dass es Menschen wie Sie gibt, die wichtige Dinge aussprechen und zeigen, um regelrechte ›Wellen‹ von populistischen Meinungsäußerungen zu relativieren und infrage zu stellen. Es ist zuweilen unerträglich, wie in unserem Land konsequent die Maxime gelebt wird, dass nicht sein kann, was nicht sein darf. Selbstverständlich gibt es das, und zwar ganz genau so, wie Sie es in Ihrem Film zeigen. Und im Übrigen auch nicht selten, wie es Herr Geißler versucht hat hinzustellen. Ich bin 50 Jahre alt, geschieden, parteilos, seit 34 Jahren Vollzeit arbeitend, Mutter von zwei Kindern. Diese Kinder habe ich ›echt‹ allein erzogen, ohne Unterhalt für mich, ohne Unterhalt für die Kinder und, wie gesagt, immer in Vollzeit arbeitend. Ich habe an der Humboldt-Universität Berlin Jura studiert und als Diplom Juristin erfolgreich abgeschlossen, arbeite seit 1991 bei der Agentur für Arbeit, seit 2002 als Arbeitsvermittlerin. Ihre Recherchen bezüglich des Verhaltens ›Arbeitsloser‹ kann ich insoweit bestätigen, als ich eben schon über 17 Jahre das Verhalten dieser Klientel täglich erlebe. Natürlich gibt es Unterschiede, aber das haben Sie ja nie bestritten oder behauptet, es wären alle so, wie in den bei Anne Will gezeigten Beiträgen. Jeder gesund denkende Mensch weiß auch, dass Sie dadurch nicht die Behauptung aufstellen, es seien alle Arbeitslosengeld-II-Empfänger so. Kann ja auch nicht. Allerdings ist es aus meiner Sicht leider die Mehrheit, die sich im Netz des Sozialstaates schaukelt. Die von Herrn Geißler genannte Zahl von 90 Prozent, die angeblich unter der Arbeitslosigkeit leiden würden, halte ich allerdings für mehr als absurd. Für einige Leute scheint aber die Wahrheit unerträglich zu sein, vor allem aber nicht opportun. Ich wünsche Ihnen Gesundheit, Glück und weiterhin viel Erfolg in Ihrer Arbeit. Lassen Sie sich nicht beirren, aber, so einer Frau wie Ihnen, muss ich das gar nicht sagen (zum Glück).


    Ich gehe morgen wieder an meinen Arbeitsplatz und versuche, Arbeitslosen, die Arbeit suchen, zu helfen. Ich versuche wirklich Menschen zu helfen, die etwas von diesem Arbeitsmarkt wollen, den anderen ist eh nicht zu helfen …«


    »Zunächst einmal vielen Dank für Ihre Teilnahme in der Sendung Anne Will. Mein Name ist Stefan E., ich bin 40 Jahre alt und als Ingenieur selbstständig tätig. Ich zähle mich (noch) zum Mittelstand dieser Gesellschaft. Die Ergebnisse Ihrer Recherchen kann ich nur unterstützen: Auch ich habe in meinem Umfeld, wie vermutlich fast jeder in dieser Gesellschaft, einige Zeitgenossen, welche sich ganz gut mit ›ihrem Schicksal‹ als Hartz-IV-Empfänger abfinden können. Fast alle rauchen übrigens, was nicht ganz unkommentiert sein sollte, da ja das liebe Geld sooo knapp ist. Ich ziehe meinen Hut vor Ihnen, gnädige Frau! Machen Sie bitte weiter so und informieren Sie uns umfassend. Werden Sie nicht müde und lassen Sie sich nicht von Herrschaften wie Herrn Geißler oder Herrn Butterwegge den Mund verbieten! Für Ihre weitere Arbeit sowie Ihren persönlichen Werdegang wünsche ich Ihnen von Herzen alles Gute.«


    »Die Sendung war durch Sie eine Zumutung. Schämen Sie sich!!!­!!­!!!!!!!­!!!!!!!­!!!­!!!!!!! Sie sollten sich bei den Zuschauern entschuldigen!«


    »Habe die Sendung gestern gesehen und muss sagen, Sie sind eine mutige Frau, die sich traut, die Wahrheit zu sagen! Sie sind wirklich sehr nah an der Realität, und ich kann Sie nur ermutigen: machen Sie weiter so! Einige Politiker gestern in der Sendung (Heiner Geißler fällt mir da besonders ein) leben im Wolkenkuckucksheim und wissen gar nicht, wie die hart arbeitende Bevölkerung denkt. Arbeit muss sich in unserem Lande wirklich wieder mehr auszahlen, als Empfänger von staatlicher Hilfe zu sein. Ich selbst stamme aus einer Arbeiterfamilie, habe studiert und bin leitende Angestellte geworden, meine Kinder haben auch Abitur und mein Sohn hat studiert, die Tochter eine Lehre als Industriekauffrau gemacht. In der ganzen Zeit habe ich (nach drei Jahren ›Kinderurlaub‹ und 11 Jahren Teilzeit, weil man die Kinder ja auch betreuen möchte) sehr hart gearbeitet (mein Mann natürlich auch), wir haben auf viele Dinge verzichten müssen, weil es gar nicht anders ging, aber es hat sich gelohnt, nur faul ist bei uns niemand! Ich habe noch nie in meinem Leben einen Beitrag zu einer Sendung geschrieben, aber das war es mir jetzt wert! Herzlichen Dank und weiter so!«


    »Ich habe mir gestern Abend Anne Will angesehen und muss sagen, es war eine interessante Runde! Kompliment an Sie, Sie haben eine unbequeme Meinung vertreten und durchgezogen.«


    »Ich habe gestern mit Begeisterung ihren Auftritt bei Anne Will gesehen. Ich finde es sehr schade, dass die meisten Politiker so weit weg von der gesellschaftlichen Realität leben, wie ich gestern den Eindruck hatte. Der Film von Ihnen stellt keineswegs eine riesengroße Ausnahme dar, das sind die Zustände, die tatsächlich zu einem großen Teil leider existieren. Ein Beispiel aus meiner eigenen Familie: Meine Mutter besitzt seit 18 Jahren eine kleine Werbefirma in der Nähe von Dresden (Laut Statistiken sind doch hier die Arbeitslosenquoten sehr hoch, oder???). – Die Firma kann sich vor Aufträgen nicht retten, dumm nur, dass sie kaum Leute findet, die bei ihr arbeiten wollen. Sie erlebt seit geraumer Zeit immer wieder das gleiche Spiel, sie stellt Leute ein, die genau ein Jahr bleiben, dann melden sie sich ständig krank oder richten Schaden in der Firma an, sodass sie eine Kündigung provozieren. Dann gibt es ja wieder ein Jahr Stütze. Wenn die Leute gehen, rechnen sie ihr vor, was sie jetzt alles vom Amt bekommen und was alles beantragt werden kann. Von 370 Euro muss in unserem Land doch keiner leben … diese Leute haben so viel Zeit, sich mit sämtlichen Anträgen zu beschäftigen, da kommt ein Arbeitender gar nicht mit. – Überhaupt Leute zu finden ist ein Problem, Zitat: ›Was!? Um 8 anfangen, das schaffe ich nicht.‹ – Die faulen Arbeitslosen schreiben Bewerbungen an sie, kommen zum Vorstellungsgespräch, stellen aber gleich klar, dass sie den Job nicht wollen, sondern nur den Stempel fürs Arbeitsamt, dass sie den Job nicht bekommen haben. – Lehrlingsproblem: Sie macht Aushänge, um Lehrlinge zu finden, annonciert in den Zeitungen, macht sich dicke Aufkleber ans Auto, denken Sie, da meldet sich jemand? Haben wir nicht ein Lehrstellenproblem? Findet sie dann jemanden, dauert es nicht lange, da ruft die Berufsschule an, um ihr mitzuteilen, dass der Lehrling extrem viele Fehlstunden hat, ob sie wisse, wo er/sie ist. Ist das dann nicht die logische Konsequenz, dass man bei Hartz IV landet und ARM wird und das zu Recht? Wenn wir uns mit anderen Besitzern kleiner Firmen (der typische Mittelstand) unterhalten, erzählt uns jeder ähnliche Geschichten. Ich finde das sehr beängstigend, und gebe Herrn Westerwelle ausnahmslos Recht, dass das Geld nicht mehr bei den wirklich Bedürftigen ankommt, die es wirklich benötigen, es wird sinnlos verplempert. leider hat in unserem Staat von den Politikern kaum einer den Mut, die Wahrheit zu sagen, das könnte ja Wählerstimmen kosten. Meiner Meinung nach ist das Problem, dass solche Erfahrungen nur selten ans Tageslicht kommen, da die Arbeitenden sich halb tot arbeiten und überhaupt keine Zeit haben, auf solche Missstände aufmerksam zu machen. Machen Sie weiter so …«


    »Ich habe gestern Ihren verleumderischen Auftritt bei Anne Will gesehen. Ihre Äußerungen waren von keinerlei Sachkenntnis getragen. Ich hoffe, dass sich einmal ein Hartz-IV-Empfänger auf offener Straße bei Ihnen bedankt. Schade, dass nur russische Journalisten risikoreich leben. Ich wünsche Ihnen jedenfalls die Pest an den Hals …«


    »Mit größtem Interesse habe ich gestern einige Ihrer Beiträge in der Sendung Anne Will zur Kenntnis genommen. Auch aus meiner Erfahrung kann ich Ihre Recherchen voll und ganz unterschreiben. Machen Sie bitte weiter so, recherchieren Sie bitte weiter so tiefgehend und zielstrebig und lassen Sie sich durch manche stimmenheischende Politiker nicht abschrecken!«


    »Die von Ihnen gezeigten Beispiele sind mir auch begegnet und haben mich mindestens so geärgert wie Sie! Trotzdem kann ich nicht nachvollziehen, wie Sie sich für einen so populistischen Standpunkt hergeben können, wie Sie ihn bei Frau Will formuliert vertreten haben. Letztlich muss doch vielmehr die Frage sein, ob das Existenzminimum in einem Staat wie Deutschland überhaupt diskutiert werden soll.«


    »Als ich Ihnen gestern zuhören musste, habe ich Ihnen so zwei, drei Schicksalsschläge an den Hals gewünscht, die Sie von Ihrem hohen Ross herunterholen würden.«


    »Bin sehr froh, dass Sie in dieser Sendung waren. Die Harz-IV-Empfänger, die ich kenne, leben nämlich genauso wie die, die Sie geschildert haben. Deshalb weiß ich auch, dass es sich bei Ihren Ausführungen nicht um Ausnahmen handelt. Bitte machen Sie weiter so!«


    »Sie sind für mich der Abschaum der Gesellschaft – Schmarotzer sind Sie für mich Sie. Pfui.«


    »Hetze für die Quote.«


    »Ich wünsche Ihnen, dass Sie einmal zwei Jahre arbeitslos z.B. durch Krankheit werden, dann würden Sie auch spüren, was für einen Unsinn Sie da fabriziert haben. Schämen Sie sich.«


    »Menschen wie Ihnen gehört schlicht der Mund verboten. Was Sie hier betreiben, ist eine einzige Hetze und Fehlinformation. Das sind in höchstem Maße verwerfliche Methoden, die ich mit den denunziatorischen Methoden der Inquisition vergleiche. Schämen Sie sich!«


    »Ich stimme Ihnen völlig zu, dass viele Mitbürger, die Arbeitslosengeld beziehen oder Hartz IV erhalten, keinen Bock mehr auf Arbeit haben, man hat sich eingerichtet. Wir haben einen Dienstleistungsbetrieb in der Gebäudereinigung mit Meisterbrief, wenn wir kurzfristig Arbeitskräfte benötigen, ist das für uns eine Katastrophe. Viele wollen nicht mehr als 100 Euro verdienen (anrechnungsfrei) oder sie sagen dann eiskalt, das, was über 100 Euro ist, möchten sie schwarz ausgezahlt bekommen. Im Sommer haben viele einen Garten, da geht es auch nicht. Im Winter ist es zu kalt, zu dunkel und früh, 4 Uhr aufstehen geht schon mal gar nicht.«


    »Ich möchte Sie nachdrücklich bitten, Ihr faschistoides Gedankengut in Zukunft der Öffentlichkeit vorzuenthalten und möchte außerdem an Ihren hoffentlich noch vorhandenen Restverstand appellieren, der auch Ihnen als denkendem Menschen gewisse Hemmungen gegenüber solcherlei Hetze in der Öffentlichkeit geben sollte.«


    »Lernen Sie zu unterscheiden zwischen zwei Einzelfällen und acht Millionen Betroffenen (zur Erinnerung: d.h. 8x106). Versuchen Sie, die Gesellschaft zu verstehen und nicht nur selektiv Phänomene in dieser zu beschreiben. Finden Sie jemanden, der Ihnen die Grundzüge von ›Argumentation‹ erklärt, bevor Sie diese praktizieren. Falls Sie willens und in der Lage sind, diese Punkte zu bearbeiten, möchte ich Sie dennoch bitten, von jederart öffentlichen Aussagen Abstand zu nehmen, was im Übrigen auch Ihrer Person zugutekäme, da Sie somit von öffentlicher Häme und Spott (die Sie sicher verdienen) vielleicht weniger betroffen sind.«


    »Es geht sicher nicht nur ums Geld, aber ein menschenwürdiges Leben mit gesellschaftlicher Teilhabe muss auch für Arbeitslose in unserem reichen Land möglich sein.«


    »Ich bin 45 Jahre alt, seit 1990 selbstständige Unternehmerin und beschäftige 15 Mitarbeiterinnen in einer Region – dem Erzgebirge – mit fast generell niedrigem Einkommen. Dem Armutsbericht der Bundesregierung nach sind hier fast alle Arbeitnehmer ›arm‹, und ich als Arbeitgeberin bin gar nicht so sehr weit davon entfernt. Aber weder ich noch sehr viele andere fühlen uns so, sondern wir sind stolz darauf, aus eigener Kraft etwas geschafft zu haben, was uns in der DDR niemals hätte gelingen können: Unabhängigkeit, Freiheit und ein selbstbestimmtes Leben. Und ein Lebensstandard, der sehr, sehr weit über dem liegt, was wir kannten! Ich erzähle Ihnen gern mehr darüber und stelle Ihnen Dutzende von Menschen vor, die meine Überzeugung und Lebenseinstellung teilen. Ich würde Sie sehr gern kennenlernen und verbleibe mit freundlichen Grüßen und großer Hochachtung vor Ihrem Tun.«


    »Frau Knoblauch, Sie sind so blöde, dass Sie nicht mal die Schweine beißen. Sie können sich ja überall auf Spesen und an kalten Büfetts für lau durchfressen auf Kosten der GEZ-Gebührenzahler. Ihren geistigen Sondermüll, den Sie verbal absondern, ist Volksverhetzung. Ohne die geringste Hochachtung.«


    »Leider muss ich zu Ihrer Darstellung sagen: Sie sollten sich vielleicht bei einer extremen Partei als Pressesprecherin bewerben, NPD so in der Richtung. Ihre Argumente sind besonders geeignet, Menschen zu diskriminieren!«


    »Leben Sie doch einen Monat von 347 Euro Grundsicherung + Miete + Heizungspauschale. Sie werden scheitern, weil es schlichtweg nicht möglich ist, davon ein menschenwürdiges Leben zu leben. Sauber, satt und warm reicht nicht, der Mensch und vor allem Kinder brauchen mehr zum Überleben. Also, gehen Sie bitte in sich und überlegen, ob Sie hier noch fair und vor allem objektiv sind. Es ist eine Schande, dass das reiche Deutschland seine Kinder verkommen lässt!!!«


    »Ihnen wünsche ich genauso ein Schicksal bzw. mehrere Schicksalsschläge gleichzeitig, wie sie uns ereilt haben. Vielleicht würde Ihnen dann Ihr Hochmut vergehen. Sie sind eine unerträglich arrogante, selbstgerechte, lebens- und weltfremde Person.«


    »Meine Erfahrungen mit Arbeitsunwilligen sind deckungsgleich mit den Ihrigen. Ich bin am 4.9.39 geboren und sage wie Sie, von Armut sind alle Kinder hier in D. weit entfernt. Sie leben in einem unvorstellbaren materiellen Luxus, bezogen auf meine Kindheit. Trotzdem war meine Kindheit wunderschön, Kreativität war gefragt beim Spielen, und das Wort ›bedürftig‹ kannte man auch nicht, denn es gab damals auch niemanden, der darauf aufmerksam machte. Würde man heute allen ›Bedürftigen‹ die Zuwendung verdoppeln, gäbe es morgen noch mehr Bedürftige. Bleiben Sie dran und lassen Sie sich nicht den Mund verbieten.«


    »Auf die Thematik ständiger Hetzorgien gerade gegen Erwerbslose muss in besonderer Weise eingegangen werden. Diese Thematik geht in Deutschland weit zurück bis in die Weimarer Republik. Mehrfach habe ich einen Link zu einer Abschrift des Artikels ›Droht der Gesellschaft ein zweites Weimar‹ des Hamburger Abendblattes vom 14. Juli 1997 ­http://www.attaclokal.de/2.Weimar.htm angegeben, um hier geschichtliche Hintergründe zum Thema Arbeitslosigkeit und Armut in Deutschland aufzuzeigen. Hier habe ich mir sogar die Mühe gemacht, von dem genannten Artikel eine Abschrift herzustellen und gerade zum Thema Hetze gegen Erwerbslose aktuelle Vergleiche ziehen zu können, und damit dieser Artikel im Internet veröffentlicht werden kann. Das Original liegt mir als Beweismittel selbstverständlich vor und kann jederzeit von mir vorgelegt werden. Aus dem Artikel folgendes Zitat: ,1929 erschien auch ein Artikel in der Verbandzeitschrift der Arbeitgeber, der stark an die heutige Diskussion über Sozialmissbrauch als Wurzel allen Übels erinnert. Dort hieß es: ›Durch den Ausbau der Sozialversicherung wird auch der wenig Skrupellose, Dreiste und Arbeitsscheue in die Lage versetzt, sich auf Kosten des Gewissenhaften und Arbeitsamen zu bereichern. So wird unser Wohlfahrtswesen und die Arbeitslosenversicherung vielfach zu einer Prämie für die Trägen, Arbeitsscheuen und Gewissenlosen.‹


    Ein aktueller Vergleich aus dem Jahre 1997, der doch sehr an Hartz IV und Frau Knobel-Ulrich erinnert: ›18. August 1997: Der Präsident der Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände (BDA), Hundt, hat gefordert, Sozial- und Arbeitslosenhilfe zusammenzulegen und zeitlich zu befristen. Die jetzige Möglichkeit zum Bezug von Sozial- oder Arbeitslosenhilfe verführe zum Ausruhen in der sozialen Hängematte, sagte Hundt der neuen Osnabrücker Zeitung. Auch in der Weimarer Republik, in der ebenfalls Millionen von Menschen um jegliche Perspektive gebracht worden sind, wurde so wie heute den Betroffenen die Schuld für ihre Situation zu geschoben. Das Perfide daran, der gezielte Einsatz von Hetzkampagnen, um den Erwerbslosen systematisch die Leistungen zu kürzen bis sie am Verhungern waren. Die Folgen waren dann Adolf Hitler, das Naziregime, die Vergasung von sechs Millionen Juden und der zweite Weltkrieg.‹


    Genau diese Vorgehensweise ist seit Jahren in der Bundesrepublik nicht mehr zu übersehen. Das aktuelle Ergebnis ist die Agenda 2010 und vor allem Hartz IV. Erneut die Einführung von Ausbeutung per Zwangsarbeit, das heißt, Menschen auf dem Niveau von Almosen ohne jeglichen Anspruch auf ein Gehalt und ohne jegliche Zahlungen von Beiträgen in die Sozialkassen arbeiten (ausbeuten) zu lassen. Zwangsarbeit deshalb, weil diese unter der Androhung bis zum Hungertod und der Obdachlosigkeit erzwungen wird. Die Zielrichtung dabei: Arbeitnehmerrechte zu zerschlagen, einen Hungerlohnjobbereich einzuführen und auf breiter Front die Einkommen der Arbeitnehmerschaft zu senken und eine Verelendung von Millionen Menschen voranzutreiben, damit Gewinne der Wirtschaft noch weiter explodieren können.


    Das läuft nicht übersehbar darauf hinaus, dass die Politikerklasse Millionen Betroffene wie in der Weimarer Republik offensichtlich schon wieder verhungern lassen will. Nicht für jeden ist eine Ausgabestelle der Tafel erreichbar, wobei diese inzwischen schon längst an der Belastungsgrenze angekommen sind. Ebenso laufen wieder wie ebenfalls in der Weimarer Republik auf den Ämtern (ARGE) die Schikanen gegen die Betroffenen, um ihnen berechtigte Leistungen von oben her (Bundesarbeitsministerium) angeordnet, zu verweigern.


    So, nun habe ich hoffentlich wenigstens ansatzweise verdeutlichen können, auf welch gefährliches Glatteis sich hier Anne Will mit ihrer Sendung vom vergangenen Sonntag und der Teilnahme von Frau Knobel-Ulrich begeben hat. Tut mir leid, für die Einladung einer solchen Hetzjournalistin wie Frau Knobel-Ulrich kann niemand Verständnis aufbringen und dies ist gleichzeitig als unverantwortlich zu benennen. Damit haben sich Frau Will und ihre Redaktion keinen Gefallen getan. Wird dieses primitive und vor allem gefährliche Niveau einer Frau Knobel-Ulrich fortgesetzt, muss die Sendung wegen Volksverhetzung unverzüglich eingestellt werden.«


    »Die Scheindebatte einer Frau Knobel-Ulrich – faule Arbeitslose und Sozialschmarotzer – ist nicht nur primitivstes Niveau, gefährlich und als zynisch zu bezeichnen, so lange nicht mehr als drei Millionen Menschen (offizielle und gefälschte Zahl) nach wie vor keine menschenwürdige Perspektive angeboten wird. So lange das so ist, bleibt es völlig egal, ob der eine oder andere Arbeitslose angeblich nicht arbeiten will. Es stehen Millionen Betroffene nach wie vor auf der Straße, die gerne einen Arbeitsplatz zu menschenwürdigen Bedingungen sofort einnehmen würden. Ebenso ist es nicht hinnehmbar, einer solchen Frau das Wort zu erteilen, die ausschließlich unter der Verwendung von völlig falschen Fakten Hetze gegen Millionen Menschen betreibt. Der Normalbürger hat schließlich keine Möglichkeit, diese Fakten zu überprüfen.«


    »Es hat vor noch gar nicht so langer Zeit eine politische Periode in Deutschland gegeben, da haben Denunzianten richtig Karriere gemacht. (…. haben u.a. zum Holocaust beigetragen …). Denunzianten sind häufig Soziopathen, die in der Psychiatrie als untherapierbar gelten. Trotzdem hoffe ich, dass Denunzianten und Denunziantinnen nicht wie in der Vergangenheit ihr unsägliches, unheilbringendes, teuflisches Gedankengift unter dem Deckmantel und Vorwand der freien Meinungsäußerung ungestraft verbreiten können.


    Ich bin glücklich, Frau Knobel-Ulrich, dass ich mir meinen Unterhalt durch ehrliche Arbeit erwirtschaften kann und hoffe, niemals (… aus welchen Gründen auch immer …) darauf angewiesen zu sein, mir durch Denunzieren von Menschen Vorteile erhoffen bzw. verschaffen zu müssen.«


    »Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht bei mir nicht mehr, Hartz IV erhalte ich nicht, da meine Frau ein paar Cent zu viel verdient! Dank der neonazistischen Sippenhaft durch Hartz IV, auch Bedarfsgemeinschaft genannt, darf sie als Ehepartnerin für mich aufkommen. Ich bin also vom Wohlwollen meiner Frau abhängig! Gäbe es nicht die Familienversicherung, wäre ich nicht mal krankenversichert! Perspektive in meiner Region gleich Null. Was glauben Sie, wie man sich dann so fühlt, ausgegrenzt und mit unsachlichen Äußerungen wie den Ihren (die schon den Tatbestand der Volksverhetzung erfüllen), verhöhnt! Willkommen in der Realität, Frau Knobel-Ulrich!«


    »Wir, die Aktiven Erwerbslosen in Deutschland, verwahren uns nachdrücklich gegen die Behauptung, wir, die wir betroffen sind, würden ›ganz gut alimentiert‹. Weiter sind wir entsetzt über Ihre offenkundige Unkenntnis verschiedener Fakten, die einer Journalistin, die mehrfach ausgezeichnet wurde, nicht nachzusehen ist.«


    »Ich frage mich auch, wozu diese Desinformation dienen soll; frage mich, wie die Meinung des Berufsverbandes dazu sein wird und frage mich, ob, wie und wann Sie sich ebenso öffentlich für diese Lügen entschuldigen werden?«


    »So lange Frau Will sich nicht ausdrücklich bei uns Hartz-IV-Betroffenen in ihrer Sendung für die Teilnahme von Frau Knobel-Ulrich offiziell entschuldigt und zusichert, dass solch eine Teilnahme zukünftig ausgeschlossen bleibt, werde ich weder an ihrem Blog teilnehmen noch mir ihre Sendung weiterhin zumuten. Und dies gilt nicht nur für meine Person, da kann Frau Anne Will ganz sicher sein.«


    »Für Ihren mutigen Auftritt möchte ich Ihnen gratulieren. Während meiner Berufstätigkeit (Geschäftsleiter) habe ich ähnliche Erfahrungen gemacht wie Sie.«


    »Sie müssen froh sein, wenn Ihnen die betroffenen Menschen keine Morddrohungen anbieten. Lassen Sie sich Ihr Lehrgeld wiedergeben und verschwinden Sie schnellstens aus der Öffentlichkeit.«


    »Wird dieses primitive und vor allem gefährliche Niveau einer Frau Knobel-Ulrich fortgesetzt, muss die Sendung wegen Volksverhetzung unverzüglich eingestellt werden. Wissen Sie eigentlich, was Sie permanent für Unsinn erzählen und schreiben? Haben Sie schon mal selbst gearbeitet?«


    »Es ist einfach skandalös, erstens, wie eine solche meinung überhaupt entstehen kann, und zweitens wie es möglich gemacht wird, dass einer solchen meinung im tv das wort gegeben werden kann, ohne gleichzeitig entsprechende gegenstimmen einzufangen – was z.b. nicht meiner vorstellung von demokratie entspricht! dem hartzer wird die miete in begrenztem rahmen bezahlt, und er erhält seinen schmalen regelsatz, der in einer bedarfsgemeinschaft von weiterer person zu weiterer person zusätzlich gemindert wird. aus der miete versucht sich die arge auch noch zusätzlich rauszuhalten, indem sie möglichst nicht für die betriebskosten aufkommt. kindergeld wird auf hartz iv angerechnet. sozialtickets? nun ja, sind im gespräch. aber auch nur als monatskarten und nicht übertragbar. was soll eine familie damit, die kinder hat? sie kann damit einfach nichts anfangen. auto haben solche familien häufig auch nicht oder nicht mehr. sie sind zu hause einfach festgenagelt. es rückt damit nicht nur eine fahrt ins kino für die kids in weite ferne, es rückt auch der versuch, sich selber wieder besser zu positionieren, in weite ferne. begreifen sie es doch: hartzer sind einfach chancenlos! und so weiter und so fort. das sind die blanken tatsachen. jetzt sind sie aufgefordert, 1 + 1 zusammenzuzählen. und danach sollten sie sich abermals eine stimme bei will geben lassen, um ihren unfug zu widerrufen. über zwölf mio menschen werden es ihnen danken. oder glauben sie immer noch an das märchen von nur dreieinhalb mio arbeitslosen? diese werden von nürnberg zur minderheit erklärt und zu junkies gemacht, damit man für sie keine extrapolitik zu betreiben braucht und man über sie beliebig als verschiebemasse verfügen kann. neben reinen 3,5 mio. hartzern haben wir alleine noch einmal 3,5 mio. aufstocker, die sich ihr hartz erst noch zu verdienen haben. all diese menschen sind chancenlos und ohne zukunft. aber sie, frau doktor, reden das auch noch gut. ich als hartzer und als vater von fünf kindern fühle mich von ihnen ins gesicht geschlagen. Hartz IV ist menschenfeindlich. das gesamte hartz-regime ist menschenfeindlich. Sie selbst sind offenkundig menschenfeindlich. Hartz IV widerspricht dem sinn des gg. und Hartz IV ist im kern laut karlsruhe verfassungswidrig. aber sie scheinen alles gut zu finden. bitte stellen sie sich erneut vors mikrofon und erklären sie, dass sie ein menschenfeind sind – dann ist wenigstens der redlichkeit genüge getan! oder sie entschuldigen sich, weil sie sich geirrt haben!«


    »Ihr Auftritt hat mir sehr gefallen. Aber warum haben Sie nicht darauf hingewiesen, dass die Zahlen zur Kinderarmut nur die statistischen Zahlen sind und nicht die Realität wiedergeben? Hunderttausende von Frauen haben eine Putzstelle und hunderttausende Männer machen anderweitig Schwarzarbeit (Gärten pflegen usw., usw.). Diese Einnahmen tauchen doch in der Statistik nicht auf, da sie nicht versteuert werden.«


    »Nach der gestrigen Sendung Anne Will wollen wir uns endlich mal bei Ihnen bedanken. Dafür, dass Sie eine Journalistin sind, die wirklich noch mit offenen Augen durch diese Welt geht, Klartext redet und sich das auch öffentlich traut. Und das auch noch in den ›Öffentlich-Rechtlichen‹. Wir hätten uns gestern gewünscht, dass Sie öfter zu Wort gekommen wären und dieser Phalanx aus hoffnungslosen Sozialromantikern, Demagogen und ›vom Saulus zum Paulus‹ gewendeten altersschwachsinnigen Politpensionären noch deutlicher gesagt hätten, was hier in diesem Lande wirklich Sache ist. Machen Sie bitte weiter so. Wir freuen uns schon auf Ihre nächsten Filme, die wir stets mit echter Begeisterung schauen. Wir schätzen Ihre Arbeit sehr!«


    Zuschriften nach der Ausstrahlung der Dokumentation Die Hartz-Maschine – Geschäfte mit der Arbeitslosigkeit

    14. November 2011, 23.30 bis 0.15 Uhr ARD


    »Ich finde Ihre Produktion behutsam erzählend, aber an der Wahrheit. Und niemand hat anscheinend großes Interesse daran, dass sich diese Industrie wieder abwickelt oder sich etwas ändert. Meine Frau und ich betreiben kleine Betriebe und sind jeden Tag erschüttert über die Einstellung der Menschen, die wir als Mitarbeiter suchen und nicht finden. Allerdings auch von Kunden, die sich auf das Prinzip ›Ich bin vom Stamme Nimm‹ und ›Geiz ist geil‹ spezialisiert haben. Bitte berichten Sie weiter, wir brauchen diese Mahnungen, aber nicht abends um 23.00 Uhr, sondern zur besten Sendezeit.«


    »All das, was Sie in der Sendung gesagt und mit Ihrem Dokumentarfilm gezeigt haben, erlebe ich seit 1994! In meinem Arbeitsalltag als Arbeitsvermittlerin in einem Jobcenter begegnen mir jeden Tag Menschen (von zehn Kunden sind acht Kunden ›von Arbeit bedroht‹), die mich nicht nach Arbeit fragen, sondern sich nur beklagen, dass der Staat zu wenig Arbeitslosenunterstützung zahlt! Die sich eingerichtet haben und mit der Unterstützung prima leben. Ich habe mich beschimpfen und körperlich bedrohen lassen müssen, wenn ich wegen Ablehnung eines Stellenangebotes eine Sperrzeit aussprechen musste! Meine Kolleginnen und ich könnten Bücher schreiben über: den täglich stattfindenden Leistungsmissbrauch (auch Schwarzarbeit), die Ausreden, warum gerade jetzt rein zufällig Arbeit nicht in die Lebensplanung passt, und über die Ohnmacht, mit der man als Mitarbeiterin der Bundesagentur den Problemkunden gegenübersteht. Es ist immer wieder erstaunlich, wie schnell meine Kunden plötzlich eine kurzfristige Arbeit gefunden haben, wenn man ihnen konsequent eine Trainingsmaßnahme angeboten hat oder versuchte, sie in Arbeit zu vermitteln. Ich hoffe, Sie lassen sich nicht entmutigen!«


    »Erlauben Sie mir, Ihnen meinen Respekt für Ihren Mut zur Berichterstattung zu den großen Mängeln unseres Sozialstaates zum Ausdruck zu bringen. Ein Blick ins Internet zeigt, dass man ja fast gesteinigt wird, wenn man es wagt, sich des Themas kritisch anzunehmen. Die Anspruchshaltung in unserer Gesellschaft und der Neidgedanke haben sich in einem Ausmaß entwickelt, das mehr als besorgniserregend ist. Als Schöffe an einem Gericht bei Jugendstraftaten sehe ich an einer Stelle von vielen, wohin sich das entwickelt.


    Auch die Beiträge der Politik und nicht selten der Talkshow-Verantwortlichen zeigen, dass die Probleme nicht an der Wurzel erkannt und angegangen werden. Deswegen nochmals danke für Ihre Arbeit, die sich genau mit meinen Erfahrungen am Gericht, mit dem Arbeitsamt und im Alltag deckt!


    Ich selbst bin leitender Angestellter in der sogenannten Mittelschicht. Wir sind selten krank, arbeiten viel, sorgen fürs Haus/Familie und sind noch in dem einen oder anderen Verein aktiv. Zu den Freunden gehören ein italienischer Ladenbesitzer, ein amerikanischer Werbeagenturbetreiber in Stuttgart, ein türkischer Ingenieur bei Bosch, ein russlanddeutscher Werkshausmeister und ein schwäbischer Landwirt mit rumänischer Frau. Alle tragen etwas zur Gesellschaft bei und erwirtschaften Steuern. Das Thema Integration ist, wenn wir zusammen sind, nie ein Thema; sie ist einfach da!!! Interessanterweise haben wir alle gemeinsam fast gleiche Ansichten: Wir hören die Problemdiskussionen von mangelnder Bildung und was der Staat noch alles tun muss für Bildung, Integration, Betreuung usw. In den Sendungen sehen und diskutieren wir die Schwachstellen (wenn auch nicht alle!!!) und ändern trotzdem nichts.


    Da steigen die Ausgaben für Arbeit und Soziales in den Haushalten ins Unermessliche. Über rund 120 Mrd. Ausgaben alleine im Bundeshaushalt für den Sozialstaat regt sich kein Mensch auf. Dafür diskutieren wir trefflich über den Bruchteil der Investitionen in Forschung und Bildung sowie die Frage, was mit dem wenigen Geld noch alles Wunderbringendes erreicht werden soll.


    In einer Stuttgarter Zeitung konnte man wie in anderen Medien auch über Kinderarmut lesen, von geschiedenen Familien, denen für zwei Haushalte das Geld nicht reicht. Wer ist verantwortlich? Nein, nicht die Familien bzw. die Eltern, die sich halt nicht mehr lieben und sich jeder alleine verwirklichen wollen zum Nachteil der Kinder! Verantwortlich ist der Steuerzahler über alle staatlichen Ebenen, der für die Familienschicksale aufkommen soll. Als Eltern hat man Verantwortung, auch wenn das Miteinander ab und an schwer ist!


    All diese Grund-Spielregeln für ein erfolgreiches Miteinander gelten in der Gesellschaft an vielen Stellen nicht oder nicht mehr! Wenn in Familien das Kindergeld lieber in Handys und Alkohol investiert wird als in die Unterstützung der Kinder, dann werden viele Maßnahmen verpuffen und nicht fruchten. Warum diskutieren wir wenig die Vorschläge der anerkannten Institute wie des Ifos und die Frage, wer sich wie bei Leistung aus dem sozialen Netz einbringen kann mit Aufgaben! Die vom Nettoverdienst fast auf Sozialhilfeniveau liegende und gut ausgebildete Krankenschwester muss den Boden putzen, weil kaum einer Reinigungsarbeiten im Krankenhaus durchführen möchte.


    Warum diskutieren wir ständig über die Armut der Leistungsempfänger und wenig darüber, wie wir das soziale Netz erwirtschaften, um für Notfälle es zu erhalten? Wer einmal mit Absolventen von Computer-Fortbildungskursen durch Arbeitsamtsmaßnahmen deren erworbenen Kenntnisse erörtert, wird zu 80 Prozent feststellen, dass kaum Wissen erworben wurde. Da wird im Internet gesurft von den ohnehin nicht alle Anwesenden der Kurse. Die Maßnahme verpufft zu einem nicht unerheblichen Teil. Viele fühlen sich nicht in der Pflicht, die angebotene Bildung sich auch wirklich anzueignen!


    Es bleibt immer weniger Geld nominal/real übrig, die eigene Kaufkraft wird spürbar weniger und die Kostenschraube für Energie und Abgaben steigt. Kollegen gehen beruflich mit Familien ins Ausland, um auch den Kindern eine internationale Perspektive zu geben. Die Zahl der steuerzahlenden Mitbürger im Mittelfeld nimmt ab und deren Belastung steigt! Mehr Rentner, wachsender Sozialstaat und weniger Bildung bei der Jugend, die eigentlich bei den Umständen noch leistungsfähiger sein müsste.


    Was soll man den eigenen, engagierten Kindern, die sich in der Schule im guten Mittelfeld um die eigene Ausbildung bemühen, sagen? Da wird durchaus diskutiert, zum Studium und zum Beruf ins Ausland zu gehen, um sich nicht in diese immer ungerechtere Zange des übergeregelten Staates zu begeben. Die Abgabenlast der Zukunft ist doch absehbar; oder aber die sozialen Unruhen, wenn die Leistungen nicht mehr erbracht werden können und echte Armut sich breit macht.


    Wer sich positiv und konstruktiv mit der Zukunft Deutschlands, auseinandersetzen und etwas bewirken möchte, sollte von der Frage wegkommen: was kann der Staat bzw. die arbeitende Bevölkerung für mich tun, sondern wie können wir alle (Leistungsempfänger und z.T. Spitzenverdiener) etwas für das Gemeinwohl tun, ohne Schuldige woanders für die eigene Situation zu suchen? Angebote des Staates und der Steuerzahler sollten die eigenen Bemühungen unterstützen und begleiten! Die Mittel sollten investiver und für die Zukunft eingesetzt werden und weniger nur zum Erhalt des teilweise maroden und wenig dynamischen Systems. Dafür zahle ich auch gerne meine Steuern!


    Solange die Frage diskutiert wird, lieber mehr Geld für Sozialleistungen ohne Arbeit zu bezahlen, als Lohnzuschüsse zu zahlen und so z.B. arbeitslose Jugendliche den ganzen Tag keine Ideen finden, ihre Zeit sinnvoll einzusetzen (siehe auch Kriminalstatistik), solange wird sich die Spirale drehen: Arbeitsplatzabwanderung, sinkende Bildung, weniger Produktivität, Abwanderung der gut ausgebildeten und steuerbelasteten arbeitenden Mitbürger … bis zum Zusammenbruch dieses Staatsgefüges.


    Ich bin wegen meiner Meinung nicht unsozial oder radikal, sondern würde mir wünschen, dass sich bei den gebildeten Kollegen in Politik und Medien der Mut breit macht, mitzuwirken an guten Ideen für die Zukunft. Damit alle und auch meine Kinder in Deutschland auch später eine berufliche und private Zukunft haben, an der sie gerne mitwirken werden, und nicht ins Ausland gehen müssen!!«


    »Wenn es für die Gurkenernte (oder Putzjobs) das gleiche Geld geben würde, wie Sie für Ihre Filme bekommen, dann würden sich auch deutsche Arbeitslose dafür finden. Bedeutet denn arbeitslos zu sein, jeden Drecksjob für eine Aufwandsentschädigung oder ein Taschengeld machen zu müssen? Müsste es nicht eigentlich so sein, dass Drecksjobs besser entlohnt werden, als Lust-Jobs, wie z.B. Reportagen drehen? Oder können Sie Ihre Reportagen nur noch verkaufen, wenn diese möglichst kontrovers den Zeitgeist aufgreifen? Versuchen Sie eventuell nur, persönlichen Profit aus der Lage anderer Menschen zu ziehen?


    Es gibt sicher viele Arbeitslose, die auch Filme herstellen können und wollen. Wie wäre es, wenn Sie den Job teilen? 50 Prozent der Zeit Lust-Job, 50 Prozent Gurkenernte? Wie sieht es aus, treffen wir uns auf dem Feld? Ach, Sie haben ja einen Job, sind hochqualifiziert, sogar mit Doktor, darum ist Gurkenernte für Sie nicht zumutbar? Hab’ ich mir gedacht …Liebe Frau Knobel-Ulrich, denken Sie bitte mal über das Wort Demut nach. Unterlassen Sie ihre unsägliche Hetze gegen Arbeitslose. Sie sind mit dem gleichen blanken Hintern geboren wie die Arbeitslosen, über die Sie multimedial richten. Ich wünsche Ihnen, dass Sie in Ihrem nächsten Leben nicht in einem brasilianischen Slum geboren werden, um als Sexsklavin gewisser Manager zu enden. Liebe MedienmacherInnen, liebe Reportage-Mitwirkende: Ich schlage vor, keine Zusammenarbeit mehr mit dieser Journalistin. Lieber NDR – bitte kein Geld mehr für Frau Knobel-Ulrich. Ich möchte nächstes Jahr zusammen mit ihr Gurken ernten.«


    »Ich muss sagen, dass ich mich trefflich als Hartz-IV-Empfänger dargestellt sah. Dann frage ich mich, was stimmt in den anderen Argen nicht, wenn sich die Betroffenen einfach so zurücklehnen können, um zu schmarotzen. In der Arge Schwerin wird sofort gnadenlos gekürzt. Als Nächstes frage ich Sie, haben Sie schon mal von knapp 350 Euro im Monat gelebt? Glauben Sie mir, es geht nicht, entweder man schafft sich durch Ein-Euro-Jobs oder ABM ein paar Rücklagen oder es wird schwarz gearbeitet oder ganz und gar gegen Recht und Moral verstoßen.«


    »Wieder einmal hat die ARD in vorauseilendem politischem Gehorsam deutlich gemacht, wen sie mit ihrem Bericht vertritt: die vereinheitlichte politische Lobby und die Wirtschaftslobby. Und nicht nur das! Der Bericht macht deutlich, dass sich Stimmungsmache und Hetze auf die Benachteiligten dieser Gesellschaft offenbar günstiger auf die Quote auswirkt als sauber recherchierte journalistische Arbeit.«


    »Bei der Darstellung Ihrer Ein-Euro-Jobs haben Sie nicht darauf hingewiesen, dass dieser zusätzliche eine Euro gar kein Verdienst ist, sondern eine Aufwandsentschädigung, die meist nur zu 70 Cent ausgezahlt wird! Die Einzigen, die an diesem modernen Sklavenhandel verdienen, sind die privatisierten Vermittler, bei denen keine reguläre Arbeit im Anschluss mehr zu vermitteln ist! Warum täuschen Sie die Menschen mit Ihrem Bericht so? …«


    »Ihr Standpunkt, dass viele Hartz-IV-Empfänger nur auf Kosten des Staates leben, ist für mich nur teilweise nachvollziehbar. Sicherlich ist Missbrauch des Sozialstaates ein Thema. Aber ich habe auch viele Menschen kennengelernt, die sich bemühen und trotzdem auf diese Leistung angewiesen sind. Oft sind diese Leute, auch bedingt durch diese Situation, psychisch krank und leiden unter der Ausgrenzung, die sie erfahren. Dieser Aspekt der Diskussion fehlte völlig in den Ausschnitten Ihres Beitrags und in Ihrem Standpunkt in der Diskussion.«


    »Befand ich in der Vergangenheit die Dokumentationen von Frau Rita Knobel-Ulrich eher als unausgewogen, so lieferte die gestrige Dokumentation einen realistischen Rundumschlag auf das System ›Zum Wohle der Langzeitarbeitslosen‹.«


    »Mein Dank an die Redaktion. Aber auch an Frau Rita Knobel-Ulrich für die gelungene Umsetzung. Mich hat dies bewogen, über die CDU- sowie SPD-Homepage, aber auch über die Homepage der Kanzlerin, die nachfolgende Mail zu senden, die ich hier zur Kenntnisnahme hineinkopiere. Ich wünsche Frau Rita Knobel-Ulrich, dass sie nicht müde wird, sich des Themas in genau der Weise anzunehmen, wie sie es hier getan hat. Denn: dieser Wahnsinn muss nach mindestens 20 Jahren Dauergeplapper endlich einmal aufhören. Betrachtet man einmal die öffentlich aufgeheizten Diskussionen vergangener Jahre, z.B. wegen fünf Euro Hartz-IV-Erhöhung, so ist nicht mehr zu verstehen, warum in diesem Land eine still und leise agierende Maschinerie der Geldvernichtung durch die Macher bei der Arbeitsagentur Nürnberg – unaufgeregt und ohne Publikum – vonstatten gehen darf. Garantiert zählen dazu auch noch die bundesweit laufenden Geldvernichtungsmaschinen die da heißen: Initiative 50+ und andere. Der Einfallsreichtum der Agentur für Arbeit ist schier unerschöpflich.


    Frau Bundeskanzlerin, anbei sende ich Ihnen den Link einer Dokumentation der ARD mit dem Titel Die Hartz-Maschine – Geschäfte mit der Arbeitslosigkeit. Falls Ihnen dieser Beitrag nicht bekannt sein sollte, dann wird es Ihnen nach dem Anschauen wahrscheinlich wie mir ergehen. Fassungslosigkeit – obwohl ich zu dem Kreis gehöre, der oft genug diese Idiotie am eigenen Leib erlebt hat und wahrscheinlich weiter erleben wird. Ich beabsichtige nicht, weiter ins Detail zu gehen, denn diese Dokumentation offenbart wesentliche Teile der deutschen Arbeitsmarktpolitik zum Wohle der Langzeitarbeitslosen. Am Ende des Abends wünschte ich mir, dass psychisch Erkrankte in und außerhalb stationärer Einrichtungen die Politik in diesem Land übernehmen sollten. Warum? Weil nicht einmal kranke Hirne auf den Gedanken kämen, sich diese hochgradig kriminellen Methoden zu eigen zu machen, wie es Realpolitiker schaffen.«


    »Was ich im Rahmen Ihres Films gesehen habe, empört mich sehr! Dass bestimmte Qualifizierungsmaßnahmen sehr viel Geld kosten, aber zu nichts führen, das kann man sich sicherlich denken. Dass aber Lebensmittelspenden offenbar im großen Stil der Biomüll-Entsorgung dienen und dass dafür auch noch Spendenquittungen ausgestellt werden, macht mich unglaublich wütend!


    Auch der Aspekt, dass Wohnraum für ›normale‹ Mieter teurer wird, weil Hartz-IV-Gelder zu Mietsteigerungen führen, war mir vorher nicht bewusst. Wenn ich daran denke, wie viel Geld ›Normalverdiener‹ aufwenden müssen, nur um Wohnung und Lebensmittel bezahlen zu müssen, und wenn ich dann sehe, wie einfach es offenbar ist, mittels Hartz-IV über die Runden zu kommen, macht mich das sogar sehr böse. Offenbar muss man ja nicht einmal seine künstlichen Fingernägel schmutzig machen. Man kommt auch so durch, und der Steuerzahler ist am Ende der Dumme. Ihnen ist eine sehr gute Dokumentation gelungen, die, wie Sie bemerken, mich sehr bewegt.«


    »Diese Reportage muss doch einen Aufschrei durch die Republik schicken … Die Versorgung der Hartz-IV-Empfänger gegen Spendenbescheinigung mit Abfall ebenso wie bei dem 45-Jährigen mit ›Rentnerwunsch‹ oder dem jungen Mädchen mit den weißen aufgeklebten Fingernägeln!!! Wissen unsere Politiker eigentlich, wie es in Holland gemacht wird???? Eine Sekretärin einer Handwerkerfirma (Treppenbau) sagte mir, sie arbeiten nur noch mit Polen, Russen und Rumänen (legal), weil die Deutschen nach einem Tag über Rückenschmerzen klagen und krank sind. Zitat: ›Im Osten sind die Wirbelsäulen anders gebaut!‹«


    »Glückwunsch zur Sendung, die mich wirklich fassungslos vor dem Fernseher zurückließ. Einiges hat man ja schon geahnt, aber dass mit Steuergeldern so dermaßen verantwortungslos umgegangen wird, macht einen doch sehr wütend.


    Diese Sendung sollte möglichst oft wiederholt und für sämtliche Fernsehpreise vorgeschlagen werden.«


    »Ihren Beitrag habe ich mit großem Interesse gesehen: Diese Verschwendung von Steuergeldern schreit zum Himmel. Im Dezember 2003 wurde ich arbeitslos. Zwangsweise musste ich eine kaufmännische Qualifizierung mitmachen, die mir nicht nur nicht lag, sondern ich war bereits zu diesem Zeitpunkt höher qualifiziert. Als Referent und Direktionsbeauftragter musste ich seit Jahren Schulungen abhalten und diese auf vorgefertigten oder selbst erstellten PowerPoint-Präsentationen abhalten. In der Versicherungswirtschaft ist die Anwendung von Word und Excel eine der größten Selbstverständlichkeiten. Ebenso der gesamte Umgang mit dem Internet. In Englisch hatte ich den IHK-Abschluss zum Fremdsprachenkorrespondenten, sodass ich den Unterricht mit der Lehrerin gemeinsam abhielt. Aus meiner Sicht absolute Verschwendung von Geldern. Sollten Sie Interesse an weiteren Informationen haben, stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.«


    »Es ist mir ein großes Bedürfnis, Ihnen für den Film Die Hartz-Maschine zu danken. Ich habe ihn mir gerade in der ARD-Mediathek jetzt vollständig angesehen, nachdem ich die Originalsendung nur zufällig im letzten Drittel mitbekommen habe. Ganz große Klasse! Danke! Ich wünsche Ihnen einen Grimme – mindestens.«


    »Wenn ich dann als Betroffene so eine Sendung sehe, wie viele Euros investiert werden und wie viele Menschen in diese Maßnahmen gesteckt werden, die eigentlich gar nicht arbeiten wollen … Meine eigene Aussage als ALG-II-Empfängerin … es geht vielen noch viel zu gut. Getrennt lebend, mit 42 Jahren, einem 18-jährigen Sohn, mit fehlender Berufserfahrung, nicht der deutschen Norm aussehend entsprechend, ohne Pkw etc. … kämpfe ich an allen Fronten, um aus der Maschinerie ›Hartz IV‹ rauszukommen. Was ich Ihnen mit diesem ›Geschreibsel‹ mitteilen möchte, es gibt auch Hartz-IV-, d.h. ALG-II-Empfänger, die arbeiten wollen, und die geschockt sind über viele andere. Vielen Dank fürs Lesen und vielen Dank für Ihre absolut gute Reportage.«


    »Jeder einzelne Langzeitarbeitslose hat es verdient, Unterstützung zu bekommen und dort abgeholt zu werden, wo er sich aus den unterschiedlichsten Gründen gerade befindet – und wenn es sein muss, auch auf Kosten aller – und auch, wenn ein Misserfolg in vielen Fällen nicht auszuschließen ist. Jeder Einzelne, dem es gelingt, durch Bildungsmaßnahmen die persönliche Situation zu verändern, ist es wert.«


    »Ihre Reportage Die Hartz-Maschine kritisiert zwar berechtigterweise und begründet Missstände, als Filmemacherin betreiben Sie dennoch erneut und beabsichtigterweise ein gezieltes Mobbing gegen die von Arbeitslosigkeit betroffenen Menschen und ihre Familien. Über die GEZ-Gebühren finanziert man nun Ihre gezielte, opportunistische und undifferenzierte Hetze. Für Sie wäre wahrscheinlich eine Therapie in Nordkorea (drei Monate mit der Schippe) hilfreicher … aber halt … man könnte Sie ja heute zu ähnlichen Bedingungen in einem Supermarkt billig arbeiten lassen, und das nicht nur symbolisch für einen Ihrer billigen Filmchen, sondern dauerhaft zu den von Ihnen propagierten Niedriglöhnen und Bedingungen. Verschonen Sie künftig die Republik mit Ihren billigen Parolen und tun Sie sich doch mit Professor Sinn zusammen, dem die von mir vorgeschlagene Therapie ja ebenso gut zu Gesicht stünde. Sie wollen, dass andere zu den allerschlechtesten Bedingungen arbeiten und fordern für sich selbst Privilegien, die Sie von all diesen unmenschlichen Bedingungen ausnehmen. Hoffentlich gehen Sie bald in Ruhestand, und dann können Sie ja an der Supermarktkasse die Wartenden mit Ihrer Hetze langweilen.«


    »Vielen Dank für die aufschlussreiche Dokumentation Die Hartz IV Maschinerie. In vielen Punkten gebe ich Ihnen recht, in manchen Punkten habe ich die Sensibilität vermisst. Zum Beispiel der Vergleich mit den Niederlanden: ›Ohne Arbeit kein Geld.‹ … bei uns in Deutschland der Ein-Euro-Job! Hier vermisse ich das Equal-Pay: ›Gleicher Lohn für gleiche Arbeit.‹ … oder sind die Ein-Euro-Jobber nur die Lückenfüller der Nation, diejenigen, die den anderen die unliebsamen Jobs machen sollen und sogar noch dankbar sein sollten? Ich gebe Ihnen mal ein ganz konkretes Beispiel am Arbeitslosen ›Max Mustermann‹. Er ist 54 Jahre alt, gelernter EHK, vertriebserfahren (22 Jahre Außendienst), gute Allgemeinbildung, Berufsausbildung, etc. Leider ist Max Mustermann seit zehn Jahren arbeitslos. Hat Bewerbungstrainings und weitere Fortbildungen (im überschaubaren Rahmen) hinter sich. Max lebt allein in einer zwei-Zimmer-Wohnung. Max erhält vom Jobcenter folgende Unterstützung: Regelsatz 364 Euro, Miete, Nebenkosten und Heizung auch 364 Euro, also zusammen 728 Euro. Darüber hinaus ist Max von der GEZ befreit (ca. 17 Euro mtl.) und für seinen Hund bezahlt er nur ein Viertel der Hundesteuer = 21 Euro/Jahr, gespart also 63 Euro/Jahr = rd. 5 Euro/mtl. Das Jobcenter bezahlt zudem die KV mit ca. 150 Euro mtl. und die PV mit rd. 20 Euro/mtl. Round about erhält Max Mustermann also eine Unterstützung von 920 Euro netto! Max bietet sich bei der örtlichen Kommune als Mitarbeiter in Grünpflege oder Verkehrsaufsicht oder Ähnliches an. Er erhält einen Ein-Euro Job mit einer Vergütung von 1,20 Euro je geleistete Arbeitsstunde (das entspricht mtl. noch einmal rd. 150 Euro, sechs Std./Tag = 21 AT/mtl. Max steigert also sein Einkommen auf 1070 Euro netto/mtl. Jetzt kommt Equal-Pay zutragen. Warum geht die Kommune nicht her und stellt Max Mustermann nicht fest gegen Bezahlung ein? Der Verdienst läge bei ungefähr (TVöD 9 + Zulagen). Da ein Großteil des Hartz-IV-Bezuges bereits von den Kommunen getragen wird, wäre es nur ein ›kleiner‹ finanzieller Schritt zur Festanstellung? Ein weiteres ist mir in der Sendung aufgefallen: ›(sinngemäß), … sich in der sozialen Hängematte ausruhen.‹ Wenn man wie Max Mustermann von Hartz IV leben muss, muss man auch mit dem Geld auskommen. Ein Luxusleben ist das auf keinen Fall. Diese vielen unsinnigen Angebote und Kurse sind m.E. da nur eine Schikane, eine Statistikverbesserung, die nur für Frau v.d. Leyen vorteilhaft ist. Wenn das Geld der unsinnigen Kurse wie im Film gezeigt: Theatergruppe, Nähkurs, Attrappen-Lebensmittelladen gestrichen würde, könnten so locker die Differenzkosten zu o.g. Beispiel finanziert werden. Ansonsten sollte mal drüber nachgedacht werden, wenn solche Projekte schon ausgeschrieben und vergeben werden, dass es sich auch wirklich lohnt. Auch wie im Film gezeigt: Die Lkw-Ausbildung = 100 Prozent Vermittlung in Arbeit – das nenne ich Erfolg! Aber leider ist in Ihrer Dokumentation davon keine Rede! Wäre schön, eine Stellungnahme zu erhalten. Danke.«


    (Rückmeldung von R.K.-U.) »Danke für Ihre Rückmeldung. Nach meiner Beobachtung des Systems in Holland komme ich zu einem gegenteiligen Schluss: dort geht es nicht um Lohndumping. Sogar die Gewerkschaften dort sehen das nicht so, sondern es geht darum, die Menschen, die sich teilweise an das System der dauerhaften Alimentierung gewöhnt haben, wieder in Bewegung zu bringen. Gerade junge Leute mit Mitte zwanzig müssen doch nachdrücklich daran erinnert werden, dass sie Fähigkeiten haben, die sie aktivieren. Es wäre z. B. nicht möglich gewesen, das Museumsgebäude, das sie renoviert haben, mit staatlichen Mitteln zu restaurieren. Ist es nicht besser, etwas Sinnvolles tun, als sie mit überflüssigen und sinnlosen Maßnahmen (Nähkurs oder Supermarkt ohne Kunden) zu quälen? In Hamburger Schulen hat man, weil die Stadt sparen muss, Hausmeisterstellen an einzelnen Schulen abgeschafft. Es gibt fast nur noch Hausmeister, die einen Pool bilden und zentral abgerufen werden. Was ist dagegen zu sagen, dass Langzeitarbeitslose am Eingang der Schule weiterhin ein Auge auf die Kinder haben und Ansprechpartner sind oder alten Leuten helfen, die nicht ins Altenheim wollen und rüstig sind, aber sich nicht mehr imstande sehen, Getränkekisten vier Stockwerke hochzuschleppen oder ihre Wohnung sauberzuhalten? Das ist keine Konkurrenz zum Ersten Arbeitsmarkt, weil das Geld nicht da ist, solche Helfer zu beschäftigen.


    Zumindest könnte man die Anregungen aus Holland hier mal überdenken. Trotz des Booms in den letzten beiden Jahren: die Zahl der Langzeitarbeitlosen hat sich bei uns kaum nach unten bewegt. Ihre Idee, Langzeitarbeitslose fest bei den Kommunen gegen den von Ihnen genannten Aufschlag einzustellen, finde ich interessant. Soweit ich beobachten konnte, spricht dagegen, dass Stellenangebote mit dieser Vergütung (1.000 Euro) oft von Arbeitslosen unter Hinweis darauf abgelehnt werden, dass es sich nicht lohne, für dieses Geld aufzustehen.


    Von der Hängematte habe ich an keiner Stelle gesprochen! Darum geht es auch nicht, sondern um die Frage, wie wir unser Gemeinwesen so organisieren, dass es sich für Menschen wieder lohnt zu arbeiten und sich nicht in einer Parallelwelt einzurichten. Das können wir uns nämlich auf Dauer (demografisches Problem) ohnehin nicht mehr leisten. Natürlich wäre es vernünftig, nur noch Kurse anzubieten, nach deren Abschluss es eine Stelle im Ersten Arbeitsmarkt gibt, wie der Lkw-oder Gerüstbauhelfer-Kurs. Deshalb habe ich am Ende des Films auch auf die Vermittlungsquote hingewiesen. Insofern verstehe ich nicht Ihren Vorwurf, dass davon in der Dokumentation nicht die Rede gewesen sei. Die Zahl haben Sie doch aus dem Film!«


    Feedback des Zuschauers auf meine Antwort:


    »Ooh, erst einmal vielen Dank für Ihre ausführliche Stellungnahme, Frau Dr. Knobel-Ulrich, wie ich sehe, haben wir verschiedene Ansichten, aber das ist nicht weiter schlimm. Jedoch muss ich noch eine unglückliche Formulierung korrigieren. Ich meinte: ›Wenn in einem Kurs, der durch die BA finanziert wird, keine oder nur eine sehr, sehr schwache Vermittlungsquote nachzuweisen ist, sollte dieser Kurs aus dem Leistungsangebot der BA ersatzlos gestrichen werden. Bzw. die Firmen, die solche Kurse der BA vorschlagen, sollten auf jeden Fall eine Quote ›Mindestvermittlungen in den Ersten Arbeitsmarkt‹ garantieren, ansonsten wird der Kurs nicht von der BA bezahlt!«


    »Bei der von Ihnen interviewten privaten Arbeitsvermittlerin Sehnaz Temiz hatte ich mich übrigens unlängst auf eine ausgeschriebene Stelle als Personaldisponent beworben und – ich bin versucht zu sagen – ›natürlich‹ noch nicht einmal eine Antwort bzw. Absage erhalten. Bei Initiativbewerbungen kann ich so ein Verhalten der Arbeitgeber ja noch verstehen, wenn die sich sagen, ›Wir haben den nicht gebeten, sich bei uns zu bewerben und uns damit Arbeit zu machen‹, aber bei Stellenanzeigen von selbsternannten ›Personalprofis‹? Na ja, dann weiß man wenigstens, was man vom dem seitenlangen Gesülze über die Unternehmensphilosophie von PerZukunft zu halten hat.«


    »Ich beziehe mich auf Ihren Film zum oben angegebenen Thema, der am Montag, den 14.11.11, in der ARD ausgestrahlt wurde. Ich war fast zehn Jahre in der beruflichen Weiterbildung tätig, zuletzt als pädagogischer Leiter, und habe zum 30.09.11 die betriebsbedingte Kündigung erhalten. Die meisten Weiterbildungsträger im südwestdeutschen Raum haben massiv Stellen abgebaut. Ich bin insofern verwundert, dass Sie von einem ›Boom‹ in der Branche sprechen. Mit Verlaub, der Weiterbildungsbranche ging es in den letzten 30 Jahren noch nie so schlecht wie zurzeit. Das wird Ihnen jeder Insider bestätigen. Sie haben m. E. in Ihrer Reportage ein Klischee bedient, mit Schlagseite in nur eine Richtung. Ihr gutes Recht, aber es verzerrt dann halt die Gesamtsituation erheblich. Natürlich waren Ihre Beispiele signifikant im Hinblick auf zu erwartende Erträge bzw. nicht zu erwartende Erträge, oder durchaus berechtigt im Hinblick der ›Sinnhaftigkeit‹ von Telefontrainings, Strickkursen etc. Oftmals sind diese Aktivitäten aber nur Segmente eines in sich schlüssigen Gesamtkonzeptes. Ich könnte Ihnen aber auch Hunderte meiner Ex-Teilnehmerinnen und Ex-Teilnehmer benennen, die (teils nach langer Arbeitslosigkeit) entweder in Arbeit vermittelt wurden oder im Rahmen der sogenannten Förderung der beruflichen Weiterbildung (FbW) einer sinnvollen Qualifizierung zugeführt wurden und heilfroh waren, diese Möglichkeit von der Arge auch bekommen zu haben. Ein Beispiel: Gerda, 54 Jahre. Gerda hat bei uns eine Qualifizierung zur Betreuungskraft für demente Menschen gem. § 87b SGB XI absolviert und danach sofort eine sozialversicherungspflichtige Stelle in einem Altenheim gefunden. Vor der Maßnahme war Gerda fast 7 Jahre arbeitslos. Viele der anderen Teilnehmer hatten ähnliche Voraussetzungen. Die Vermittlungsquote nach Beendigung des Kurses lag bei fast 70 Prozent. Milliardengeschäft: Sie beriefen sich in der Reportage immer wieder darauf, dass die Weiterbildungsträger deftige Gewinne machen zulasten der Steuerzahler. Dazu Folgendes: Der Durchschnittslohn eines pädagogischen Mitarbeiters in Vollzeit bei einem Weiterbildungsträger beträgt ca. 2100 Euro brutto im Monat. Wohlgemerkt handelt es sich hier um qualifizierte Pädagogen, Psychologen, Betriebswirte etc. pp. Ich hoffe, Sie sind mit mir d’accord, dass man hier nicht von opulenter Bezahlung sprechen kann und schon eine Menge Altruismus dazugehört, sich für dieses Geld so etwas anzutun. Die Ausschreibungen sind so kalkuliert, dass meist kein Gewinn mehr bleibt für die Weiterbildungsträger. Sie dürfen nicht vergessen, dass bei den Teilnehmermonatssätzen Miete, Verwaltungskosten, BG-Beiträge für Teilnehmer, Investitionskosten (Computer und dergleichen), Umlagen und Personalkosten anfallen. Da die Weiterbildungsträger bei den Ausschreibungsverfahren miteinander in Konkurrenz treten, würde man bei der Kalkulation eines satten Gewinns die Ausschreibung nicht gewinnen. Also glauben Sie mir ruhig, es gibt lohnendere Geschäftsideen als die Gründung eines Weiterbildungsträgers. Ich könnte Ihnen aber Interna aus dem Bereich der Arbeitsagenturen erzählen, da würden Sie wirklich vom Glauben abfallen. Die Weiterbildungsträger sind harmloser, als Sie sich das so einsuggeriert haben. Es geht mir um Gottes Willen auch nicht darum, Sie persönlich anzugreifen, Frau Dr. Knobel-Ulrich. Im Gegenteil, ich bin froh, dass es so couragierte Menschen wie Sie gibt, die den investigativen Journalismus seriös vertreten. Sehen Sie in meinen Darlegungen einfach eine auf der Sachebene zum Teil andere Meinung.«


    »Mit Interesse habe ich eben Ihren oben genannten Sendebeitrag in der ARD gesehen. Er zeigt, wie schlecht unser Staat, im Gegensatz zu den Niederlanden, mit seinen Ressourcen umgeht. Bitte machen Sie weiter so!«


    »Ich möchte mich auf diesem Wege für Ihre hervorragende Dokumentation bedanken. Wirklich toll recherchiert, toll nachgefragt mit Beispielen, die einem die Sprache verschlagen. Unverschämt finde ich nur den Sendeplatz um halb 12 Uhr nachts und werde mich darüber bei der ARD beschweren. Nötig wäre 20.15 Uhr. Zumal die Zuschauer zuvor eine ungeheuer selbstgerechte und anbiedernde Reportage von Herrn Hachtmeister über Peter Hartz ertragen mussten. Bitte machen Sie weiter so!«


    »Sah im Ersten soeben ihr Stück über die ›Hartz-Maschine‹ und möchte Ihnen – obwohl es für mich echt viel zu spät ist – ganz kurz schrei­ben, wie sehr mich Ihr Beitrag bewegt hat. Ich bin selbst langzeitarbeitslos, habe anfangs die Idee der Ein-Euro-Jobs für einigermaßen sinnvoll befunden. Na ja, es mag andere, einige Ausnahmen geben, aber letzthin deckt sich meine Erfahrung mit Ihrem Bericht, dass Hartz-IV-Empfänger für die Beschäftigung der Beschäftigten von Beschäftigungsträgern und den Profit dieser Unternehmen gegängelt und missbraucht werden. Und dass diese Art und Weise von Arbeitsmarktpolitik allein dazu da ist, die betroffenen Menschen davon abzulenken, ihre eigenen Bedürfnisse zu erkennen und ihnen nachzugehen. Ich glaube, kein Mensch will ›asozial‹ und ›faul‹ und aus Prinzip unproduktiv sein. Und das scheinen doch immer noch zu viele Beschäftige aus Arge oder Beschäftigungsgesellschaften von ihrer Klientel zu denken. Ach, ich möchte nun gar nicht so viele Worte machen. Mir hat Ihr Engagement besonders gefallen, z.B. dass Sie aus einem Interview ihr eigenes Erstaunen (»Das ist doch verrückt«) nicht herausgeschnitten haben. Erschütternd die arg- und ahnungslosen Äußerungen so mancher Profi-Beschäftigter, seien es die der Tafel-Frau oder der Theaterkursleiterin! Von dem verlogenen Geschwalle derer, die richtig abzocken, mal ganz abgesehen. Fragen Sie nicht wie, aber ich bin mittlerweile soweit, es mit Captain Picard (Star Trek) zu sagen: Ich arbeite nicht mehr für Geld, nur noch, um mich zu verbessern – auch wenn wir noch nicht im 23. Jahrhundert leben. Aber halt, ich möchte Ihnen nun nicht mein Herz ausschütten, sondern mich einfach ganz herzlich dafür bedanken, wie verständlich und empathisch Sie diese fatale Lage dargestellt haben. Meines vermessenen und romantischen Erachtens nach ließe sich aus Hartz IV als einer Art Grundeinkommen für Bedürftige möglicherweise was Gutes machen – weit ab von Mitnahme respektive Kobra-Effekten aller Art. Ich versuche das für mich, indem ich meine Zeit für mir sinnvoll erscheinende Tätigkeiten (Hausaufgabenhilfe, Suppenküche und so) aufwende und mir die gutgemeinten Förder- und Forderungen der Arge vom Hals halte. Mal traf ich schon im Amt eine Sachbearbeiterin, die das ähnlich sah. Na ja, nun ist sie nicht mehr meine Sachbearbeiterin.


    Sorry, doch etwas länger geworden, wo ich mich doch nur einfach bedanken wollte. Für Ihren Beitrag über ein durch und durch medial unattraktives Sujet, über das ja vermeintlich schon so viel gesagt worden sei. Nee, es stinkt zum Himmel, und wenn da nicht drüber geredet wird, dann wird’s nur noch schlimmer. Sie haben den Deckel mal wieder etwas gelüftet. Grossartig!«


    »Zu der gestern gesendeten Dokumentation von mir (Fallmanager Ü 25 in einem Jobcenter) folgende Äußerung: Chapeau!!!«


    »Ich habe vor Kurzem Ihre Reportage Die Hartz-Maschine gesehen. Sehr großes Lob dafür! Sie haben vieles auf den Punkt gebracht. Als ehemaliger Arbeitsvermittler bei der Arbeitsagentur Schwerin kann ich den Tenor Ihres Beitrages nur unterstreichen. Sinnlose Maßnahmen, die nur zum Abprüfen der Motivation der BA-Kunden dienen, wird es weiterhin geben. Denn anders können Arbeitsunwillige nicht mit Sanktionen belegt werden. Jeder, der arbeiten und beruflichen Erfolg haben möchte, findet mittlerweile auch einen geeigneten Job. Sogar in Mecklenburg-Vorpommern.«


    »Ich habe Ihren Bericht Die Hartz-Maschine – Geschäfte mit der Arbeitslosigkeit im TV gesehen. Ich finde Ihren Bericht teilweise zu polemisch. Ich arbeite seit Jahren als Sozialarbeiter und habe viele Erfahrungen mit Jobcentern und auch der Tafel e.V. in Frankfurt am Main gesammelt und finde, hier fehlt immer auch die andere Seite! Warum schöpft das Jobcenter/der Staat vorhandene Restriktionsmöglichkeiten nicht aus? Warum verlangt man von SGB-II-Empfängern, die besseren Menschen zu sein, wenn das Staatsoberhaupt selbst nicht besser ist?! Der Mitarbeiter im Jobcenter lässt sich von dieser jungen Dame in Ihrem Bericht, die um ihre künstlichen Fingernägel besorgt ist, scheinbar auf der Nase herumtanzen! Er könnte ihr die Leistungen kürzen/einstellen … warum tut er das nicht? Wollten Sie mit 19 Jahren, als ein junger Mensch mit noch vielen Träumen, acht Stunden lang, fünf Tage die Woche für (sehr) kleines Geld Dosen in einem fensterlosen Supermarkt einräumen? Auf diese trostlose Perspektive wäre wohl keiner in unserem Land ernsthaft scharf?! Sie etwa? Man spürt auch in diesem Bericht zum SGB-II sehr stark, dass Ihr wahres Herz für die Stigmatisierung des ›faulen‹ Empfängers von sozialen Transferleistungen schlägt und nicht für Aufklärung, die zeigt, welche Inkonsequenz der deutsche Staat beweist, der sich immer mehr aus seiner sozialen Verantwortung zurückzieht, und der Wirtschaft, die keine Moral kennt, das Feld überlässt, sodass diese auch noch daran verdienen kann. Diese Aussage hätte ich von Ihrem Bericht erwartet.«


    »Ich habe gerade Ihre Doku Die Hartz-Maschine – Geschäfte mit der Arbeitslosigkeit gesehen. Diese war sehr aufschlussreich, obwohl ich vieles schon wusste und vermutete. So war es doch sehr schön, dies einmal gebündelt zu sehen. (Auch wenn es letztlich doch nur einen kleinen Teil dieser Maschinerie darstellt.) Was mich aber doch sehr aufgeregt hat, gerade weil ich das so nicht wusste, war die Geschichte mit den Tafeln. Insbesondere die Abnahmepflicht für verweste Lebensmittel und das mit den sogenannten Spendenquittungen. Geile Doku und bitte weiter so.«


    »Mit Begeisterung habe ich Ihre Reportage Die Hartz-Maschine geschaut. Ich bin selbst Redakteur und finde, dass Sie gute Arbeit geleistet haben. Grüße aus Köln.«


    »Mit Ihrer Reportage haben Sie den Nagel auf den Kopf getroffen. Die Reaktion der Anwesenden hat wieder einmal mehr gezeigt, in diesem Land darf nicht darüber gesprochen werden, dass von denen, die vom normal verdienenden Steuerzahler unterstützt werden, auch etwas erwartet werden muss. Ihre ›Fälle‹ sind keine Ausnahmen. Ihre Kritiker können sich das nicht vorstellen, weil sie mittlerweile so weit von der Basis entfernt sind, dass sie den Blick für die Wirklichkeit verloren haben. Sie haben alle Transferleistungen aufgezählt, die die Armen bekommen. Nun frage ich mich, diese Menschen, da sie ja die Berechtigung haben, sich ihre Lebensmittel von den »Tafeln« zu holen, oder die Kinder in den Schulen verköstigt werden, was machen die mit ihrem Geld? Jeder vermeintlich ›reiche‹ normal verdienende Hausbesitzer muss für Instandhaltung, Versicherungen etc. allein aufkommen und hat am Monatsende weniger in der Tasche als ein Transfereinkommensberechtigter. Die Diskussion sollte auch dahingehend geführt werden, dass diese Menschen auf Kosten anderer Menschen leben. Ich unterstütze unbedingt die Menschen, die ohne eigenes Verschulden in Not geraten sind, aber alles andere geht zu weit, doch das ist in Deutschland, wie an den Reaktionen gestern Abend zu sehen ist, ein Tabuthema.«
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